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(Beginn um 9.01 Uhr.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Einen wunderschönen guten Morgen! Ich darf Sie zur heutigen 9. Sitzung des Wiener Gemeinderats herzlich begrüßen.

Hiermit erkläre ich die Sitzung für eröffnet.

Auch darf ich meiner Hoffnung Ausdruck geben, dass wir bis Sonntag früh wieder zu Hause sein werden, damit Sie die Messe oder andere Ereignisse nicht versäumen, etwa die "Pressestunde" im ORF - an diesem Sonntag mit Herrn Dr Gusenbauer - oder was immer Sie hören wollen. (Heiterkeit.) Bei einer Messe um 9 Uhr geht sich "Gusi" um 11 Uhr aus, das ist kein Problem.

Ich hoffe, dass es am heutigen Tag in dieser etwas aufgelockerten Stimmung weitergehen wird, und ersuche Sie, jetzt wieder formalistisch sein zu dürfen.

Entschuldigt für den ganzen Tag sind Frau GRin Schöfnagel und Herr GR Stark - soweit sie krank sind, wünsche ich ihnen gute Besserung - und entschuldigt für den Vormittag ist Frau GRin Ringler.

Wir kommen zur Fragestunde.

Die 1. Anfrage (PrZ 0022/GM/01-KVP) wurde von Herrn GR Dr Matthias Tschirf gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal gerichtet: Inwieweit wurden Sie als zuständige Stadträtin für Konsumentenschutz im Zuge der Liberalisierung der Strommärkte mit Beschwerden über Stromlieferanten konfrontiert?

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! Einen schönen guten Morgen!

Ich darf Ihnen im Zusammenhang mit der Frage, die an mich gerichtet wurde, sagen: Was immer Sie am Sonntag Vormittag tun werden - "Pressestunde" schauen, oder irgendetwas anderes -, Sie werden es in wohliger, ökologisch produzierter Wärme tun. Denn dies ist in Wien möglich. - Damit komme ich zum ernsthaften Teil der Beantwortung dieser Frage, nämlich zu dem Thema KWK-Zuschlag. Sie fragen mich, was ich als Konsumentenstadträtin dazu sage.

Dieses Thema wurde hier in dieser Runde schon mit dem sachlich zuständigen Stadtrat sowie gestern auch im Zuge der Anfragebeantwortung des Herrn Bürgermeisters behandelt. Dazu werden Sie von mir als Konsumentenstadträtin keine andere Position hören. Denn Ihre Frage impliziert, dass es bei mir viele Beschwerden über den KWK-Zuschlag gäbe. Ich kann Ihnen sagen, das ist nicht der Fall.

Jetzt könnte man sagen, es sei so, weil sich die Leute nicht hinreichend auskennen und das alles noch nicht wissen. Ich glaube das aber nicht. Denn ich war in meiner beruflichen Tätigkeit sehr lange im Konsumentenschutz tätig und weiß von da her, dass das Verständnis von Konsumentenschutz keines ist, das sich ausschließlich auf finanzielle Fragen beschränkt.

Vielmehr ist es so, dass die Wiener Konsumenten und vor allem die Wiener Konsumentinnen - da gibt es nämlich den Umfragen zufolge auch Unterschiede zwischen Männern und Frauen - sehr daran interessiert sind, dass Umweltfragen und gesamtgesellschaftliche Fragen auch auf Preisgestaltungen Einfluss nehmen. Sie legen nicht nur Wert darauf, was ein Produkt kostet - das ist wichtig, keine Frage -, sondern auch darauf, was dieses Produkt selbst darstellt und ob es da inhaltliche Aspekte gibt, die für Verbraucher wichtig sind. Der wichtigste Aspekt ist jener des Umweltschutzes und einer ökologisch orientierten Produktion.

Insofern kann ich die Frage so beantworten, dass ich mit keinen Beschwerden darüber konfrontiert wurde und dass ich aus vielen Diskussionen weiß, dass Konsumenten und Konsumentinnen kein simplifiziertes Verständnis von Konsumentenschutz haben, wonach sie sich nur auf den Preis konzentrieren würden, sondern dass ihnen auch der Inhalt, der dahinter steht, wichtig ist.

Weniger Verständnis gibt es, wenn man als Konsument das Gefühl hat, dass man etwas zahlt und nichts davon hat. Das heißt, wenn Steuern erhöht werden - zum Beispiel, wie es bei der Stromsteuer der Fall war, verdoppelt werden -, dann haben die Verbraucher nach meiner Erfahrung weniger Verständnis, wenn es dazu keinen Hintergrund gibt. Im Zusammenhang mit dem KWK-Zuschlag ist, glaube ich, den Menschen der Hintergrund wichtig.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Die erste Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Tschirf gestellt. - Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Es wundert mich zwar, dass hinsichtlich des KWK-Zuschlags das Konsumentenverständnis ein anderes ist - in Niederösterreich wird das etwa von der niederösterreichischen Arbeiterkammer, auch von Ihren Fraktionskollegen, anders beurteilt -, aber meine Frage bezieht sich auf etwas anderes, nämlich auf die Allgemeinen Geschäftsbedingungen.

Die Allgemeinen Geschäftsbedingungen, die WIENSTROM vorlegt, sehen vor, dass unterschiedliche Kündigungsmöglichkeiten bestehen, einerseits, was WIENSTROM gegenüber dem Kunden betrifft, und andererseits, was den Kunden gegenüber WIENSTROM betrifft. Halten Sie als Konsumentenstadträtin die wenig freundlichen Zuschriften, die man von WIENSTROM bekommen kann - etwa die Drohung, dass der Strom abgedreht wird -, für eine Art und Weise, wie ein Unternehmen mit seinen Konsumenten umgehen sollte?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Mir sind keine diesbezüglichen Beschwerden zugegangen. Im Gegenteil - ich sage ganz ehrlich, zu meiner eigenen Überraschung, weil das ja ein sehr kompliziertes Thema ist -, es haben sich Menschen bei mir gemeldet - ich gebe aber gerne zu, dass es vor allem Geschäftsleute waren - und gesagt: Endlich kümmern sie sich dort um uns, jetzt merkt man, dass sie sich ein bisschen bemühen müssen, sie machen Angebote, man wird angerufen, man wird beraten, man bekommt endlich ein gescheites Service.

Ich gebe aber zu, dass diese Anfragen beziehungsweise Hinweise, die ich bekommen habe, von Unternehmern, insbesondere Kleinunternehmern stammen. Von individuellen Konsumenten habe ich diesbezüglich weder in positiver noch in negativer Hinsicht Beschwerden bekommen.

Allgemeine Geschäftsbedingungen sind für Konsumentenschützer immer ein Gebiet, das - sagen wir es einmal so - die Existenz von Konsumentenschützern lohnt. Das heißt, dort ist es die eine oder andere Frage immer wert, diskutiert zu werden. Aber konkret habe ich darüber keine Beschwerden bekommen. Ich bin überzeugt davon, wir haben in Wien so starke Konsumentenvertretungen - wie den Verein für Konsumenteninformation, die Arbeiterkammer -, dass sie ein sehr genaues Auge darauf haben werden. Mit beiden bin ich in engstem Kontakt und sollte es eine berechtigte Beschwerde geben, haben sie meine 100‑prozentige Unterstützung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die zweite Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr GÜNTHER gestellt. - Bitte.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Ein durchaus zufriedener Kunde der Wiener Stadtwerke hat von den Stadtwerken vor einigen Monaten Informationen über die Strompreisliberalisierung zugeschickt bekommen. In dieser Zusendung war auch eine Informationsnummer angegeben. Er hat versucht, dort anzurufen, um sich zu informieren, aber das ist ihm tagelang nicht gelungen. Irgendwann hat er es dann aufgegeben. 

Jetzt meine Frage: Kann man, wenn einem so etwas passiert, sich an Sie wenden, und in welcher Form werden Sie dann tätig?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich bin an sich, obwohl ich Personalstadträtin bin, nicht für jedes unbesetzte Telefon zuständig, wiewohl ich es für den Konsumenten bedauere, dass er dort angerufen hat und niemand zu erreichen war. Ich bin wirklich nicht für jedes unbesetzte Telefon - während einer oder eine unserer 90 000 Mitarbeiter oder Mitarbeiterinnen vielleicht am Häusel war - zuständig. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Aber nicht wochenlang!) Wenn Sie "wochenlang" sagen, dann bedauere ich das noch mehr. So lange sollte das - wenn es einen Krankheitsgrund gab, dann für den Mitarbeiter, und sonst für den Verbraucher, der angerufen hat - natürlich nicht vorkommen.

Ich möchte vorschlagen, dass man dies in der Direktion, die dort zuständig ist, hinterlegt und dazusagt: Leute, so geht es nicht! - Ich sehe das sehr pragmatisch und habe dazu weniger der politischen Auseinandersetzung, sondern eher dem Menschenverstand entsprechende Vorschläge, nämlich dass man einfach dort anruft und sagt: Hören Sie, dort ist keiner, tun Sie etwas!

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die dritte Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Chorherr gestellt. - Bitte.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Frau Stadträtin!

Nachdem uns die Frage des KWK-Zuschlags in der Tat schon öfters in Fragestunden und Debatten interessiert hat, hat uns gestern der Herr Bürgermeister eine durchaus interessante, neue Facette aufgezeigt. Dazu würde mich Ihre Meinung interessieren. 

Wir haben gestern das Verhältnis und die Verhandlungsqualität zwischen Wien und Niederösterreich diskutiert, und ich habe den Herrn Bürgermeister gefragt, wie sich die von Lhptm Pröll angesprochene Männerfreundschaft zwischen Wien und Niederösterreich in Verhandlungen niederschlägt.

In dieser Richtung möchte ich Sie fragen - weil vielleicht auch Sie Verhandlungen führen -, ob es auch vergleichbare Frauenfreundschaften zwischen Wien und Niederösterreich gibt - Sie führen ja auch im Titel "Integration, Frauenfragen, Konsumentenschutz und Personal" -, damit man über die interessanten Verhandlungen zwischen Wien und Niederösterreich etwas erfährt. 

Meine Frage ist: Was unterscheidet eine Männerfreundschaft wie in den Verhandlungen zum KWK-Zuschlag von einer Frauenfreundschaft?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich ersuche um eine ernsthafte Beantwortung. - Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Oh, ganz bestimmt! - Meine Frauenfreundschaften zu vielen tollen Frauen in Niederösterreich sind jetzt schon bedeutend, werden aber dann, wenn in Niederösterreich nach der nächsten Wahl eine Landeshauptfrau von meiner Fraktion tätig sein wird, noch intimer werden. Dann wird das sicherlich ein noch schöneres Verhältnis werden.

Im Übrigen kann ich zur gestrigen Diskussion nur sagen: Ich freue mich, dass sich die Fragen des Gender Mainstreaming immer weiter und weiter ausbreiten und auch schon Einfluss auf die Anfragebeantwortungen des Herrn Bürgermeisters genommen haben.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die vierte Zusatzfrage wird von Herrn GR Dr Tschirf gestellt. - Bitte.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Stadträtin!

Können Sie uns an dieser Stelle zusagen, dass Sie die Allgemeinen Geschäftsbedingungen von WIENSTROM prüfen lassen, um einem Unternehmen, das ja de facto eine andere Rolle als andere spielt, aufzutragen, dass es tatsächlich Geschäftsbedingungen, die fair sind, einführt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.
Amtsf StRin Mag Renate Brauner: Ich habe es schon gesagt, Herr Kollege. Ich werde mich, da mir persönlich keine Beschwerden vorliegen, mit den Kollegen und Freunden von Arbeiterkammer und Verein für Konsumenteninformation in Verbindung setzen und mich erkundigen, ob das dort der Fall ist. Sollte es berechtigte Beschwerden geben, werde ich mich dieser sicherlich annehmen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Somit ist die 1. Anfrage beantwortet.

Die 2. Anfrage (PrZ 0046/GM/01-KFP) wurde von Herrn GR Josef Wagner gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung gerichtet: Zu der mit 1. Juni 2001 auf Initiative der FPÖ eingeführten allgemeinen Wohnbeihilfe auch für Mieter im privaten Wohnungsbereich haben Sie rund 33 000 Antragsteller erwartet. Wie vielen Antragstellern und mit welchem Gesamtbetrag wurde in den ersten sechs Monaten Wohnbeihilfe gewährt, und wie hoch ist der aus der geringen Anzahl von Antragstellern für 2001 noch zur Verfügung stehende Betrag für Wohnbeihilfen?

Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die allgemeine Wohnbauhilfe und deren Einführung ist in diesem Haus unbestritten als richtige Maßnahmen angesehen. Nun ist es die Frage, wie viele Anspruchsberechtigte es gibt und wie viele von ihnen davon Gebrauch machen. Ich kann Ihnen die Zahlen vom Dezember sagen. 

Es sind nur für den Bereich der allgemeinen Wohnbeihilfe 4 099, insgesamt Wohnbeihilfebezieher exklusive der allgemeinen Wohnbeihilfe 23 795. Rechnet man diese beiden Zahlen betreffend Wohnbeihilfe zusammen, so ergibt das im geförderten und im nichtgeförderten Teil 27 894. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die erste Zusatzfrage wird von Herrn GR Wagner gestellt. - Bitte.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Ich bin jetzt nicht ganz sicher, ob ich Ihre erste Zahl, nämlich 4 099, richtig verstanden habe. Denn das würde bedeuten, dass Sie um fast 29 000 Antragsteller unter den Erwarteten liegen, weil ja diese Zahl von 23 795 den geförderten Wohnbau betrifft. Das würde daher auch bedeuten, dass nur etwas mehr als 10 Prozent der erwarteten Bedürftigen einen Antrag gestellt haben und wir hier eine ähnliche Entwicklung erleben, wie wir sie vom Heizkostenzuschuss her kennen.

Ich frage daher, ob hier nicht doch in der Information etwas schief läuft. Ich weiß schon, dass Sie zahlreiche Inserate mit einem lächelnden Stadtrat schalten lassen. Aber ich frage Sie: Würden Sie eine Information auch zum Beispiel der privaten Hausverwalter und Hauseigentümer, mit der auf diese Wohnbeihilfe aufmerksam gemacht wird, direkt an die Mieter und ohne entsprechende Inserate unterstützen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Ob Inserate oder nicht - ich bin dafür, dass man im Bereich der allgemeinen Wohnbeihilfe zusätzlich auf Information setzt.

Aber noch einmal zu den Zahlen: Wir haben eine Höchstsumme budgetiert, von der wir gesagt haben, es ist zu erwarten, dass wir sie in maximal drei Jahren erreichen werden. Es entspricht den internationalen Erfahrungen mit Schätzungen von Beihilfenbeziehern, dass ein gewisser Prozentsatz die Beihilfen in Anspruch nimmt. Oftmals aber werden sie nicht in Anspruch genommen, weil das öffentliche Klima manchmal von Diskussionen derart geprägt ist, dass jemand, der zwar Anspruch hat, zugleich auch das Gefühl hat, er will sich dafür in der öffentlichen Diskussion nicht - etwa als "Sozialschmarotzer" - beschimpfen oder schlecht behandeln lassen. Solche Diskussionen führen natürlich dazu, dass es weniger sind, die ihr Recht in Anspruch nehmen.

Wenn man also wirklich etwas unterstützen möchte - darin sehe ich für Sie und für uns alle einen Beitrag -, dann ist das die öffentliche Akzeptanz von Beihilfen für Menschen, denen sie als ein Rechtsanspruch zustehen und nicht als irgendeine Art von Zuwendung, für die man sich genieren müsste. Dazu könnten Sie und sicher auch alle anderen gemeinsam mit mir in der öffentlichen Diskussion einen wesentlichen Beitrag leisten, unabhängig von der Information von Hauseigentümern, für die ich bin, unabhängig von Inseraten - mit und ohne Lächeln -, für die ich bin.

Noch einmal zur Zahl: Wenn man eine solche Maßnahme ergreift, muss man wissen, wie viel sie maximal kosten wird. Die Finanzabteilung des Hauses fordert zu Recht, dass sie einen Überblick haben muss, wie sich in den einzelnen Ressorts, wenn etwas eingeführt wird, die Kosten dafür entwickeln können. Da haben wir gesagt, dass nach drei Jahren bei rund 30 000 Wohnbeihilfebeziehern als Obergrenze ein Betrag von maximal 600 Millionen S dafür aufgewendet werden muss.

Nun ist ein halbes Jahr vorbei und es sind jetzt ungefähr 4 100. Die Zahl ist rasant angestiegen. Es waren im Juli etwa 250, und daran zeigt sich, wie steil der Anstieg war. Ich kann es Ihnen auch vorlesen: im Juli waren es 250, im August schon 934. Sie sehen, es ist ein relativ steiler Anstieg erfolgt. Bisher war es nur ein halbes Jahr, und jetzt haben wir ein ganzes Jahr vor uns, in dem die Maßnahme der allgemeinen Wohnbeihilfe gültig sein wird.

Deshalb rechne ich damit, dass die Anspruchsberechtigten im nächsten Jahr wesentlich stärker davon Gebrauch machen werden. Ob wir nach drei Jahren die volle Zahl von 30 000 ausschöpfen werden, hängt, wie gesagt, einerseits mit gezielter Information, aber andererseits auch mit so etwas wie politisch-emotionaler Grundstimmung zusammen. Dazu kann durchaus jeder seinen Beitrag leisten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die zweite Zusatzfrage wird von Herrn GR Ellensohn gestellt. 

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Herr Stadtrat!

Ich muss jetzt trotzdem noch einmal ein bisschen auf diesen Zahlen herumreiten. Im Wahlkampf hat es eher so geklungen: Wir machen das für 33 000 Familien. - So wurde es auch "verkauft". Da hat man nicht gesagt, es dauert ein paar Jahre, bis wir vielleicht 33 000 haben werden. Heuer werden es maximal 4 100 Familien sein, die es betrifft. Vorher hat es eher danach geklungen, dass die SPÖ sehr viel in sehr kurzer Zeit für sehr viele Leute machen wird.

Jetzt kann man zwar von der Grundstimmung reden, die Frage ist aber eher, was man jetzt macht, damit es in Zukunft mehr Leute in Anspruch nehmen können. Nach unseren Erfahrungen ist es so, dass viele Leute kommen und fragen und nicht wissen, dass es diese allgemeine Wohnbeihilfe gibt. An welche Maßnahmen im Bereich der Öffentlichkeitsarbeit wird für 2002 gedacht, um das zu beheben?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Ich stelle noch einmal fest, damit es richtig gesehen wird: Die Zahl der Wohnbeihilfe gilt nicht nur in den privaten Althäusern - dort haben wir sie zusätzlich eingeführt -, sondern sie gilt selbstverständlich auch von jeher im geförderten Bereich. Da zeigt sich ja, dass es im geförderten Bereich im Dezember 23 795 Anspruchsberechtigte waren, sodass eine sehr hohe Zahl von ihnen dies auch in Anspruch nimmt.

Es ist meiner Überzeugung nach eine seriöse Rechnung zu sagen: Ich muss so viel Geld vorsehen, dass genug vorhanden ist, wenn zu demselben Prozentsatz, zu dem im geförderten Bereich Anspruchsberechtigte von ihrem Recht Gebrauch machen, auch Anspruchsberechtigte im privaten Althausbereich ihr Recht in Anspruch nehmen werden. Das heißt, meiner Ansicht nach spricht kein Grund dagegen, dass die Zahl ebenso anwachsen wird, wie sie im geförderten Bereich angewachsen ist.

Mir ist auch völlig klar gewesen - das habe ich in Interviews und Diskussionen immer wieder gesagt -, dass die Einführung einer Beihilfe, bis sie an den Richtigen gelangt - der sich dann zur Einreichung entschließt, vielleicht mit Unterstützung von Freunden, Bekannten, auch Sozialarbeitern oder im öffentlichen Bereich stehenden Menschen, und damit sein Recht wahrnimmt -, ihre Zeit dauert. Sonst hätte ich ja für heuer ein viel höheres Maximalbudget ansetzen müssen. Das habe ich selbstverständlich nicht getan, sondern ich habe es so angesetzt, dass innerhalb von drei Jahren ein Anwachsen auf maximal 600 Millionen S erfolgen wird.

Ich bin aber für jede Unterstützung dankbar und sage, dass es nicht an der Berichterstattung liegt. Natürlich würde sich ein Wohnbaustadtrat freuen, wenn jeden Tag in der Presse, im Radio und im Fernsehen die Rede von der allgemeinen Wohnbauhilfe wäre; damit hätte ich sicherlich meine Freude. Aber es besteht zwischen der Berichterstattung und dem Entschluss, sich zur Einreichung aufzuraffen - auch wenn wir die Unterstützung in allen Bürgerdienststellen und sehr breitflächig angelegt haben -, selbstverständlich ein Unterschied. Dazu bedarf es einer gewissen Mundpropaganda und einer gewissen Information im Kreis der Familien und Betroffenen, auch mit Unterstützung von Bekannten, und dafür sind Beratungen nötig.

Was wir für das nächste Jahr dazu beitragen wollen, betrifft einerseits den Bereich unserer Beilagen, wofür wir in der Öffentlichkeitsarbeit viele Unterstützungen haben, um die allgemeine Wohnbeihilfe noch einmal deutlich zu erklären - wie man einreicht, wen es betrifft - und mit den entsprechenden Daten zu versehen. Andererseits betrifft es auch die Beratungsstellen der Stadt, die immer stärker Menschen, die sozial schwach sind, darauf hinweisen, weil ihnen das Instrument der allgemeinen Wohnbeihilfe immer deutlicher als ein wichtiger Baustein zur leistbaren Miete in unserer Stadt bekannt ist.

Da zähle ich auf die Gebietsbetreuungen - in dieser Hinsicht bereiten wir auch eine Kampagne vor - und natürlich rechne ich da auch mit den Dienststellen der Stadt. Diese tun das auch schon seit Juli, sonst wäre es ja nicht zu dem Anstieg auf 4 000 gekommen. Die Mitarbeit dieser Stellen plus die Öffentlichkeitsarbeit plus das allgemeine politische Klima sind meines Erachtens dazu geeignet, dass die Zahl genauso ansteigen wird, wie das im geförderten Bereich der Fall ist.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die dritte Zusatzfrage wird von Herrn GR Fuchs gestellt. - Bitte.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat!

Viele Familien sind von der allgemeinen Wohnbeihilfe ausgeschlossen, weil die Bemessung dafür das Haushaltseinkommen ist. Dieses setzt sich aus verschiedenen Bestandteilen zusammen. Eine Familienbeihilfe wird nicht zum Haushaltseinkommen dazugerechnet, sehr wohl aber eine Studienbeihilfe. Dadurch werden viele Familien von diesem Anspruch ausgeschlossen.

Ich frage Sie daher, Herr Stadtrat: Werden Sie einer Initiative der ÖVP die Zustimmung geben, dass analog zur Familienbeihilfe auch die Studienbeihilfe nicht dafür anzurechnen ist?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Was das Anrechnen angeht, möchte ich die Sichtweise umdrehen. Es geht darum, dass die Familienbeihilfe - also das Kindergeld, jetzt Karenzgeld - angerechnet wird, damit man dieses Mindesteinkommen erreicht. Das heißt, man sagt etwa, eine Familie braucht bei zwei Erwachsenen und einem Kind ein Mindesteinkommen von beispielsweise 12 000 S; dann ist das Karenz- und Familiengeld auf der einen Seite Bestandteil dieser 12 000 S. Umgerechnet auf 14 Monatsgehälter gibt es dann eigentlich - unter Anführungszeichen - "nur noch" ein Mindesteinkommen von 4 000 oder 5 000 S. Wie dieses Beispiel zeigt, ist das Mindesteinkommen wirklich so niedrig angesetzt, dass dies nur eine Maßnahme ist, um nicht alle 100 000 Studenten, die von ihren Familien her sehr unterschiedliche Möglichkeiten der finanziellen Unterstützung erhalten, im Bereich der Wohnbeihilfe wieder zu finden.

Der Kreis der Anspruchsberechtigten, für den wir unsere Berechnungen vorgenommen haben und für den wir im Rahmen von Maximalbudget und Teilbudgets budgetiert haben, sieht rund 30 000 Bezugsberechtigte vor. Man kann nicht einfach eine Maßnahme derart setzen, dass es auf einmal 130 000 Anspruchsberechtigte gibt, und hoffen, dass keiner davon erfährt. Da ist mir der Weg, den wir gehen, lieber. Wir haben 30 000 Anspruchsberechtigte, wir hoffen, dass alle es erfahren und darum einreichen, und dafür ist auch das Geld vorhanden.

Aber die Initiative, die Sie angesprochen haben, wird durchgerechnet. Wenn es uns von den Anspruchsberechtigten her vertretbar zu sein scheint und wenn es budgetierbar ist, wollen wir im nächsten Jahr diese und auch einige andere Anpassungen und positive Veränderungen einbeziehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die vierte Zusatzfrage wird von Herrn GR Wagner gestellt. - Bitte.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat!

Sie haben zwar die budgetierte Zahl von 600 Millionen S genannt, aber nicht die angefragte Zahl über die bisherigen Aufwendungen. Ich kann das jedoch bei 4 000 Anträgen ungefähr nachrechnen und schätze daher, dass es sich zumindest um 500 Millionen S handelt, die Sie sich erspart haben. Auch wenn die Zahl der Antragsteller steigen wird, bleibt doch ein beträchtlicher Betrag in dem Topf, den Sie an sich für solche Ausgaben budgetiert haben. Ich verstehe daher nicht, warum Sie unseren Antrag, die Mindesteinkommensgrenzen wesentlich zu senken, um diesen Kreis zu erweitern und zusätzliche Informationen zu geben, abgelehnt haben. 

Ich frage Sie daher: Wenn sich die Entwicklung der Antragsteller in den nächsten Monaten nicht rasant nach oben verändert, sind Sie dann bereit, die Einkommensgrenzen zu senken?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Stadtrat.

Amtsf StR Werner Faymann: Erstens zu dieser Zahl - da gibt es überhaupt keine Geheimnisse -: Bei der allgemeinen Wohnbeihilfe beträgt die durchschnittliche Zahl 1 704 S, bei der Wohnbeihilfe im geförderten Bereich sind es im Durchschnitt 1 991 S, die wir auszahlen. Die Anzahl habe ich Ihnen auch gesagt, daher sehen Sie, wie viel wir dafür ausgeben.

Dass wir nicht geglaubt haben, für heuer 600 Millionen S auszugeben - da ich ja gesagt habe, das ist die Maximalsumme, die innerhalb von drei Jahren zu erreichen ist -, ergibt sich schon aus dem Zeitraum von einem halben Jahr. Wenn man eine Maßnahme im Juli einführt und weiß, dass es seine Zeit dauert, bis die Berechtigten davon erfahren, und nur noch das halbe Jahr zur Verfügung hat, dann können Sie mir glauben, dass ich nicht 600 Millionen S habe. Daher habe ich auch nicht umso viel zu viel, wie Sie gerne hätten oder vorschlagen würden, um es zusätzlich auszugeben. 

Wir haben die Mittel, die wir heuer und vielleicht auch im ersten Halbjahr des nächsten Jahres nicht verwenden - unter Anführungszeichen - "müssen", zusätzlich in Sanierungsmaßnahmen gesteckt, aber auch in Bereiche mit steigendem Finanzierungsbedarf - etwa die Bereiche der Jungfamilienförderung und des Eigenmittelersatzdarlehens -, in denen es immer wieder zu unerwartenden Spitzen kommt.

Es ist aber richtig - und das trennt uns in keiner Weise -, wir werden überlegen, dass bei den Mindesteinkommen nicht nur Kindergeld und Familienbeihilfe - wie schon jetzt - dazuzurechnen sind, sondern dass wir außerdem dafür sorgen, dass der Anspruchsberechtigte, der sozial schwach ist und keine Möglichkeit hat, von seiner Familie unterstützt zu werden - gleichgültig, ob Student oder nicht Student - und die Unterstützung für die Wohnung zu bekommen, auch in Zukunft das Geld erhält.

Die Antwort ist daher einfach. Wir wollen eine Nachbesserung und weitere Verbesserung der allgemeinen Wohnbeihilfe schaffen und, wie Sie alle verlangt haben, die Öffentlichkeitsarbeit dazu im neuen Jahr mit vollem Schwung starten. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Somit ist die 2. Anfrage beantwortet.

Wir kommen zur 3. Anfrage (PrZ 0019/GM/01-KSP). Sie wurde von Frau GRin Sandra Frauenberger gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaft und Wiener Stadtwerke gerichtet: Welche Maßnahmen werden von der Gemeinde Wien gegen die steigende Jugendarbeitslosigkeit gesetzt?
Herr Vizebürgermeister, ich bitte um Beantwortung.

VBgm Dr Sepp Rieder: Sehr geehrte Frau Gemeinderätin!

Das Thema der Arbeitslosigkeit und insbesondere der Jugendarbeitslosigkeit beschäftigt uns mittlerweile nicht nur in Landtags- und Gemeinderatssitzungen - und vorweg im Bereich des Kuratoriums und der Vorstandssitzung des Wiener Arbeitnehmer- und Arbeitnehmerinnen-Förderungsfonds -, sondern ist tatsächlich auch zu einem Thema der österreichischen Politik insgesamt geworden. Ich halte es ungeachtet der Tatsache, dass die Bundesregierung erst verhältnismäßig spät auf dieses Thema gekommen ist, für einen positiven Aspekt, dass man sich jetzt generell mit dieser Frage beschäftigt. 

Ich habe bereits gestern in der Landtagssitzung darauf hinweisen können, dass die Bundeshauptstadt Wien und das Land Wien etwa 30 Millionen S ausschließlich dem Thema der Beschäftigungs- und Ausbildungspolitik für Jugendliche und junge Menschen - das betrifft die Altersgruppe zwischen 15 und 25 Jahren - widmet und dass aus diesem Betrag konkrete Projekte erstellt werden sollen. In der Vorstandssitzung am 3. Dezember 2001 wurde von der Geschäftsführung in Akkordierung mit dem Arbeitsmarktservice Wien bereits ein Programm vorgelegt, mit dem eine Reihe von konkreten Projekten beschlossen worden ist.

Das betrifft erstens die Ausbildung zum Sportservicetechniker für die Zielgruppe langzeitarbeitsloser Jugendlicher. Dieses Ausbildungsprogramm startet bereits jetzt im Dezember und umfasst 32 Teilnehmer. Es gibt weiters einen Berufslehrgang für besonders benachteiligte Jugendliche mit 20 Teilnehmern. Die Zielgruppe dafür sind Jugendliche, die keine Lehrstelle gefunden haben. Dieses Ausbildungsprogramm soll im ersten Halbjahr des kommenden Jahres beginnen. Der dritte Punkt ist die Berufsorientierung und Ausbildung mit aktiver Arbeitssuche. Hierbei ist an 80 Teilnehmer gedacht. Die Zielgruppe sind Jugendliche im Alter von 19 bis 25 Jahren, die die Lehre abgeschlossen haben, und Schulabgänger ohne berufliche Erfahrungen beziehungsweise Schulabbrecher. Auch dieses Programm wird bereits im ersten Halbjahr 2002 beginnen.

Viertens geht es um die Durchführung von EDV-Kursen und insbesondere die Ausbildung im Bereich von EDV, Informations- und Kommunikationstechnologie mit einer Teilnehmerzahl von 40 Personen. Zielgruppe sind wiederum arbeitslose 19- bis 25‑Jährige. Der Start wird im April 2002 erfolgen. 

Das Nächste ist Joint Webdesign, Netzwerkadministration und PC-Wartung, auch ein an der modernen Technologie orientiertes Ausbildungsprogramm mit 40 Teilnehmern. Die Zielgruppe sind wieder 18- bis 25‑jährige Personen. Dieses Ausbildungsprogramm startet im Februar des kommenden Jahres. Daneben gibt es eine Reihe von weiteren Projektvorschlägen, über die derzeit beraten wird und für die wir in der nächsten Vorstandssitzung die Genehmigung werden erteilen können.

Das ist der eine Bereich, er umfasst eine spezielle Größenordnung von etwa 20 Millionen S. 10 Millionen S sind für das Projekt nach dem Jugendausbildungs-Sicherungsgesetz reserviert; die von mir schon angedeutete Novelle zum Jugendausbildungs-Sicherungsgesetz ist im November verlautbart worden. Da hat sich der Bund entschlossen, österreichweit - bescheidene, sage ich - 100 Millionen S einzusetzen, und zwar unter der Voraussetzung, dass sich die Bundesländer mit einem gewissen Prozentsatz beteiligen. Ursprünglich war geplant, dass die Bundesländer 50 Prozent übernehmen; offenbar auf Intention anderer Bundesländer ist dieser Wert auf 25 Prozent gesenkt worden.

Wir sind jedenfalls mit dem Arbeitsmarktservice in den Verhandlungen übereingekommen, dass wir mit diesen 10 Millionen S ein volles Volumen gewährleisten können. Nach Stand am 7. Dezember war allerdings für das Arbeitsmarktservice Wien noch nicht bekannt, welche Beträge aus diesen 100 Millionen S in welcher Zusammensetzung dem Arbeitsmarktservice tatsächlich zur Verfügung gestellt werden. - Das ist der zweite Punkt gewesen.

Der dritte Punkt sind spezifische Lehrlingsmaßnahmen. In der ersten Gruppe ging es eher um Maßnahmen, die sich an denjenigen 19- bis 25-Jährigen orientieren, die die Lehre und die Schule bereits absolviert haben. Da geht es um ein spezifisches Lehrlingsprogramm insbesondere nach dem Jugendausbildungs-Sicherungsgesetz und diese Maßnahmen sind am 26. November 2001 angelaufen. Dabei wird es etwa möglich sein, über 600 Jugendliche in einem Lehrberuf auszubilden.

So gesehen, wird es dieses von mir jetzt kurz geschilderte Programm ermöglichen, für rund 1 600 Jugendliche zumindest die Chancen zu verbessern, auf dem Arbeitsmarkt unterzukommen und einen geeigneten Arbeitsplatz zu finden. Eine Garantie ist bekanntlich leider nicht möglich.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die erste Zusatzfrage wird von Frau GRin Dr Vana gestellt.

GRin Dr Monika Vana (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt wird vor allem für junge Frauen immer schlechter. Nicht nur das Arbeitslosigkeitsrisiko junger Frauen steigt, sondern auch im Vergleich der Einkommen von Frauen und Männern sieht es für die Altersgruppe der 15- bis 24‑jährigen Frauen sehr schlecht aus. Für sie beträgt der Einkommensunterschied zwischen Männern und Frauen über 20 Prozent. 33 000 junge Frauen sind bereits atypisch beschäftigt, haben kein existenzsicherndes Einkommen mehr und sind daher schon nahe an der Armutsfalle.

Sie schreiben jetzt im Territorialem Beschäftigungspakt von einer vergleichsweise günstigen Beschäftigungsentwicklung von Frauen. Das ist eine Analyse, die wir GRÜNE nicht teilen. Wir finden die Beschäftigungsentwicklung in Bezug auf Frauen sehr Besorgnis erregend, vor allem die Entwicklung der Einkommen.

Ich möchte Sie jetzt fragen: Welche konkreten Maßnahmen planen Sie über den Schwerpunkt Informations- und Kommunikationstechnologie hinaus, um die Lage von jungen Frauen auf dem Arbeitsmarkt und insbesondere die Lage der atypisch beschäftigen jungen Frauen zu verbessern?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Es ist in der Tat so, dass sich in der letzten Entwicklung der Arbeitslosenzahlen eine wesentlich dramatischere Veränderung bei den Arbeitsplätzen von Männern abzeichnet. Das hängt natürlich damit zusammen, dass bestimmte Branchen wie etwa das Baugewerbe besonders davon betroffen sind; der Anteil der Frauen, die in diesem Bereich tätig sind, ist relativ gering. Das heißt, in der derzeit aktuellen Lage - nicht vom generellen Trend, sondern vom aktuellen Trend her - sind die Männer stärker betroffen.

Das schließt nicht aus - Sie wissen das, weil Sie ja Kuratoriumsmitglied sind -, dass wir uns in der Kuratoriumssitzung des WAFF mit dieser Frage beschäftigt haben. Dort habe ich - genauso wie auch Sie - darauf gedrungen, dass man diesem Akzent, dem Thema der Beschäftigungssituation von Frauen, ungeachtet der aktuellen Entwicklung, weiterhin hohe Aufmerksamkeit widmet. Es finden sich auch im Arbeitsprogramm des WAFF eine Reihe von Projekten, die diesem Thema gewidmet sind. 

Ich kann mich daran erinnern, dass ich in der Kuratoriumssitzung den Beschlusstext dahingehend habe ändern lassen, dass neben der Frage der Jugendarbeitslosigkeit auch die Frage geprüft werden soll, ob noch zusätzliche, frauenorientierte Projekte im Arbeitsprogramm untergebracht werden können.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die zweite Zusatzfrage wird von Herrn GR Fuchs gestellt. - Bitte.

GR Georg Fuchs (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Stadtrat! 

Kürzlich hat Nationalratspräsident Fischer im Rahmen eines EU-Besuchs die Maßnahmen der Bundesregierung zur Bekämpfung der Jugendarbeitslosigkeit als beispielhaft hervorgehoben. Es wurden dafür, wie Sie richtig gesagt haben, sehr rasch 100 Millionen S zur Verfügung gestellt. Selbstverständlich ist das nicht alles, und auch Wien muss dazu seinen Beitrag leisten.

Ich möchte darauf aufmerksam machen, dass Jugendarbeitslosigkeit nur mit Unterstützung von gesunden Betrieben bekämpft werden kann. Gesunde Betriebe dürfen nicht so stark belastet werden. Es gibt jedoch viele Belastungen im Baugewerbe und Baunebengewerbe, vor allem durch verschiedene Gebühren, die die Stadt Wien einhebt.

Ich frage Sie daher: Glauben Sie nicht auch, dass eine einseitige starke Belastung dazu führt, dass die Jugendarbeitslosigkeit verstärkt wird, weil Betriebe viel zu schwach sind?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Ich habe in Gesprächen mit dem Präsidenten der Wirtschaftskammer bisher immer den Eindruck bekommen, dass es nicht ausschließlich oder vorrangig die strukturelle Schwäche der Wirtschaftsunternehmen in Wien ist und dass in den letzten Jahren - das möchte ich auch bestätigen - eine Reihe von Strukturreformen durchgeführt worden ist, die die Stärke der Wiener Wirtschaftsbetriebe deutlich gemacht hat. Daher würde ich diese Kritik an den Wirtschaftsunternehmen in Wien nicht teilen.

Dass es generell wünschenswert wäre, wenn die Steuer- und Abgabenquote in Österreich niedriger wäre, als sie durch die Bundesregierung herbeigeführt worden ist, liegt auf der Hand. Auch dass sich jeder wünscht, dass auf allen Gebieten quasi der andere die Vorreiterrolle einnimmt, verstehe ich. Dass Sie als Mandatar einer Partei, die in der Bundesregierung vertreten ist, ein bisschen einäugig die relativ kleine Auswirkung der Belastungsmöglichkeiten in Wien in keine Relation stellen mit den dramatischen Fragen, die sicher in der Steuerpolitik der Bundesregierung liegen, ist sozusagen durch die parteipolitische Brille bedingt. Das können Sie mir genauso unterstellen, indem Sie sagen: ihr seid auf Bundesebene in Opposition. Ich glaube, das führt uns nicht weiter.

Dass man - durchaus akkordiert - konkret überlegen soll, wie man Unternehmen entlasten kann, halte ich für richtig. Ich bedauere es daher, dass immer wieder zu erkennen ist, dass der Finanzminister an einem derartigen, durchaus auch österreichweiten, gemeinsamen Vorgehen einer Entlastung nicht interessiert ist. Denn jeder Vorschlag, eine Steuerreform zu machen, wird mit dem Hinweis auf das Nulldefizit abgewiesen. (GR Georg Fuchs: Es gibt in Wien ... Belastungen!) Insofern kann ich durchaus meine Bereitschaft erklären: Wenn es eine große, österreichweite Initiative zur Entlastung von Unternehmungen gibt, wird sich die Wiener Politik nicht einer bundespolitischen Initiative zur Steuerreform entziehen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die dritte Zusatzfrage wird von Herrn GR Römer gestellt. - Bitte.

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vizebürgermeister!

Es ist unbestritten, dass weitere Ausbildungen zu einem späteren Zeitpunkt unter Nachholen von Ausbildungen, zu denen man vorher keine Möglichkeit hatte, eine Aufgabe der öffentlichen Hand sind. Auf der anderen Seite ist unbestritten, dass dem dualen Ausbildungsprinzip der Vorzug gegeben werden soll, und zwar gleichzeitig im Betrieb und in der Schule. Das Auffangnetz kann so, wie wir es in den letzten Jahren überall gehabt haben, nur noch als notwendige Ergänzungsmaßnahme - ich würde sagen: als Notmaßnahme - angesehen werden, soll aber nicht der Regelfall werden. Daher muss es unser Bestreben sein, so viele Jugendliche wie möglich in die Betriebe zu kommen. Deshalb ist auch die Frage zu stellen, inwieweit die Gemeinde Wien angesichts der derzeitigen Situation entsprechend aktiv geworden ist.

Ich frage Sie daher: Hat die Gemeinde Wien in diesem Herbst mehr Lehrlinge als in der Vergangenheit aufgenommen, beziehungsweise ist noch daran gedacht, rückständigen Lehrstellensuchenden hier eine Möglichkeit zu geben, sodass zum Teil durch die Gemeinde Wien ein Auffangen stattfinden wird?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ich glaube, eines kann man der Stadt Wien attestieren. Ich kann jetzt Ihre Frage nicht mit auf den Tag genauen Zahlen konkret beantworten - das werden Sie verstehen, es betrifft ein anderes Ressort und ist nicht wirklich unmittelbar vorbereitet worden -, aber im Prinzip kann ich Ihnen sagen, dass in der Stadt Wien über das hinaus, was zur Versorgung des eigenen Bereichs an Ausbildungsplätzen angeboten wird und notwendig ist, Ausbildungssuchende aufgenommen werden. Das ist ein Prinzip, von dem viele Unternehmungen - unter dem Druck der Rationalisierung, sage ich - abgewichen sind. Sie sind eher den entgegengesetzten Weg gegangen, nämlich zu sagen: Wir nehmen nicht einmal diejenigen auf, die wir brauchen, sondern wir schauen, dass wir sie auf dem Arbeitsmarkt ausgebildet bekommen.

Daher gibt es zunehmend das Bestreben, entsprechende Ausbildungsverbünde zu finanzieren und zu fördern. Der WAFF hat ein solches Arbeits- und Förderprogramm in der Vergangenheit für bestimmte Branchen realisiert. Da hat man gesagt, dass es in einzelnen Bereichen das einzelne Unternehmen nicht machen kann. 

Die zweite Frage, die man dabei beantworten muss, ist: Welche Garantie kannst du einem in diesem Bereich Ausgebildeten dafür bieten, dass er auch als Ausgebildeter auf dem Arbeitsmarkt Arbeit finden wird? - Unter diesem Gesichtspunkt bedauere ich einmal mehr - es ist nicht das erste Mal, dass ich diese Kritik erhebe -, was auf Bundesebene geschieht. Dort hat man derzeit bei einem Programm, das 15 000 Beamten-Planstellen weniger vorsieht, eine viel zu geringe Aufnahmekapazität, um wirklich mit gutem Gewissen sagen zu können: Wir bilden in unserem Bereich, in der öffentlichen Verwaltung, mit dem Wissen aus, dass wir im eigenen Bereich nicht alle übernehmen können, aber es gibt ja den Bundesbereich, der das sozusagen übernehmen könnte. Das geht derzeit nicht.

Ungeachtet dessen glaube ich, dass wir uns durchaus herzeigbar verhalten, insbesondere im Vergleich mit allen anderen kommunalen Unternehmungen, Landesverwaltungen oder Gemeindeverwaltungen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die vierte Zusatzfrage wird von Frau GRin Frauenberger gestellt. - Bitte.

GRin Sandra Frauenberger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Wir haben jetzt schon erläutert bekommen, dass die Gemeinde Wien sehr aktiv ist. Mit 30 Millionen S wird 1 600 Jugendlichen eine Zukunftsperspektive gegeben. Schon in der ersten Zusatzfrage ist von Frau GRin Vana auch der Themenbereich der Mädchen und jungen Frauen erörtert worden. Das Problem bei jungen Frauen und Mädchen ist ja, dass sie eigentlich eine sehr eingeschränkte Berufswahlmöglichkeit haben und sich sehr oft auf traditionelle Mädchen- und Frauenberufe konzentrieren.

Meine Frage an Sie lautet konkret: Welche speziellen Maßnahmen setzten wir, um jungen Mädchen und Frauen die Gelegenheit zu geben, eine Zukunftsperspektive zu haben und Zukunftsberufe zu ergreifen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Ich möchte aus dem Arbeitsprogramm des WAFF, das für das kommende Jahr beschlossen worden ist, drei Projekte herausgreifen und hier nennen.

Das ist zunächst "Amandas Matz". Das ist kein neues Projekt, und vor nicht allzu langer Zeit hat ein Festakt stattgefunden, in dem mit Recht auf die Erfolge dieses Projekts hingewiesen werden konnte. Das ist eine arbeitsmarktpolitische Beratungsstelle für erwerbslose und von Erwerbslosigkeit bedrohte Mädchen und junge Frauen. Diese Initiative bietet, wie gesagt, sehr erfolgreich auch Berufs- und Bildungsberatung in neuen Berufen an, es gibt dort Informationen über Leistungen des AMS, Bewerbungstraining und so weiter. Das wird aus dem Budget des WAFF im kommenden Jahr mit 3,7 Millionen S gefördert werden. 

Ein weiteres Projekt ist "Radita", ein Berufsvorbereitungs- und Berufsorientierungskurs für Mädchen aus Migrantenfamilien. Dort liegt ja ein besonders zusätzliches Problem für die Betroffenen vor. Neben der Bereitstellung von Berufs- und Arbeitsmarktinformation wird dort vor allem die sprachliche Qualifikation verbessert, und nach Beendigung des Kurses gibt es auch die Möglichkeit der Nachbetreuung und Berufsbegleitung. Das geschieht mit 1,8 Millionen S aus unserem WAFF-Budget und das Arbeitsmarktservice gibt 3,5 Millionen S dazu.

Weiters verweise ich auf "Matadora": Vorbereitungskurs und Berufsbegleitung für Mädchen in Technik, Handwerk und Ökologie. Damit ist das Ziel verbunden, die von Ihnen angesprochene Enge der Berufswahlmöglichkeit zu durchbrechen. Das Ziel besteht darin, die Chancen von Mädchen und jungen Frauen in handwerklich-technischen Berufen zu verbessern. Daher werden dort bestimmte Fachbereiche durchlaufen, Berufspraktika und Exkursionen sollen einen Einblick in die zukünftige Arbeitsplatzsituation verschaffen. Auch dort ist nach der Kursmaßnahme Unterstützung bei der Suche nach einem Ausbildungsplatz oder der Vorbereitung auf das Aufnahmegespräch vorgesehen. Das wird vom WAFF im kommenden Jahr mit 1,74 Millionen S gefördert und auch da schießt das Arbeitsmarktservice 3,7 Millionen S zu, sodass es ein durchaus ordentliches Paket ist.

Der Gesamtaufwand für den WAFF beträgt rund 5,2 Millionen S. Insgesamt sind es 14,5 Millionen S, die dafür zusammenkommen - eine beachtliche Förderungsschiene!

Ich möchte zum Schluss darauf zurückkommen, dass Herr GR Fuchs nebenbei erwähnt hat, dass es durchaus beachtlich ist, 100 Millionen S aufzubringen. Wenn die Stadt Wien allein für dieses Thema 30 Millionen S aufbringt, der Bund hingegen für ganz Österreich 100 Millionen S, kann ich das Ruhmesblatt der Bundesregierung in dieser Frage nicht sehen. In Wirklichkeit wäre ein Vielfaches des Betrags notwendig! (Zwischenruf des GR Georg Fuchs.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist die 3. Anfrage beantwortet. Ich danke. 

Die 4. Anfrage (PrZ 0018/GM/01-KGR) wurde von Herrn GR Mag Rüdiger Maresch gestellt und ist an die amtsführende Stadträtin der Geschäftsgruppe Umwelt gerichtet: Warum wurde die Leitung der MA 48 nicht öffentlich ausgeschrieben und der neue Leiter nur interimistisch mit einem befristeten Leihvertrag angestellt?

Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Gemeinderat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die MA 48 - Abfallwirtschaft, Straßenreinigung, Fuhrpark - erbringt wesentliche Aufgaben in der Daseinsvorsorge und übt eine zentrale Funktion in der kommunalen Verwaltung aus. Die Aufgabenstellungen der MA 48 ergeben sich aus der Geschäftseinteilung für den Magistrat und betreffen überwiegend Dienstleistungen, die für das tägliche Leben in dieser Stadt von essenzieller Bedeutung sind. Versorgungssicherheit hinsichtlich der Leistungen dieser Dienststelle muss 365 Tage im Jahr und 24 Stunden täglich gewährleistet sein. Das ist daher eine sehr harte Tätigkeit.

Die Abfallwirtschaft ist ein zentraler Punkt der Wiener kommunalen Verwaltung und der Wiener Umweltpolitik. Die Straßenreinigung, der Fuhrpark, die Bedürfnisanstalten decken die täglichen Bedürfnisse der Bürgerinnen und Bürger unserer Stadt. Mit Wintereinbruch wird ferner deutlich, dass nur durch die Leistungen der MA 48 das Funktionieren des Straßenverkehrs in Wien sowie die Sicherheit der StraßenbenützerInnen sichergestellt werden können. Kaum eine andere Dienststelle erfüllt derart vielfältige Aufgabenfelder, die über verschiedene Ansätze verfügen. Darauf können wir stolz sein.

Die Leitungsaufgaben der MA 48 ergeben sich aus der Geschäftsordnung für den Magistrat der Stadt Wien. Die Größenordnung der vom Leiter zu verantwortenden Ressourcen ist im Voranschlag 2002 durch ein Ausgabenvolumen von über 217 Millionen EUR und eine Mitarbeiterzahl von über 3 000 gekennzeichnet. Damit ist die Leitung der MA 48 mit einem Großunternehmen der Privatwirtschaft vergleichbar, sie ist einer der größten Abfallwirtschaftskonzerne Österreichs.

Der bisherige Leiter der MA 48 musste unvorhersehbar und kurzfristig aus gesundheitlichen Gründen aus dem Dienststand ausscheiden. Die Nachbesetzung ist angesichts der oben erwähnten Aufgabenstellung der MA 48 und der enormen Ressourcenverantwortung dringend erforderlich, da sich die MA 48 derzeit in einer Phase struktureller Veränderungen befindet. Ich werde nächste Woche darüber berichten.

Hier sind vor allem dringliche Maßnahmen der Abfallwirtschaft umgehend zu treffen. Auf Basis des Abfallwirtschaftsplans SUP sind die Weichen für die zukünftige Müllbehandlung zu stellen, um den Anforderungen des nächsten Jahrzehnts gerecht zu werden. In Bezug auf die für eine Umwelttechnologie-Offensive anfallenden Investitionen sind wesentliche Entscheidungen zu treffen.

Es liegt auf der Hand, dass die Bedeutung und Verantwortung der Leitungsfunktion der MA 48 im Anforderungsprofil zum Ausdruck kommen muss. Es ist ebenso selbstverständlich, dass die Leitungsfunktion der MA 48 kein Experimentierfeld für Nachwuchs-Führungskräfte beziehungsweise -ManagerInnen sein kann, die mit dem Umweltbereich im Allgemeinen und der MA 48 im Besonderen keine langjährigen und tief gehenden Erfahrungen aufweisen. Die Leitung der MA 48 setzt zweifellos ein langjähriges Erfahrungswissen über die organisatorischen, personellen und finanziellen Strukturen der MA 48, aber auch hinsichtlich der Struktur der Wiener Stadtverwaltung voraus.

Herr OSR Dipl Ing Bortenschlager - um ihn geht es - war von 1986 bis Anfang 1989 Leiter der MA 30 und hat danach die Funktion des Leiters der Gruppe Umwelttechnik und technische Betriebe in der Magistratsdirektion-Stadtbaudirektion ausgeübt. Mit September 1992 wurde Herr OSR Bortenschlager beauftragt, neben seiner Gruppenleiterfunktion bis auf weiteres auch die Leitung der MA 48 wahrzunehmen. Diese Funktion hat er bis Mitte 1993 erfolgreich ausgeübt.

Herr Dipl Ing Bortenschlager kennt die Probleme und Strukturen der MA 48 ausgezeichnet und kann die Leitung dieser Abteilung - im Gegensatz zu allen anderen denkbaren Bewerberinnen und Bewerbern - sofort im vollen Umfang sicherstellen. Das ist mir besonders wichtig. Seine Qualifikation und Erfahrung mit der MA 48 schafft seitens der über 3 000 MitarbeiterInnen der MA 48 und ihrer Personalvertretung sowie seitens der Magistratsführung die notwendige Vertrauensbasis und Akzeptanz, die andere BewerberInnen in dieser Position erst über längere Zeit hätten aufbauen müssen.

Herr Dipl Ing Bortenschlager hat sich als Abteilungsleiter der MA 48 und als für sie zuständiger Gruppenleiter bereits bestens bewährt. Angesichts der bevorstehenden Reorganisation wäre es aus der Sicht der Interessen der Stadt Wien daher geradezu unverantwortlich, die Bereitschaft von Herrn Dipl Ing Bortenschlager auszuschlagen, sofort die interimistische Leitung der MA 48 übernehmen zu wollen. Für diese Bereitschaft bin ich ihm besonders dankbar.

Die Ausschreibung von Dienstposten erfüllt keinen Selbstzweck, sondern hat die Gewinnung des objektiv bestgeeigneten Bewerbers zum Ziel. Wenn nun - wie es in diesem Fall sicher gegeben ist - auf Grund objektiv nachweisbarer Tatsachen ein Bewerber zur Verfügung steht, der die Anforderungen einer Leitungsfunktion ganz offensichtlich am besten erfüllt, und keine BewerberInnen auftreten können, die auch nur annähernd seine Führungsqualitäten und sein Erfahrungswissen um die MA 48 aufweisen könnten, würde eine Ausschreibung gesetzlichen Geboten der Wirtschaftlichkeit und der Zweckmäßigkeit widersprechen und reine Steuergeldverschwendung bedeuten. Der Verwaltungsaufwand einer Ausschreibung und eines Auswahlverfahrens würde bei einer größeren BewerberInnenzahl mehrere 100 000 S kosten.

Der interimistischen Betrauung und der Befristung des Arbeitsleihvertrags bis 31. Dezember 2004 liegt die Zielsetzung zu Grunde, die Betrauung von Herrn Dipl Ing Bortenschlager zum Leiter der MA 48 mit dem Auftrag zu verbinden, innerhalb der vereinbarten Frist eine Optimierung der Strukturen der MA 48 durchzuführen. Gleichzeitig soll diese Zeit dazu dienen, jenen Führungsnachwuchs auch hinsichtlich der Praxiserfahrung in der MA 48 heranzubilden, der nach Ablauf der Frist eine optimale Besetzung der MA 48 ermöglichen soll.

Ich habe daher meine tiefste Überzeugung zum Ausdruck gebracht: Hier geht es um ein transparentes Verfahren. Herr OSR Bortenschlager weist die höchste Kompetenz auf und Management auf höchstem Niveau ist seine Garantie für uns. Ich bin Herrn OSR Bortenschlager dankbar für seine Bereitschaft, diese schwierige Aufgabe in einer schwierigen Zeit des Umbruchs zu übernehmen. Er ist der Garant für die Kontinuität und für die hervorragende Leitung der MA 48. Durch diese Besetzung wird das "Dream Team" der MA 48 sicherlich vollständig. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die erste Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Maresch gestellt. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich muss Ihnen zuerst danken für die wahrhaft ausführliche Erklärung, welche Aufgaben die MA 48 für uns alle täglich wahrnimmt. Aber es ist interessant zu bemerken, dass die MA 48 und die Besetzung dieses wirklich wichtigen Leitungspostens kein "Experimentierfeld" - wie Sie sagen - für angehende Jungmanager sein kann. Andererseits sagen Sie, dass es ein transparentes Verfahren war, wobei ich mich allerdings frage, wo eigentlich das Verfahren geblieben ist.

Jetzt zu meiner Frage: Wie wollen Sie verhindern, dass in dieser Situation und bei diesen aktuellen Besetzungsmodalitäten nicht der Geruch entsteht, dass es roter Postenschacher wäre?
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Es geht hier in keinem Fall um eine Postenschacherei, sondern um ein transparentes Verfahren. Die entsprechenden Verträge sind öffentlich aufliegend und wurden auch entsprechend beschlossen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die zweite Zusatzfrage wird von Herrn GR Klucsarits gestellt. - Bitte.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Da sich Herr Dipl Ing Bortenschlager schon dem Pensionsalter nähert, frage ich Sie: Wie sieht eigentlich die Pensionsregelung in diesem Dienstvertrag aus?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Da es sich hier um einen Arbeitsleihvertrag und nicht um einen Pensionsvertrag handelt, kann ich darüber keine Auskunft geben. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wo es nichts gibt, gibt es nichts.

Die dritte Zusatzfrage wird von Frau GRin Reinberger gestellt. - Bitte.

GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Stadträtin!

Erlauben Sie mir, vorweg ein paar Worte über Dipl Ing Steinbauer zu sagen. Wir bedanken uns recht herzlich für die gute Leistung, die er in dieser riesengroßen und umfangreichen Magistratsabteilung erbracht hat, und wünschen ihm auf diesem Wege baldige Besserung. Es tut uns Leid, dass er so schnell und plötzlich aus gesundheitlichen Gründen in den Ruhestand treten musste.

Nun zu meiner Frage: Meines Wissens ist Herr Dipl Ing Bortenschlager beim Magistrat karenziert. Warum wurde ein Leihvertrag gewählt und nicht ganz einfach die Karenzierung von Dipl Ing Bortenschlager wieder aufgehoben und er in die MA 48 zurückberufen?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin. 

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Entsprechend der Wiener Stadtverfassung sind die Regelungen gemäß §§ 69 und 70 einzuhalten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Bevor ich die vierte Zusatzfrage aufrufe, darf ich eine sehr sachliche Feststellung machen. Wir sind hier in der Fragestunde und nicht in einer Tratschstunde. Ich ersuche darum, den Lärmpegel ein bisschen zu senken. (GR Mag Christoph Chorherr: Aber auch nicht in der Lesestunde!) Wir sind auch in keiner Lesestunde, sondern es geht um eine sehr wichtige Abteilung dieser Stadt, und hier ist meiner Meinung nach eine sehr ausführliche Beantwortung zulässig. 

Die vierte Zusatzfrage wird von Herrn GR Mag Maresch gestellt. - Bitte.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Danke schön für den Hinweis, dass dies keine Lesestunde ist.

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen: Wenn diese Ausschreibung, die eigentlich keine Ausschreibung, sondern eine Besetzung war, öffentlich war, ergibt sich natürlich die Frage, ob andere mögliche KandidatInnen auch davon wussten. Wenn es aber nicht so ist - und das ist jetzt die eigentliche Frage -: Glauben Sie, dass diese Vorgangsweise grundsätzlich MagistratsbeamtInnen oder Menschen, die sich für Führungsfunktionen in Wien interessieren, motivieren kann, sich weiterhin zu bewerben, oder glauben Sie, dass diese Art und Weise nicht Leute eher abschreckt und aus dem Magistrat vertreibt?

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Bitte, Frau Stadträtin.

Amtsf StRin Dipl Ing Isabella Kossina: Ich hoffe, dass eine derartige Vorgangsweise die MitarbeiterInnen des Magistrats sehr wohl dazu motiviert, sich für eine optimale Führung zu bewerben. Herr OSR Bortenschlager ist dafür ein Garant. (GR Günter Kenesei: Wo war es denn ausgeschrieben?)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Somit ist die 4. Anfrage beantwortet.

Die 5. Anfrage (PrZ 0018/GM/01-KVP) wurde von Herrn GR Mag Alexander Neuhuber gestellt und ist an den amtsführenden Stadtrat der Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke gerichtet: In der Tageszeitung "Die Presse" wurden Sie unlängst sinngemäß mit der Aussage zitiert, dass die Stadt Wien nunmehr den Verkauf oder das sale & lease back von gemeindeeigenen Immobilien plane. Nach welchen Gesichtspunkten sollen die vom Verkauf oder verkaufsähnlichen Finanztransaktionen betroffenen Immobilien ausgewählt und bewertet werden?

Bitte, Herr Vizebürgermeister.

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Gemeinderat!

Am 29. Mai 2001 hat der Herr Magistratsdirektor mit Verfügung einen Projektleiter eingesetzt zur Erarbeitung eines Konzepts für die Neuorganisation des Immobilienmanagements der Stadt Wien, das insbesondere die Magistratsabteilungen 23, 32, 40 und 69 betreffen soll. Damit sind schon die Inhalte abgegrenzt, um die es geht.

Ich kann nicht annehmen, dass alle den Erlass kennen, daher darf ich ihn hier mit Einverständnis des Herrn Vorsitzenden kurz wiedergeben; das sagt wahrscheinlich über die Zielrichtung ausreichend viel aus: 

Festlegung der durch das Immobilienmanagement zu erreichenden Ziele in den Bereichen Kundenleistungen, Finanzen, Management - dafür gab es schon Vorarbeiten, auf denen aufgebaut werden konnte und die ich als bekannt voraussetzen kann -; Erarbeitung eines detaillierten Plans für die Schaffung der künftigen Struktur des Immobilienmanagements im Hinblick auf die Besorgung der Aufgaben der Stadt Wien als Liegenschaftseigentümer und als Immobiliennutzer unter Bedachtnahme auf ein sachgerechtes Vermieter-Mieter-Modell; Darstellung der künftigen Entscheidungs- und Ablaufstrukturen, Erarbeitung von Vorschlägen für die zu treffenden Maßnahmen besonders in personeller, räumlicher, technischer und finanzieller Hinsicht sowie in Fragen der EDV; Vorbereitung des Einsatzes von Steuerungs- und Controlling-Instrumenten; Darlegung der Auswirkungen des neuen Immobilienmanagements auf Dienststellen der Stadt Wien.

Das, übertragen auf das Projekt einer Neuorientierung der Holding, die durch das Ausscheiden der Bank Austria eine neue Dimension bekommen soll, ist das Paket.

Die konkrete Frage, die Sie gestellt haben, nämlich welche Grundstücke man da jetzt sozusagen wirklich hereinnehmen kann, ist derzeit nicht beantwortbar. Sehen Sie: Die Tageszeitung "Die Presse" hat am 27. Oktober zum ersten Mal angekündigt, dass es da eine Eurostat-Prüfung geben werde. Am 9.11.2001 war dann schon klar, dass die BIG geprüft wird. Am 11.9.2001 entnehme ich einer Meldung, dass die BIG 5 Prozent ihres Immobilienbesitzes verkaufen will; da war nur noch nicht ganz klar, warum. Klar geworden ist es bei der Meldung vom 23. November: Darin fand sich zum ersten Mal ein Hinweis darauf, dass die Konstruktion der Bundesimmobiliengesellschaft, die für die Erstellung des Nulldefizits des Finanzministers eine nicht unwesentliche Rolle spielt, gefährdet ist, und dabei hat es eine Rolle gespielt, in welchem Umfang diese Rückmietung anerkannt wird und ob damit die Immobiliengesellschaft überhaupt als Ausgliederung anerkannt wird.

Bevor wir nicht die Ergebnisse der Eurostat-Prüfung wissen, wäre es purer Wahnsinn, eine Konstruktion nach dem ursprünglichen Vorbild der BIG in den Raum zu stellen. Das war geplant; jetzt muss man allerdings sagen, dass diese womöglich den Bach hinuntergeht. Damit hat der Finanzminister seine Probleme mit dem Nulldefizit. - Solche hat er jetzt übrigens auch durch mehrere Gerichtsentscheidungen. Sie haben ja heute in den Tageszeitungen gelesen, dass auf Grund eines Gerichtshoferkenntnisses der Immobilienverkauf, der Wohnungsverkauf in diesem Bereich für den Verkäufer um vieles weniger attraktiv ist. Das Zweite ist das Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs zur Energiefrage. Die Begünstigung von produzierenden Großunternehmungen im Gegensatz zu Dienstleistern ist ja vom Verfassungsgerichtshof in die Luft gejagt worden. 

Da gibt es also einige Probleme für das Nulldefizit des Finanzministers. Die BIG aber ist das derzeit größte Problem, und das wollen wir uns nicht übernehmen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Vizebürgermeister. - Die erste Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Neuhuber. - Bitte schön.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister!

Ich gestehe gerne zu, dass ich es aus fachlicher Sicht grundsätzlich für sehr vernünftig halte, sich einmal über das Immobilienmanagement der Stadt Wien Gedanken zu machen und es vielleicht auch neu zu gliedern und neu zu organisieren. In diesem Zusammenhang möchte ich aber auch feststellen, dass es schon erstaunlich ist, dass es hier einen Schwenk gegenüber den letzten Jahren gegeben hat, nicht nur, was das Immobilienmanagement betrifft, sondern auch, was ganz generell die Haltung der Stadt Wien zum Thema Verkauf von gemeindeeigenen Immobilien betrifft.

Können Sie sich, wenn wir die Probleme der BIG jetzt einmal außer Betracht lassen, grundsätzlich vorstellen, dass in Zukunft in vermehrtem Maße Immobilien der Stadt Wien - ich sage jetzt absichtlich nicht "Gemeindebauten" oder "Gemeindewohnungen", sondern "Immobilien der Stadt Wien" - verkauft oder zum Gegenstand ähnlicher Transaktionen, wie "sale & lease back", gemacht werden?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

VBgm Dr Sepp Rieder: Wir reden hier ja miteinander auf Expertenebene, und ich kann daher voraussetzen, dass Sie über die Geschäfte des Wirtschaftsförderungsfonds, unter denen ja auch Grundstücksgeschäfte sind, wo es laufend zu Veräußerungen von Grundstücken zur Förderung von Wirtschaftsunternehmen kommt, Bescheid wissen und dass Sie über den Grundstücksbereitstellungsfonds ebenfalls informiert sind. Es kann daher nur um die Frage gehen, ob es zusätzliche Strategien geben kann, die dazu führen, dass man Grundstücke veräußert. 

Ich denke - und ich habe auch kein Hehl daraus gemacht -, dass man aus dieser Zielsetzung der Immobilienverwaltung heraus auch so etwas wie eine Projektentwicklungsarbeit, wie sie zum Teil für die "Platte" stattgefunden hat - es gibt dafür ja sozusagen einige Vorbilder -, genereller angehen könnte, und unter diesem Gesichtspunkt wäre dann sehr wohl die Frage zu stellen, ob der Immobilienbesitz der Stadt nicht zum Teil das Halten von nicht notwendigen Grundstücken bedeutet, die einen anderen wirtschaftlichen Wert ergeben könnten.

Auf der anderen Seite ist klar, dass jede Veräußerung eines Grundstücks ein Einmalerfolg ist: Damit ist das Grundstück dann sozusagen weg. Das "Versilbern" beziehungsweise das Verkaufen des "Familiensilbers" ist ja bekanntlich nicht beliebig wiederholbar. Daher geht es in diesem Zusammenhang auch um die Frage eines gezielten Vorgehens, bei dem als einer der Gesichtspunkte auch die Tatsache zu berücksichtigen ist, dass Immobilienbesitz etwas ist, von dem in wirtschaftlich schwierigen Zeiten manche sagen, dass man sein Geld am besten in Immobilien anlegt. Es kann also nicht um einen prinzipiellen Ausverkauf gehen - einen solchen haben Sie auch nicht angesprochen -, sondern es bedarf einer klugen Überlegung, wie man sinnvoll, im Interesse auch des Steuerzahlers, mit vorhandenen Grundwerten umgeht, die möglicherweise wirtschaftlich besser genützt werden können.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die zweite Zusatzfrage stellt Herr GR Josef Wagner. - Bitte schön.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Stadtrat! 

Aus Ihrer Antwort habe ich entnehmen können, dass Sie grundsätzlich einen Verkauf von Immobilien - und zwar auch Immobilien im Sinne von Gemeindebauten, im Bereich des sozialen Wohnbaus - nicht ausgeschlossen haben, wobei ich schon zugestehe, dass es sich bei allen mir bisher bekannt gewordenen Verkäufen in dieser Richtung ausschließlich um Liegenschaften handelte, bei denen der Rechnungshof der Stadt Wien empfohlen hat oder "Wiener Wohnen" empfohlen hat, sich von diesen Liegenschaften zu trennen, weil sie nicht ins Konzept passen und so weiter, und bei deren Veräußerung auch keine Nachteile für die Mieter zu erwarten waren und zu erwarten sind. 

Meine Frage ist daher: Können Sie für die Zukunft ausschließen, dass dann, wenn das Lease-back-Verfahren aus finanztechnischer Sicht absolut sicher wäre - aus vertraglicher Sicht ist es das -, Gemeindebauten, Immobilien im Bereich des sozialen Wohnbaus in Form von Lease-back-Verträgen verwertet werden?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich bitte um die Beantwortung.

VBgm Dr Sepp Rieder: Das schließe ich aus, das ergibt auch keinen Sinn. Nach dem, was ich zuvor gesagt habe, wäre das ja ein Bruch in den Überlegungen. Es ist auch nicht Gegenstand der Projektplanung, die ich hier beschrieben habe. Hier kommt eben die MA 17, also "Wiener Wohnen", überhaupt nicht vor. Ich denke - das brauche ich vielleicht auch Ihnen gegenüber nicht zu erklären -, dass der Grundgedanke, von dem wir ausgehen, natürlich überhaupt nichts damit zu tun hat, dass man Bereiche einfach nur sozusagen hinaus verkauft, um sie dann zur Gänze wieder zurückzuleasen. Das ist etwas, was ja offenbar von Eurostat auch grundsätzlich abgelehnt wird, aber es gibt auch grundsätzliche Bedenken gegen eine solche Vorgangsweise. 

Um es noch einmal zusammenzufassen: Das schließe ich mit Garantie aus.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Die dritte Zusatzfrage wird von Herrn GR Dipl Ing Margulies gestellt.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Wenn wir über die Wiener Immobilien ganz allgemein reden, stellt sich immer die Frage: Wissen wir eigentlich, wie viele Immobilien wir tatsächlich besitzen? - Dies zu wissen wäre interessant, wenn man sich mit "sale & lease back" auseinander setzt. 

Ich verhehle nicht: Ich bin nicht unglücklich darüber, dass klargestellt wird, dass die wesentlichen Bereiche für "sale & lease back" überhaupt nicht in Frage kommen, gerade in Wien. 

Dennoch eine ganz konkrete Frage, weil das ja als Information ganz wichtig ist: Lässt sich seitens der Gemeinde Wien jederzeit feststellen, wie viele Immobilien Wien tatsächlich besitzt und welchen Wert diese repräsentieren?

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Stadtrat.

VBgm Dr Sepp Rieder: Quantitativ ist das möglich. Wenn man den Rahmen nicht insofern zu weit setzt, als man alles mit einbezieht, was irgendeiner Gesellschaft gehört, an der die Stadt Wien beteiligt ist, lässt sich das sicher feststellen. Der Grundbesitz der Stadt Wien ist schon aus dem Grundbuch heraus erfassbar. Das ist nicht das Problem.

Der zweite Teil Ihrer Frage ist schwieriger zu beantworten, weil da die Zeitkomponente eine entscheidende Rolle spielt, nämlich die Wertigkeit eines Grundstücks, weil es dabei ja immer auf die Nutzung und auf die Nutzungsmöglichkeit ankommt. Ich spreche jetzt nicht von Umwidmungen, die im Laufe der Zeit natürlich auch eine Rolle spielen, sondern einfach vom Zeitwert, vom Verkehrswert, der sich ja bekanntlich auch am Immobilienmarkt grundlegend verändert. 

Ich würde Ihre Frage also geteilt beantworten:

Ersteres ist möglich, wenn man den Maßstab nicht zu extrem anlegt, wobei der Begriff "jederzeit" sozusagen voraussetzen würde, dass man sich einen automatischen Grundbuchauszug besorgt, was ja vom Eigentümer aus gesehen möglich ist.
Die zweite Frage ist nicht so leicht zu beantworten. Das wäre eben eine der Aufgaben, die ich sehe, nämlich ein Development, also der Versuch, auch zukunftsorientierte Betrachtungsweisen in wirtschaftlicher Hinsicht, aber natürlich auch unter Berücksichtigung sozialer Komponenten zu erstellen.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Die letzte Zusatzfrage stellt Herr GR Mag Neuhuber.

GR Mag Alexander Neuhuber (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vizebürgermeister! 

Da soll noch einmal einer sagen, dass die Politik und Politiker nicht lernfähig wären! Es freut mich wirklich zu sehen, dass auch der politische Mitbewerber offensichtlich mit der Zeit lernen kann, denn Ihre Antwort auf meine erste Frage war fast deckungsgleich mit Pressetexten, die wir noch in der letzten Legislaturperiode zum Thema Immobilienmanagement und -verkauf ausgesendet hatten und hier diskutiert haben. 

Meine zweite Zusatzfrage geht aber noch auf einen anderen Teilaspekt des Immobilienvermögens ein. Wie Sie ja wissen, sind in Kärnten und in Niederösterreich bereits Wohnbaudarlehen verkauft - ich drücke es jetzt einmal einfach aus und sage "verkauft" - worden. In Oberösterreich denkt man ebenso darüber nach. 

Was wird die Stadt Wien in Zukunft mit ihren Wohnbaudarlehen machen? Kann es auch hier zu einem Verkauf kommen?

VBgm Dr Sepp Rieder: Auf Grund der Verhandlungen über den Stabilitätspakt bin ich ziemlich sicher, dass das wirtschaftlich nichts bringt. Der Grundgedanke dabei besteht darin, diese Darlehen zu verkaufen und das Geld, das man dafür bekommt, zinsbringend anzulegen. Wenn wir derzeit davon reden, dass wir uns in einer Niedrigzinsentwicklung befinden, was soll das dann? - Die Absurdität besteht darin, dass bei einer solchen Vorgangsweise eine Wertanlage, nämlich Immobilien, geopfert wird, um sich einen Niedrigzinssatz einzuhandeln. Das halte ich für ein Unterfangen, das unter den gegebenen Bedingungen nicht nur "Eurostat-gefährdet", um das locker auszudrücken, oder laut Eurostat sogar unzulässig ist, sondern auch wirklich ökonomisch keinen Sinn ergibt. Die Stadt Wien wird das sicher nicht tun.

Im Übrigen möchte ich, weil Sie die Lernfähigkeit vorausschicken, abschließend Folgendes sagen: Ich würde mich freuen, wenn die Opposition nicht gewisse Dinge vergessen würde, die sie als Koalitionspartner gefordert hat.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke, Herr Vizebürgermeister. - Die Fragestunde ist somit beendet.

Wir kommen nun zur Aktuellen Stunde (PrZ 8/AG/01). 

Der Grüne Klub im Rathaus hat eine Aktuelle Stunde zum Thema "Die Wiener Stadtbürgerschaft - Ein Gegenkonzept zum Integrationsvertrag" verlangt. Das Verlangen wurde gemäß § 39 Abs. 2 der Geschäftsordnung ordnungsgemäß beantragt.

Ich bitte den Erstredner, Herrn GR Ellensohn, die Aktuelle Stunde zu eröffnen, wobei ich nur sanft anmerke, dass seine Redezeit mit 10 Minuten begrenzt ist. - Bitte schön.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen! Sehr geehrte Herren!

Das ist eine sehr angenehme Situation für einen GRÜNEN, weil wir einen hervorragenden Vorschlag präsentieren können. Wir hoffen und wir denken, dass sehr viele von Ihnen mit dem Vorschlag nicht nur einverstanden sind, sondern diesen Vorschlag in der politischen Arbeit unterstützen werden. 

Worum geht es? - Das Problem ist bekannt: In dieser Stadt - und nicht nur in dieser Stadt, sondern in der gesamten Republik - sind viele Menschen von Gesetzes wegen stark benachteiligt: benachteiligt am Arbeitsmarkt, benachteiligt am Wohnungsmarkt, benachteiligt beim Bezug von sozialen Leistungen, benachteiligt, was das Wahlrecht anbelangt. In Wien trifft das 260 000 Menschen, die aus Staaten wie zum Beispiel der Schweiz, der Türkei oder Brasilien zu uns gekommen sind und die hier nicht dieselben Rechte genießen wie Leute, die hier geboren sind oder aus einem EU-Land zugewandert sind. 

Das Problem verschärft sich momentan durch die Politik der Bundesregierung, die einen so genannten Integrationsvertrag - und ich befürchte, dass dieser Integrationsvertrag in die Annalen eher als "Ausländer-raus-Zwangsmaßnahmenpaket" eingehen wird - beschließen möchte beziehungsweise beschließen wird. Dieser Integrationsvertrag ist das Gegenteil von dem, was sich nicht nur die GRÜNEN, sondern sehr, sehr viele Menschen in dieser Stadt vorstellen. Besonders perfide dabei ist, dass sich die Bundesregierung auf Modelle in Holland beruft, Modelle, die nicht nur um vieles vor den bisherigen österreichischen Gesetzen liegen, sondern die auch wesentlich weiter sind als alles, was wir jetzt schon in Wien haben. 

Wir glauben, dass Modelle, wie sie in Amsterdam oder in vielen Städten in Großbritannien praktiziert werden, auch auf Wien umgelegt werden können, dass es in Wien vieles gibt, was man besser machen kann. 

In diesem Zusammenhang mache ich einen kleinen Abstecher zu einer Presseaussendung. Herr GR Ulm von der Österreichischen Volkspartei, der nach mir sprechen wird, hat in seiner Presseaussendung gesagt: Das sind wieder Ideen von den grünen Weltverbesserern. - Dazu stehen wir auch, denn die GRÜNEN wollen die Welt verbessern, wir wollen die Stadt verbessern! Wenn sich die Österreichische Volkspartei als Systemerhalter im besseren Falle, als Weltverschlechterer im schlechteren Falle versteht, dann ist das nicht mein Problem. Die GRÜNEN stehen für eine Verbesserung dieser Stadt und wir sehen in Wien akuten Handlungsbedarf. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

In Wien ist für 2002 ein Antidiskriminierungsgesetz angekündigt, in Wien ist von der regierenden Sozialdemokratie - und das wurde auch im Wahlkampf oft genug gesagt - ein kommunales Wahlrecht auf Bezirksebene angekündigt. Das sind gute Schritte, auch wenn wir nicht mit jedem Punkt einverstanden sind: Eine Aufenthaltsdauer von acht Jahren, bevor wir zum Wahlrecht kommen, ist völlig indiskutabel. Damit würde es weiterhin drei Kategorien von Menschen in dieser Stadt geben, nämlich die Österreicher, die EU-BürgerInnen und Ausländerinnen und Ausländer aus anderen Staaten dieser Welt. 

Es ist also an der Zeit, in Wien ein neues Modell zu entwickeln, und das nennen wir, das nennen die GRÜNEN die "Wiener Stadtbürgerschaft". 

Was ist die "Wiener Stadtbürgerschaft"? - Es geht dabei im Wesentlichen darum, Gerechtigkeitslücken in dieser Stadt zu beseitigen: Gerechtigkeitslücken im Bereich Wahlrecht, Sozialleistungen und Gemeindewohnungen. Was wir fordern, ist erstens das volle Kommunalrecht auf Bezirksebene, zweitens den gleichberechtigten Zugang zu Gemeindewohnungen und drittens den gleichberechtigten Zugang zur Sozialhilfe und allen sozialen Leistungen, die die Stadt Wien anbietet. Die "Wiener Stadtbürgerschaft" könnte dann mit einem Ausweis versehen werden, ein Vertrag sein - nicht ein Vertrag wie der Integrationsvertrag, das "Ausländer raus!"-Paket der Bundesregierung, der kein Vertrag ist, sondern eine Zwangsmaßnahme, sondern ein Vertrag, an dem zwei Seiten beteiligt sind. 

Ich möchte nur kurz auf die Wohnsituation der Ausländerinnen und Ausländer in dieser Stadt eingehen. Es ist hinlänglich bekannt - und das behaupten nicht die GRÜNEN, sondern das geht aus dem Mikrozensus hervor -, dass die Wohnsituation von Ausländern und Ausländerinnen in dieser Stadt ungleich schlechter ist, als die Situation von Menschen mit einem österreichischen Pass: Sie zahlen mehr für den Quadratmeter - deutlich mehr -, sie wohnen in kleineren Wohnungen und sie sind von einem Drittel der Wohnungen in Wien ausgeschlossen. 

Wir wünschen uns zusätzlich ein Wiener Wohnpaket und in diesem Wiener Wohnpaket wäre eines der ganz großen Anliegen, dass in Bezug auf die zirka 250 Spekulationshäuser in Wien - die Liste wird es erst nächstes Jahr im Frühling geben -, in denen etwa 30 000 Menschen wohnen - das trifft viele andere Leute auch noch -, etwas geschieht. Wir fordern von den regierenden Sozialdemokraten, dass ein Antispekulationsfonds in der Höhe von 11 Millionen EUR, zirka 150 Millionen S, eingerichtet wird und das schleunigst im Budget für das nächste Jahr vorgesehen wird.

Wir glauben, dass wir das Wiener Wohnproblem der Migranten und Migrantinnen lösen können, und zwar relativ zügig, innerhalb von fünf Jahren, innerhalb dieser Legislaturperiode, wenn wir endlich die Öffnung der Gemeindebauten angehen und wenn wir diesen Antispekulationsfonds mit 150 Millionen S beziehungsweise 11 Millionen EUR einsetzen.

Ich habe meine Ausführungen mit der Kritik an der Bundesregierung begonnen. Wir sind aber nicht im Bund, wir sind in Wien. Dieser von den GRÜNEN vorgelegte Vorschlag ist nicht ein Vorschlag, den wir bei einer Pressekonferenz machen und dann verschwindet er wieder, sondern dieser Vorschlag wird von sehr, sehr vielen Leuten in dieser Stadt mitgetragen. Wir hoffen daher, dass eine Einladung zu einem Gespräch erfolgt, dass Roundtable-Diskussionen stattfinden können, dass wir das gemeinsam erarbeiten: die Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen, die GRÜNEN, fortschrittliche christliche Teile in der Österreichischen Volkspartei, die sich nicht nur in der Adventzeit vielleicht auch einmal auf ein paar christliche Grundsätze zurückziehen könnten. Wir laden alle Interessierten in dieser Stadt ein, mit uns, mit den GRÜNEN gemeinsam an einer "Wiener Stadtbürgerschaft" zu arbeiten, die viele Gerechtigkeitslücken, die in dieser Stadt bestehen, endlich beseitigt.

Zum Abschluss führe ich noch einmal aus, wie das genau aussehen soll: 

Der erste Punkt ist das kommunale Wahlrecht auf Bezirksebene - wir reden hier nicht einmal vom Wahlrecht für den Gemeinderat, für den Nationalrat, weil wir das hier nicht beschließen können. Es geht also hier um das kommunale Wahlrecht auf Bezirksebene und das muss schneller gehen, als es in den SPÖ-Vorschlägen, die momentan auf dem Tisch liegen, vorgesehen ist, wo von acht Jahren die Rede ist. Das ist völlig indiskutabel! Wir wünschen uns eine Gleichstellung mit den EU-BürgerInnen, die nach sechs Monaten Aufenthaltsverfestigung in Österreich wählen können. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Als zweiten Punkt wünschen wir uns - und ich habe das an dieser Stelle schon öfters lange und deutlich ausgeführt - die schnelle Öffnung der Gemeindebauten. Es ist nicht einzusehen, warum in dieser Stadt ein Drittel der Wohnungen für Ausländer und Ausländerinnen nicht zugänglich ist. Das ist eine der allergrößten Gerechtigkeitslücken, die die Sozialdemokratie in Wien immer noch nicht beseitigt hat. Das wissen Sie! Dieses Problem ist schon lange bekannt. Wir haben Ihnen viele Vorschläge gemacht, aber die Bewegung in diesem Bereich ist minimal. 

Schließlich geht es noch um den gleichberechtigten Zugang zur Sozialhilfe für Leute, die diese Töpfe auch alle mitfinanzieren. Wir möchten da nicht jedes Mal alles vorrechnen müssen, Sie kennen die Zahlen alle, es liegt alles auf dem Tisch. 

Die "Wiener Stadtbürgerschaft" ist - und da hat Herr GR Ulm von der Österreichischen Volkspartei völlig Recht - ein Beitrag zur Weltverbesserung, zur Stadtverbesserung. Sie ist ein Beitrag zu mehr Gerechtigkeit in dieser Stadt, und wir hoffen, dass sehr viele Leute in dieser Stadt mit uns gemeinsam diesen Weg gehen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Für weitere Wortmeldungen bringe ich in Erinnerung, dass sich die Damen und Herren des Gemeinderats nur einmal zum Wort melden dürfen und ihre Redezeit mit 5 Minuten begrenzt ist.

Als nächster Redner hat sich Herr GR Dr Ulm zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Wolfgang Ulm (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich hatte an dieser Stelle schon mehrfach die Gelegenheit, darauf hinzuweisen, dass die Integrationspolitik der SPÖ herzlos, polemisch und gefährlich ist. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Na Servus!) Aber die Integrationspolitik der GRÜNEN, die ist unehrlich! (Beifall bei der ÖVP und ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Sie ist insbesondere dann unehrlich, wenn Sie die Einführung einer "Stadtbürgerschaft" verlangen und eigentlich etwas ganz anderes wollen. Wenn Sie dieses andere wollen, dann würde ich Sie bitten, das dem Bürger auch zu sagen und ihm nicht Sand in die Augen zu streuen. 

Wie ich Ihre Pressepapiere gelesen habe, erinnerte mich das spontan an Jörg Mauthe und an einen seiner berühmtesten Romane, nämlich "Die große Hitze". Darin geht es um die "Verösterreicherung" der Welt, wie manche von Ihnen wahrscheinlich wissen werden. 

Was Sie wollen, ist genau das Gegenteil: Sie wollen die Verweltlichung von Österreich. Sie wollen die Abschaffung der Staatsbürgerschaft, Sie wollen die Abschaffung des Österreichers! (Beifall bei der ÖVP und Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GR Mag Rüdiger Maresch: ... ein Scherz!)

Kein anderer Schluss kann aus Ihrer Argumentation gezogen werden als dieser, denn Sie wollen die umfassende Gleichstellung aller Österreicher und aller Ausländer hier in dieser Stadt. Sie berücksichtigen nicht, dass es ein sachlich gerechtfertigtes Unterscheidungskriterium gibt, nämlich die Staatsbürgerschaft: das Rechtsinstitut der Staatsbürgerschaft als Anknüpfungspunkt für unterschiedliche Regelungen - etwas, was durchaus Sinn macht. In vielen Bereichen, dort, wo es gerechtfertigt ist, gibt es ja gleiche Regelungen: Selbstverständlich haben auch Ausländer Anrecht auf eine Pension, selbstverständlich haben auch Ausländer Anrecht auf Arbeitslosengeld, wenn sie arbeitslos geworden sind, selbstverständlich nehmen sie teil an unserer Gesundheitssicherung, selbstverständlich nehmen sie teil am Bildungswesen und am Schulwesen. (GR Günter Kenesei: Ihr seid ja großzügig!)

Aber es gibt natürlich Dinge, bei denen unser Rechtssystem auf die Staatsbürgerschaft abstellt. Wenn Sie eine völlige Einheit haben wollen, eine völlig gleiche Regelung auch in Angelegenheiten wie Sozialhilfe en détail oder im Bereich des Wahlrechts - die Wehrpflicht erwähnen Sie in diesem Zusammenhang interessanterweise nicht (GR Johannes Prochaska: Das ist bezeichnend!) -, dann gibt es nur einen gültigen Schluss, den man daraus ziehen kann: Sie wollen das Rechtsinstitut der Staatsbürgerschaft abschaffen. (GR Günter Kenesei: Wer hat denn das gesagt?) Und damit schaffen Sie den Staatsbürger ab, damit schaffen Sie den Österreicher ab! - Ein anderer Schluss ist aus Ihrer Argumentation nicht zu ziehen, sehr geehrte Damen und Herren! (Beifall bei der ÖVP.)
Sie wollen in Zukunft nicht mehr an eine Staatsbürgerschaft anknüpfen, es gibt also keine Staatsbürger mehr, sondern Sie beziehen sich nur noch auf das Bundesgebiet. Wer sich also dann innerhalb dieser Grenzen des Bundesgebiets aufhält (GR Günter Kenesei: Menschen! Menschen!), solche Menschen werden Sie dann in Zukunft haben, und die bezeichnen wir dann, Herr Kollege Kenesei, vielleicht am besten als "alle im Bundesgebiet", "alle legal im Bundesgebiet Aufhältige", zum Beispiel als "ALIBAs": "alle legal" - oder Ihrer Meinung nach auch illegal - "im Bundesgebiet Aufhältigen". Dann haben wir halt statt Österreichern "ALIBAs". (GR Günter Kenesei: Weltbürger haben wir dann!) 

Dagegen habe ich überhaupt nichts einzuwenden, aber ich sage Ihnen etwas: Sie tun den Österreichern nichts Gutes und Sie tun auch Türken nichts Gutes und Sie tun Bosniern nichts Gutes und Sie tun Griechen nichts Gutes, wenn Sie ihnen diese nationale Identität nehmen! (GR Günter Kenesei: Die sind in der EU! Die sind seit geraumer Zeit in der EU!) Ich bin nicht für Nationalismus und schon gar nicht für die übersteigerte Form des Chauvinismus - das ist ja überhaupt keine Frage -, aber nehmen Sie ihnen nicht ein Stück Identität auf Grund ihrer Zugehörigkeit zu einer Nation! Diese Menschen sind das sehr gerne, sie sind stolz darauf, einer Nation anzugehören! - Auch Herr Kollege Kenesei ist ein begeisterter Fußballfan, und er denkt ja auch nicht etwa daran - oder vielleicht denkt er daran? -, die Nationalmannschaft abzuschaffen! (Zwischenrufe der GRe Günter Kenesei und Mag Christoph Chorherr.) - Das wäre in der jetzigen Situation aber vielleicht gar kein besonderer Nachteil! Ja, das hätte schon etwas für sich! (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) 

Aber was wirklich wichtig ist, ist, dass die Nation und die Zugehörigkeit dazu natürlich mit Geborgenheit, mit Sicherheit und mit Heimat zusammenhängt, und das soll man nicht nehmen. Eine Nation ist Rechtsgemeinschaft, ist Solidargemeinschaft, ist Wertegemeinschaft, in die soll man sich einfinden, in die soll man sich integrieren, und das braucht seine Zeit. Ich denke, dass zehn Jahre ein angemessener Zeitraum sind, um diese Zugehörigkeit zu dieser Nation, zu diesem Staate zu erreichen. Wir als ÖVP, als Heimatpartei (Ironische Heiterkeit bei den GRÜNEN.) - keine Frage! -, werden für die Österreicher darauf achten, ihnen diese Heimat zu erhalten (GR Günter Kenesei: Heimatlieder!), und für die Ausländer - und das ist ganz wichtig! - sind wir genauso da: Für sie werden wir darauf achten, dass sie die Chance erhalten, in Österreich und mit Österreich eine neue Heimat bekommen zu können. (Beifall bei der ÖVP und Heiterkeit bei Gemeinderäten der GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Redner ist Herr GR Strache.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Werte Damen und Herren!

Die Überschrift der heutigen Aktuellen Stunde trifft den Nagel auf den Kopf hinsichtlich dessen, was die GRÜNEN letztlich wollen. Ihr Inhalt ist nämlich "Stadtbürgerschaft" als ein Gegenkonzept zur Integration. (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) Wenn man die Überschrift liest, dann weiß man, was die GRÜNEN wollen. (GR Günter Kenesei: ... selektive Wahrnehmung!) In Wirklichkeit geht es den GRÜNEN nämlich nicht um die Anliegen der in dieser Stadt lebenden Zuwanderer, sondern sie versuchen, sie bewusst zu benützen, sie bewusst letztlich auch als Spielball in dieser Stadt zu benützen. - Das gilt es eingangs schon festzustellen.

Der Integrationsvertrag der Bundesregierung hat natürlich ganz klar und deutlich die Integration als Ziel vorgegeben und nicht das, was Herr Ellensohn hier wieder hineininterpretiert - weil es natürlich nicht in sein ideologisches Konzept passt, dass Zuwanderer hier in diesem Land integriert werden. 

Für uns ist das selbstverständlich ein wesentliches Anliegen. Wir mussten aber schon im letzten Wahlkampf 2001 miterleben, dass das Staatsbürgerschaftsrecht in Frage gestellt worden ist. Wir mussten miterleben, dass von Ihrer Fraktion, aber auch von Seiten der Sozialdemokraten, das Wahlrecht für Drittstaatsangehörige andiskutiert wurde, obwohl diese Frage massiv die Verfassung berührt. Es ist auch so, dass mit dieser Diskussion der Ausländermitbestimmung das Staatsbürgerschaftsrecht erstmals wirklich konkret in Frage gestellt wird. (GR Mag Christoph Chorherr: "Raus aus der EU!"? ...!)
Solange Sie sich aber am Staatsbürgerschaftsrecht orientiert haben, haben Sie sich durchwegs auch der Methode der Einbürgerungen - nämlich der raschen und vorzeitigen - bedient. Da hat man in den letzten Jahren 60 Prozent aller Einbürgerungen allein in dieser Stadt vorgenommen, obwohl wir nur ein Fünftel der Bevölkerung Gesamtösterreichs aufweisen. Man sieht hier durchaus die Schieflage, die sich bei den Einbürgerungen im gesamtösterreichischen Vergleich ergeben hat. 

Aber was steht hinter dieser Programmatik der SPÖ und der GRÜNEN, das Wahlrecht von Angehörigen von Drittstaaten zu fordern? - Nicht von EU-Bürgern, denn da haben wir es schon, das haben Sie richtig gesagt, Herr Klubobmann Chorherr (GR Mag Christoph Chorherr: Und da ist es okay?), und da ist es okay. Ich erkläre Ihnen auch gleich, warum es da okay ist: weil das auf dem Grundsatz der Gegenseitigkeit beruht. Das ist eben der Grundsatz der Gegenseitigkeit im völkerrechtlichen Sinn: dass nämlich wir als Österreicher in allen anderen Ländern der Europäischen Union - wenn wir uns etwa in der Bundesrepublik Deutschland oder in Frankreich oder in England ansiedeln - selbstverständlich auch ein Wahlrecht besitzen. 

Dieses völkerrechtliche Prinzip der Gegenseitigkeit hat eben hier einen Sinn, den gibt es hier. Den gibt es aber nicht im Bereich dessen, was Sie verlangen. 

Das, was Sie fordern, widerspricht aber nicht nur dem völkerrechtlichen Grundsatz der Gegenseitigkeit, sondern es widerspricht, darüber hinausgehend, auch der österreichischen Bundesverfassung. Diese spricht nun einmal vom Bundesvolk, von den Landesbürgern und den Staatsbürgern als dem Souverän in unserem Staat und Land. Das ist entscheidend! Deshalb versuchen Sie mit Ihrer Forderung offensichtlich auch, die Verfassung auszuhöhlen. Das wird aber nicht gelingen! Das ist auch auf Bezirksebene sehr wohl ein Verfassungsproblem und wird auch beim Verfassungsgerichtshof einzuklagen sein, sollten Sie wirklich versuchen, dieses Vorhaben auf Bezirksebene umzusetzen.

Das Wahlrecht stellt nun einmal ein ureigenes Interesse und Recht des Staatsbürgers dar. Das ist überall auf dieser Welt so, egal ob ich in die Türkei oder in irgendein anderes Land auswandere. Selbstverständlich ist es so, dass man auch in der Türkei nur als Staatsbürger ein Recht hat zu wählen und auch gewisse Rechte und Pflichten hat. 

Genauso ist das auch bei uns. Das ist ja nichts Verwerfliches, sondern eben ein Grundrecht, das weltweit - wenn Sie schon von Weltbürgerschaft gesprochen haben - existiert. Wir stehen auf der Welt ja bitte nicht alleine da mit diesen Staatsbürgerschaftsrechten, die es bei uns gibt!

Natürlich ist es auch wichtig, das aufrechtzuerhalten und diesen Wert als solchen auch darzustellen. Er stellt eben auch eine Identität dar und natürlich macht es Sinn, dass wir versuchen, die Menschen, die zu uns gekommen sind und heute als Zuwanderer hier leben, zu integrieren. Das ist das Entscheidende! Am Ende der Integration soll nun einmal die Staatsbürgerschaft stehen. Wenn die Staatsbürgerschaft dann nach zehn Jahren vom Zuwanderer dementsprechend beantragt wird und dann auch verliehen wird, dann ist er auch ein vollwertiger Bürger, nämlich Staatsbürger, in unserem Land und hat dann die gleichen Rechte. Das ist auch das Ende der Integrationsstufe. 

Mit dem Integrationsvertrag kommen wir eben erstmals in diesem Land auf jenen Punkt, dass wir endlich auch unterscheiden zwischen integrationswilligen Zuwanderern und integrationsunwilligen Zuwanderern. Das ist das Entscheidende!

Ich möchte hier zum Abschluss noch einmal das Beispiel des österreichischen Hauses festhalten - denn ähnlich ist es auch beim Wohnrecht -: Die Staatsbürger sind nun einmal die legitimen Eigentümer des Hauses Österreich. Selbstverständlich ist es so, dass wir in diesem Haus Österreich auch Gästezimmer haben, dass wir als Eigentümer aber entscheiden können, wen wir als Gast in unser Gästezimmer aufnehmen. Selbstverständlich machen wir das auch und haben das auch in den letzten Jahren immer wieder gemacht, nämlich außerhalb des Asylrechts - ich betone das - zu 98 Prozent bei Wirtschaftsflüchtlingen! 

Nur: Jetzt sind wir bei jenem Stand angelangt, bei dem wir es nicht mehr verkraften können, einfach eine unbegrenzte Zuwanderung vonstatten gehen zu lassen. Wenn ein Gast, der sich bei uns aufhält und von uns aufgenommen wurde, sich eben nicht an die Rechte halten will, die es in dieser Hausordnung, in diesem Staat gibt, dann muss er sich natürlich auch Reglementarien gefallen lassen, die, so wie im Integrationsvertrag festgehalten, dass er im schlimmsten Fall auch damit zu rechnen hat, dass er die Aufenthaltsbewilligung verliert. Das ist ein legitimes Recht der Staatsbürger und wir als Freiheitliche Partei werden dieses Heimatrecht, das ein Menschenrecht ist, selbstverständlich auch in der Zukunft klar und deutlich verteidigen und schützen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist nun Herr GR Dr Stürzenbecher.

GR Dr Kurt Stürzenbecher (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Ich kann der heutigen Diskussion insofern einen positiven Aspekt abgewinnen, als man wieder darauf hinweisen kann, dass der Integrationsvertrag der Bundesregierung ein Integrationsdiktat ist.

Zum konkreten Vorschlag der GRÜNEN auf "Stadtbürgerschaft" muss ich sagen, dass das ein sehr symbolischer Vorschlag, eine symbolische Politik ist. Ich schätze mehr die reale und tatkräftige Politik der Wiener Stadtregierung, die reale und tatkräftige Politik der StR Brauner, die die tatsächlichen Verhältnisse und die Lebensumstände der Menschen in dieser Stadt tatsächlich verbessert. (Beifall bei der SPÖ.)

Das ist, glaube ich, um vieles besser als eine rein symbolische Forderung, von der ich glaube, dass sie nicht ausreichend durchdacht ist, und bei der ich nicht weiß, in welchem Verhältnis die "Stadtbürgerschaft" zum Artikel 6 B-VG steht, in dem die Staatsbürgerschaft und übrigens auch die Landesbürgerschaft geregelt sind. Mir scheint das also eine unausgegorene Idee zu sein.

Über die einzelnen Forderungen muss man diskutieren; man muss überhaupt über Integrationspolitik diskutieren. Kollege Strache hat gesagt - zwar nicht jetzt, aber in der Aussendung -: Für die FPÖ steht die Integration von Ausländern im Mittelpunkt, nicht die Forderung, sie möglichst früh mit einer Sonderzahl an Rechten auszustatten. 

Dazu muss ich schon sagen: Ich weiß jetzt nicht, was die "Sonderzahl" ist, aber ohne Rechte ist natürlich auch Integration nicht möglich. (GR Heinz Christian Strache: Welche Rechte haben sie?) Man muss natürlich darüber diskutieren, welche Rechte das sein sollen, aber Sie wollen, dass sie überhaupt keine Rechte haben! Dann wird es aber auch keine Integration geben, und es wird so sein, wie es gestern im "Standard" zu lesen war, wo es hieß: "Angst ist der schlechteste Weg zur Integration". - Wenn man sich den Integrationsvertrag der Bundesregierung anschaut, dann muss man Angst bekommen. Deshalb lehnen wir ihn auch ab.

Weiters möchte ich sagen, dass wir den Integrationsvertrag schon deshalb ablehnen, weil darin Sanktionen vorgesehen sind, wenn man irgendwie nicht entspricht, wie etwa ein Absenken der Bundesfinanzierung der Kurse, Geldbußen und der Verlust des Aufenthaltsrechts. 

Dem gegenüber steht die reale und tatkräftige Politik von Wien mit ihren Sprachoffensiven, mit Zigtausenden erfolgreichen Absolventen der Sprachoffensiven, mit 64 Prozent Frauen unter den AbsolventInnen dieser Kurse, bei denen es auch eine Kinderbetreuung gibt und für die 80 bis 90 Prozent der Kosten nicht von den Absolventen finanziert werden müssen. Ich glaube, das ist ein echtes Vorbild und ein echtes Gegenmodell zum Vorschlag der Bundesregierung!

Zu den Ausführungen der GRÜNEN betreffend Gemeindebauten ist zu sagen: Wir sind für eine behutsame Öffnung. Ich glaube, dass die Entwicklung der Vormerkzahlen als Indikator wichtig ist. Wir haben die Notfallswohnungen und wir haben schon lange den Genossenschaftssektor, der in diesem Zusammenhang auch zur Verfügung steht, wir haben eigene Integrationswohnungen und wir haben auch die allgemeine Wohnbeihilfe geschaffen. Ich glaube, wir haben im Wohnsektor sehr viele Verbesserungen zustande gebracht und darauf können wir auch stolz sein.

Was das Wahlrecht betrifft, so glaube ich, dass unsere Forderung nach aktivem und passivem Wahlrecht auf Bezirksebene sinnvoll ist. Als Frist standen acht Jahre im Raum; fünf Jahre gefällt mir persönlich noch besser. Ich glaube aber, dass die Forderung von sechs Monaten populistisch, lizitatorisch und unseriös ist. Ich glaube, dass man nicht hergehen und grundsätzlich in allen Rechtsbereichen Drittstaatsangehörige mit EU-Bürgern gleichstellen kann. Die EU entwickelt sich immer mehr zu einer Rechtsgemeinschaft, und es ist einfach so, dass es hier rechtliche Unterschiede gibt. Es würde dem Gesamtgedanken der EU überhaupt widersprechen, wenn man grundsätzlich sagen würde, dass jeder Drittstaatsangehörige alle Rechte von EU-Angehörigen haben muss. So ist es in der realen Politik nicht möglich.

Wir wollen vielmehr durch konkrete Politik für alle Menschen, die in dieser Stadt wohnen, reale Verbesserungen herbeiführen. Dazu gehört sicher auch - aber das müsste die Bundesebene machen - die Harmonisierung von Aufenthaltsrecht und Beschäftigungsrecht, dazu gehört ein taugliches Antidiskriminierungsgesetz, das wirklich in hohem Maß notwendig ist. Diese ganz konkreten Politikfelder mit Kraft und mit Fantasie auszufüllen und wirkliche Verbesserungen für alle Menschen, die in Wien wohnen, herbeizuführen, das ist unsere Politik! 

Aber eine symbolische Politik, die gegen das Budget - das sage ich auch noch einmal - des Integrationsfonds gerichtet ist - ihr habt dagegen gestimmt! -, die würde eigentlich, wenn sie die Mehrheit fände, dazu führen, dass man den Integrationsfonds auflösen müsste, dass man die über 70 Mitarbeiter nach Hause schicken und die Außenstellen und die Zentralen zusperren müsste. Das würde euer Stimmverhalten bewirken und dafür könnte sich dann jeder ein Taferl über das Nachtkasterl hängen, auf dem steht: "Ich bin Wohnbürger". - Das ist symbolische Politik, die wir ablehnen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die nächste Rednerin ist Frau StRin Mag Vassilakou. - Bitte schön.

StRin Mag Maria Vassilakou: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Verehrte Damen und Herren!

Wenn ich jetzt Kurt Stürzenbecher interpretiere, dann wäre Irland populistisch, lizitatorisch und unseriös, denn dort gibt es nämlich das Wahlrecht für alle Menschen, die sich dort seit sechs Monaten legal niedergelassen haben. Sie sehen: Auch das gibt es längst auf dieser Welt und somit haben auch das nicht wir gerade erst vor drei Tagen erfunden.

Nun aber zum Vorschlag der Wohnbürgerschaft: Ich fange vielleicht mit einer kurzen Replik auf die FPÖ an - obwohl ich mir denke, ich weiß gar nicht, ob es sich auszahlt. 

Sie haben eine Wortmeldung gebracht, wie Sie sie immer bringen. Sie hat gezeigt, dass Sie sich nicht geändert haben (GR Heinz Christian Strache: Das sind Verfassungsgrundsätze!), dass Sie in den letzten Jahren nicht im Geringsten dazugelernt haben. (GR Heinz Christian Strache: Bundesverfassung! Ich hoffe, Sie sind verfassungstreu!) In den letzten Wochen sind Sie schon wieder mit Ihren altbewährten, "hervorragenden" "Überfremdungs"-Kampagnen unterwegs. Machen Sie es ruhig wieder! Sie werden dann schon sehen, welche Rechnung Sie dafür wieder präsentiert bekommen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

"Überfremdung stoppen, Heimat bewahren!" (GR Heinz Christian Strache: Verfassungstreu!) - Das ist alles, wirklich alles, was Sie auswendig gelernt haben und geradezu wie das Amen im Gebet immer wiederholen. Und warum und weshalb? - Nur weil Sie auf der Suche nach einer Legitimation dafür sind, dass Sie wollen, dass man Menschen in diesem Land mies behandelt. Darum geht es Ihnen! Und dann stellen Sie sich hierher und erzählen uns irgendetwas vom "Haus Österreich"!

Wissen Sie was? - Aus Ihrem Mund klingt für mich das "Haus Österreich" wie eine Zuchtanstalt, denn wenn Sie von Gästen sprechen und sagen, Sie weisen ihnen Gästezimmer zu, dann möchte ich Sie fragen, Kollege Strache: Wie schaut denn bei Ihnen das Gästezimmer aus? Und wenn Ihre Gäste den Kühlschrank aufmachen und nach dem Schinken greifen, kriegen sie dann eine auf die Hand und müssen sie sie zurückziehen? In Ihrem Haus sehen womöglich dann die Gästezimmer, oder zumindest in Ihrem "Haus Österreich" sehen die Gästezimmer aus wie stinkende, faulige Keller! Und dort wohnen in diesem "Haus Österreich" zum Teil wirklich zugleich Migranten! Eigentlich sollte Ihnen auch daran gelegen sein, die Menschen aus diesen Kellern herauszuholen und in anständigen Wohnungen unterzubringen. Also hören Sie bitte auf, von "Gästen" und vom "Haus Österreich" zu sprechen! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Denn das ist es nicht! Sie sprechen nicht von Gästen, sondern Sie haben nur eine mittelalterliche Vorstellung von irgendwelchen Dienern (Ruf bei der FPÖ: Im Mittelalter gab es keine Staatsbürgerschaft!) oder ich weiß nicht, wen man vor 100 Jahren in diesem Hause überhaupt noch so behandelt hat. (GR Heinz Christian Strache: Die Staatsbürgerschaft kommt aus dem Mittelalter, Frau Stadträtin! Die kommt aus dem Mittelalter, die Staatsbürgerschaft!) Unser Haus jedenfalls ist offen für alle Menschen, egal, woher sie kommen. Und egal, woher sie kommen, werden sie nicht als Gäste behandelt, sofern sie hier wohnen, sondern sie werden als Teile, als Bewohner dieses Hauses behandelt, und davon sprechen wir heute hier! (GR Heinz Christian Strache: Aber nicht als Staatsbürger! Das ist entscheidend!)

Und nun zur ÖVP. - Also, liebe Kolleginnen und Kollegen von der ÖVP, jetzt einmal rasch! (GR Gerhard Pfeiffer: Unser Land mit einem stinkenden Keller zu vergleichen, ist eine schreckliche Chuzpe!) 

Erstens. Die Stadtbürgerschaft, die haben wir GRÜNE nicht erfunden. Das ist ein Konzept, das es seit Jahrzehnten gibt und das auch zum Teil seit Jahrzehnten vielerorts praktiziert wird, sowohl in Europa als auch in anderen Ländern dieser Welt. Ich verstehe auch nicht, wieso Sie das auf einmal irgendwie mit der Staatsbürgerschaft verwechseln. Lieber Kollege Ulm, Sie müssen die Presseunterlagen schon ein bisschen schlampig gelesen haben, denn dort ist nichts angeführt, aber rein gar nichts, was mit der Staatsbürgerschaft zu verwechseln ist. Darin sind nämlich lauter Dinge enthalten, die Sie vor ein paar Jahren selbst gefordert haben, und deshalb wundert mich Ihre Aufregnung schon sehr. Waren es nicht Sie, die in der letzten Legislaturperiode für die Öffnung des Gemeindebaus, also für den Zugang zu Gemeindewohnungen plädiert haben? - Jawohl, ja! Ich wüsste auch nicht, dass Sie sich hier jemals gegen den Bezug der Sozialhilfe durch MigrantInnen ausgesprochen haben. Also, jawohl, ja, das wollten Sie auch! Und Sie waren es sogar, die hier vor ein paar Jahren die Ausländerbeiräte, also die Zuwandererbeiräte abgelehnt haben (GR Gerhard Pfeiffer: Das hat mit dem Wahlrecht nichts zu tun!), weil Sie - Sie selbst - gesagt haben: Das ist keine Lösung, wir wollen das Wahlrecht! (Ruf bei der ÖVP: ... Staatsbürgerschaft!) Das ist es eigentlich, was man anstreben müsste! - Sie haben gesagt: Die Ausländerbeiräte sind Scheindemokratie; das, was wir in dieser Stadt anstreben sollten, ist das Wahlrecht! (Rufe der GRe Johannes Prochaska und Dr Matthias Tschirf: Die Staatsbürgerschaft!) - Ja, sogar noch vor ein paar Monaten haben Sie uns hier gesagt (GR Johannes Prochaska: Die Staatsbürgerschaft! Bei der Wahrheit bleiben! Bleiben Sie bei der Wahrheit! Die Staatsbürgerschaft!) - Sie können mich ja korrigieren -, das Wahlrecht ist sehr wohl denkbar (Ruf bei der ÖVP: Das ist die Unwahrheit!), es ist nicht ablehnenswert, nur muss man vorher überlegen, wie man das Problem mit jenen Menschen löst, die nicht zur Wahl gehen, wie man die Wahlbeteiligung erhöht und andere Dinge, die dann noch zu lösen wären. Aber sehr wohl sei es so, dass die ÖVP prinzipiell nichts gegen das Wahlrecht habe. 
Und jetzt auf einmal ist das alles ein Skandal? - Ich sage Ihnen etwas: Sie haben es einfach verschlafen! (GR Johannes Prochaska: ... verschlafen!) Sie haben es in den letzten fünf Jahren verschlafen! (Neuerlicher Zwischenruf des GR Johannes Prochaska und Zwischenruf des GR Dr Helmut GÜNTHER.) Da hätten Sie das alles selbst umsetzen können. Das haben Sie nicht gemacht und jetzt regen Sie sich auf einmal auf! - Na ja, bitte. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Frau Stadträtin!

StRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Und nun zur SPÖ. (Ruf bei der FPÖ: Es sind schon 7 Minuten!) Ein letzter Satz, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ: Es geht nicht um Symbolpolitik. Der Zugang zum Gemeindebau ist kein Symbol! Sozialhilfe ist kein Symbol! (GR Heinz Christian Strache: 7 Minuten, Herr Vorsitzender! - GR Gerhard Pfeiffer: Braucht man sich um überhaupt nichts zu kümmern?)

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Frau Stadträtin! Bitte zum Ende zu kommen.

StRin Mag Maria Vassilakou (fortsetzend): Wahlrecht ist kein Symbol! - Setzen wir die Stadtbürgerschaft um - jetzt! Wenn nicht jetzt, wann dann? (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Redner ist Herr GR Mag Gerstl. - Bitte schön. Ich bitte, die Redezeit von 5 Minuten einzuhalten (Zwischenrufe bei der FPÖ und bei der ÖVP.) - das gilt für alle! (GR Dr Matthias Tschirf: Das gilt aber für alle! - StRin Karin Landauer: Das ist ein Witz!) Das gilt für alle, auch für StadträtInnen! (Ruf: Jetzt sollen alle 7 Minuten reden können!)

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sie können sicher sein, dass ich die Redezeit einhalten werde. Es ist nicht notwendig, länger zu reden. Es kann in 5 Minuten alles gesagt werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich glaube, dass die Diskussion gezeigt hat, dass es, wenn uns Integration wirklich ein Anliegen ist, notwendig ist, die Diskussion hier nicht in dieser Form weiterzuführen, sondern zu versuchen, auch in der Sprache zu einem Miteinander zu finden und nicht ein Gegeneinander zu schüren. Das ist nämlich das, was ich in den letzten Minuten hier feststellen musste (Beifall bei der ÖVP. - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Deswegen hat Kollege Ulm gesagt, unsere Politik ist gefährlich!), das ist das, was ich von Ihnen hier gehört habe: als Herr Kollege Ellensohn den Integrationsvertrag einen "Ausländer raus!"-Zwangsvertrag der Bundesregierung genannt hat, als Frau Kollegin Vassilakou gesagt hat, dass das "Haus Österreich" ein stinkender, fauliger Keller wäre. (GR Heinz Christian Strache: Pfui! - Rufe bei den GRÜNEN: He! He! Das hat sie nicht gesagt! - Rufe bei der ÖVP: Das haben Sie gesagt!) - Haben Sie das nicht gesagt? (StRin Mag Maria Vassilakou: Ich habe gesagt ...!) - Weitere lebhafte Zwischenrufe bei den GRÜNEN und Gegenrufe bei der ÖVP.) Sie haben es nicht gesagt? (StRin Mag Maria Vassilakou: Also, bitte!) Wenn ich das falsch verstanden habe, nehme ich das sofort zurück. 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Herr Magister, Sie haben 5 Minuten Redezeit. 

GR Mag Wolfgang Gerstl (fortsetzend): Dann freue ich mich, wenn Sie das nicht gesagt haben (Ruf bei der ÖVP: Sie hat es gesagt!), dann habe ich das falsch gehört. (StRin Mag Maria Vassilakou: ... verstanden!) Dann nehme ich das zurück. 

Nächster Punkt: Herr Kollege Stürzenbecher hat gesagt, Angst ist der schlechteste Weg zur Integration. (GR Dr Kurt Stürzenbecher: Das stand gestern im "Standard"!) - Ja, das ist es, ganz richtig, aber Angst dürfen Sie auch nicht schüren, indem Sie etwa den Integrationsvertrag als "Zwangsvertrag" titulieren wollen, indem Sie den Integrationsvertrag nicht als das sehen wollen, was er ist, nämlich eine Chance auf Zusammenleben, eine Chance auf mehr Miteinander, indem Sie das nicht wirklich akzeptieren wollen, indem Sie das den Menschen, unseren Österreicherinnen und Österreichern, die hier in diesem Land leben, nicht auch sagen wollen, dass wir für sie etwas bewusst Gutes machen wollen, dass wir das Zusammenleben positiv regeln wollen und hiermit auch die Versäumnisse, die in den vergangenen Jahren entstanden sind, beheben wollen. Und an diesen Versäumnissen sind Sie nicht unschuldig! (Beifall bei der ÖVP.) 

Es ist dieser Antrag der GRÜNEN, heute dieses Thema zu diskutieren, aber auch - und das war vielleicht nicht Ihre Absicht - ein Beweis dafür, dass die Integrationspolitik der Wiener SPÖ in den vergangenen Jahren gescheitert ist. (GRin Elisabeth Vitouch: Geh bitte!) Es war die Wiener SPÖ, die es jahrelang vermieden hat, irgendwelche Maßnahmen für die Integration zu setzen (Heiterkeit des GR Heinz Hufnagl.) - geben Sie es zu! (GR Godwin Schuster: Wo leben Sie denn, Herr Kollege!) -, indem Sie ständig dagegen waren, auch Ausländern eine Wohnung im Bereich des sozialen Wohnbaus zu ermöglichen, indem Sie ihnen eine solche nie geben wollten, weil Sie Angst hatten um Ihre Wähler im Gemeindebau, weil bei Ihnen Parteipolitik vor Integrationspolitik gegangen ist. Geben Sie es zu! Das ist Ihre Schuld! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: ... im Genossenschaftsbereich in Ihrem Bereich?)
Geben Sie auch zu, dass die Integrationspolitik der Wiener SPÖ auch dazu geführt hat, dass wir 1996 einen Wahlkampf gehabt haben, den auch wir genauso verurteilen, einen Wahlkampf, der in einen "Ausländer raus!"-Wahlkampf übergegangen ist. (GRin Mag Sonja Wehsely: Mit wem sind Sie in der Regierung?) Dafür tragen auch Sie die Verantwortung (GRin Mag Sonja Wehsely: Mit wem sind Sie in der Regierung?), weil Sie die Situation in Wien nicht erkannt haben, nicht zur Kenntnis nehmen wollten und weil Sie nicht darauf reagiert haben, weil Sie Gettoisierungen zugelassen haben und weil es Ihnen vollkommen egal war (GRin Josefa Tomsik: Das erste ausländerfeindliche Programm war von Ihrem Bezirksparteiobmann in der Brigittenau!), wie es den Menschen in dieser Stadt geht, und das ist Ihre Verantwortung! (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenruf des GR Dr Kurt Stürzenbecher. - GR Johann Hatzl: Herr Gerstl!)
Die Frage der Integration ist eine, bei der parteitaktische Überlegungen nicht im Vordergrund stehen dürfen. (GR Johann Hatzl: Herr Gerstl!) Das ist ganz, ganz wichtig! (GR Johann Hatzl: Herr Gerstl! Erklären Sie mir, wann die ÖVP die Sache der Zuwanderer ...!) Sie müssen den Menschen auch eine Chance geben, sich hier zu integrieren! Wir geben ihnen diese Möglichkeit. Wir helfen ihnen auch in der Finanzierung. Wir ermöglichen ihnen auch Kurse, die vom Bund zu 50 Prozent getragen werden. Das ist etwas, wofür wir stehen, weil wir den Menschen helfen wollen! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Sie zeigen ..., dass sie auswandern müssen!)  

Und als letzten Satz zu den GRÜNEN: Nehmen Sie die Menschen ernst, die hier sind, und machen Sie eine Politik, die mit den Wienerinnen und Wienern erfolgt und die nicht gegen sie erfolgt! - Danke. (Beifall bei der ÖVP.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Als Nächster ist Herr GR Dr GÜNTHER zum Wort gemeldet. - Bitte schön.

GR Dr Helmut GÜNTHER (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! (GR Johann Hatzl: Sie können zufrieden sein! Der Gerstl schaut Ihnen schon vom Sacktüchl raus!) - Mir?

Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Das Thema, das von den GRÜNEN in der heutigen Diskussion hier beleuchtet wird, ist nicht aktuell. Es ist dies nur ein neuer Titel für ein altes Thema der GRÜNEN. Kollegin Vassilakou hat genau das, was sie jetzt unter ihrem neuen Titel "Stadtbürgerschaft" dargestellt hat, auch in ihrer Pressekonferenz vor der Wahl gefordert. Sie hat es auch bei der ersten Sitzung der Wahlrechtskommission so dargestellt. Sie hat dort ihre Forderungen aufgestellt, sie hat gesagt: das wären meine Vorstellungen!, und hat dann die Wahlrechtskommission verlassen. - Es hat dort dann durchaus interessante Diskussionen gegeben und die SPÖ hat auch viel Verständnis für die Vorschläge der GRÜNEN gezeigt, was den Bereich des Gemeindebaus betrifft, aber auch, was das Wahlrecht für Ausländer betrifft. 

Die FPÖ hat auch hierzu immer klar Stellung bezogen, indem sie gesagt hat, das Wahlrecht ist ein Staatsbürgerrecht. Genau das soll und muss es auch bleiben. Das Wahlrecht für Nicht-EU-Ausländer ist auf Grund der nicht vorhandenen Gegenseitigkeit aus diesem Grund abzulehnen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Kollege Ulm hat sehr deutlich dargestellt, warum das so ist. Das Wahlrecht und das Staatsbürgerrecht gibt es ja in Wien und in Österreich, und nach zehn Jahren kann man die Staatsbürgerschaft erreichen, und das unterstützen wir auch, denn Integration ist wichtig! - Kollegin Vassilakou hat sich vorhin hierher gestellt und hat gemeint, die Staatsbürgerschaft, die hätten nicht wir erfunden, die gebe es ja schon so lange, und das wäre nie von uns gekommen. Es war richtig, was Kollege Ulm gesagt hat, nämlich, dass die GRÜNEN die Staatsbürgerschaft in Österreich abschaffen wollen! Dazu werden wir auf keinen Fall irgendeine Art von Zustimmung geben! (Beifall bei der FPÖ.)  

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es war überhaupt interessant: Da wird also der alte Hut der GRÜNEN unter einem neuen Namen präsentiert, und dann kommt der politische Berater in Fragen Integration der Frau StRin Brauner, Herr Seitner, und begrüßt das mit einer Euphorie - so etwas habe ich überhaupt noch nicht erlebt! Die GRÜNEN - die sogar sein Budget abgelehnt haben! - wird er, so sagt er, in allen Fragen unterstützen, vor allem im Bereich der Öffnung der Gemeindebauten und natürlich im Bereich des Wahlrechts. Interessant war nur, dass dann Kollegin Yilmaz gekommen ist und das wieder zurückgenommen hat. - Jetzt frage ich mich: Wer spricht in Wien für Integration? (GR Mag Rüdiger Maresch: Die GRÜNEN!) Die GRÜNEN - ja, das ist leider das einzige Problem, dass die GRÜNEN nicht dazu sprechen, sondern wilde Ideen vor sich herschieben. (Oh-Rufe bei den GRÜNEN.)

Aber die wirkliche Frage ist folgende: Seitner macht keine Aussendungen, ohne nicht seine politisch zuständige Stadträtin wenigstens davon zu informieren. Daher ist es schon überraschend, dass die Fraktion das dann zurücknimmt und durchaus die Arbeit der Integrationsstadträtin lobt - die auch nicht ganz so ist, wie das hier dargestellt wird. (GR Godwin Schuster: ... Der Integrationsfonds ist keine parteipolitische Einrichtung, falls Sie das noch nicht bemerkt haben!) Der Weg, den die SPÖ in der Integration seit Jahren gegangen ist, Herr Kollege Schuster, war der falsche. Sie haben es von der falschen Seite her aufgezogen. Integrieren kann ich nicht, indem ich mit dem Hammelgrillen im Hinterhof beginne, sondern integrieren kann ich, indem ich versuche, die hier befindlichen Ausländer in Österreich zu integrieren. (GR Franz Ekkamp: Hammelfleisch gibt es gar nicht!) 

Die Sprachoffensive, die zuerst vom Kollegen Stürzenbecher erwähnt wurde, ist durchaus etwas Positives und es wurden auch hohe Besucherzahlen verzeichnet, nur: Es hat überhaupt nie jemand kontrolliert, ob dabei auch jemals ein Erfolg herausgekommen ist. Ein Schulbesuch oder Kursbesuch besagt nämlich noch nicht, dass die Sprache dort auch wirklich erlernt wurde! 

Das ist auch einer der Hauptgründe für den Integrationsvertrag der Bundesregierung, und in diesem Zusammenhang sieht man, dass die SPÖ kein Verständnis dafür hat, dass Integration nur dann möglich ist, wenn ich auch die Sprache des jeweiligen Landes verstehe. Das ist eine Grundvoraussetzung dafür, und aus diesem Grund ist dieser Integrationsvertrag ein interessanter und gescheiter Vertrag. (Beifall bei der FPÖ. - GR Godwin Schuster: Den Integrationsvertrag gibt es ja noch gar nicht! Der ist ja noch gar nicht im Nationalrat gewesen!) 

Wenn ich nur Deutschunterricht gebe und keinerlei Sanktionen vorsehe, dann kann es sein, dass das eintritt, was ich anlässlich einer Wahl beobachten konnte, bei der ich selbst in der Wahlkommission gesessen bin. Da kam ein chinesisches Ehepaar herein, die nach zehn Jahren Aufenthalt in Österreich österreichische Staatsbürger geworden waren und kein Wort Deutsch konnten! Die Wahlleiterin dort hat der Frau dann gezeigt: Das ist Vranitzky, SPÖ; und das ist - ich weiß nicht mehr, wer es von der ÖVP war -; und das ist FPÖ, Haider - prrrrrr! - So ist sie dort gestanden! (GR Johann Hatzl: Herr GÜNTHER, ich verstehe das!)

Das war die Taktik, mit der Sie versucht haben, Leute zum Wählen zu bringen. Wenn die Kollegin sagt, wir können mehr Wähler nur bekommen, indem wir den hier wohnenden Ausländern auch das Wahlrecht geben, sage ich: Nein, Sie müssen für die österreichischen Staatsbürger, die in Österreich wahlberechtigt sind, auch die Möglichkeiten, ihr Wahlrecht auszuüben, verbessern, etwa durch die Einführung der Briefwahl oder auch durch sonstige Überlegungen im Bereich des Wahlrechts. - Ich weiß schon, dass Sie dagegen nichts haben. 

Zu sagen, Wahlrecht erhöht Integration, ist der falsche Zugang. Die Integration kann erhöht werden durch gegenseitiges Verständnis, nur erwarte ich Verständnis nicht nur von den Österreichern für die Ausländer, sondern ich erwarte vor allem von den hier lebenden Ausländern das Verständnis für ihr Land: ihr Heimatland, in dem sie sich anscheinend wohl fühlen und in das sie gezogen sind. Hier den Weg der Österreicher mitzugehen, das kann nur unser Ziel sein! (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Nurten Yilmaz. - Bitte schön.

GRin Nurten Yilmaz (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Gäbe es die GRÜNEN nicht, müsste man sie wirklich erfinden! (Demonstrativer Beifall bei den GRÜNEN.) Sie sind für jede Partei im Gemeinderat nützlich: Für die FPÖ geben sie den idealen Watschenmann ab. Herr Kabas und Kollegen zeigen mit warnendem Finger auf die GRÜNEN und malen in den schrillsten Farben und schrecklichsten Visionen aus, was Wien wäre, könnten die GRÜNEN ihre Vorstellungen umsetzen. 

Die ÖVP wiederum kann sich mit dem Hinweis auf die GRÜNEN bei jeder Gemeinderatssitzung als Retter des christlichen Abendlandes geben. 

Und wieso sind die GRÜNEN für uns Sozialdemokraten so nützlich? - Weil sie jedem vernünftigen Menschen den Unterschied zwischen sozialromantischer Träumerei und verantwortungsbewusster Realität aufzeigen (Beifall bei der SPÖ. - Ironische Heiterkeit des StR DDr Eduard Schock sowie der GRe Heinz Christian Strache und Gerhard Pfeiffer.), weil sie klar und deutlich vor Augen führen, was auf der einen Seite Wünsche ans Christkind sind und was es andererseits heißt, tagtäglich beinharte Knochenarbeit gemeinsam mit den Betroffenen zu machen! Deswegen sage ich: Gäbe es die GRÜNEN nicht, müsste man sie aus Gründen der Nützlichkeit für die anderen Parteien erfinden. (Heiterkeit des GR Johannes Prochaska.)

Natürlich bin ich mir im Klaren darüber, dass wir Sozialdemokraten mit den Zielen der GRÜNEN in der Integrationsfrage grundsätzlich gar nicht so weit auseinander liegen. Vorstellungen mancher ÖVPler sind uns genauso fremd wie die Hump-Dumpen-Visionen der FPÖ. Der zu Recht als unmenschlich bezeichnete Integrationsvertrag ist ja eine Manifestation des Willens von Blau und Schwarz. Ein harmonisches Miteinander unterschiedlicher Kulturen in Wien ist das Ziel der Sozialdemokraten und wohl auch der GRÜNEN. 

Bis zu diesem Ziel müssen aber die Mühen der Ebenen bewältigt werden und hier spießt es sich. Das jüngste Beispiel ist die von den GRÜNEN gewünschte "Wiener Stadtbürgerschaft". Hier wird frei von der Leber weg alles gefordert, was für Zuwanderer gut sein könnte. Ich sage deshalb bewusst "könnte", weil ich der Meinung bin, dass die Umsetzung einiger Forderungen sogar erhebliche Nachteile für ausländische Mitbürger bringen würde. (GR Mag Rüdiger Maresch: Wenn sie sozial integriert werden?) 

Stichwort Wohnen: Hier fordern die GRÜNEN bessere Maßnahmen gegen Wohnungsspekulationen, weil viele ausländische Staatsbürger von skrupellosen Hauseigentümern über den Tisch gezogen werden. - Ja! Wir sagen ja - eine gute Forderung, denn in Wien darf für Spekulation kein Platz sein. Aber diese Forderung wird hier leider an die falsche Adresse gerichtet, denn die notwendigen Maßnahmen im Mietrecht, um Spekulanten besser das Handwerk legen zu können, müssen auf Bundesebene gesetzt werden. Das ist ein wichtiger Grund, weshalb die SPÖ seit vielen Jahren die Verländerung des Mietrechts fordert. 

Trotzdem ist die Stadt bei der Bekämpfung der Spekulation erfolgreich. Sie hilft einerseits mit dem Rechtshilfefonds. Er unterstützt jährlich 300 Familien, die zu Opfern von Spekulanten geworden sind. Diese Unterstützung reicht von rechtlicher Vertretung vor Gericht bis zu Ersatzwohnungen, die organisiert werden. Andererseits hilft die Stadt durch die 900 Notfallswohnungen, die bisher vergeben worden sind. Dieses Notfallswohnungs-Programm wird so lange weitergeführt, solange es Familien gibt, die diese Hilfe benötigen. 

Ein zweiter wohnspezifischer Punkt der Staatsbürgerschaft heißt: vollständige Öffnung der Gemeindebauten. Diese Forderung ist genauso wenig neu wie gut. Wir Sozialdemokraten setzen nicht auf Hauruck-Aktionen, sondern auf behutsame Maßnahmen in Abstimmung mit allen Betroffenen. Gerade im Gemeindebaubereich erfordert jede politische Maßnahme beinharte Knochenarbeit vor Ort, Überzeugungsarbeit nämlich. Es ist leicht, aus luftigen Höhen herab sozialromantische Wunschvorstellungen von sich zu geben. Im Gegensatz zu den Grünen müssen wir uns als Regierungspartei aber auch überlegen, wie man seine Vorstellungen umsetzen kann.

Freilich, ein irrsinnig toll funktionierendes Miteinander im Gemeindebau, wo ausschließlich tolerante Menschen andere ausschließlich tolerante Menschen irrsinnig gerne einladen, damit sie endlich untereinander irrsinnig tolle Kochrezepte austauschen können, das wäre schön. Nur spielt es das leider in den meisten Fällen nicht. Deshalb wäre es auch irrsinnig blöd, den Gemeindebau auf der Stelle und völlig zu öffnen. 

Darüber hinaus würde auf der Stelle ein zusätzliches Programm entstehen. Derzeit liegen die Vormerkungen für eine Gemeindewohnung bei nur noch etwa 11 000. Noch vor sechs Jahren waren sie doppelt so hoch. Durch den von den Grünen geforderten Zugang für ausländische Staatsbürger würden die Wartezeiten für eine Gemeindewohnung auf einen Schlag drastisch verlängert. Statt durchschnittlich einem Jahr bis eineinhalb Jahre Wartezeit, wie es jetzt der Fall ist, müssten die Familien dann fünf, sechs oder noch mehr Jahre warten. Das kann doch nicht der Inhalt einer vernünftigen Politik sein, gerade jetzt, wo endlich durch ein großes Wohnungsangebot die Wartelisten für Gemeindewohnungen halbiert worden sind. 

Es ist auch hanebüchen den Gemeindebau als Allheilmittel für jedes Integrationsproblem anzusehen. Die Fakten sehen auch ganz anders aus. In diesem Jahr werden 20 Prozent aller vergebenen Genossenschaftswohnungen an ausländische Staatsbürger vergeben. Das ist eine sehr neue und sehr positive Entwicklung, die zeigt, dass die hier gesetzten Integrationsmaßnahmen greifen. 

Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Die Aktuelle Stunde ist beendet.

Bevor wir zur Erledigung der Tagesordnung kommen, gebe ich gemäß § 15 Abs. 2 der Geschäftsordnung bekannt, dass an schriftlichen Anfragen von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 9, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 6 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 5 eingelangt sind.

Vor Sitzungsbeginn sind von Gemeinderatsmitgliedern des Grünen Klubs im Rathaus 3, des ÖVP-Klubs der Bundeshauptstadt Wien 4 und des Klubs der Wiener Freiheitlichen 6 Anträge eingelangt. 

Den Fraktionen wurden alle Anträge schriftlich bekannt gegeben. Die Zuweisung erfolgt wie beantragt.

Von der Tagesordnung wird die Postnummer 185 (PrZ 124/01-GFW) abgesetzt. 

Die Anträge des Stadtsenats zu den Postnummern 1, 3 und 4, 6 bis 12, 14, 25, 30 und 31, 33 bis 35, 38, 40 bis 61, 73, 75 bis 78, 80 und 81, 84 bis 92, 97 bis 110, 113, 115, 117 bis 125, 127 bis 131, 133 bis 136, 140 bis 142, 144, 146 bis 150, 153 bis 155, 158 bis 160, 163 und 164, 166, 173, 175 bis 177, 179 bis 182, 186, 189, 190, 193 und 195 gelten gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung als bekannt gegeben. Bis zu Beginn dieser Sitzung hat kein Mitglied des Gemeinderats zu diesen Geschäftsstücken die Verhandlung verlangt. Ich erkläre daher gemäß § 26 der Wiener Stadtverfassung diese als angenommen, und stelle fest, dass die im Sinne des § 25 der Wiener Stadtverfassung erforderliche Anzahl von Mitgliedern des Gemeinderats gegeben ist.

In der Präsidialkonferenz wurde nach entsprechender Beratung die Postnummer 184 zum Schwerpunkt-Verhandlungsgegenstand erklärt und gleichzeitig folgende Umreihung der Tagesordnung vorgeschlagen: Postnummer 183, 187, 188, 191, 192, 194, 23, 143, 145, 24, 26, 27, 28, 29, 65, 66, 67, 68, 69, 70, 71, 72, 32, 36, 37, 39, 62, 63, 64, 196, 74, 82, 83, 93, 95, 96, 111, 112, 114, 116, 126, 132, 137, 138, 139, 79, 94, 161, 162,165, 167, 168, 169, 170, 171, 172, 174, 178, 2, 5, 13, 16, 17, 18, 19, 20, 21, 22, 15, 151, 152, 156, 157 und 197. Diese Postnummern werden daher in dieser Reihenfolge zur Verhandlung gelangen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 184 (PrZ 122/01-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Gewährung einer Sonderfinanzierung an den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, neue Kooperationsförderungen mit der Bürges-Förderungsbank, die Verlängerung der "Wiener Nahversorgungsaktion" und die Änderung der Förderungsrichtlinien der Aktion "Wiener Garagenförderung", Wiener Strukturverbesserungsaktion sowie neue Wirtschaftsförderungsaktionen.

Ich bitte - der Herr Berichterstatter ist ja schon hier - Herrn GR Ekkamp, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Herr Vorsitzender! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wir verhandeln und beschließen heute die neue Wirtschaftsförderung, die entbürokratisiert, die Prozesse beschleunigt und die auch die Zusammenarbeit zwischen Förderungsebenen begünstigen soll. 

Da diese neue Wirtschaftsförderung ein maßgeschneidertes Unterstützungspaket für Klein- und Mittelbetriebe in unserer Stadt ist, ersuche ich Sie um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm. Der Erstredner jeder Partei hat 40 Minuten. - Bitte schön.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren! Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat!

Die jetzige politische Situation bietet eine, glaube ich, notwendige Gelegenheit, sehr grundsätzlich die Wirtschaftsförderung der Stadt Wien unter die Lupe zu nehmen. Die Situation - ich habe es schon einmal angeführt - in Wien ist dramatisch. Im Vergleich zu vielen anderen Bundesländern ist vor allem die Beschäftigung in Wien als besonders schlecht einzustufen. Ich habe die Daten schon bei der Debatte das letzte Mal gebracht. Es gibt in einer Situation, in der durch die Maßnahmen der Bundesregierung, aber auch durch die weltweite Konjunktur die Arbeitslosenzahlen steigen, kaum ein Bundesland, das schlechter dasteht bei der Zunahme der Arbeitslosigkeit, bei der Schaffung von neuen Jobs. In vielen Bundesländern wächst die Zahl der Arbeitsplätze, in Wien stagniert sie oder geht zurück, und insbesondere im Bereich der Jugendarbeitslosigkeit ist Wien auch Schlusslicht.

Gerade vor diesem Hintergrund muss man sich die Wirtschaftsförderung genau ansehen, und da möchte ich, wie ich es schon im Ausschuss getan habe, vor allem auf einen Bereich sehr zentral eingehen, den ich ganz besonders vermisse und der eigentlich in vielen Ländern längst im Zentrum der Wirtschaftspolitik steht. Deswegen freue ich mich auch, dass der Kulturstadtrat jetzt da ist. 

Unbestritten ist - das zeigt insbesondere die Politik Englands, aber auch einiger deutscher Städte -, dass längst begriffen wurde, dass Kultur, Unterhaltung, im weitesten Sinn alles das, was man knowledge based nennt, der Kern von entwickelten Industrienationen sein soll.

Ich habe hier eine Studie, die von der britischen Regierung beauftragt wurde, die seit Jahren - das muss ich sagen - in diesem Bereich sehr erfolgreich die cultural industries, also Kultur und Wissen, als Kern von Wirtschaftsförderung begriffen hat. Hier wird zum Beispiel richtig festgestellt, dass - ich übersetze das geschwind - mehr als die Hälfte des GTP in entwickelten Volkswirtschaften derzeit schon knowledge based ist. Wer sich mit Wirtschaftsforschern, die die Wiener Wirtschaftsförderung ein bisschen genauer kennen, unterhält, kommt immer wieder auf denselben Befund. Dieser Befund lautet, dass zwar in Sonntagsreden und vielleicht auch in Gemeinderatsreden, wenn es um Kultur geht, sehr viel über Kultur gestritten wird, unbestritten ist auch international, dass Wien eine Kulturstadt sein soll. All das wird aber immer im Kulturbudget abgehandelt und kaum bis gar nicht über die Wirtschaftsförderung. 

Jetzt beginne ich einmal mit einem kritischen Punkt, wenn die Bundesregierung, wenn Morak auf cultural industries verweist. Er tut das, um gleichzeitig zu legitimieren, dass die Kulturbudgets sinken. Ich drehe es jetzt um und sage, wir sollten über cultural industries reden, nicht, um darüber zu streiten, was alles dazugehört, sondern auch, um über den Zugriff - ich sage es jetzt ganz hart - all jener zu reden, die sich nur auf das knappe, geringe Kulturbudget beschränken, das jetzt knapp 2 Prozent der Ausgaben beträgt. Wir müssen endlich begreifen, dass wir, wenn wir Wirtschaftsförderung hören, nicht nur an Bauindustrie, an klassische Bereiche der Wirtschaftsförderung und an Sachgüterproduktion denken dürfen - ich komme noch dazu, warum das so ein Fehler ist -, sondern uns gerade den gesamten Kulturbereich genau anschauen müssen. 

Eine Zahl dazu: Rund 8 Prozent der Beschäftigten in Wien haben im weitesten Sinn mit Kulturwirtschaft zu tun, und wenn ich mir diese Wirtschaftsförderung durchlese, dann taucht - das ist zumindest etwas, was ich als Strohalm wahrnehme - einmal der Begriff cultural industries auf. Es ist noch kein Programm ausgeführt, es sind keine Budgets vorgesehen, aber es ist - und ich nehme das durchaus als Ansatzpunkt zur Kenntnis - der Wunsch, in diesem Bereich etwas zu tun. 

Wo ist jetzt die große Schwäche der Wirtschaftsförderung gerade in diesem Bereich? Wo waren die Arbeitsplatzzuwächse in Wien? - Die Wirtschaftsförderung konzentriert sich nach wie vor auf die Sachgüterproduktion, aber die Beschäftigung in der Sachgüterproduktion in Wien geht enorm zurück. Wo hat Wien noch deutliche Zuwächse? - Im weitesten im Bereich der Dienstleistungen und auch im Bereich dessen, was man cultural industries nennt, also Theater, Film - so bescheiden und gering das ist; ich gehe dann darauf ein -, Vermarktung, Digitalisierung. In diesem Bereich gibt es Zuwächse. 

Jene Länder, die massiv Wirtschaftsförderung in diesen Bereichen gemacht haben, haben enorme Beschäftigungszuwächse zwischen 30 Prozent, 40 Prozent. Ich verweise auf Nordrhein-Westfalen - das zeigt eine Untersuchung der Filmproduzenten, meine Damen und Herren -: 160 Prozent Beschäftigungszuwachs durch eine Wirtschaftspolitik, die sich auf Film, auf Unterhaltung, also darauf konzentriert, sich cultural industries im Filmbereich zur Aufgabe zu nehmen. 

Was passiert da in Wien? - Diese Studie zeigt - Schande über den Kulturstandort Österreich, den Wirtschaftskulturstandort Österreich -, dass unter allen 15 EU-Ländern Österreich den geringsten Anteil an Beschäftigten in der Filmbranche hat. Hier würde man längst erwarten - da gibt es zwar erste Ansätze, aber diese Ansätze dauern so lange und ich sehe hier kein Ende in Sicht -, dass Bund, Wien, bis hinein in den ORF ein Konzept vorlegen, wie man einen Filmstandort Wien wirklich entsprechend ausbauen kann. Der Kulturstadtrat hat einiges angekündigt. Wir werden sehen, wann hier etwas passiert. 

Nächster Bereich: der gesamte Bildungsbereich. Da nenne ich einfach ein paar Anreize, wo ich mir denke: Warum dauert das so lange? Warum geht hier so wenig? - Was man einmal mehr den Briten hoch anrechnen muss, ist, dass sie neben cultural industries Bildung zumindest von der grundsätzlichen Ausrichtung her ins Zentrum der politischen Auseinandersetzung gestellt haben. Da gab es - leider in Österreich viel zu wenig diskutiert - vor 14 Tagen eine sehr, sehr umfangreiche Vergleichsstudie, PISA, die unterschiedliche Länder verglichen hat, wobei Österreich im Verhältnis zu Deutschland gut abgeschnitten hat, wobei aber insbesondere - zur Überraschung vieler - jenes Land, das cultural industries wirtschaftspolitisch massiv puscht, auch bildungspolitisch weit vor Österreich liegt, in dem Fall Großbritannien, und zwar auch in Bezug auf einen Kritikpunkt, der Österreich weniger, Deutschland mehr getroffen hat, nämlich inwieweit sich Unterschiede in den Einkommensverhältnissen bildungsmäßig niederschlagen. 

Alle, die über Wirtschaftsförderung modern weiterdenken, sagen, cultural industries und auch Ausbildung sind in den Focus, in den Zentralfocus zu nehmen. Und da wiederum sagen alle - darüber gibt es auch Untersuchungen, die Ihnen vorliegen -, dass es eine unglaubliche Sachgüterkonzentration gibt, also dort, wo man etwas angreifen kann, dort, wo etwas produziert wird, das wird gefördert, also Hardware. Aber Software im weitesten - ich meine damit nicht Computer - ist angesagt. Dort, wo knowledge entwickelt wird, soll angesetzt werden, dort, wo Kultur produziert wird, müssen Anreize gesetzt werden, um das auch beschäftigungspolitisch und wirtschaftspolitisch rüberzuführen.

Schauen wir uns ein bisschen die Kunstszene an. Ich möchte jetzt einmal zwei Beispiele herausnehmen. Es gab unter StRin Ederer - und das ist einer der vielen Kritikpunkte, dass Sie das alles wissen, meine Damen und Herren vor allem von der Sozialdemokratie, aber auch noch von der ÖVP, die Sie in der Regierung waren - eine Studie, bei der Prognos in Auftrag gegeben und noch in der letzten Periode fertig gestellt, die ganz genaue Vorschläge gemacht hat, wie man cultural industries ganz genau in Wien umsetzen müsste. Wir hatten im Parlament vor einigen Wochen eine Enquete zu diesem Bereich, wo ein Verfasser dieser Studie anwesend war, der ein bisschen darüber erzählt hat. Er hat zum Beispiel zwei wirtschaftspolitische Bereiche hergenommen, wo man konkret ansetzen könnte. Ich möchte diese zwei hier nennen: 

Aus wirtschaftspolitischen Gründen und um die knappen Budgets von StR Mailath nicht anzuknabbern, wäre zeitgenössische Architektur als wirtschaftspolitischer Cluster zu sehen. Es würde mich jetzt interessieren, wenn vielleicht auch der Herr Strobl spricht, wann im Wirtschaftsförderungsfonds einmal gefragt wird, wie wir im Bereich zeitgenössische Architektur, wo wir mit dem Architekturzentrum einen durchaus guten Player in Wien haben, wirklich über Aufträge, über Entwicklungen, über Digitalisierungen wirtschaftspolitisch Fuß fassen können. Das würde nämlich eines voraussetzen: dass ein Wohnbaustadtrat, ein Planungsstadtrat, ein Kulturstadtrat hier wirklich zusammenfassend bis hinein in die Ausbildung Voraussetzungen für start-ups schaffen. 

Nächster Bereich, ein Riesenstiefkind, wo ein Schatz von meist unter erbärmlichen wirtschaftlichen Verhältnissen Agierenden in dieser Stadt schlummert, das ist der Bereich der neuen elektronischen Musik in Wien. Wo ist im Bereich der Wirtschaftsförderung die neue elektronische Musik in Wien ein Thema? - Keines! Überhaupt keines! Tausende müssen in Wien darben, im Unterschied zu Großbritannien, im Unterschied zu einigen deutschen Zentren, wo das erkannt wird, dass Rechte besitzen, dass Entwickeln eine Voraussetzung ist, um einen Produktionsstandort mit Tonstudios, mit Komponisten, mit Labels, mit Konzertveranstaltern, mit einer Gastronomie aufzubauen. Hier kann etwas entstehen.

Hier kann etwas entstehen - und ich höre heraus: Was hat denn das mit Wirtschaft zu tun? - Früher hat es geheißen, geht zum Marboe, jetzt heißt es, geht zum Mailath. Alle, die das sagen, haben nicht begriffen, dass das ein Kern sein muss. 

Und wiederum Großbritannien als Beispiel: Die haben das erkannt. Dass es möglich ist - und jetzt mögen manche lachen, wenn ich das als Beispiel verwende -, zeigt so jemand wie der DJ Ötzi, den ich ganz bewusst hier nenne. Ich will damit auch vermitteln, dass es nicht um einen Streit geht: Was ist Unterhaltungskunst, was ist vielleicht nur Kommerz, was ist klassische Musik oder auch klassische zeitgenössische Musik? - Um diese Frage geht es nicht, meine Damen und Herren, wenn wir über cultural industries diskutieren. Es geht um einen Gesamtrahmen, der Kruder & Dorfmeister genauso möglich macht wie andere. Lesen Sie die Interviews, die die beiden im "Spiegel" gegeben haben. Die haben gesagt: Wir haben uns durchgesetzt, obwohl uns niemand und nichts geholfen hat, und heute sind wir so stark, dass wir David Bowie ablehnen können, dass wir Madonna ablehnen können. Wir können es uns leisten, obwohl es null Voraussetzungen in Wien gibt, in Wien zu sein, denn wir sind stark. 

Wie viele Kruders & Dorfmeisters wurden nicht möglich, weil es überhaupt keine wirtschaftspolitischen Voraussetzungen gibt? - Das Tolle an Wien ist, was es hier für ein Potenzial gibt, und das Verheerende ist, dass die Wirtschaftspolitik dieses Landes das überhaupt nicht wahrgenommen hat. Das geschah im Filmbereich nicht, wobei ich da anmerken muss, dass im Unterschied zum Bund Wien versucht hat, die Budgets auszuweiten. Aber die grundsätzlichen Fragen der Ausbildung im Filmbereich wurden nicht angegangen. Man hat sich nicht vielleicht auch als wirtschaftspolitische Frage überlegt: Was geschieht mit der Filmakademie? Was passiert mit den Rosenhügelstudios? Wie können wir produzieren? Warum gehen viele Produktionen nach Prag, wo bereits ein Vielfaches umgesetzt wird, wo Szenen in Prag gedreht werden, die in Wien spielen, weil sie in Prag bessere Voraussetzungen für Filmproduktionen haben? 

Meine Damen und Herren! Das alles sollten Sie seit Jahren kennen, aber das wird nicht gemacht. Dafür kaufen wir ganz brav Grundstücke, wir entwickeln diese Grundstücke, bauen schöne Häuser drauf, bis hin zur notwendigen Greißler- und Fleischhauerförderung, die schon okay ist. Aber man begreift nicht, dass das nicht das Ziel oder der Fokus einer neuen Wirtschaftsförderung sein kann. 

Anderer Bereich - wiederum knowledge based, aber darüber hinausgehend oder überschreitend -: Wie oft habe ich auch hier diese Schnittstelle neue Medien, Services, Dienstleistungen diskutiert, wie oft habe ich Ihnen dieses Beispiel erzählt, um einmal zu zeigen, wie mühsam das ist, wie altbacken die Wirtschaftspolitik in Wien funktioniert. Ich bringe es noch einmal, weil wiederum ein Vorschlag sowohl im Stadtratbüro als auch bei den Wiener Linien liegt. 

Ich spreche von einer gescheiten Information über Verspätungen beim öffentlichen Verkehr über neue Medien. Wir werden in ein, zwei, drei Jahren UMTS haben, wir haben bereits GPRS als Möglichkeit, eine tolle Möglichkeit, nicht folgende Durchsagen zu erhalten, heute, wo es draußen 12 Grad minus hat, man sich abfriert - jetzt sage ich nicht, was man in der Umgangssprache sagt - und es kommt die Straßenbahn nicht daher. Nach 10 Minuten Frieren und Ärgern: Sehr geehrte Fahrgäste! Derzeit kommt es auf der Linie Sowieso auf Grund von ... zu unterschiedlichen Zugsintervallen. Wir sind bemüht, das ordnungsgemäße Intervall wiederherzustellen. Bitte um Ihr Verständnis. - Eine tolle Information in Zeiten der Digitalisierung! Eine wirklich tolle Information. 

Seit zwei Jahren renne ich in Wien von Pontius zu Pilatus - ihr könnt euch einigen, wer der eine und wer der andere ist -, um zu sagen: Bitte gebt einen kleinen Auftrag, ein System zu entwickeln, wo man punktgenau hört, bei der Linie XY ist in 5, 7, 9 Minuten etwas zu erwarten, oder benützen Sie ein Taxi. Jedenfalls gescheite Kundeninformation. Das kostet ein Viertel Volksgarage. Das kostet die halbe Subvention der Abschleppgebühren. Da gibt es genug Geld. Aber das dauert! Wiener Wirtschaftförderung: Tü tü tü, bitte warten! Innovation dauert. Wir prüfen, wir machen. 

Das ist das Problem, und ich sage Ihnen, das ist der Hauptgrund - und dafür werden wir noch viel schärfer Kritik Richtung SPÖ üben -, warum andere Bundesländer, die quicker, schneller und innovativer sind, schon weiter sind, als eine dröge innovationsmühsame Wiener Sozialdemokratie, die sagt: Ja, ist eine gute Idee, soll einmal einer vorbeischauen. Als ob das ein Bittstellen wäre und es nicht darum ginge, Anreize zu setzen! Darum wächst die Beschäftigung nicht und gehen derartige Unternehmen woanders hin und bleiben nicht in Wien. 

Dass es trotzdem möglich ist, dass in Wien tolle Firmen entstehen, die völlig abseits wirtschaftspolitischer Unterstützung auch international reüssieren, zeigt, dass offensichtlich ein unglaubliches Potenzial in dieser Stadt vorhanden ist, das mich mit dieser Stadt so verbunden sein lässt. Aber wo setzen Sie die Anreize? Wo gibt es die Wettbewerbe? - Das fällt zum Beispiel einer Zeitung ein. Dieser tolle Wettbewerb Cyber schools, den der "Standard" gemacht hat. Es ist unglaublich, was da in Schulen an Kreativität hervorgerufen wird. Und was macht die Gemeinde Wien auf diesem Sektor, was macht der Wirtschaftsförderungsfonds auf dem Sektor? - Nichts oder wenig oder kaum etwas. 

Was hat eigentlich Bildung damit zu tun? Damit sollen sich die Schulen auseinander setzen. Dieses veraltete Verständnis ist der Bereich, den ich nicht verstehe.

Um klar zu machen, warum wir diesem Bereich jetzt trotzdem zustimmen, muss ich sagen, was die Alternativen wären. Wir könnten jetzt herausgehen und sagen: Weil das so langsam geht und erst in wenigen Ansatzpunkten gegeben ist, deswegen lehnen wir das ab. Wir halten es jedoch für sinnvoll, dass das Geld bereitsteht, um auch zu signalisieren, dass es eine Aufgabe der öffentlichen Hand ist, hier Innovationen weiterzubringen. Aber es gilt auch, jene Kritik von Wirtschaftsforschern, von Leuten, die das vorschlagen, ernst zu nehmen und die Vorschläge umzusetzen. 

Was das Ganze so mühsam macht, ist, dass in Gesprächen alle sagen: Ja, ihr habt eh Recht, das muss man eh machen. Da wäre mir oft viel lieber, wenn gesagt würde: Nein, das ist falsch. Ende! Damit kann man leichter umgehen, als wenn gesagt wird: Ja, wir tun eh, wir tun das eine oder andere. Aber alles geht so langsam. 

Ein weiterer Bereich noch, um zu zeigen, in welche Richtung es gehen soll. Ich möchte jetzt, wie gesagt, das Kritische und das Innovative zusammenfassen. Eine von vielen, vielen Firmen, die in Wien wirklich reüssiert - ich nenne sie jetzt nicht, weil es nicht um die Werbung geht -, hat in einigen Bereichen Aufträge vorzuweisen, sie hat eine neue technologische Entwicklung gemacht und ist dann von Pontius zu Pilatus, zu Bundesstellen, Risikokapitalfonds gewandert und gewandert und gewandert und hat eineinhalb Jahre gebraucht, bis eine Finanzierung möglich war. Auf Grund der Konjunktursituation der Risikokapitalgeber hat das nicht funktioniert, aber es hat dann nur einiger weniger Anrufe bei einer sehr engagierten Mitarbeiterin im Wirtschaftsförderungsfonds bedurft, dass es dann doch geklappt hat. 

Aber das kann doch nicht eine Struktur sein, meine Damen und Herren, dass wir all jene, die über innovative Ideen verfügen, in einen Dschungel schicken, in einen abweisenden Dschungel der Nichtzuständigkeiten, und nur die Härtesten kommen durch. Ich meine, es ist ja auch bezeichnend, dass wir zwar eine der geringsten Unternehmensgründungsraten haben, dass aber die, die es trotz allem schaffen, die geringsten Konkursraten haben. Was heißt denn das? - Wer es einmal geschafft hat, eineinhalb Jahre durchzuhalten und trotz dieser Wirtschaftspolitik, trotz dieser bürokratischen Förderpolitik nicht aufzugeben, der kommt durch. Das ist die Logik - das ist nicht nur in Wien so, das ist österreichische Gesamtkultur -: Wer das erträgt, wer das geschafft hat, der ist - wie soll ich sagen - schon fast nobelpreisreif. Aber wie viele bleiben da auf der Strecke? 

Wie viele begnadete Musiker, wie viele begnadete Menschen, die Kreativität haben, sind nicht automatisch mit einem wirtschaftspolitischen Gesamtpackage ausgestattet, können nicht aus sich heraus, können nicht sofort Businesspläne machen. Gerade darum setzen viele deutsche, setzen viele britische Institutionen auf eine Unternehmensgründungskultur. Das ist wie beim Häuselbauen. Wenn man ein Haus selber gebaut hat und nach zwölf Jahren und viel Schweiß fertig ist, sagt man: Jetzt wüsste ich alles, wenn ich noch einmal anfangen müsste. So ist es auch im Bereich der Unternehmensgründung. Ein, zwei Jahre wird Know-how angesammelt, dann hat man es geschafft oder man hat es nicht geschafft, und dann fängt der Nächste an. 

Anstatt dass Sie entsprechende Beratungsstellen bereitstellen, nicht einen neuen Finanzierungsfonds, sondern Business-Angels, oder wie immer man das nennt, die speziell im Kulturbereich, der wesenhaft nicht unmittelbar mit wirtschaftlicher Kompetenz ausgestattet ist, beraten. Warum soll eine Band ausgerechnet Formen der Internationalisierung, des Auftritts, des Verhandelns mit Labels wirklich geübt sein? - Ja, einige wenige sind es und die sind dann auch erfolgreich. Aber verdammt noch einmal, ist das nicht Aufgabe der Wirtschaftspolitik und nicht primär eine Aufgabe der Kulturpolitik? - Ja, das muss Kern der Wirtschaftspolitik werden, dass man sagt: Wie bringen wir zwei zusammen? 

Um nur ein Beispiel zu nennen - ich habe es schon einmal gebracht und hoffe, dass das für den Kollegen Riesland umsetzbar ist -, ein kleiner Bereich: Was ist das Marketinginstrument im Bereich von Musik, dieses gesamthaft wachsenden Markts? - Das sind Musikvideos, die in VIVA und MTV gespielt werden. Deren Produktion kostet aber Geld. Es wäre doch wunderbar - und das wäre ein Zwanzigstel Volksgarage; ich sage es bewusst in derartigen Einheiten, um zu zeigen, dass genug Geld da ist -, einen Fonds auszuschreiben, dass drei, vier, fünf, die wirklich gut sind, in einem Wettbewerb, um Musik- und Filmindustrie zusammenzubringen, für einen internationalen Auftritt aus wirtschaftspolitischen Gründen die Produktion eines kreativen Spots unterstützt bekommen. Für ein kleines Musikunternehmen ist die Finanzierung eines Videospots durchaus nicht leistbar. Darum machen es auch viele nicht. Aber wer weiß, wie der internationale Musikmarkt funktioniert, muss wissen, dass es ohne nicht geht. Wo ist das in der Wiener Wirtschaftsförderung? - Solche Beispiele, wo das nicht funktioniert, könnte ich Ihnen Dutzende nennen. 

Ich nehme das Angebot von Rieder und Riesland durchaus ernst, dass man es versucht und bis zum Sommer des Jahres 2002 wirklich etwas für die cultural industries herlegt. Dass das nicht so einfach ist, ist klar. Es ist natürlich leichter, eine Straße zu finanzieren oder ein Fabriksareal oder ein Grundstück zu geben, als wenn es um etwas geht, das knowledge based ist und sich die Frage stellt: Wie geht man damit um? 

Aber bauen wir auf diese Bereiche auf, die Sie bereits kennen: zeitgenössische Architektur, zeitgenössische Literatur als wirtschaftspolitischer Cluster. Verlage, Webproduktionen, Lesungen, Bücher - das ist auch ein Bereich. Wenn man sich das Drama der österreichischen Verlage anschaut, gegenüber deutschen Verlagen, frage ich mich: Wo ist hier die Wirtschaftspolitik geblieben? 

Es stellt sich auch die Frage neuer Umsetzungen im musealen Bereich. Es ist doch verrückt, dass es im Bereich der USA entsprechende Museen gibt, die weitaus weniger an Substanz, an Content haben, die aber in der Vermarktung einfach besser sind. Genau in diese Vermarktung hinein zu steigen, wäre eine Aufgabe.

Das ist mir ein leidenschaftliches Anliegen, darum bringe ich das jetzt auch so ausführlich. Wir wollen uns da auch massiv einbringen. Sie sollten erkennen, wie viele Menschen es gibt, die hin und her geschickt werden, die, wenn überhaupt angesprochen, zwischen Kultur als abgeschlossenem Bereich und Wirtschaftsförderung als abgeschlossenem Bereich mitten durchfallen. Sie sollten erkennen, welche Möglichkeiten der wirtschaftspolitischen Entwicklung wir hätten, wie viele Beschäftigungsmöglichkeiten wir hätten. Um das endlich zu nutzen, sollte uns das - um eine Größenordnung zu nennen - drei Volksgaragen im nächsten Jahr wert sein. 

Ich glaube daran, oder ich hoffe - das liegt in meinem Wesen -, dass das wirklich ernst genommen wird. Wir werden daher dieser Wirtschaftsförderung zustimmen, weil sie zumindest in den Raum stellt, dass in diesem Bereich etwas passiert. Ich hoffe, dass wir in drei Monaten - vor allem Sie, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie - hier endlich eine erste Bilanz legen können, dass der Bereich Kultur und kulturelle Produktion endlich auch als Wirtschaftsfaktor ernst genommen wird. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau StRin Dipl Ing Dr Rothauer. Ich erteile es ihr.

StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich komme jetzt ganz pragmatisch wieder auf die Niederungen der von Chorherr als altbacken bezeichneten Wirtschaftsförderungspolitik zurück, wobei ich voranstellen möchte: So fantasielos, wie Sie jetzt getan haben, ist das, was wir heute beschließen, nicht, obwohl gewisse Bereiche, die Sie jetzt sehr bevorzugt behandelt haben, fehlen; nicht insgesamt in dieser Stadt fehlen, aber in diesem eigenen Paket des Wiener Wirtschaftsförderungsfonds fehlen. Ein wenig Fantasie ist doch eingeflossen, denn wir verändern sehr stark. Wenn Sie das durchgelesen haben, werden Sie wissen, dass das Förderungsinstrumentarium nicht nur übersichtlicher und besser gegliedert und auch neu gestaltet wird, sondern es gibt einen sehr eindeutigen Schwerpunkt neben der Stadtstruktur auch in den Bereichen Innovation, Technologie und Umwelt. Ich komme dann später noch darauf zurück. 

Eingangs möchte ich noch sagen: Natürlich haben ich und auch meine Fraktion große Sympathie für kreative und innovative Ideen, und es spricht nichts dagegen, dass wir uns in dieser Stadt über die Fraktionen hinweg auch noch einmal zusammensetzen und noch einmal Ideen entwickeln, ob es im Gesamtpaket - jetzt nicht nur das engere Paket des Wirtschaftsförderungsfonds - nicht auch neue Ideen und andere Ideen geben kann. 

Das geht von der Wirtschaftsförderung oder von der Unterstützung der Wirtschaft bis hin zur Ausbildung. Weil das Wort creativ industries hier gefallen ist, erinnere ich daran, dass das Vorhaben besteht, dass jetzt ein solcher Fachhochschullehrgang eingerichtet wird. Das geht also von der unmittelbaren Wirtschaftsförderung über die Ausbildung, auch betreffend das Fachhochschulwesen in Wien, bis hin zu Besteuerungen. 

Ich darf daran erinnern, dass die ÖVP gestern einen Antrag eingebracht hat, dass wir uns in einer Arbeitsgruppe einmal unterhalten sollten und durchforsten sollten, ob diese Art von Vergnügungssteuer, wie sie jetzt weiterbesteht mit der kleinen Änderung, die die Mehrheit gestern beschlossen hat, wirklich das intelligenteste und innovativste Steuerinstrument ist und ob es hier nicht eine bessere Idee gibt.

Zu dem, was wir heute beschließen, muss man zugeben, dass die Gesamtförderungssumme von 666 Millionen S - ich verwende heute noch Schillingangaben, auch in der weiteren Folge, ich werde mich dann im Jänner auf die Euro-Summen umstellen - im Interesse der Wirtschaft durchaus in Ordnung ist. Auch jene 220 Millionen S Sondermittel, die für die Aufarbeitung der so genannten Altanträge zur Verfügung gestellt werden, werden zwar von der freiheitlichen Fraktion stark kritisiert, man muss aber bitte eines schon zugeben und auch darauf hinweisen: Schließlich ist das Geld, das der Wirtschaft zur Verfügung gestellt wird, und da ist es unerheblich, ob diese Wirtschaft den Antrag auf Förderung im Oktober 2001 gestellt hat oder im Jänner 2002 stellen wird. Es sind 220 Millionen S, die zur Förderung und zur Unterstützung der Wirtschaft zusätzlich zur Verfügung gestellt werden. 

Dass uns das in den Jahren 2003 und 2004 noch Kummer bereiten kann, ist bekannt und wurde hier auch schon einmal erörtert oder zumindest andiskutiert. Ich selbst habe hier an dieser Stelle bei der Budgetdebatte gesagt, ich hoffe doch sehr, dass wir in den Jahren 2003 und 2004 in eine budgetäre und auch in eine Wirtschaftssituation kommen, die es uns ermöglicht, dann vielleicht einen anderen Weg zu beschreiten, als das jetzt angedacht ist. Aber ich neige nicht dazu, mir Vorschuss-Zores zu nehmen, sondern ich sehe dem eigentlich mit Optimismus entgegen und hoffe, dass von dem Darlehensweg dann ein wenig abgewichen werden kann.

So gesehen ist mit diesem Förderungspaket durchaus etwas Beachtenswertes im Interesse der Kommunalpolitik, für den Wirtschaftsstandort Wien, aber auch im Interesse der Betroffenen, sprich die Wiener Wirtschaft, entstanden. Ich setze da voll auf die erfolgte Kooperation mit der Wirtschaftskammer Wien, wobei dieses Paket gemeinsam ausgearbeitet und kreiert wurde.

Es ist in Ordnung bezüglich der Mittel - das habe ich schon gesagt -, aber auch in Ordnung bezüglich der inhaltlichen Ausrichtung. Es werden - ich werde das jetzt nicht alles vorbeten, Sie haben es in der Aktenunterlage wahrscheinlich entdeckt - im Wesentlichen zwei wichtige Blöcke gefahren. Der eine Block umfasst den Bereich Unternehmensgründung, Modernisierung und Stadtstruktur und der zweite Block den Bereich Innovation, Technologie und Umwelt.

Dass der herkömmliche, von Kollegen Chorherr als altbacken bezeichnete Block Stadtstruktur nach wie vor notwendig ist, wissen alle, die durch die Straßen Wiens gehen. Es ist nun einmal so, dass sich hier Strukturveränderungen sehr deutlich sichtbar machen, und es ist nun einmal so, dass es eine kommunale Aufgabe ist, hier möglichst im Interesse des Konsumenten gegenzusteuern. Und das werden und müssen wir wahrnehmen.

Im Bereich Innovation, Technologie und Umwelt besteht eine besondere Notwendigkeit, und zwar nicht nur deshalb, weil das zukunftsträchtig ist und auch zukunftstüchtige Arbeitsplätze schafft und sichert, sondern weil es auch der Wirtschaft selbst sehr wichtig ist. Ich beziehe mich da auf ein Forderungsprogramm der Wiener Industrie für einen Standort mit Zukunft. Aus einer Umfrage, in der Stärken und Schwächen Wiens abgefragt wurden - wobei die Stärken durchaus sehr, sehr gut weggekommen sind -, ist hervorgegangen, dass die Wiener Industrie sehr wesentliche Forderungen erhebt, hinsichtlich der Unterstützung von Innovation, nämlich konkret durch finanzielle Anreize zur Anhebung der Forschungsquote, durch Bereitstellung ausreichender Förderungsmittel und auch in Form von stärkerer Vernetzung durch Unterstützung von Kooperationen zwischen Wirtschaft und Wissenschaft. 

Das ist nicht neu, das wissen wir schon, es ist trotzdem notwendig, dass dem sehr viel Augenmerk beigemessen wird und dass wir mit dieser Schiene, die jetzt neu gestaltet wurde, sehr stark darauf eingehen. Ich entnehme dieser Untersuchung aber auch - es war ja eine Befragung von Wiener Industriebetrieben mit einer sehr hohen Beteiligungsquote -, dass unter den Kritikpunkten jene einen sehr hohen Stellenwert einnehmen, die festhalten, dass die Betriebskosten beziehungsweise die Abgaben in Wien zu hoch sind. Und wenn man die Schwächen Wiens nach der Häufigkeit der Nennungen reiht, so kommen die Klagen über Steuern und Abgaben bereits an dritter Stelle hinter der Verkehrssituation und der Bürokratie.

Und da komme ich jetzt auf die Gegenposition zu sprechen. Wir bemühen uns, ein anständiges Wirtschaftsförderungsinstrumentarium zu kreieren und auch zu dotieren, auf der anderen Seite werden den Betrieben zum Beispiel in Form eines - ich bezeichne es als Stromsteuer - erheblichen KWK-Zuschlags zum Strompreis wiederum Hürden errichtet und Prügel vor die Füße geworfen. (Beifall bei der ÖVP.)
Einer Aufstellung ist zu entnehmen, dass die Steuern und Abgaben auf Strom in Wien im Bundesländervergleich und auch im österreichischen Städtevergleich bei weitem am höchsten sind. Das ist nicht nur ein Wehrmutstropfen für die Betriebe selbst, sondern das ist auch ein erheblicher Standortnachteil, und das - ich habe es hier auch schon einmal gesagt - entwertet unsere Bemühungen um Wirtschaftsförderung, um Unterstützung des Wirtschaftsstandorts, wenn ich auf der anderen Seite Standortbenachteiligungen zulasse, die in erhebliche Belastungen münden. 

Von den 900 Millionen S, die Wienstrom insgesamt an KWK-Zuschlag zufließen, kommen immerhin 400 Millionen S von der Wirtschaft im Großraum Wien. Ich habe mich erkundigt, und es gibt ja auch einige Klagen von Unternehmungen, die sich selbst geoutet haben. Ich nenne dennoch keine Namen. Aber es gibt einzelne Unternehmungen, die Stromgroßabnehmer sind, die zweistellige Millionenbeträge im Jahr mehr ausgeben müssen. Ich habe hier Angaben, die zwischen 17 Millionen S und 54 Millionen S per anno liegen. 

Nicht nur, dass das von der absoluten Höhe her zu viel und eine Zumutung für die Wiener Wirtschaft ist, möchte ich es auch in Relation setzen zu dem, was wir heute beschließen. Wir beschließen für den gesamten Bereich, der sich im Konzept "wiennovation" nennt - das heißt, das ist die Unterstützung der betrieblichen Forschung und Entwicklung, das ist die Unterstützung der Technologiekooperation, das ist die Unterstützung der start-ups und von Kooperationsprojekten auch über die Landesgrenze hinaus im Bereich der Biotechnologie -, heute Mittel in der Höhe von 36,4 Millionen S jährlich. Und jetzt setzen Sie das, meine Damen und Herren, in Relation zu Belastung einzelner Betriebe mit dem KWK-Zuschlag. Wenn ein Betrieb im Jahr bis zu 54 Millionen S Mehrkosten hat (GR Peter Juznic: Das stimmt ja nicht, was Sie hier reden!) - das stimmt sehr wohl, das ist sogar schriftlich festgehalten; und das, was ich hier vorgelesen habe an Dotation, beschließen Sie heute mit, Herr Abgeordneter -, dann stimmen die Relationen nicht.

Eine Anfechtungswelle bis hin zu parlamentarischen Initiativen, wie wir heute den Zeitungen entnehmen können, ist bereits angerollt, und ich bin sicher und hoffe auch, dass die Wiener Wirtschaft von dieser exorbitanten Belastung befreit wird. -Danke. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr StR DDr Schock. Ich erteile es ihm.

StR DDr Eduard Schock: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Es ist in der Präsidiale dieser Tagesordnungspunkt zur Schwerpunktdebatte der heutigen Tagesordnung erklärt worden, und ich glaube, wir sollten daher doch den Versuch unternehmen, heute auch ein bisschen über unseren eigenen Tellerrand in Wien hinauszuschauen. Wir sollten uns zum Beispiel anschauen, was andere Gebietskörperschaften in der momentanen Konjunkturflaute wirtschaftspolitisch unternehmen. Wir sollten uns anschauen, was etwa die Bundesregierung unternimmt, um in dieser Konjunkturflaute durch wirtschaftspolitische Maßnahmen gegenzusteuern. (VBgm Dr Sepp Rieder: Da sind wir aber schnell fertig!) 

Meine Damen und Herren! Es ist in den letzten Wochen sehr oft das Gespenst einer Rezession an die Wand gemalt worden, und es waren vor allem sozialdemokratische Politiker, aber auch grüne Politiker, die diese Rezession eigentlich fast herbeigesehnt haben. Es haben sich die Aussichten der Weltwirtschaft seit den Attentaten vom 11. September natürlich sehr verschlechtert. Es sind die USA mittlerweile in einer Rezession, es ist auch in Japan die Wirtschaftsleistung eingebrochen, auch Japan befindet sich derzeit in einer tiefen Rezession. 

Auch in der Europäischen Union hat sich die Stimmung der Unternehmer, aber auch die Stimmung bei den Konsumenten verschlechtert, aber nach den jüngsten Prognosen, die etwa diese Woche von den internationalen Wirtschaftsforschern veröffentlich worden sind, können wir doch die Hoffnung haben, dass der europäische Raum, dass die Euro-Zone im Speziellen knapp aber doch an dieser Rezession vorbeigehen wird. (GR Christian Oxonitsch: Warum glauben Sie, dass wir unterschiedlich sind?)

Meine Damen und Herren! Wir können uns von dieser Entwicklung natürlich nicht abkoppeln. Wir stehen aber heute, verglichen mit unseren Nachbarn etwa, immer noch relativ gut da. Österreich hat die viertniedrigste Arbeitslosenrate in der Europäischen Union und unser Wirtschaftswachstum ist zum Beispiel auch immer noch doppelt so hoch, als bei unseren Nachbarn in Deutschland. Wir gehören damit zu den wirtschaftlichen Spitzenreitern in dieser Europäischen Union, und ich bin fest davon überzeugt, dass die Finanzpolitik dieser Regierung die Voraussetzung dafür geschaffen hat, denn diese neue Finanzpolitik, der Stopp der Schuldenpolitik, war die Voraussetzung dafür, Österreich wieder interessant zu machen, für internationale Investoren und für Firmen aus dem Ausland. (GR Christian Oxonitsch: 0,9 Prozent Wirtschaftswachstum! Das ist so positiv?)

Meine Damen und Herren! Diese Politik wird ja auch international honoriert. Wir haben uns etwa in den Länder-Ratings deutlich verbessert. Beim Länderrisiko etwa ist Österreich in den letzten zwei Jahren vom weltweit zehnten Rang auf den achten Platz aufgerückt. Wir konnten damit in der internationalen Wettbewerbsfähigkeit bereits Staaten wie etwa Frankreich, aber auch Finnland und sogar Deutschland überholen. 

Meine Damen und Herren! Durch diesen gemeinsamen Erfolg der Steuerzahler, aber auch der Länder, der Gemeinden und natürlich auch der Regierung ist es gelungen, dieses Nulldefizit bereits im heurigen Jahr zu erreichen. Wir konnten damit jenen Spielraum schaffen, den wir brauchen, um genau jetzt in der Konjunkturflaute bei langsameren Wachstumsraten Gegenmaßnahmen zu setzen, und diese treten auch in Kraft. Am 1. Jänner tritt das Kindergeld in Kraft und dieses Kindergeld wird die Kaufkraft in Österreich um 9 Milliarden S pro Jahr erhöhen. 

Meine Damen und Herren! Die Bundesregierung hat aber auch im Parlament ein zusätzliches Konjunkturbelebungspaket vorgelegt. Durch dieses Konjunkturbelebungspaket werden 12 Milliarden S zusätzlich zur Konjunkturbelebung mobilisiert. So wird etwa der Rahmen für die Infrastruktur von heuer 31 Milliarden S auf 38 Milliarden S in den nächsten Jahren angehoben. Es gibt zur Förderung von Unternehmensgründungen steuerliche Erleichterungen, etwa für Betriebsnachfolger. Zur Stimulierung einer Gründeroffensive wird die Bundesregierung auch das Eigenkapital von Unternehmensgründern, das ja in der Unternehmensgründungsphase immer sehr knapp ist, durch einen neuen Venture-Kapitalfonds verdoppeln. Es wird der ERP-Fonds seine Zinsen senken. 

Auch für die Bauwirtschaft ist ein ganz spezielles Konjunkturpaket geschnürt worden. Es wird eine zusätzliche Hochbau-Milliarde in Österreich geben. Die Bundesimmobiliengesellschaft wird 2 Milliarden S an Bundeshochbauinvestitionen vorziehen, und es wird zur Belebung der privaten Hochbauinvestitionen auch steuerliche Anreize geben. Um dem Konjunkturabschwung gegenzusteuern, wird es eine auf das Jahr 2002 befristete vorzeitige Abschreibung für bauliche Objekte geben. Diese vorzeitige Abschreibung von 10 Prozent wird es nur im nächsten Jahr, also nur 2002, geben, und sie wird daher ganz konkret ermöglichen, eben Bauinvestitionen jetzt mitten in der Konjunkturflaute anzuregen. 

Meine Damen und Herren! Es wird auch ganz konkrete Maßnahmen für den Forschungs- und Technologiestandort geben. Der Forschungsfreibetrag wird erhöht, der Bildungsfreibetrag wird angehoben. In diesem Bereich gibt es auch eine gerade im Wirtschaftsabschwung, in der Konjunkturflaute ganz wesentliche zusätzliche Maßnahme, nämlich wahlweise zu diesen neuen Steuerfreibeträgen auch direkte Steuerprämien. Denn wir wissen ja alle, dass im Wirtschaftsabschwung natürlich viele Unternehmen gar keine Gewinne schreiben, sondern bestenfalls ausgeglichen bilanzieren oder sogar Verluste ausweisen. Und wo kein Gewinn ist, da kann natürlich auch kein Steuerfreibetrag helfen, weil der ja nur bei einem Gewinn geltend gemacht werden kann. Und genau für diese Betriebe, die mit der Konjunkturflaute ganz besonders kämpfen, wird es eben jetzt im Abschwung eine steuerliche Prämie geben, nämlich eine Forschungsprämie in der Höhe von 3 Prozent und eine Bildungsprämie in der Höhe von sogar 6 Prozent. Von diesen neuen Prämien werden genau jene Betriebe profitieren, die wegen ihrer schlechten Ertragslage von den Steuerfreibeträgen eigentlich nichts hätten. 

Meine Damen und Herren! Im Wirtschaftsabschwung steigen die Arbeitslosenzahlen in ganz Europa. Die Regierung wird als Gegenreaktion darauf die Mittel für das Arbeitsmarktservice deutlich aufstocken, auch gegenüber dem heurigen Jahr deutlich aufstocken. Nächste Woche wird ja bereits der entsprechende Beschluss im Verwaltungsrat des AMS gefasst. Es werden die Mittel auf über 11 Milliarden S im nächsten Jahr aufgestockt. Speziell die Mittel für die aktive Arbeitsmarktpolitik werden im nächsten Jahr um 600 Millionen S aufgestockt. Neu sind dabei etwa Arbeitsstiftungen für die von der Konjunkturkrise besonders betroffene Bauwirtschaft, aber auch Arbeitsmarktstiftungen, etwa für die von der Entlassung bedrohten Semperit-Arbeiter.

Meine Damen und Herren! Wir haben bereits in der Budgetdebatte sehr ausführlich über das angebliche Wiener Gegenmodell diskutiert, und ich meine, wenn man den heutigen Beschluss etwas genauer analysiert, dann liegt das Gegenmodell doch sehr klar vor uns. Dieses Gegenmodell bedeutet einerseits eine Budgetkürzung für die Wirtschaftsförderung in Wien und andererseits den Versuch, die Belastung in Zukunft auf das Bundesbudget abzuschieben. Es wird ja nach dem heutigen Beschluss in vielen Teilbereichen das Bundesbudget zur Wirtschaftsförderung in Wien herangezogen, etwa bei der Förderung von Umweltprojekten von Wiener Betrieben. Da haben wir unsere eigene Aktion den Öko-Business-Plan bereits mit Ende September eingestellt, und die Ausfallshaftung dafür muss ab dem nächsten Jahr die Umweltbank des Bundes übernehmen, die Ausfallshaftung dafür muss die Kommunalkredit Austria übernehmen. 

Auch auf dem Gebiet der Biotechnologie, die so wichtig ist, wird die Stadt in Hinkunft mit der Innovationsagentur des Bundes kooperieren. Wir werden nach diesen heutigen Beschlüssen eine Arbeitsgemeinschaft mit der Innovationsagentur des Bundes gründen, um auch hier Bundesmittel für die Biotechnologie in Wien zu lukrieren. 

Vor allem auch bei der Innovationsförderung, meine Damen und Herren, wird sich die Stadt in Hinkunft ganz wesentlich an den Bundesstellen orientieren. Wir werden auch bei der Innovationsförderung ab dem nächsten Jahr eine Zusammenarbeit mit dem Forschungsförderungsfonds des Bundes suchen, und auch hier wird sich die Stadt an die 50‑prozentige Förderungsprämie des Forschungsförderungsfonds des Bundes nur mehr mit einer eigenen Zusatzprämie anhängen. 

Ganz besonders deutlich wird die Abwälzung der Belastung auf das Bundesbudget bei der Jungunternehmerförderung. Wir werden ja mit den heutigen Beschlüssen unsere eigenständige Wiener JungunternehmerInnen-Förderungsaktion ersatzlos einstellen. Die Unternehmensgründung in Wien wird daher in Zukunft über die Bürges-Förderungsbank des Bundes stattfinden und die Stadt Wien wird sich an diese 7‑prozentige Prämie des Bundes nur mehr mit einer eigenen 3‑prozentigen Zusatzprämie anhängen. 

Herr StR Rieder! Ich meine, es kann nicht der richtige Weg sein, wenn sich die Stadt mitten im Wirtschaftsabschwung jetzt immer mehr aus der Wirtschaftsförderung zurückzieht, es kann nicht der richtige Weg sein, wenn die Stadt die Belastung immer mehr auf das Bundesbudget abwälzt. Wir sollten vielmehr auch in Wien Impulse setzen. Wir sollten etwa auch in Wien öffentliche Investitionen der Stadt jetzt in der Konjunkturflaute vorziehen. 

Herr Stadtrat! Die Bundesregierung hat diese Woche im Parlament ein solches Paket zur Konjunkturbelebung vorgelegt, und ich fordere Sie auf: Legen doch auch Sie dem Gemeinderat ein solches Wiener Konjunkturpaket vor! (Beifall bei der FPÖ. - GR Mag Christoph Chorherr: Warum haben Sie derart bei der Filmwirtschaft gekürzt?) Ja, Herr Klubobmann, ich weiß, dass Sie sich nur bei der Filmförderung auskennen (GR Mag Heidemarie Unterreiner: Nein, da kennt er sich auch nicht aus!), aber ich werde trotzdem hier den Unterschied zwischen der Bundespolitik und der Wiener Politik weiter herausarbeiten. 

Denn, meine Damen und Herren, es hat der Wirtschaftsabschwung - das hat auch Herr Klubobmann Chorherr ganz richtig analysiert, da sind wir einer Meinung - die Stadt Wien ganz besonders getroffen. Nach den jüngsten Zahlen des Wirtschaftsforschungsinstituts ist die Wiener Stadtwirtschaft derzeit bereits in der Stagnation, in den übrigen Bundesländern wächst die Wirtschaft langsam, aber sie wächst noch mit etwa 1,3 Prozent. Die Wiener Stadtwirtschaft ist bereits in der Stagnation und wir sind damit bereits seit Jahren das Schlusslicht bei den Wachstumsraten in Österreich. Auch in den letzten Jahren ist die Wirtschaft in Österreich im Durchschnitt um 2 Prozent pro Jahr gewachsen. In Niederösterreich zum Beispiel, also bei unserem Nachbarn, ist die Wirtschaft im Durchschnitt sogar um 4 Prozent gewachsen, also doppelt so hoch wie im Bundesschnitt. Auch im Durchschnitt der letzten Jahre war Wien da immer der Nachzügler mit nur 0,9 Prozent. 

Dieser Rückstand ist auch nicht überraschend. Er ist nicht überraschend, wenn man sich ansieht, dass die Stadt seit 1997, also in den letzten vier Jahren, etwa ein Viertel seiner produzierenden Betriebe verloren hat. Die Anzahl unserer Produktionsbetriebe ist in diesen vier Jahren von 1 100 auf nur mehr 800 Betriebe zurückgegangen. Die Abwanderung nach Niederösterreich und in die anderen Bundesländer ist dabei eben ein ganz besonderes Problem. 

Insgesamt hat die Stadt seit 1994 in etwa 20 000 Arbeitsplätze verloren, aber in den anderen Bundesländern - und das ist ja das Interessante - konnten im gleichen Zeitraum 100 000 neue Arbeitsplätze geschaffen werden. (VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Dr Schock, wie viele Arbeitsplätze hat diese neue Bundesregierung verloren?) Diese Position als Schlusslicht hat sich damit auch etwa im Hochkonjunkturjahr 2000 verfestigt. (VBgm Dr Sepp Rieder: Wie viele Arbeitsplätze hat diese Regierung in einem Jahr verloren?) Herr StR Rieder, es hat sich diese Position als Schlusslicht sowohl in der Hochkonjunktur 2000 als auch jetzt im Wirtschaftsabschwung verfestigt. 

Wien wird ja auch heuer 2 500 Arbeitsplätze verlieren, und es wird daher nicht genug sein, Herr StR Rieder, wenn Sie den Versuch unternehmen, die Schuld dafür auf die Bundesregierung abzuschieben. (VBgm Dr Sepp Rieder: Das ist keine Frage der Schuld, aber Sie wollten ja über den Tellerrand blicken!) Es wird nicht genug sein, weil dieser Rückstand der Stadt bereits ein langjähriger Rückstand ist. Der Rückstand besteht seit Beginn der Neunzigerjahre, und es liegt daher doch die Vermutung sehr, sehr nahe, Herr Stadtrat, dass dieser Rückstand durch eine falsche Politik bei uns in Wien einfach hausgemacht ist. (Beifall bei der FPÖ.) 

Herr Stadtrat, Sie haben nicht die richtigen Lehren daraus gezogen, und ich glaube, es zeigt auch die heutige Debatte, dass nicht die richtigen Lehren daraus gezogen worden sind, denn es sind ja seit den Wiener Wahlen neue Konkurrenznachteile, hausgemachte Konkurrenznachteile dazugekommen. 

Es hat Kollegin Rothauer bereits auf die neue Stromsteuer verwiesen, die seit 1. November 2001 ein ganz gewaltiger Konkurrenznachteil, vor allem für unsere Wiener Industrie, ist.

Der zweite hausgemachte Konkurrenznachteil kommt heute dazu. Durch diese massive Förderungskürzung werden vor allem unsere Klein- und Mittelbetriebe ab dem nächsten Jahr einen ganz gewaltigen hausgemachten zusätzlichen Konkurrenznachteil, etwa gegenüber Niederösterreich, haben. 

Herr Stadtrat, ich fordere Sie daher auf, nehmen Sie doch wenigstens diese hausgemachten Nachteile zurück! Nehmen Sie die Wiener Stromsteuer zurück und nehmen Sie auch die heutige Förderungskürzung zurück! (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Warum wird denn die Wirtschaftsförderung eigentlich so massiv gekürzt? - Wir müssen so massiv kürzen, weil sich die Stadt die alte Wirtschaftsförderung nicht mehr leisten kann. Das hat dazu geführt, dass der Fonds bereits zugesicherte Förderungen aus Geldnot gar nicht mehr auszahlen konnte. Viele betroffene Unternehmer haben sich schon den Rechtsweg überlegt. Viele Wiener Unternehmern haben sogar bereits daran gedacht, die Stadt auf die Einhaltung ihrer Förderungszusage zu klagen. 

Man muss sich hier etwa die Folgen für einen Jungunternehmer anschauen. Wenn ein Jungunternehmer nach den alten Richtlinien und nach einem ausführlichen Gründungscheck durch den Fonds eine Zusage bekommt, dann geben ihm seine Hausbanken im Vertrauen auf diese Förderungszusage der Stadt zusätzliche Kredite. Wenn dann die Stadt aus Budgetnot ihre Zusage nicht erfüllen kann, wenn sie die Förderung nicht auszahlen kann, dann bricht natürlich der gesamte Finanzierungsplan zusammen und diese Unternehmensgründung in Wien ist damit gescheitert.

Das ist genau der Grund, warum wir heute diese Richtlinien so massiv verschlechtern müssen. Wir müssen sie verschlechtern, damit in Zukunft nie wieder so ein großer Berg von Förderungszusagen entstehen kann. Wir müssen die Wirtschaftsförderung verschlechtern, damit der Fonds diese Mittel der Sonderfinanzierung in den Jahren 2003 und 2004 - darauf hat ja auch meine Vorrednerin bereits hingewiesen - wieder zurückzahlen kann.

Meine Damen und Herren! Es ist uns mittlerweile allen bewusst, dass diese Sonderfinanzierung heute nur ein Kredit an den Fonds ist. Nach dem Beschluss des Präsidiums des Wirtschaftsförderungsfonds vom Juli muss der Fonds diese 220 Millionen S zurückzahlen. Er muss sie in zwei Transchen in den Jahren 2003 und 2004 zurückzahlen. Das Präsidiumsprotokoll hält ganz ausdrücklich fest, dass die Wirtschaftsförderung gekürzt werden muss. Die Wiener Wirtschaftsförderung wird dadurch eben verringert. Ich zitiere jetzt wortwörtlich aus dem Protokoll des Wirtschaftsförderungsfonds vom 17. Juli, wo es heißt: "Am 17. Juli ist ausdrücklich beschlossen worden, dass sich die Mittel für die Wiener Wirtschaftsförderung in den Jahren 2003 und 2004 um jeweils 110 Millionen S verringern werden." - Soweit das Zitat, meine Damen und Herren.

Lassen Sie mich jetzt noch einmal zurückkommen zu diesem Märchen vom Rekordbudget. Schauen wir uns doch an, wie sich die Budgetvolumina in den einzelnen Aktionen tatsächlich entwickeln werden. Die Innovationsförderung wird abgeschafft. Für die waren bisher 93 Millionen budgetiert. 

Für die neue Schiene, die "wiennovation", werden nur noch 36 Millionen vorhanden sein. Die Wiener Strukturverbesserungsaktion wird gekürzt. Dafür waren zuletzt 90 Millionen S pro Jahr reserviert, ab nächstem Jahr werden es nur mehr 60 Millionen S sein. 

Die Telematik- und C‑Tech-Aktion läuft ersatzlos aus. Damit wird den Wiener Klein- und Mittelbetrieben immerhin ein Volumen von 90 Millionen S ersatzlos weggenommen. Diese 90 Millionen S fallen ersatzlos dem Rotstift zum Opfer. 

Die Unternehmensgründungsaktion wird von 40 auf 7 Millionen S herabgekürzt. Die Wiener Unternehmensgründer werden sich ganz besonders darüber freuen, dass für sie in Hinkunft nur mehr ein Fünftel des alten Volumens reserviert ist. Sie werden sich ganz besonders darüber freuen, dass die Unternehmensgründer der Stadt in Hinkunft genau noch 7 Millionen S pro Jahr wert sind. 

Auch unsere kleinen Greißler, die Nahversorger, werden sich über den heutigen Beschluss freuen. Für unsere Nahversorger waren im Vorjahr noch 72 Millionen S budgetiert, heuer sind es immerhin noch 40 Millionen S und im nächsten Jahr werden diese Mittel noch einmal halbiert auf nur mehr 20 Millionen S. Die Kürzung erfolgt also von 72 Millionen S im Vorjahr, auf 20 Millionen S im nächsten Jahr, und unsere kleinen Nahversorger, die Greißler, Trafikanten, unsere Papiergeschäfte, Bekleidungshändler, aber auch unsere Gasthäuser und Wiener Kaffeehäuser werden in Zukunft nicht einmal mehr ein Drittel dieses Budgets haben, sie werden in Zukunft mit ganzen 20 Millionen S pro Jahr auskommen müssen.

Meine Damen und Herren! Insgesamt wird im Bereich der klassischen Klein- und Mittelbetriebsförderung das Volumen von 350 Millionen S auf nur mehr 130 Millionen S gekürzt, und es kann daher dieser heutige Beschluss natürlich auch konjunkturpolitisch überhaupt nichts bringen. Durch diese Sonderfinanzierung kann - im Gegensatz etwa zu den Maßnahmen der Bundesregierung - im nächsten Jahr keine einzige zusätzliche Investition mobilisiert werden, denn die heutige Finanzierung dient - das steht ausdrücklich hier auf diesem grünen Antrag, der Ihnen allen vorliegt, auf diesem grünen Zettel in der Tagesordnung - ausschließlich zur Finanzierung von alten Anträgen aus dem Jahre 2001.

Dieser heutige Beschluss ermöglicht daher keinen einzigen neuen zusätzlichen Antrag. Dieser heutige Beschluss kann keine einzige zusätzliche Investition in Wien mobilisieren. Ganz im Gegenteil! Wir verschlechtern gleichzeitig ab 1. Jänner 2002 die Richtlinien und es wird daher ab 1. Jänner 2002 für echte neue, für echte zusätzliche Investitionen sogar weniger Geld als bisher geben. Es werden daher mitten im Wirtschaftsabschwung die Anreize verschlechtert. Es werden die Anreize verschlechtert, Investitionen im nächsten Jahr zu planen. 

Es ist dieser heutige Beschluss daher auch konjunkturpolitisch falsch. Er ist falsch, weil er die Erwartungshaltung der Unternehmer in Wien sehr negativ beeinflusst. Die freiheitliche Fraktion wird daher auch aus diesem Grund bei ihrem Nein zum heutigen Beschluss bleiben. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wie schaut nun die Kürzung der Richtlinien bei den einzelnen Aktionen ab dem nächsten Jahr aus? 

Die Telematik- und C‑Tech-Aktion wird ersatzlos auslaufen. Damit wird es für die Informationstechnologie in Wiener Klein- und Mittelbetrieben in Hinkunft keine eigene Förderungsschiene mehr geben. Auch unsere innovativen Betriebe werden sich darüber freuen, dass die Innovationsförderung bereits mit 30. September 2001 ausgelaufen ist. Das ist ganz besonders problematisch, weil diese Innovationsförderung die letzte Möglichkeit für uns war, konform mit den EU-Richtlinien auch noch große Betriebe in Wien zu fördern. Sonst können wir ja auf Grund des engen Korsetts der Richtlinien der Europäischen Union in der Stadt überhaupt nur mehr Kleinbetriebe, etwa nach der "de minimis"-Regel, fördern. Mit der Technologieförderung konnten wir auch noch mittleren und größeren Betrieben etwa eine Zusage in der Höhe von 20 Millionen S geben und diese Betriebe im Standortwettkampf mit dem Umland damit auch oft in der Stadt halten. 

Mit dem Auslaufen dieser Innovationszuschüsse wird die Stadt in Hinkunft einen ganz wesentlichen Konkurrenznachteil, einen neuen Konkurrenznachteil gegenüber dem Umland haben. Die Abwanderung der Wiener Betriebe wird sich durch die Streichung dieser Innovationszuschüsse fortsetzen und weiter verstärken.

Herr Stadtrat, aber auch Herr GR Strobl! Ich glaube, auch unsere kleinen Greißler werden sich über Ihren heutigen Beschluss sehr freuen. Sie werden sich bedanken, dass die Zuschüsse für die Nahversorger von 20 auf 10 Prozent halbiert werden. Sie werden sich bedanken, dass der maximale Förderungszuschuss immer weiter herabgesenkt wird. Er hatte ursprünglich einmal 700 000 S pro Nahversorgungsbetrieb betragen. Diese 700 000 S sind schon in einem ersten Schritt - das war vor zwei Jahren - auf 350 000 S halbiert worden. Im Vorjahr wurde weiter reduziert auf 275 000 S und heuer wird in einem dritten Kürzungsschritt dieser Zuschuss für unsere Nahversorger weiter auf maximal 10 000 EUR, also auf 140 000 S etwa, gesenkt. Somit gibt es innerhalb von zwei Jahren eine Gesamtkürzung von 700 000 S auf nur mehr 140 000 S ab 1. Jänner 2002. Ab 1. Jänner 2002 wird diese Förderung für unsere Nahversorgungsbetriebe daher genau nur noch ein Fünftel der alten Förderung ausmachen. 

Die Betriebe werden sich auch darüber freuen, dass der Fonds ohne Angabe von Gründen, einfach aus Budgetnot, in Hinkunft jede Förderung noch einmal um die Hälfte kürzen kann. 

Besonders freuen werden sich über den heutigen Beschluss auch die Wiener Jungunternehmer. Die Wiener Jungunternehmer, jene Menschen, die einen neuen Betrieb in der Stadt gründen oder übernehmen wollen, die werden mit Wehmut daran denken, dass es noch vor vier Jahren eine eigene Gründungsprämie in Wien gegeben hat. Sie werden sich mit Wehmut an diese alte 30‑prozentige Prämie erinnern.

Herr Stadtrat! Herr GR Strobl! Was bleibt in Wirklichkeit von dieser Wiener Gründungsprämie nach dem heutigen Beschluss noch übrig? - Wir haben ja auch diese Prämie bereits im Vorjahr von 30 auf 15 Prozent halbiert und mit dem heutigen Beschluss werden wir diese Prämie noch einmal von 15 Prozent derzeit weiter auf 3 Prozent reduzieren, also insgesamt von 30 Prozent früher auf nur mehr 3 Prozent. Die neue 3‑prozentige Prämie wird daher nur mehr ein Zehntel der alten 30‑prozentigen Prämie ausmachen. 

Unsere Jungunternehmer werden sich sicher ganz besonders über diesen Beschluss freuen, sie werden sich ganz besonders über Ihr Weihnachtsgeschenk freuen. Es ist vielleicht ein kleiner Trost, dass hier der Bund mit seiner Prämie einspringt. Die Bürges gewährt ja zumindest einen 7‑prozentigen Gründungszuschuss und die Stadt wird sich eben in Hinkunft nur mehr mit 3 Prozent an diese 7‑prozentige Prämie des Bundes anhängen. 

Herr Finanzstadtrat! Sie haben unsere heutige Ablehnung in einer Presseaussendung als Protest bezeichnet.(VBgm Dr Sepp Rieder: Wahrscheinlich ein zu harmloser Begriff!) Sie haben gemeint, das Verhalten der Freiheitlichen schädigt den Wirtschaftsstandort, und der GR Strobl hat sich sogar zum Kämpfer - das zitiere ich jetzt wörtlich - für die vielen kleinen, fleißigen und ehrlichen Wirtschaftstreibenden gemacht. Aber ich glaube, Herr GR Strobl, die Wirtschaftstreibenden dieser Stadt werden Ihnen das nicht glauben, die Wirtschaftstreibenden werden sich ihre eigene Meinung über diesen heutigen Beschluss bilden, denn die Wirtschaft wird die neuen Förderungsrichtlinien sehr bald, nämlich ab dem 1. Jänner 2002, am eigenen Leib zu spüren bekommen. 

Herr StR Rieder! Sie handeln da offenbar nach dem Motto: "Angriff ist die beste Verteidigung." Sie wollen der Öffentlichkeit Sand in die Augen streuen. (VBgm Dr Sepp Rieder: Nein, das überlasse ich Ihnen, das Sandstreuen! Sandstreuen überlasse ich Ihnen!) Sie verbreiten dieses Märchen von der Wirtschaftsförderung auch noch in ganz teuren Broschüren, etwa in der Beilage zum "Gewinn" vom November. Sie verbreiten dieses Märchen in teuren Broschüren auf Kosten der Steuerzahler, und es ist schon eine ganz besondere Chuzpe, wenn man diese heute auf der Tagesordnung stehenden massiven Kürzungen dann auch noch auf Kosten der Steuerzahler als Rekordbudget bejubelt.

Herr Stadtrat! Die freiheitliche Fraktion bleibt daher ganz bewusst bei ihrem ausdrücklichen Nein zu diesem heutigen Beschluss. (Beifall bei der FPÖ. - VBgm Dr Sepp Rieder: Im Ausschuss war es nicht so ausdrücklich!) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Friedrich Strobl am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Friedrich Strobl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! 

Es fällt mir jetzt wirklich sehr schwer, ruhig und emotionslos - ich werde es versuchen - auf die Wortmeldung des Herrn StR Schock zu reagieren. Es ist nur so, dass auch, wenn Sie ständig falsche Sachen wiederholen, diese Sachen deshalb nicht richtiger werden. Das einmal zur Einleitung. 

Wenn Sie sich die Zahlen anschauen und wenn Sie die Summe der Wirtschaftsförderung vom vergangenen Jahr und die Wirtschaftsförderung, die wir für das Jahr 2002 vorgesehen haben, vergleichen, dann werden Sie ganz einfach erkennen, dass es ein Plus von 9 Prozent gibt. Und das ist wirklich keine Kürzung! Das werden Sie den Klein- und Mittelbetrieben erklären müssen, wieso es, wenn es mehr Geld gibt, plötzlich eine Kürzung sein soll. Das ist sicher nicht verständlich. 

Und noch etwas: Sie, Herr Dr Schock, stellen sich hier heraus als Vertreter einer Partei, deren Vorsitzender ein Großgrundbesitzer ist, deren Wirtschaftssprecher ein Großindustrieller ist, deren Finanzminister Maßnahmen gesetzt hat, die für die Wirtschaft mehr als schädlich sind, als Vertreter einer Partei, die in der Regierung dafür verantwortlich ist, dass es eben dieses Nulldefizit gibt und dieses Dogma Nulldefizit unter allen Umständen erreicht werden muss, koste es, was es wolle. Und Sie als ein Vertreter einer Partei, die für eine vorher nie dagewesene Umverteilungsaktion von Klein zu Groß verantwortlich ist, stellen sich da her und reden davon, dass wir die Kleinen nicht unterstützen, sondern nur für die Großen da sind. Also, ich glaube, das ist wirklich sehr, sehr stark, wie Sie das da präsentiert haben. Das ist unglaublich.

Ich möchte jetzt gar nicht auf Ihre vielen Vorwürfe im Detail eingehen, aber ich möchte nur ein Beispiel herausnehmen, nämlich das Beispiel der Nahversorgung, wo Sie jetzt am Schluss davon gesprochen haben, dass sich die kleinen Greißler und Nahversorger bedanken werden für eine Halbierung der Förderung. Wie schaut es denn in Wirklichkeit aus? - Das muss man schon auch sagen. Bisher war es so, dass es eine Förderung in Form eines Zuschusses von 20 Prozent gegeben hat. Wie schaut es jetzt aus? - Ein kleiner Greißler - bleiben wir bei diesem Beispiel - investiert 7 500 EUR. Was erhält er nach Ihren Darstellungen? - Halbiert 10 Prozent, also 750 EUR. In Wirklichkeit erhält er 2 000 EUR, also nicht 10 Prozent, nicht 20 Prozent, sondern 27 Prozent Zuschuss.

Und wenn Sie jetzt sagen, das steht so drinnen, dann muss ich Ihnen sagen, dann haben Sie es nicht genau durchgelesen. Schauen Sie sich die Sachen ganz genau an, dann werden Sie auch erkennen, dass es hier ganz, ganz bewusst Signale für die Nahversorger, für die Klein- und Mittelbetriebe gibt. 

Bleiben wir weiter bei diesem Beispiel des Greißlers, der, wie gesagt, 2 000 EUR Unterstützung bekommt. Gehen wir in einen etwas höheren Bereich. Er investiert mehr. Wie schaut es denn da aus? - Wenn er zum Beispiel in einer Geschäftsstraße investiert, wo ein Geschäftslokal schon länger leer steht, wenn er zusätzliche Arbeitsplätze schafft, dann gibt es zu dieser Basisförderung noch einmal eine Bonifikation von bis zu 10 Prozent dazu. So schaut also die "Kürzung" aus, die Sie immer beschreiben, die in Wirklichkeit aber keine Kürzung, sondern eindeutig eine Verbesserung ist, und zwar gerade für diese Zielgruppe, gerade für die kleinen Greißler, gerade für die Nahversorger. 

Bleiben wir noch einmal bei diesem Beispiel. Haben Sie sich schon einmal angeschaut, wie viel denn diese kleinen Greißler im Durchschnitt investieren? Haben Sie sich einmal die Mühe gemacht und sich angeschaut, wie denn das ausgesehen hat in den letzten Jahren? Wie hoch waren denn die Investitionssummen dieser Betriebe? Waren die 1 Million, waren die 2 Millionen, waren sie 3 Millionen, und dann haben die soundso viel Förderung bekommen? - Nein. Durchschnittlich investiert ein kleiner Nahversorger in der Größenordnung von 300 000 S bis 500 000 S, und da gibt es keine Kürzung, da gibt es im Gegenteil eine Steigerung. 

Und wenn Sie die Unternehmensgründungen angesprochen haben, die in allen anderen Bundesländern viel besser sind als in Wien, dann muss ich Ihnen auch sagen, dann haben Sie sich nicht gut genug informiert. Wir haben das hier schon einige Male gebracht und vorgetragen. Wir haben zum Beispiel im letzten Jahr in Wien wirklich weitaus die meisten Unternehmungsgründungen gehabt - ich glaube, es waren über 6 000 -, und wenn man sich die Betriebsansiedlung von internationalen Betrieben anschaut, dann ist es so, dass sich in Wien mehr als die Hälfte aller internationalen Betriebe angesiedelt hat, die sich in ganz Österreich angesiedelt haben, also in allen anderen Bundesländern zusammen. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zu Ihren Ausführungen zum so genannten Konjunkturbelebungspaket der Bundesregierung, auf das Sie offensichtlich so stolz sind, sagen. Sie haben das sehr gut durchgelesen, ich habe es mir auch durchgelesen, wie auch Experten sich das durchgelesen haben, und alle, die Wirtschaft und auch die Experten, sind sich einig, dass dieses Konjunkturbelebungspaket nicht ausreichend ist, um tatsächlich eine Veränderung im Klima zu erreichen, in der Auftragslage zu erreichen und schon gar nicht bei den Klein- und Mittelbetrieben. 

Sie haben es versäumt beziehungsweise Ihre Bundesregierung hat es versäumt, zu dem Zeitpunkt, als absehbar war, dass es einen Konjunktureinbruch geben wird, ein deutliches Signal zu setzen. Sie haben es versäumt oder die Bundesregierung hat es versäumt, Investitionen vorzuziehen. Was ist dadurch passiert? - Die Industrie, die großen Betriebe haben sich plötzlich in einer Situation gefunden, dass sie Aufträge, mit denen sie gerechnet haben, nicht mehr bekommen haben, und als Folge davon haben sie sich natürlich auch Gebieten zugewendet, die vorher für sie gar nicht so interessant waren, in denen in erster Linie Klein- und Mittelbetriebe beschäftigt waren. Plötzlich waren die Klein- und Mittelbetriebe hier in einem Wettbewerb, wo sie nicht reüssieren konnten, und sie sind es immer noch. - Das ist die Politik Ihrer Bundesregierung. 

Es ist nun einmal so, dass die Klein- und Mittelbetriebe dafür verantwortlich sind, dass die meisten Arbeitsplätze geschaffen werden, die Klein- und Mittelbetriebe bilden die meisten Jugendlichen aus und die Klein- und Mittelbetriebe tätigen die meisten Investitionen. Das hat auch Ihr Wirtschaftssprecher, Herr Dipl Ing Prinzhorn, so erkannt, nur die Politik hat er deswegen nicht umgestellt, sondern es wird nach wie vor eine Politik betrieben, die ausschließlich den großen Industriebetrieben dient und wo sich die Freunde des Herrn Prinzhorn entsprechend bedienen können.

Es ist Tatsache, dass eben Industriebetriebe, gerade was die Bauwirtschaft betrifft, in Aufträge hineingehen und sagen: Okay, wir brauchen das als Überbrückung, wir brauchen da gar nichts zu verdienen, also gehen wir da mit Angeboten hinein, bei denen Klein- und Mittelbetriebe ganz einfach nicht mithalten können.

Da würde ich gerne von Ihnen Ansätze und Lösungen hören. Da gibt es keine. Da schweigen Sie sich natürlich aus, weil es diesbezüglich keine Konzepte von Ihnen gibt. 

Um abschließend zur Wirtschaftsförderung zurückzukommen: Wir können wirklich sagen, dass mit dieser Wirtschaftsförderung den Klein- und Mittelbetrieben ein weiteres Signal der Stadt Wien gegeben wird, dass die Stadt Wien selbstverständlich daran denkt, die Wirtschaft zu unterstützen. Es ist so: Die Wirtschaftsförderung wurde erhöht. Da können Sie noch so oft wiederholen, dass es eine Kürzung gegeben hat.

Schließlich möchte ich noch darauf hinweisen, dass es schon ein sehr sonderbares Verhalten der Freiheitlichen Partei ist, wenn wir im Finanzausschuss eine Abstimmung haben und die Freiheitlichen die Wirtschaftsförderung komplett ablehnen und ausschließlich der Garagenförderung zustimmen. Und dass Sie dann noch die Chuzpe haben und Aussendungen an Klein- und Mittelbetriebe machen und darin darstellen, wie Sie sich für die Wirtschaft einsetzen, das ist ungeheuerlich. 

Aber die Wirtschaftstreibenden wie auch die anderen Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt wissen ganz genau, wie die Politik ist. Sie werden an Ihrer Glaubwürdigkeit gemessen und wenn wir uns die Wahlergebnisse in den letzten Jahren anschauen, dann haben die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt und auch die Wirtschaftstreibenden in dieser Stadt nicht vergessen, wie "glaubwürdig" - unter Anführungszeichen - Sie tatsächlich sind und haben Ihnen bei den Wahlen auch die entsprechende Rechnung präsentiert. Da Sie diesen Weg offensichtlich nicht verlassen, wird das so weitergehen. Wir warten darauf und wir freuen uns schon auf die nächsten Wählerinnen und Wähler der Freiheitlichen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Serles gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Lieber Herr Kollege Strobl, Sie haben zwar gemeint, Sie wollten hier einen emotionslosen Debattenbeitrag liefern, aber ich habe irgendwie registriert, dass Sie doch einigermaßen aufgeregt gewesen sein müssen. Es ist Ihnen nämlich gleich zu Beginn ein peinlicher Irrtum passiert, den ich aufklären darf. Sie haben davon gesprochen, dass diese Partei, nämlich die FPÖ, einen Vorsitzenden hätte, der Großgrundbesitzer wäre. 

Ich darf feststellen: Das ist schlicht und einfach unrichtig. Wir haben keinen Vorsitzenden, sondern eine Vorsitzende, die sicher irgendwo grundbücherlich eingetragen und Eigentümerin ist. Dass sie Großgrundbesitzerin wäre, ist mir neu. Aber das ist so symptomatisch wie vieles, was Sie gesagt haben. News, Herr Strobl: Nicht ein Wort stimmt! (Beifall bei der FPÖ.) 
Ich verstehe aber Ihre Aufregung durchaus, haben Sie doch in den letzten Monaten miterleben müssen, dass diese Bundesregierung die budgetäre Wende geschafft hat. Sie hat nämlich die budgetäre Wende geschafft, ohne dass Österreich wirtschaftspolitisch in Schutt und Asche liegt. (GR Johann Driemer: Das glaubst du wohl selber nicht! - Ironische Heiterkeit des VBgm Dr Sepp Rieder.) Ganz im Gegenteil, meine Damen und Herren - Kollege Schock hat darauf hingewiesen -, und der Vergleich macht sicher: Wir liegen in diesem Europa gar nicht so schlecht, wir liegen, was Wachstum und Beschäftigung betrifft, bedeutend besser, als etwa unser großes Nachbarland, die Bundesrepublik Deutschland. (GR Johann Driemer: In zwei Jahren sind wir noch besser!)

Meine Damen und Herren! Nicht zu Unrecht ist daher der Begriff "Nulldefizit" von Sprachwissenschaftern zum Wort des Jahres gewählt worden. (Beifall bei der FPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Da hat es aber viele Unworte auch gegeben!) Finanzminister Grasser wird nicht nur von wirtschaftspolitischen Experten großer Sachverstand attestiert, jetzt wird ihm auch von Sprachenwissenschaftern eine wirkliche PR-Begabung attestiert. Und das sagt doch einiges aus, meine Damen und Herren. (GR Christian Oxonitsch: Das kostet die Bevölkerung auch viele Millionen!) 

Wir haben aber nicht nur das Nulldefizit bereits heuer geschafft - und dafür gebührt den vielen Millionen Österreicherinnen und Österreichern, den österreichischen Steuerzahlerinnen und Steuerzahlern unser großer Dank (Beifall bei der FPÖ und bei Gemeinderäten der ÖVP.) -, wir haben auch wichtige strukturpolitische Änderungen vorbereitet. Im Zentrum der strukturpolitischen Änderungen steht die Verwaltungsreform. Wir wollen die Verwaltung von Grund auf reformieren. Wir wollen damit die kleinen und mittleren Unternehmungen Österreichs massiv entlasten. (GR Johann Driemer: Die Beamten vorzeitig pensionieren und die ASVG-Pensionisten im Regen stehen lassen!) Ja, Herr Kollege Driemer, wir wollen in diesem Bereich massiv Beamte einsparen. Ja, Herr Kollege Driemer, wir wollen eine grundlegende Reform im Bereich der Gerichtsbarkeit, im Bereich der Finanzämter. Ja, Herr Kollege Driemer, wir wollen, dass vieles einfacher wird, für die vielen Unternehmungen in dieser Republik (Beifall bei der FPÖ.), denn wir wollen den vielen österreichischen kleineren und mittleren Unternehmungen entscheidend helfen. 

Herr Kollege Strobl, Sie haben einen einzigen richtigen Satz gesagt in Ihrem Debattenbeitrag. Sie haben gesagt, dass die österreichischen KMUs viele, die meisten Arbeitsplätze in diesem Land sichern. Da gehen wir völlig konform mit Ihnen. Daher müssen wir alles tun, damit der heimischen Wirtschaft im Bereich der kleineren und mittleren Unternehmungen nachhaltig geholfen wird. (Beifall bei der FPÖ. - GR Friedrich Strobl: Das geschieht ja!) 
Denn tatsächlich hat sich konjunkturell natürlich einiges verändert im Laufe der letzten Monate. Zur Jahreswende sah der konjunkturpolitische Himmel in Europa, in Österreich noch strahlend und wolkenlos aus. Am Gipfel von Lissabon haben etwa die Staats- und Regierungschefs davon gesprochen, dass Europa der am schnellsten wachsende Wirtschaftsraum sein soll. Seit damals hat sich einiges verändert und an Stelle dieser hochfliegenden Erwartungen sind realistische Bilder getreten. Die europäische Wirtschaft stagniert tatsächlich und daher sind auch europäische Maßnahmen notwendig, um diesen Prozess wiederum anzukurbeln. 

Europa muss auf europäischer Ebene strukturpolitische Akzente setzen. Viele der Maßnahmen, die etwa am Gipfel von Lissabon beschlossen worden sind, sind noch immer nicht verwirklicht, wurden noch immer nicht in Angriff genommen, beispielsweise die Voraussetzungen für ein europäisches Patent. Noch immer müssen Unternehmungen in den jeweiligen Nationalstaaten ihre Patente registrieren lassen, anmelden. Das kostet viele Hunderttausende Schilling pro Land und das ist ein extrem aufwändiges und zeitaufwändiges Verfahren. Wir brauchen ein europäisches Patent, um Forschung und Entwicklung im Bereich der Unternehmungen zu fördern. 

Wir brauchen auch, Herr Finanzstadtrat, eine gemeinsame europäische Strategie zur Liberalisierung der Strommärkte. In diesem Zusammenhang betone ich: Dazu gehört auch, dass die Standards der Atomkraftwerke in Europa dramatisch verbessert werden, und dazu gehört auch, bitte, ein Nachdenken darüber, wie dieses Europa den Ausstieg aus der Kernenergie schafft. (Beifall bei der FPÖ.)
Österreich hat erkannt, dass strukturpolitische Akzente notwendig sind, damit die Voraussetzungen für die Wirtschaftstreibenden in diesem Land verbessert werden. Zu Recht hat der Herr Bundeskanzler davon gesprochen, dass Stärken gestärkt und Schwächen bekämpft werden müssen. Wir begrüßen daher das moderne und intelligente Konjunkturprogramm, das die österreichische Bundesregierung vorgestellt hat, ein Konjunkturprogramm, das Arbeitsplätze sichert, das den Wirtschaftsstandort stärkt und soziale Wohlfahrt garantiert.

Dazu zählen beispielsweise 7 Milliarden S mehr an Ausgaben für die Forschung. Dazu zählt beispielsweise die Erhöhung des Bildungsfreibetrags von derzeit 9 auf 20 Prozent - eine europaweit einzigartige Maßnahme; kein anderes Land in Europa setzt solche nachhaltigen Impulse für lebenslanges Lernen. Dazu zählt beispielsweise das Vorziehen von Bundesimmobilienprojekten. Dazu zählen auch verstärkte Geldmittel etwa im Bereich des Denkmalschutzes. Das ist wirklich eine intelligente Maßnahme, die nicht nur den Hochbau ankurbelt, sondern auch der Schönheit dieser Republik dient und letztlich auch hier strukturelle Voraussetzungen für einen blühenden Tourismus schafft. (GR Johann Driemer: Damit werden vier Steinmetze beschäftigt!) Dazu, Herr Driemer, gehören auch die ganz entscheidenden Maßnahmen, die die Bundesregierung im Bereich der Infrastruktur setzt. 

Wir haben daher durchaus Berechtigung zum Optimismus. Wir können optimistisch in das nächste Jahr gehen. Es gibt eine Reihe von internationalen Entwicklungen, die diesen Optimismus nähren (GR Johann Hatzl: Das müssen Sie ja sagen!), Herr Hatzl, etwa der Verfall der Ölpreise. (GR Johann Hatzl: Das ist Zweckoptimismus!) Ich bin kein Zweckoptimist, ich bin durchaus pragmatisch und sehe sehr nüchtern, was sich da rund um Österreich tut. (GR Johann Hatzl: Das wäre ja schlecht, wenn Sie nicht optimistisch wären!) 
Es wird auch Ihnen nicht entgangen sind, dass es Wirtschaftsforscher gibt - lesen Sie die heutigen Zeitungen -, die bereits davon sprechen, dass hier eine Trendwende Platz greift und dass wir berechtigt optimistisch sein können. (GR Johann Hatzl: Sie schwindeln sich in den eigenen Sack!)

Schauen Sie sich den Verfall der Ölpreise an, schauen Sie sich die sinkenden Zinsen in Europa, in den USA an! (GR Johann Hatzl: Wie das die Amerikaner machen? Wenn sich die Regierung wenigstens an das amerikanische Vorbild halten würde!) Schauen Sie sich aber beispielsweise auch an - Herr Kollege Hatzl, wenigstens da werden wir uns einig sein -, welche sinnvollen Beiträge etwa die Sozialpartner auch hier in Österreich zu einem Florieren der heimischen Wirtschaft dadurch geleistet haben, dass sie maßvolle Gehaltsabschlüsse tätigten. Wenigstens in diesem Punkt könnten wir einer Meinung sein, aber offensichtlich verbietet es Ihre parteipolitische Brille, dass Sie mir wenigstens in diesem Punkt zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Was naturgemäß auffallen muss in Zeiten wie diesen, ist die Tatsache, dass von Wien keinerlei positive Impulse im Bereich der Wirtschaftsförderung ausgehen. In Wien werden keine intelligenten Maßnahmen im Bereich Strukturpolitik gesetzt, in Wien tut sich so gut wie keine strukturelle Veränderung. Herr StR Schock hat bereits darauf hingewiesen. 

Herr StR Rieder, Sie kürzen die Unternehmensgründungsförderung, Sie schaffen Innovationsförderung ganz einfach ab, Sie schaffen auch die Technologieförderung ab. Sie kürzen die Nahversorgungszuschüsse, Sie kürzen die Strukturverbesserungsaktion, Sie stellen die Telematik- und C‑Tech-Förderung einfach ein und Sie setzen durchwegs Maßnahmen, die in allererster Linie den Großen dienen, aber nicht den Kleinen. 

Uns wundert es, warum die Wirtschaftskammer und deren Präsident Nettig bei dieser Streichorgie, bei dieser Kürzungsaktion so einfach mitmachen. Nach dem Studium des letzten Kontrollamtsberichts habe ich dafür eigentlich nur eine einzige Erklärung. Ich formuliere das jetzt bewusst zurückhaltend. Ich formuliere das deswegen zurückhaltend, damit sich Herr Präsident Nettig ein bisserl weniger ärgert und sich der Herr Bürgermeister vielleicht in seiner Wortwahl etwas mäßigt. Zurückhaltend formuliert würde meine Analyse lauten: Die Interessen des Herrn Präsidenten Nettig liegen offensichtlich weit mehr im fernen Miami, wo seine Tochter ein florierendes Unternehmen betreibt, als hier in Wien bei der Wiener Wirtschaft, bei den Wiener Unternehmungen. 

Mit Verlaub, Herr Präsident Nettig ... (StRin Dipl Ing Dr Herlinde Rothauer: Das ist eine Unterstellung sondergleichen!) Nein, nein, das ist alles im letzten Kontrollamtsbericht nachzulesen und keine Unterstellung.

Mit Verlaub, Herr Präsident, von uns Freiheitlichen bekommen Sie in diesem Zusammenhang einen Ruf zur Sache. Reisen Sie ein bisserl weniger mit dem Herrn Bürgermeister quer durch die Welt (Zwischenrufe bei der SPÖ.), reisen Sie ein bisserl weniger quer durch Europa und quer durch Asien, sondern seien Sie ein bisserl präsenter hier in Wien. Stärken Sie die Interessen der heimischen Wirtschaft! Kümmern Sie sich um eine Strukturverbesserungsoption, um Innovationsförderung, um Technologieförderung, um Unternehmensgründungsförderungsaktionen, um Nahversorgungszuschüsse und lassen Sie die vielen Tausenden Wiener Betriebe nicht so einfach im Regen stehen! (Beifall bei der FPÖ.) 
Sie haben einmal den Slogan verwendet: Wir wollen nicht alles verändern, aber vieles verbessern. Herr StR Rieder, im Bereich der Wirtschaftsförderung hätten Sie eigentlich vieles zu verändern und noch mehr zu verbessern. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr VBgm Dr Rieder am Wort. Ich erteile es ihm.

VBgm Dr Sepp Rieder: Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Persönlich weiß ich jetzt nicht ganz genau, welche der beiden miesen Anspielungen mich mehr berührt und betroffen gemacht hat: die vom Kollegen Serles auf eine Familienbeziehung des Präsidenten der Wirtschaftskammer oder die des Dr Schock am Beginn seiner Rede, wo er in den Raum gestellt hat, Sozialdemokraten und GRÜNE hätten - er hat noch das Wort "fast" hinzugefügt - den wirtschaftlichen Absturz der Betriebe herbeigesehnt. Ich halte mich sehr zurück, dass ich nicht den Begriff "Sauerei" verwende. Ich halte eine derartige Unterstellung für absolut unzulässig. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Hilmar Kabas: Das kann man ja dokumentieren!) 
Jemandem in diesem Haus zu unterstellen, dass er nur aus parteipolitischen Gründen ein Interesse hätte, dass es Österreich schlecht geht, ist eine Einmaligkeit in der bisherigen Aussage hier. (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Hilmar Kabas: Nein, schlecht geht es uns ja nicht! Aber das schlägt schon wieder durch!) 
Ich weiß schon, dass sich die Freiheitliche Partei in Fragen der Wirtschaftsförderung in ihrer politischen Positionierung nicht leicht tut. (GR Mag Hilmar Kabas: Oh ja!) Es ist schon mit Recht darauf hingewiesen worden, welcher Eiertanz sich im bisherigen Abstimmungsprocedere vollzogen hat: Im Ausschuss erhielt die Garagenförderung eine Zustimmung von den Freiheitlichen, die Wirtschaftsförderung wurde abgelehnt. Im Stadtsenat gab es eine geteilte Zustimmung. Ein Mitglied der freiheitlichen Mitglieder des Stadtsenats hat zugestimmt, die anderen waren dagegen. Heute spricht Herr Dr Schock von einer absoluten Ablehnung. 

Was da relativ ist, brauche ich nicht näher zu erklären. Von absolut kann keine Rede sein. Sie eiern da herum in dieser Frage, was mir manche Ihrer Begründungen verständlicher macht, als der Inhalt Ihrer Aussagen. Das muss man auch sagen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Es hat am Anfang, Herr Dr Schock, sozusagen eine Erwartungshaltung bei mir und vielleicht auch bei den Kollegen meiner Partei gegeben, wie Sie davon gesprochen haben, Sie seien dafür, dass wir über den Tellerrand schauen. Über den Tellerrand schauen, hätte bedeutet, dass Sie hier den Versuch unternommen hätten, den Zusammenhang der einzelnen Auswirkungen darzustellen. Wenn Sie dann bei einer wirklich blauäugigen - bei Ihnen stimmt es sogar von der Parteifarbe her - Milchmädchenrechnung landen, dass quasi ab Beginn der Bürgermeisterschaft von Häupl Arbeitsplätze verloren gehen, dann könnte man genau dieselbe wirklich dumme Milchmädchenrechnung entgegenstellen, dass ab dem Beginn der schwarz-blauen Regierung so viele Arbeitslose sind und die Wirtschaftskonjunktur eingebrochen ist. Niemand kommt auf die Idee, derart primitive und dumme Unterstellungen zu machen. Nehmen Sie Ihre Milchmädchenrechnungen zurück! (Beifall bei der SPÖ. - GR Mag Hilmar Kabas: Sehr zurückhaltend!)
Ich meine, Sie haben beide - auch Dr Serles, dieser vielleicht mit etwas weniger Propaganda als Sie, Herr Dr Schock - hier wiedergegeben, was die Bundesregierung in der Parlamentsdebatte von sich gegeben hat. Ich kann nur sagen: Hören und lesen Sie nach, was die Wirtschaftsexperten dazu gesagt haben, welche Skepsis sie geäußert haben und welche eigentlich vernichtende Beurteilung erfolgt ist. 

Ich glaube, dass das auch ganz einfach zu erklären ist. Alles das, was Sie angekündigt haben, setzt entweder voraus, dass von Bundesseite mehr Geld in die Hand genommen wird oder dass die Steuereinnahmen tatsächlich gesenkt werden. Beides ist mit der eisernen Fahne des Nulldefizits nicht vereinbar. Daher sagen viele - was immer da an Propagandasätzen gesagt wird -, unterm Strich bleiben weder mehr Ausgaben noch weniger Einnahmen übrig. Und der Realbefund ist der: Viele Worte, aber keine konkreten operativen Maßnahmen.

Eigentlich bin ich der Meinung, dass wir gemeinsam und nicht gegeneinander in dieser Zeit, wo es schwierig ist, rechtzeitig und voll und ganz wirklich Initiativen setzen sollten. Und die Behauptung, dass das in Wien nicht der Fall ist, ist wirklich absurd, entbehrt wirklich jeder Grundlage. Ich weiß schon, dass oppositionelle Betrachtungsweise für einiges den Blick verstellt - das kann schon passieren -, aber umgekehrt muss es doch auch Fakten geben, die man anerkennt und respektiert, und ich denke, dass es da einiges gibt.

Wenn Sie, Herr Dr Schock, gesagt haben, man soll über den Rand des Tellers hinwegschauen, dann hätte ich erwartet, dass Sie das auch mit den anderen Bundesländern verglichen und zum Beispiel erklärt hätten: Jawohl, in Wien ist diese oder jene Maßnahme gesetzt worden und in einem anderen Bundesland nicht, dafür hat es in diesem oder jenem Bundesland diese oder jene Kommentierung gegeben. Ich hätte insbesondere erwartet, dass Sie jene Maßnahmen hervorgekehrt hätten, die in dem Bundesland gesetzt werden, in dem Ihr früherer Parteivorsitzender - und der ist ein Grundbesitzer - Landeshauptmann ist. Ich hätte erwartet, dass Sie sich herausgestellt und gesagt hätten: Da sieht man, welche Begeisterung in der Wirtschaft für diesen Landeshauptmann besteht.

Das ist allerdings nicht der Fall, denn im "Standard" las ich einen Beitrag unter dem Titel "Schlechtes Zeugnis für Kärnten. Umfrage der Industrieorte. Fundamentale Unzufriedenheit der Unternehmer mit der Wirtschaftspolitik in Kärnten." - Das ist die Realität unter Ihrem - das gebe ich zu - nicht aktuellen Parteivorsitzenden, aber unter Ihrem früheren, grundbesitzenden Parteivorsitzenden.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eine Bemerkung jetzt noch, dann komme ich schon zur Sache selbst, aber einen Satz noch zu den Ausführungen des Dr Schock. Also ich habe wirklich herauszufinden versucht, was im Kopf von Dr Schock vorgeht, dass er tatsächlich so tief überzeugt ist - oder vielleicht ist er nicht überzeugt, vielleicht spielt er uns das nur vor -, dass eine Steigerung der Ausgaben - aber nicht irgendwo auf dem Papier -, also mehr Geld, das jetzt in die Wirtschaft geht, eine Kürzung sein soll. Wie man das auf einen Nenner bringen kann, wie man davon zutiefst überzeugt sein kann, dass man trotz wiederholter Diskussionen und Gespräche daran wie an einer tibetanischen Gebetsmühle festhält, das ist für mich ein absolutes Phänomen. Ich würde Sie wirklich einmal ersuchen, mir zu erklären, was für ein tieferer Vorgang hier stattfindet, dass Sie das einfach nicht verstehen, dass es, wenn 666 Millionen S im kommenden Jahr zur Verfügung stehen und damit 9 Prozent mehr an Wirtschaftsförderung als heuer, nicht eine Kürzung um die Hälfte ist, sondern einfach mehr Geld bedeutet. 

Bei allen Veranstaltungen der Wirtschaft wird das auch so verstanden. Kollege Fritz Strobl hat mir von einer Veranstaltung berichtet, bei der auch freiheitliche Mandatare anwesend waren, die dazu allerdings nichts gesagt haben, also Ihre Sätze dort nicht wiederholt haben, sondern wo eindeutig die Überzeugung war: Jawohl, das ist eine vernünftige Steigerung und eine wirtschaftliche Maßnahme, die die Leute brauchen. Also mit Ausnahme jener Propagandaschicht, die Sie hier sozusagen repräsentieren, ist in breiten Schichten der Bevölkerung durchaus Akzeptanz und Verständnis dafür vorhanden, dass man unter den gegebenen Bedingungen sowohl neu orientieren als auch mehr Geld in die Hand nehmen muss. Und das ist die Botschaft, die von diesem Akt und von diesem Geschäftsstück, das wir hier beschließen, ausgeht. (GR Johann Hatzl: Sei nicht ungerecht! Die FPÖ hat heute weniger Mandate und glaubt auch, dass das eine Steigerung ist!) Gut, wenn das die Erklärung ist, dann respektiere ich das. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte nur, ohne zu lange zu sein, deutlich machen, worum es uns geht. Wir haben in diesem Paket natürlich neue Akzente gesetzt. Einer der wichtigen Akzente ist, dass wir nicht mehr mit der Gießkanne vorgehen, dass es quantitativ nicht mehr darauf ankommt, wie viel Steuergeld wir umleiten, sondern wie effizient wir es tun. Ich habe Ihnen schon im Ausschuss gesagt, Herr Dr Schock: Erklären Sie dem Steuerzahler, was der Skandal ist, dass man das Steuergeld sinnvoll und gezielt einsetzt, nämlich es bündelt! Erklären Sie dem Steuerzahler, dass es eigentlich darum geht, dass derjenige der Beste ist, der am meisten Steuergeld verwendet. Das kann es doch nicht sein! Erklären Sie den Wirtschaftsunternehmen, dass es, wenn sie mehr Geld kriegen, bedeutet, dass das eine Kürzung ist! 

Und erklären Sie und auch Dr Serles uns, warum da plötzlich keine Innovationen drinnen sind. Da ist ja eine Vielzahl von Innovationen enthalten und eine der wichtigen Innovationen ist, dass wir die Förderung auch daran binden, welche beschäftigungspolitischen Auswirkungen das hat. Hat dieses Projekt, das wir fördern, Auswirkungen auf die Situation der Lehrlinge, hat das eine Wirkung für die Ausbildungsebene? Das sind doch Elemente, mit denen in einer Zeit, wo es mehr denn je auch um die Beschäftigung mit dem Thema Arbeitslosigkeit geht, Mittel verstärkt und zu diesem Zweck gebündelt und sinnvoll eingesetzt werden. Und da stellen Sie sich her und sprechen davon, dass das keine Innovation ist. 

Ich verstehe, wenn Sie als Oppositionspolitiker herausgehen und sagen: Es tut mir furchtbar Leid, aber meine Oppositionsrolle verbietet es mir, hier zuzustimmen. Aber dass Sie unter den fadenscheinigsten Vorwänden hier eine Argumentation aufbauen, das ist in Wirklichkeit nicht notwendig. 

Letzter Punkt: Es ist wieder einmal mehr der Zusammenhang hergestellt worden zwischen der Regierungspolitik und der Politik der Stadt Wien hinsichtlich des Energiepreises. Ich erneuere einmal mehr mein Angebot, obwohl wahrscheinlich der Finanzminister das Angebot zunehmend genauso attraktiv finden wird, wie der Wirtschaftsminister mein Angebot attraktiv gefunden hat, wie ich der heutigen Presse entnehme. Mein Angebot ist: Wenn der Finanzminister auf die Stromabgabe verzichtet, wenn er die 20,64 Prozent streicht, ist die Stadt Wien bereit, auch ihren Beitrag zu leisten. (Zwischenruf des GR Dr Helmut GÜNTHER.) Ich habe gemeint, dass es dem Finanzminister vielleicht auch zunehmend attraktiv erscheint, denn das Verfassungsgerichtshoferkenntnis bringt ihn ja in eine peinliche Lage, wie mir das heute berichtet worden ist.

Und jetzt möchte ich auch einmal Folgendes an die Adresse der Wirtschaftspartei ÖVP richten (GR Gerhard Pfeiffer: Was kommt jetzt?): Ich habe keinen Aufschrei der ÖVP gehört, die ja Koalitionspartner ist - einer meldet sich zu Wort als Vertreter der Wirtschaftspartei -, als der Finanzminister die Strompreisrückvergütung nur auf die Produktionsunternehmungen und nicht auch auf die Dienstleistungsunternehmungen erstreckt hat, was ja bedeutet, dass gerade die Dienstleistungsunternehmen, die schwerpunktmäßig in Wien sind, durch diese Regelung des Finanzministers benachteiligt sind. 

Meine Frage an den Koalitionspartner auf Bundesebene: Warum hat es die Wirtschaftspartei ÖVP hingenommen, dass eine Regelung wie die Strompreisrückvergütung, die jetzt aus diesem Grund als gleichheitswidrig gefallen ist, überhaupt in die Welt gesetzt werden konnte? Warum hat es die ÖVP in Kauf genommen, dass Dienstleistungsunternehmungen schlechter behandelt worden sind, wobei damit insbesondere der Wirtschaftsstandort Wien betroffen ist? - Wenn Sie mir die Erklärung dafür bieten, warum das gestattet ist, dann reden wir über den KWK-Zuschlag weiter. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Franz Ekkamp: Frau Vorsitzende! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Es wäre jetzt natürlich noch interessant, auf die einzelnen Positionen, insbesondere jene mancher Oppositionsredner, im Zusammenhang mit dem doch sehr sinnvollen und zukunftsorientierten Antrag einzugehen. 

Ich will aber zum Schluss nur mehr das Verlangen der grünen Fraktion auf getrennte Abstimmung dieses Antrags zum Ausdruck bringen. Insbesondere will sie die "Wiener Garagenförderungsaktion" getrennt abgestimmt haben. - Ich bitte um Abstimmung. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Abänderungs- oder Gegenantrag wurde nicht gestellt. 

Sie haben gehört, der Herr Berichterstatter hat vorgeschlagen, eine getrennte Abstimmung durchzuführen. Ich nehme diese Bitte an und werde daher die "Wiener Garagenförderung" als Erstes abstimmen lassen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Punkt zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der GRÜNEN und der Freiheitlichen, angenommen. 

Ich lasse nun die restlichen Punkte abstimmen. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die den restlichen Punkten zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen. (GR Dipl Ing Martin Margulies: Im Ausschuss habt ihr noch zugestimmt!)

Es gelangt nunmehr die Postnummer 183 (PrZ 118/01-GFW) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Gewährung eines zinsenfreien Darlehens an die BAI Bauträger Austria Immobilien GmbH. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Driemer, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Johann Driemer: Werte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zu dem Poststück 183. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Zunächst einmal guten Tag! Da die Sozialdemokraten teilweise vielleicht den Saal verlassen wollen, sollte man ihnen noch Zeit geben, das auch zu tun, sonst gibt es ein bisschen eine Unruhe. Jetzt möchte ich aber doch schön langsam beginnen. 

Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Grinzinger Garage ist ja nicht gerade eines unserer Liebkinder, aber dafür ist sie eines der Liebkinder des Herrn Bezirksvorstehers aus dem 19. Bezirk, und deswegen möchte ich in Zukunft von dieser Garage nicht mehr als der Grinzing-Garage sprechen, sondern als der "Adolf-Tiller-Autobusgarage". Das gefällt mir nämlich vom Namen her viel besser und trifft die Wahrheit. 

Warum Adolf-Tiller-Garage? - Es gibt wahrscheinlich keinen Bezirksvorsteher, der - sagen wir es so - so einen merkantilen Umgang mit Garagenförderungen beziehungsweise auch in seinem Bezirk an den Tag legt, wie unser sehr geehrter Herr Bezirksvorsteher aus dem 19. Bezirk. - Das ist das eine. 

Das Zweite: Es gibt wahrscheinlich niemanden, der der Stadt Wien, aber auch allen Bürgerinnen und Bürgern weismachen kann, dass ein Autobus 7 Anrainerautos sind. Das ist irgendwie interessant. Ich baue eine Volksgarage, die als Anrainergarage gilt, und habe im Grunde genommen nur 125 Stellplätze für Autos und 25 für Autobusse, aber diese Autobusse gehen in Verkleidung in die Garage hinein, teilen sich auf 7 Autos pro Autobus und wohnen dann dort. Das ist sozusagen eine Anrainergarage und die Autobusse wohnen dort. 

Dazu möchte ich ein Zitat von unserem geliebten Kollegen, dem Herrn Pfeiffer, aus dem "Kurier" vom 4.12. vorlesen. Da sagt er: "Und wem außer dem Tourismus in Grinzing dienen die Busabstellplätze?" - Also okay. Bisher waren es Anrainer, jetzt dient sie eindeutig als Busabstellplatz, und wenn man sich die Geschichte der angehenden Volksgarage in Grinzing anschaut, weiß man, es geht hauptsächlich um Autobusse und um nichts anderes. 

Ein bisschen Historisches ist da schon notwendig, denn diese Garage hat ja schon eine längere Geschichte und ist im Grunde genommen eigentlich ein Ding, das uns seit 28 Jahren in Wien beschäftigt. Ich glaube, es gibt keine Garage der Welt, über die 28 Jahre nachgedacht wurde. Ursprünglich waren es 96 Busse, dann waren es 70, jetzt sind es 25. Es gibt jede Menge BürgerInneninitiativen gegen diese getarnte Busgarage. Und wie gesagt - noch einmal, ganz wichtig auch fürs Protokoll -, sie heißt in Zukunft Adolf-Tiller-Busgarage - wichtig - und nicht Adolf-Tiller-Volksgarage. Ganz wichtig. 

Vor mehr als zehn Jahren ist es darum gegangen, den Anrainern mehr oder weniger den Grund abzunehmen, und jetzt wäre am 12. Februar die Baubewilligung ausgelaufen. Aber da war der Bauherr - und das ist natürlich die BAI und ein bisschen auch der Herr BV Tiller; deswegen wieder Adolf-Tiller-Autobusgarage - findig und hat sich gedacht: Wie können wir das hinbringen, dass das Baurecht oder die Baubewilligung nicht ausläuft? 

Also schickte man bei Nacht und Nebel, wie es so schön heißt, einen Bagger, und der hat dort ein Loch gegraben. Alle Leute waren ein bisschen überrascht. Da draußen ist ein Loch!, haben sich viele gesagt, aber das Problem wurde dann bald wieder gelöst. Vier Tage darauf kam wieder der Bagger, ein bisschen Beton hinein und wieder zugeschüttet, damit man auf jeden Fall die Garage bauen kann. 

Nach diesem eigenartigen Verhalten haben sich die GRÜNEN natürlich auch wiederum einmal eingesetzt und herausgekommen ist jetzt, wie man sieht, eine Anfrage an Herrn StR Schicker zur Grinzing-Busgarage. Und was sagt StR Schicker zu der Busgarage? - Er sagt, dass er mit der Busgarage eigentlich nicht wirklich glücklich ist, aber zu allen diesen Dingen - und das ist ganz wichtig - sagt er: "Was die Baumfällungen betrifft, so gehe ich fix davon aus, dass sie korrekt erfolgt sind." - Das glauben wir auch. Zuständig ist dort ja im Wesentlichen zunächst einmal wiederum der Herr Bezirksvorsteher. Und nachdem BV Tiller einer von denen ist, die diese Garage vehement gefordert haben, wird er wohl die Einhaltung der Rechtsvorschriften auch betrieben haben. 

Im Laufe der Beantwortung unserer Frage sagt StR Schicker weiter: "Die Verkehrssituation in Grinzing hat sich seit der seinerzeitigen Planung" - und da reden wir wieder von der Situation vor 28 Jahren - "deutlich verbessert und deutlich verändert. Es gibt Lösungen für die Busabstellung, sodass aus meiner Sicht diese Garage nicht wirklich notwendig gewesen wäre."

Also haben wir es mit 90 Millionen S zu tun, vielleicht für ein Geburtstagsgeschenk an den Herrn Tiller. Der hat sich durchgesetzt. Man hat ihm 90 Millionen S versprochen, und ganz egal, ob man es braucht oder nicht, die Garage wird gebaut. Da freut sich sicherlich wieder der Herr Pfeiffer, und wenn wir jetzt nicht zustimmen, dürfen wir vielleicht auch nicht in den 19. Bezirk kommen. Faktum ist: Die Garage wird gebaut. Und zwar - wiederum ganz wichtig - Adolf-Tiller-Volksgarage oder -Autobusgarage, je nachdem, wie Sie wollen. 

Jetzt gibt es aber eine so genannte Garagenkommission und die hat im letzten Protokoll - die Mitglieder werden es ja bekommen haben - einiges an Informationen gebracht. Es wird so sein, dass in Zukunft Garagen bestimmte Voraussetzungen erfüllen müssen, und zwar: Im Umkreis von 300 bis 500 Metern darf es keine andere Volksgarage oder größere Garage geben. Zweitens: Eine Machbarkeitsstudie ist notwendig. Ich nehme an, die wird es geben. Baumfällungen müssen d'accord sein. Es muss alles seine Ordnung haben. Die Garage muss behindertengerecht sein und die Oberflächengestaltung muss garantiert sein. 

Gemäß dem Konzept muss die Maßnahmen bei der Oberflächengestaltung der Bezirk bezahlen, und ob das der Herr Tiller auch weiß, weiß ich nicht. Gleichzeitig gibt es auch eine Kompensation von Stellplätzen an der Oberfläche. Da habe ich gehört, es werden genau zwei kompensiert. Also für insgesamt 300 fiktive Stellplätze erfolgt eine Kompensation für zwei oben weggenommene; wahrscheinlich bei der Einfahrt, damit der Autobus besser reinfahren kann. 

Also kann man damit sagen, wir haben es mit einer Volksgarage zu tun, die den neuen Regelungen, was Volksgaragen betrifft, gar nicht entspricht. Trotzdem - versprochen ist versprochen -: 90 Millionen werden in die Erde eingegraben. Das gehört einfach dazu. 

Was hat diese Volksgarage oben nicht? - Es gibt erstens kein Verkehrskonzept für Döbling. Das gibt es nicht. Auf die Frage, ob es eines gibt: Nein, es gibt keines. 

Zweitens. Es gibt keinen Rückbau, denn zwei Stellplätze rückzubauen, das ist kein Rückbau, das ist eigentlich - das Wort darf man heute nicht sagen, aber es beginnt mit S und hört mit ei auf -, es ist eigentlich seltsam. 

Zu den ökologischen Folgen des Baus in der Gegend An den langen Lüssen beziehungsweise der Strassergasse: null Konzept. 

Bürgerbeteiligung: Null! Überhaupt nichts! Der Herr Tiller ist Bürger, deswegen hat er sich beteiligt und ist schon dabei. 

Busse und Anrainer sind eine Person, also 300 Stellplätze Förderung sind in Wirklichkeit nur 125 und ein paar zerquetschte Autobusse. Passt schon! 

In der ganzen Angelegenheit wirft uns als Draufgabe der Herr Pfeiffer noch ein bisschen eine eigenartige Form der Demokratie vor. Man darf nahe stehende Betriebe schon einmal fördern. Die Busse dienen den Anrainern und die GRÜNEN haben es ein bisschen schwer. 

Was wollen wir in Wirklichkeit? 

Wir wollen diese Volksgarage nicht, sondern wir hätten erstens gerne Volksschulen statt Volksgaragen; zweitens, wenn schon diese Garage, dann bitte mit der Tafel "Adolf-Tiller-Bus-Garage" und drittens möchte ich sagen, dass die Neuregelung dem Wunsch des Herrn BV Tiller nicht nachkommen wird. Es gibt nämlich auch in Zukunft nur eine Volksgarage pro Bezirk und die ist ganz sicher nicht unter dem 12.‑Februar-Platz, was andere gerne hätten. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Ing RUDOLPH gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ein wenig erinnert mich die Geschichte der Garage in Grinzing an Robert Musil und ich hoffe, dass wir das vorletzte Kapitel der großen Parallelaktion schreiben und hier einmal zu einem konkreten Ergebnis kommen. Tatsächlich - und in Teilbereichen sind ja die Ausführungen meiner Vorredners durchaus richtig gewesen - beschäftigt uns das Thema im Bezirk und stellenweise auch im Gemeinderat ja schon viele, viele Jahre. Solange dieses Konzept ein reines Autobusgaragenkonzept war, ist auch nichts weitergegangen. Wir haben das mit großer Vehemenz, mit großem Interesse diskutiert und haben sehr viele Alternativvorschläge auch immer wieder beleuchtet. Egal, ob das jetzt das Buspendelsystem von der Muthgasse war oder ob das die Überlegungen waren, die Busgarage in Grinzing, wo die städtischen Autobusse untergebracht sind, für diese Zwecke heranzuziehen - all das hat sich auf Grund der geographischen Gegebenheiten in Grinzing als nicht machbar erwiesen, denn das Konzept reine Autobusgarage scheiterte alleine an der Tatsache, dass man - Verkehrskonzept hin oder her - nie überzeugend nachweisen konnte, dass man die Bustouristenautobusse, um die es sich ja hier handelt, auch tatsächlich verpflichten kann, diese Busgarage zu benützen. Es wäre daher so gewesen, dass man hier zwar eine Garage gebaut hätte, in weiterer Folge aber dann trotzdem die Autobusse quer durch Grinzing gefahren wären. Grinzing ist ein Durchzugsgebiet. Grinzing lässt sich vom übrigen Verkehr nicht abtrennen. Daher sind all diese Überlegungen, die von vielen Seiten immer wieder in Angriff genommen wurden, zum selben Ergebnis gekommen, nämlich dass die Busgarage nicht verwirklichbar ist.

Etwas, was sich im Laufe der Zeit aber dann doch verändert hat, war das Verkehrsaufkommen in Grinzing selber. Die Zunahme des öffentlichen Individualverkehrs in den letzten 20 Jahren kennen Sie alle. Grinzing ist auch davon nicht verschont geblieben und Grinzing ist ja alles andere als ein Ort, wo nur wenige Villenbesitzer wohnen. Grinzing ist durchaus ein Bereich von Döbling, wo in diesem Bereich auch Genossenschaftsbauten stehen, wo Gemeindebauten stehen, das heißt, es gibt dort eine sehr intensive und dichte Bebauung. Es ist so, dass viele der dort Wohnenden auch zu Recht immer wieder klagen: Na ja, da kommen die Heurigenbesucher mit ihrem Auto - es fahren eben nicht alle mit dem 38er - und wo stellen wir dann unser Auto hin? 

Aus dieser Diskussion heraus hat sich dann das Projekt ergeben, dessen Finanzierung hier heute zu beschließen ist und wir werden dieser Finanzierung auch zustimmen, weil wir der Meinung sind, dass es schön langsam Zeit wird, hier zu einem konkreten Ergebnis zu kommen. Erfreulich ist es, dass diese Garage auch behindertengerecht gebaut werden wird.

Aber diese Garage ist ein isoliertes Projekt. Es ist - und da gebe ich meinem Vorredner durchaus Recht - ein Projekt, dem die Einbindung in ein Verkehrskonzept fehlt. Jetzt wird möglicherweise - und ich habe da sehr starke Hoffnung - die Parkraumproblematik in Grinzing ein wenig geringer werden, aber es löst die gesamten verkehrspolitischen Fragen, die wir sonst in Döbling haben, natürlich nicht.

Vor allem sind da zwei Dinge: Das eine ist der Durchzugsverkehr, und zwar der bezirksfremde Durchzugsverkehr, der uns auf zwei Achsen groß zu schaffen macht. Das ist einerseits einmal die Achse von Neustift, Salmannsdorf herunter bis nach Innerdöbling auf der einen Seite und das ist zum anderen der Durchzugsverkehr, der aus dem 21. Bezirk und von Klosterneuburg kommt und der sich hier am Bezirksrand bewegt, aber der trotzdem auf Grund seiner Intensität und, jetzt sage ich einmal, der originellen Verkehrsbaumaßnahmen im 9. Bezirk sich dann plötzlich im 19. Bezirk massiv wiederfindet. Das ist der eine Teil.

Der zweite Teil ist der eklatante Stellplatzmangel, den wir im 19. Bezirk, vor allem auch in Innerdöbling haben, zum Teil bedingt durch eine Situation, die jetzt auch im 15. Bezirk zu einer Diskussion geführt hat, durch diejenigen, die sagen, warum soll ich das Parkpickerl am Alsergrund zahlen, wenn ich in Innerdöbling einen Gratisparkplatz habe, und die das Auto dort tage-, aber meistens eher wochenweise abstellen, das Fahrzeug also dort unterbringen. Bei den Leuten aber, die dort wohnen, den Döblingern, endet, wenn sie am Wochenende wegfahren, dieses Wochenende relativ früh, denn wenn sie um 3.00 Uhr am Nachmittag am Sonntag nicht zu Hause sind, dann gibt es dort keinen Parkplatz mehr. Das ist die Situation.

Dazu kommt der Einpendler-Verkehr aus Niederösterreich. Es gibt sehr viele Arbeitnehmer aus Niederösterreich, die in Wien wohnen. Die kommen aus dem Norden, aus dem Nordwesten herein und stellen ihr Auto dann auch ganz gerne einmal in Döbling ab, weil es ja nichts kostet. Und jetzt haben wir hier durchaus konkurrierende Interessen: Auf der einen Seite die Döblingerinnen und Döblinger, die natürlich auch ihr Auto an der Oberfläche abstellen wollen - und das kann man ihnen ja wirklich nicht verdenken -, ohne was dafür zu bezahlen, und auf der anderen Seite die Einpendler, für die es offensichtlich immer noch bequemer und günstiger ist, mit dem eigenen Auto zu fahren, als die Schnellbahn, die Eisenbahn zu benützen.

Da wird die Volksgarage unter dem 12.‑Februar-Platz vermutlich nur mäßig Besserung bringen, habe ich die Sorge, weil mir etliche Döblingerinnen und Döblinger völlig zu Recht sagen: Na ja, wir verstehen schon, dass wir da jetzt eine Garage bauen, aber eines verstehen wir nicht: Dass wir für diese Garage, die gebaut wird, damit wir hier einen Platz für unsere Autos haben, nur zahlen, damit die Einpendler problemlos einen Platz haben! Das ist der Bevölkerung nicht wirklich nahe zu bringen und ich verstehe das auch. Daher glaube ich zwar auch, dass eine Volksgarage unter dem 12.‑Februar-Platz Annahme finden wird, durchaus ausgenützt werden wird, aber die Akzeptanz, die grundsätzliche Akzeptanz der Thematik bei unseren Mitbewohnern in Döbling im Sinken begriffen ist. 

Deshalb bringe ich hier auch einen Beschlussantrag gemeinsam mit meinem Kollegen Herbert Madejski ein, wo ich den zuständigen Stadtrat beziehungsweise den GRA für Stadtentwicklung und Verkehr ersuche, sich genau mit dieser Thematik einmal konkret auseinander zu setzen. Der Beschlussantrag lautet:

"Seitens des zuständigen Stadtrats möge im Zusammenwirken mit der Döblinger Bezirksvertretung als auch mit Vertretern des Landes Niederösterreich und Vertretern der ÖBB ein Verkehrsorganisations- und -finanzierungskonzept erarbeitet werden, das die Döblinger Wohngebiete vom Durchzugsverkehr entlastet und den Döblinger Bezirksbewohnern mehr Sicherheit bietet, kostenfrei einen öffentlichen Pkw-Stellplatz benützen zu können."

In formeller Hinsicht ersuche ich um die Zuweisung dieses Antrags an den GRA für Stadtentwicklung und Verkehr. (Beifall bei der FPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Wir werden die Möglichkeit haben, im Verkehrsausschuss dieses Thema weiter zu erörtern. Ich wünsche dem Projekt viel Glück, weil ich glaube, dass diejenigen, die in Grinzing dort wohnen, die all die Kuriositäten rund um das Loch-auf/Loch-zu miterlebt haben, die sich in den vergangenen Jahren auch in Bürgerinitiativen sehr engagiert gezeigt haben, es verdienen, dass das Projekt zu einem Abschluss kommt und dass das Schlechteste, was man hier tun kann, ein weiteres Aufschieben dieses ganzen Vorhabens wäre. Ich hoffe daher, dass die Bauarbeiten rasch vorangehen mögen. Im bergmännischen Sinn auch "Glück auf". (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Ekkamp gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Franz Ekkamp (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Man könnte oder man kann sagen: Eine unendliche Geschichte - wir reden ja hier von 28 Jahren Diskussion - findet heute einen positiven Abschluss. Es ist eine neue Variante, wenn sie auch von der grünen Fraktion nicht in dieser Form akzeptiert wird, eine Garage für Grinzing. Es ist ja richtigerweise von einem Vorredner der grünen Fraktion schon darauf hingewiesen worden, dass es in diesem Zeitraum doch einiges an Veränderungen gegeben hat. War eben früher die Prämisse, weil viele Touristen mit dem Bus nach Grinzing gekommen sind, eine Busgarage zu errichten, so hat sich heute eben vieles gewandelt. Jetzt ist es nicht nur der Zweck, die Busse unterzustellen, sondern auch der Stellplatzbedarf für die Pkw der Anrainerinnen und Anrainer ist eine dringende Notwendigkeit. Daher sehen wir von unserer Fraktion aus diese Variante der neuen Kombination mit 25 Busstellplätzen und 125 Pkw-Stellplätzen als durchaus sehr sinnhaft. 

Ich denke, warum es nicht schon früher dazu gekommen ist, ergibt sich aus der Situation, die ich vorhin schon erwähnt habe: Wenn ich ein reines Busgaragenprojekt habe, brauche ich einen Betreiber und auch einen Bauträger. Bauträger und Betreiber müssen ja zwangsläufig rechnen, ob es sich rentiert. Es gibt ja wenig Betriebe oder ich kenne keinen, der von vornherein schon sagt: Okay, ich baue und plane von Haus aus gleich ein Defizit. Wenn er so agiert, dann, glaube ich, hat er von Haus aus schon verloren. Da liegt eigentlich das Problem.

Jetzt hat sich eben die Situation gewandelt und es gibt einen Bauträger und einen Betreiber, für den es sichergestellt ist, dass sich auch so eine Garage mit dieser Förderung rechnet. Ich denke, die Sinnhaftigkeit dieses Projekts wird durch einige Punkte unterstrichen. Ich glaube, es stellt niemand in Abrede, dass Grinzing ein attraktiver Ort ist, der Touristen anzieht. Bei den vielen Touristen, die nach Wien kommen, gibt es eben auch viele, die auch einen Besuch von Grinzing vorziehen. Ich denke, man soll auch den Tourismus in seiner wirtschaftlichen Leistungskraft nicht unterschätzen. Eben der Tourismus leistet einiges zum Bruttostadtprodukt und letztendlich zu unseren Steuereinnahmen und, das muss man auch hervorheben bei dieser Diskussion, um hier gute Rahmenbedingungen zu schaffen, er leistet auch einiges im Bereich der Arbeitsplatzsicherheit. 

Ich denke, wenn die Frage gestellt worden ist, ob von den Bussen die 25 Stellplätze, die es jetzt gibt, auch angenommen werden, dann gehe ich davon aus, dass sie angenommen werden, nämlich zu ortsüblichen Stellplatzpreisen für Busse, wie es halt in Wien üblich ist, die nicht zu billig, aber auch nicht zu teuer sind. Ich denke, das wird Grinzing und letztendlich auch die Anrainer dieses schönen Ortes entlasten, denn wir hörten ständig Klagen: Im Sommer, in der warmen Zeit, sind eben in den Touristenbussen die Klimaanlagen gelaufen, damit man nachher in einen gekühlten Autobus einsteigen konnte und im Winter, wenn sie vor den Häusern gestanden sind, haben sie die Heizung laufen gehabt und das ist ja auch nicht sehr angenehm. Daher glaube ich ist es sehr sinnvoll, wenn eine Garage auch benutzt wird und das ist auch zum Vorteil der Bewohner dieses Gebiets.

Es wird aber auch weniger Fahrten geben, als es jetzt üblich ist. Das war eben ein Vorschlag, eine Maßnahme, die ein wenig zur Entlastung dieses Kerngebiets - wenn man zwischen Muthgasse und Grinzing pendelt - führen wird. Statt zwei Fahrten gibt es vier Fahrten, Lärm entwickelt sich, Sie wissen das, Verkehrsstau. Der Kollege RUDOLPH hat richtig gesagt, wir sind eben vom Durchzug stark betroffen und es gibt keine umfassenden Konzepte, auch nicht im Bezirk. Es wird halt nicht so diskutiert. Und da kommt es zwangsläufig zu mehr Stau. Wir ersparen uns zwei Fahrten in der nahen Zukunft, weniger Lärm und weniger Abgase. Das kann natürlich auch nur im Interesse der Anrainer sein, weil weniger Lärm und weniger Abgase erhöht nachweislich die Lebensqualität. 

Nächster Punkt ist das Stellplatzangebot, das eben mit den 125 Pkw-Stellplätzen geschaffen werden wird. Das mindert natürlich die Stellplatznot gerade dieses durchmischten Gebiets. Wir können uns doch nicht der Tatsache verwehren, dass der Pkw-Zuwachs in Wien, der unterdurchschnittlich zu Österreich ist, immer noch über 2 Prozent jährlich liegt. Dem muss letzten Endes in irgendeiner Form Rechnung getragen werden. Wenn man hier anderer Ansicht ist, dann verschließt man sich der Realität, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Jetzt haben die Anrainer dieses Gebiets doch die Chance, dass sie kostengünstig zu einem Stellplatz kommen und das Ständige-im-Kreis-fahren und dass man oft eine halbe Stunde einen Parkplatz sucht, endlich der Vergangenheit angehört. Döbling, das ist schon angesprochen worden, hat natürlich eine Stellplatznot, nicht nur in Grinzing, und ich gehe davon aus, dass in Grinzing keine Einpendler oder Tagespendler oder Wochenparker stehen. Diese stehen in anderen Bereichen, in Heiligenstadt, insbesondere auch in Oberdöbling. Sie reichen sogar bis in die Krim hinauf, wo der Anschluss, die Stationen der S 45 Krottenbachstraße und Oberdöbling sind. Wir wissen ja alle, dass der Verdrängungswettbewerb durch die Einführung der Parkraumbewirtschaftung stattgefunden hat und natürlich auch durch den Pkw-Zuwachs. Das wissen wir alle. Daher ist es auch sinnvoll. Es wird nicht das letzte Projekt in Döbling sein. Ob wir noch eine Superförderung bekommen, kann ich jetzt von hier aus nicht sagen, aber es gibt durchaus andere gute Modelle, die auch in leistbaren Grenzen sind, die die Not der Menschen in diesem Bereich doch lindern, wenn sie einen Parkplatz suchen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Es gibt eine Straßenbahn, Herr Kollege, und einen Autobus auch!) 

Ich verweise hier auf ein Projekt, wo weniger geredet und mehr gehandelt wurde. Es war eine Initiative der Sozialdemokratischen Fraktion im Bezirk, das Garagenprojekt in der Schegargasse. Ich will damit auch nur untermauern, wenn man will, geht es auch sehr kurz, dass man ein Projekt durchzieht und die Notwendigkeit will ich auch noch unterstreichen. In sage und schreibe zweieinhalb Jahren von der ersten Vorstellung dieses Projekts an wird es im Dezember fertig gestellt. Wir haben in der Schegargasse 141 Pkw-Abstellplätze und - man glaubt es kaum - diese Garage ist ohne Superförderung mit 1 250 S pro Stellplatz bereits ausverkauft. Das heißt eben die Notwendigkeit. Ich habe schon vorhin gesagt, das wird nicht das letzte Projekt sein, das wir in Döbling in Angriff nehmen müssen. So wie für den 12.‑Februar-Platz gibt es auch ein Projekt in der Philippovichgasse. 

Ich gestehe schon ein, dass auch hier in der Bezirkspolitik einige Fehler passiert sind. Man hätte auch ein Garagenkonzept früher diskutieren und erstellen müssen, genauso wie auch ein Verkehrskonzept dringend notwendig wäre. Aber ich glaube, gerade diese Standortfrage der Schegargasse hat die Notwendigkeit bewiesen. 

Ich denke, mit dem heutigen Beschluss setzen wir einen Schritt zur Entlastung von Grinzing, insbesondere auch für die Menschen, die dort wohnen. Es wird heute mit diesem Beschluss auch ein rascher Baubeginn dieser Garage in Grinzing eingeleitet werden. Das wurde uns auch zugesichert und ich gehe davon aus, wenn man mit dem Bauträger und dann mit dem späteren Betreiber spricht, dass sie zu ihrem Wort stehen werden und der definitive Baubeginn dieser Garage nach dem Einleitungsverfahren im Frühjahr sein wird. Ich denke, dass das sicher im Interesse der Bewohner dieses schönen Ortskerns ist. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dipl Ing Margulies am Wort. Ich erteile es ihm.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende!

Mit Spannung habe ich jetzt diese Diskussion verfolgt und gehofft, tatsächlich jetzt einmal irgendwelche neuen Argumente zu hören, die für diesen Bau einer Garage sprechen, gegen die massiv Bürgerinitiativen aufgetreten sind und die zu einer noch stärkeren Erhöhung der Lärmbelästigung, wahrscheinlich der Umgebung führen wird, und die ein gänzlich falscher Schritt zu einer sinnvollen Verkehrspolitik in Wien, aber auch zu einer sinnvollen Verkehrspolitik in Grinzing ist. 

Aber es ist auch faszinierend, wie es die Stadt Wien schafft, massivst Geld auszugeben, anstatt tatsächlich Geld einzunehmen. Warum gibt es in Gesamtdöbling inklusive Grinzing noch keine Parkraumbewirtschaftung? Warum gibt es kein Parkpickerl in ganz Döbling? Warum gibt es nicht überhaupt in ganz Wien ein Parkpickerl, wo man es sich endlich einmal mit diesem Parkpickerl, mit den eingenommenen finanziellen Mitteln, besser leisten könnte, mehr in den öffentlichen Verkehr zu investieren? - Es muss uns allen langsam, aber sicher bewusst werden, dass unter anderem die Zukunft Wiens auch als Tourismusstadt - und das wird in Zukunft auf Grinzing noch viel mehr zutreffen - daran liegt und darin liegt, dass diese Sehenswürdigkeiten, diese interessanten Plätze Wiens, aus welchen Gründen auch immer sie für die unterschiedlichsten Personen interessant sind, ohne Auto erreichbar sind, dass sie mit öffentlichen Verkehrsmitteln erreichbar sind und der öffentliche Verkehr mit schnellen Intervallen mit einem dichten Liniennetz quer durch Wien geht. Das muss subventioniert werden, das muss gefördert werden und nicht einmal mehr Parkplätze, Parkplätze, Parkplätze!

Noch wird nichts dazu gemacht, die Zulassungszahl der Autos nachhaltig zu reduzieren. Nichts wird dazu beigetragen. Aber wir müssen, wenn wir Wien als Umweltmusterstadt erhalten wollen und Wien als Umweltmusterstadt eine Zukunft haben will, tatsächlich versuchen, diesen Trend umzukehren. Und da gebe ich meinen Vorrednern Recht, es nutzt nichts, Verbote auszusprechen et cetera, sondern es geht um den positiven Anreiz im Bereich des öffentlichen Verkehrs. 

Ein Punkt, der auch von einem Vorredner, ich glaube vom Kollegen RUDOLPH, gekommen ist, war, dass unter anderem die Garage auch damit begründet wird, dass er sagt, es gibt ja Leute, die mit dem Auto zum Heurigen fahren. Jetzt könnte man nahtlos die Alkoholdiskussion, wo sich die FPÖ ja als Alkoholpartei geoutet hat, auch beim Heurigen wieder weiterführen. Es geht nicht darum, dass man mit dem Auto zum Heurigen fährt, es fahren dann einfach immer wieder genug Leute besoffen nach Hause und wir wollen das alle miteinander nicht, dass die Leute besoffen mit dem Auto heimfahren. Am sichersten ist es, man fährt mit dem Auto gar nicht hin, sondern man fährt mit den öffentlichen Verkehrsmitteln hin (GR Dr Herbert Madejski: Das glaub' ich!), und wenn man früher oder später keine Lust mehr hat, öffentlich heimzufahren, dann fährt man mit dem Taxi heim. Wie kann man auf die Idee kommen, eine Garage zu bauen, damit Leute mit dem Auto zum Heurigen fahren können? - Also, da persifliert man sich ja selbst. 
Jetzt kommen wir zum letzten Punkt. Jetzt wäre das ja vielleicht alles nicht ganz so dramatisch und nicht ganz so schlimm, wenn nicht enorme finanzielle Mittel in diese letzte Garage - also das Letzte ist gemeint, Kollege Pfeiffer, nicht die Letzte - hineinfließen würden. Überall wird gejammert, es fehlen die finanziellen Mittel. Ein zinsenfreies Darlehen in der Höhe von 90 Millionen S mit einer tilgungsfreien Zeit von fünf Jahren entspricht nur über diesen Zeitraum von fünf Jahren real selbst bei diesem niedrigen jetzt bestehenden Zinssatz einem Geschenk von 20 Millionen S. Bravo, Sie haben schon wieder kein Geld für die unterschiedlichsten Sachen und wir werden in vielen Punkten wahrscheinlich in den nächsten Wochen und Monaten und auch Jahren noch darüber diskutieren, wo Geld vorhanden ist und wo nicht. Aber Sie schenken 20 Millionen S für den Bau einer Garage, wo auch nachgewiesen wurde, dass es sich um eine Busgarage handelt und nicht einmal um eine Volksgarage! 

Nicht nur das, wir alle wissen heute noch nicht, in welche Richtung sich die Anfragen der EU bei der Stadt Wien bezüglich einzelner Garagen, in Wirklichkeit betrifft es das gesamte Volksgaragenkonzept, auswirken werden. Wir wissen, dass diese Anfrage der EU jetzt schon gekommen ist, und wir wissen, dass das oft der erste Schritt zur Einleitung eines Verfahrens ist. Aber was macht Wien? - Soviel ich medial mitbekommen habe, weil sonst ja noch nicht so viel darüber diskutiert wird, wird zwar gesagt: Grundsätzlich überlegen wir uns jetzt das Konzept der Volksgaragen. Aber bei der einen Volksgarage - nichts, drüber gefahren, ganz egal, was dann die EU möglicher Weise in zwei Jahren sagt. Ob die EU sagt: Nein, das darf nicht sein, so geht das nicht, und dann werden auf die Stadt Wien noch erheblich höhere Belastungen zukommen.

Da machen wir lieber nur Husch-Pfusch und - Kollege Maresch hat das ja wirklich schön herausgearbeitet - die Adolf-Tiller-Gedächtnis-Garage, damit man sich auch noch in 20 Jahren an das ruhmreiche Wirken des Bezirkskaisers vom 19. Bezirk auf immer und ewig erinnern möge. Dass dadurch längerfristig absolut nichts dazu getan wurde, Grinzing vom Autoverkehr zu befreien, dass nichts dazu getan wurde, ein sinnvolles Verkehrskonzept für den 19. Bezirk zu errichten und auch sonst nichts dazu getan wurde, die Umweltbelastung im 19. Bezirk zu reduzieren, darüber wird der Mantel des Schweigens gebreitet. Gemeinsam sind Sozialdemokratie und ÖVP wie in besten großkoalitionären Zeiten für eine weitere Volksgarage. Wir lehnen dies ab. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Pfeiffer gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Für mich ist das ein Déjà-vu, zu dieser Grinzing-Garage zu sprechen, denn ich habe schon über zehn Jahre hindurch mehrfach die Möglichkeit gehabt, zu dieser Garage zu sprechen. Für mich, meine sehr geehrten Damen und Herren, ist das ein wunderschöner Tag, denn endlich ist es so weit, dass die Anrainer davon profitieren, dass die Verkehrsberuhigung in der Grinzinger Straße, in Grinzing und in Heiligenstadt durch diese Garage eingeleitet werden kann. (Heiterkeit bei den GRÜNEN. - Beifall bei der ÖVP.)  

Lassen Sie mich aber trotzdem kurz zur 28‑jährigen Geschichte dieser Garage berichten. Seit dem Jahre 1978, seit ich Bezirksrat wurde, habe ich die Ehre gehabt, dafür zu kämpfen, weil ich eben gerade in diesem Gebiet auch ansässig bin und daher nicht nur wie der Blinde von der Farbe spreche, sondern jeden Tag sehe, was geschieht, im Unterschied zu den Theoretikern bei den GRÜNEN. Die ersten Diskussionen haben im Jahre 1974 begonnen. Ein Projekt für 70 Busse und 266 Pkw war damals im Gespräch. 1990, nachdem die GRÜNEN das heftig bekämpft haben, haben wir die zweite je durchgeführte Stadtteilumfrage gemacht, und zwar im Bereich von Grinzing und Heiligenstadt. Dabei hat sich herausgestellt, dass von den nahezu 70 Prozent der Wohnbevölkerung, die sich daran beteiligt haben, 65 Prozent für die Errichtung dieser Garage waren. Es ist vielleicht überraschend, dass trotz der wirklich wilden Gegenpropaganda, die die GRÜNEN damals im Bezirk gemacht haben, sogar im unmittelbaren Bereich der Grinzing-Garage noch immer 55 Prozent der Anrainer dafür waren. Ich habe dann am 28.5.1993 gemeinsam mit Präsident Nettig einen Zuschuss, der höher als die damalige 30‑prozentige Garagenförderung war, beantragt. Das wurde abgelehnt. Am 29.4.99 habe ich dann gemeinsam mit Frau Kollegin Fürnkranz-Markus ebenfalls einen Antrag auf 40‑prozentige Förderung gestellt, weil sonst keiner der Betreiber anbeißen wollte. Am 17.6.1999 ist es dann so weit gewesen, dass das Programm zur Sonderförderung von Garagen als Abkommen zwischen VBgm Görg und der damaligen Finanzstadträtin Ederer abgeschlossen wurde. Dankenswerter Weise hat die Frau Stadträtin damals zugesagt, dass zusätzlich zu den ursprünglichen Gedanken dieser Sonderförderung auch noch der Tourismus miteingebaut wird. Und damit Sie endlich aufhören, von Volksgaragen zu sprechen, denn das steht in keinem Abkommen oder sonst wo, das ist eine Einführung einer Sprachregelung, die Sie sich selbst zuschreiben dürfen, heißen tut es tatsächlich: "Die ausgewählten Standorte für geförderte Garagen müssen durch einen besonders hohen Stellplatzmangel für die Wohnbevölkerung überlagert durch besondere Bedürfnisse für den Besuchs- und Kundenverkehr gekennzeichnet sein. Das Programm soll daher sowohl die Aufwertung von Wohngebieten als auch der Attraktivierung von traditionellen Geschäftsstraßen dienen. Darüber hinaus soll es auch einen Lösungsansatz für punktuelle Schwierigkeiten bei besonderen touristischen Anziehungspunkten liefern." Park-and-ride-Anlagen sind mit diesem Programm nicht erfasst. 

Also ganz klar und deutlich: Von einer Volksgarage ausschließlich für Anrainer war damals und ist auch heute nie die Rede gewesen. Wo Sie das herhaben und wo Sie damit eine Argumentation begründen, indem Sie irgendetwas erfinden, das ist schon faszinierend. Es ist und bleibt eine Garage für Wohnbevölkerung in Mix mit Geschäfts- oder touristischen Notwendigkeiten. Wenn nicht woanders als in Grinzing, ist eine so touristische Möglichkeit gegeben. Wenn Sie hier alles Mögliche kreuz und quer moniert haben: Es ist doch immer noch gescheiter, die Kunden oder in dem Fall die Touristen kommen mit dem Bus, als sie fahren einzeln mit dem Taxi hin. Ein Bus ist doch ein Massenverkehrsmittel, den Sie als solches, wenn er im öffentlichen Personennahverkehr eingesetzt ist, durchaus akzeptieren oder nicht? Na ja, jein oder was? (GR Mag Rüdiger Maresch: Ich sage es Ihnen gleich!)
Er ist ein Massenverkehrsmittel und für dieses Massenverkehrsmittel werden dort Abstellplätze geschaffen, damit diese Busse nicht so wie heute sechs Mal durch Grinzing und Heiligenstadt fahren müssen, nur damit sie abgestellt werden können. Wenn Ihnen das nicht einsichtig ist, dass das für Umwelt und Bevölkerung das Beste ist, was man überhaupt machen kann, dann weiß ich nicht, wie Sie überhaupt argumentieren wollen. (Beifall bei der ÖVP.) 
Am 22.6., also genau fünf Tage nach diesem Abkommen, hat der Bezirk bereits den ersten Beschluss gefasst, eine Garage mit dieser Sonderförderung in Grinzing errichten lassen zu wollen. Am 10.4.2000 wurde dieser Beschluss nach einer Nachfrage durch die Finanzstadträtin noch einmal gefasst .

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Sache ist klar. Darüber lang und breit hier eine autophobe und sonstige Philosophie, die Sie ja ständig vor sich hertragen und ausbreiten, abführen zu wollen, ist eigentlich wirklich sinnlos und nicht notwendig.

Die Lage ist jetzt so, dass das Projekt abgespeckt wurde, nur mehr 25 Busse. Das reicht etwa zu zwei Drittel des Jahres aus, um den Bedarf in drei Schichten - so wird es zurzeit gemacht - abzudecken. Man kann nicht einen Spitzenbedarf vorhalten, so viel Geld haben weder die Gemeinde Wien noch ein privater Betreiber noch sonst irgendjemand, aber dass zumindest über eine lange Zeit des Jahres der Bedarf abgedeckt ist, ist damit gesichert. Insbesondere als natürlich begleitend auch ein Verkehrskonzept in dem unmittelbaren lokalen Bereich folgen muss. Das heißt, die Busabstellplätze, die jetzt kostenlos irgendwo vor den Fenstern der Anrainer sind, die wird es dann nicht geben können. Das ist schon ganz richtig. Aber das müssen wir ja nicht unbedingt jetzt schon haben. Das jetzt monieren zu wollen ... (Heiterkeit des GR Mag Rüdiger Maresch.) Was es da jetzt zu lachen gibt, weiß ich nicht. Von der Garage - haben Sie gerade vorhin gesagt - ist derweil nur eine Grube vorhanden, aber Sie wollen schon ein Verkehrskonzept für die Busse haben, die dort dann drinnen stehen sollen. Das ist wirklich sagenhaft. (GR Mag Rüdiger Maresch: Zuerst einmal die Garage!) Ja, ja! Natürlich wird zuerst das gebaut, wo die Busse hineinkommen sollen! Man kann nicht zuerst ein Verkehrskonzept für die Busse machen, die dort noch gar nicht hineinkommen können. (GR Mag Rüdiger Maresch: Das kann dann jeder sagen!) Es ist faszinierend. (GR Mag Rüdiger Maresch: Zusperren! Zusperren!) Was Sie zusperren wollen, das sind die Betriebe dort. Das glaube ich Ihnen schon. Das sind aber Hunderte Arbeitsplätze, dass sind Zigtausende Schillinge von Steuermitteln, die dort aufgebracht werden. Für Sie kommt der Strom aus der Steckdose und das Geld vom Bankomaten! Das ist das Einzige, was Sie wissen! (Beifall bei der ÖVP.) Dass es irgendwer auch verdienen muss, das ist Ihnen offensichtlich noch niemals klar geworden!

Daher ist diese Garage durchaus etwas, was wichtig ist für die Anrainer dort, für die Umwelt dort und wird uns auch von dem sinnlosen Verkehr befreien, so wie er jetzt stattfindet.

Lassen Sie mich noch kurz die Gesichtspunkte für die Sinnfälligkeit dieser Garage auch aufzeigen. "Wichtigstes Pilotprojekt für den ruhenden Verkehr im Bereich des Tourismus." Es war so schwer, da zu einer Lösung zu kommen, weil keiner zugreifen wollte, weil es dafür keine Vorgaben gibt und weil die Garagenbetreiber, die in Frage gekommen wären, einfach das Risiko gescheut haben, weil sie nicht wussten, auf was hinauf sie ihre Kalkulation aufbauen sollen. Erst bis wir Ihnen gezeigt haben, dass dieser Shuttlebus, den Herr Reinprecht eingerichtet hat und der heute fährt, der heute die Busfahrer hinunter und hinauf bringt von der Muthgasse, 9 000 Fahrten im Jahr hat, da haben Sie dann gesagt: Ach schau her, das entspricht in etwa wahrscheinlich 12 000 Bussen pro Jahr. Es ist daher auch die Ertragslage gesichert. Das war der entscheidende Punkt, dass jemand jetzt endlich auch den Mut hat, hier als Betreiber gehen zu wollen, denn es war bisher nicht bekannt, wie das dort ankommt. Der Ertrag ist daher gesichert. Und es ist Umwelt- und Menschenschonend. 

Wenn Ihnen das nicht wirklich eingeht, dass es ein Wahnsinn ist, dass die Busse zuerst aus der Stadt kommend über die Grinzinger Straße fahren, die Gäste abladen, dann fährt der Busfahrer mit dem Bus wieder hinunter die Grinzinger Straße nach Heiligenstadt in die Muthgasse. Dann fährt er mit dem Shuttlebus hinauf nach Grinzing zu seiner Gruppe. Dann fährt er von Grinzing wieder mit dem Shuttlebus hinunter, holt den Bus, fährt hinauf nach Grinzing und fährt mit dem Bus wieder hinunter in die Innere Stadt oder wo die Hotels sind. Wenn das nicht ein Wahnsinn ist und wenn Sie nicht sehen, dass hier eine Lösung für die Anrainer erforderlich ist, dann muss ich sagen, Sie machen keine Politik für die Menschen, sondern es ist einzig und allein ein Funktionärsproblem, das Sie haben. (GR Mag Rüdiger Maresch: Mit wem? Mit Ihnen? - Beifall bei der ÖVP.) 
Die Döblinger Bezirksvertretung ist eindeutig immer hinter diesem - außer natürlich Ihrem, wie war das so schön, Idealisten oder was, irgendetwas wurde über Sie gesagt, aber das trifft auch in dem Fall nicht wirklich zu - Projekt gestanden und alle, die ein bisschen ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Bezirksvorstehung!) Nein, die Bezirksvorstehung ... Schauen Sie, es ist ja wirklich lächerlich, das hier mit Ihnen überhaupt argumentieren zu müssen. Sie haben über den Ablauf der Geschichte keine Ahnung. Ich habe es Ihnen vorhin ganz klar und deutlich gesagt. 

Mit dem Bezirksentwicklungsplan - und das muss ich jetzt schon auch zum Antrag des Herrn Kollegen RUDOLPH sagen - ist natürlich schon ein Verkehrskonzept da, das auch schrittweise verwirklicht wird. Sie müssten schon herauskommen und sagen, was Ihnen an dem Bezirksentwicklungskonzept, in dem auch unter anderem diese Garage und die Verkehrsberuhigung festgeschrieben sind, nicht passt, um hier einen eigenen Antrag zu machen, um Gott und die Welt einzuspannen, die hier mit beteiligt sein sollen. Alle, die nichts zahlen, sollen da mitreden dürfen! Darüber hinaus wollen Sie unbedingt dann eine Privilegierung für die Bevölkerung für kostenlose Stellplätze. Was? Ist das jetzt die Hintertür fürs Parkpickerl in Döbling? - Bisher war Ihre Fraktion nicht dafür, dass in Döbling ein Parkpickerl eingeführt wird, denn das belastet die Bezirksbevölkerung viel mehr, als die Vorteile, die sie im Grunde haben. 

Daher werden wir diesem Antrag sicherlich nicht gerne zustimmen oder überhaupt nicht zustimmen, deswegen, weil er eigentlich an den Problemen des Bezirks völlig vorbeigeht. 

Bei diesem Bezirksentwicklungsplan, der mit den Stimmen auch der Freiheitlichen erstellt wurde, der wirklich jetzt in einem Projekt nach dem anderen umgesetzt wird, weiß ich jetzt nicht, wozu Sie noch ein generalisiertes Verkehrskonzept wollen.

Ich glaube, das ist eher die Methode der Freiheitlichen generell. Gibt es ein gutes Detailprojekt, dann wird immer ein genereller Plan verlangt. Gibt es irgendwo einen generellen Plan, dann sagt man, der ist nicht einmal das Papier wert, bevor er nicht im Detail ausgeführt ist. Das ist die Methode des etwas glücklosen Erfinders Prinz, der heute nicht mehr da sitzt. Der hat das bis zum Exzess beherrscht! Für alles hat er einen generellen Plan wollen. Wenn irgendwo ein Häusel gebaut wurde, dann hat er das auch nicht gesehen, sondern er hat unbedingt wollen, dass hier genauere Details gemacht werden. Also so glaube ich, werden Sie auch nicht weiterkommen, höchsten dem Herrn Prinz nachfolgen und ob Sie das unbedingt wollen, das weiß ich nicht. Das kann ich mir nicht vorstellen. 

Ich sage Ihnen eines: Wir sind von Herzen froh, dass diese Belastungen und diese Probleme, die die Anrainer dort mit dem Busverkehr hatten, nunmehr endlich einer Lösung zugeführt werden. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist nochmals Herr GR Mag Maresch zum Wort gemeldet. Ich darf ihm mitteilen, dass seine Redezeit noch 11 Minuten beträgt. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Also, das war jetzt eine Fülle von Hölzeln, wie man in Wien sagt. Also ich möchte mit dem Funktionärsproblem beginnen. Die GRÜNEN haben kein Funktionärsproblem. Das Funktionärsproblem hat die ÖVP. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Das war der erste Punkt. 

Dann sagt Kollege Pfeiffer etwas, was ich wirklich witzig finde und da können Sie gleich darüber lachen, und zwar nämlich der Kritikpunkt an der FPÖ. Da gibt es schon einiges zu kritisieren, aber den Punkt, einen Plan einzufordern, das zu kritisieren, finde ich verwegen! Und zwar zu sagen: Wenn man einen Detailplan will, dann soll man sich nicht darüber aufregen, denn es gibt ja einen generellen Plan. Wenn es einen generellen Plan gibt, dann soll man sich nicht dauernd darüber aufregen, wenn es einen Detailplan gibt. Das hat Kollege Pfeiffer gesagt. Das kann man im Protokoll nachlesen. Dann hat er aber ungefährt vier Minuten vorher gesagt, es gibt bei dieser Volksgarage, die eben angeblich keine Volksgarage ist, sondern die heißt ja - und da möchte ich sie wirklich ehren, denn sie heißt ab jetzt bei mir nicht mehr Adolf Tiller-Autobusgarage, sondern sie heißt Adolf Tiller-Georg Pfeiffer-Autobusgarage. Da können Sie sich ein Taferl hinpicken.

Aber jetzt noch einmal zu dieser netten Busgarage. Da sagen Sie: Und allerweil wollen's dann einen Plan da oben, was da passiert. Also geben Sie ja zu, es gibt weder einen Detailplan noch einen Generalplan, und dann sagen Sie. Das Verkehrskonzept von Döbling wird schrittweise verwirklicht. Auf die Frage, ob es ein Bezirksverkehrskonzept für Döbling gibt, hat mir niemand der Vertreter - und es war meistens der Kollege Tiller - in der zuständigen Kommission sagen können, es gibt einen. Also vielleicht gibt es einen, aber er ist alt. Vielleicht wirklich 28 Jahre. Vor 28 Jahren, glaube ich, da hat alles noch ein bisschen anders ausgesehen. Da hat es wahrscheinlich auch ganz viele Autobusse gegeben. 

Wichtiger Punkt: Ich glaube auch, dass der Antrag von der FPÖ schon seinen Meriten hat, aber kostenfrei zu parken, sehe ich nicht ein, und zwar aus einem anderen Grund. Es gäbe nämlich eine Lösung für die Verkehrsprobleme im 19., aber da hat sich ja der Kollege Tiller festgelegt: Es gibt keine Parkraumbewirtschaftung im 19. Aus. Fertig. Warum eigentlich nicht? - Macht viel Sinn in den Innenbezirken, ganz einfach. Aber es ist eben so. Dann zum Beispiel zu sagen, die Garage, diese ganze Geschichte hätte jetzt endlich den positiven Abschluss gefunden, also da möchte ich noch einmal darauf verweisen, dass der zuständige StR Schicker - er ist nicht da - gemeint hat, dass aus seiner Sicht diese Garage nicht wirklich notwendig ist. Es gibt offensichtlich diesen angesprochenen Vertrag mit Ederer und deswegen ist es notwendig. Wenn Sie jetzt Ausdrücke gebrauchen, Kollege Pfeiffer, wie "da sprechen die Blinden von der Farbe", ist das erstens einmal gegenüber Blinden durchaus kein nettes Kompliment, sondern eigentlich feindlich. Punkt 1. 

Punkt 2 sagen Sie, dass die Autobusse sechs Mal durch Döbling fahren. Ich dachte bis jetzt, die Stadt Wien hat ein Konzept für den Bustourismus. Das scheint aber offensichtlich an Ihnen vorbeigegangen zu sein, weil zu glauben, dass es vernünftig ist, auf der einen Seite zu argumentieren, die Besucher kommen mit dem Auto nach Grinzing, wo jeder weiß, man soll nichts trinken, wenn man Auto fährt. Gut. Okay. Wird schon nicht so kontrolliert werden möglicherweise. Sie sagen natürlich Autobusse, das ist ganz toll, und die fahren dann hin und her - also was, Sie da beschrieben haben, wo der Autobus überall hinfährt, da denke ich mir, da sei Gott vor, weil wenn das wirklich so ist, dann erstickt ganz Wien und wir brauchen Tausende Busgaragen, um in Ihrem Jargon zu bleiben. 

Sie haben übrigens völlig vergessen, dass es nämlich auch den öffentlichen Verkehr gibt. Es gibt ja auch Menschen, die fahren mit der Straßenbahn nach Grinzing. Dann sagen Sie noch einen wichtigen Punkt, da möchte ich eigentlich schon noch was sagen: Das Verkehrskonzept. Endlich hat sich ein Betreiber gefunden. Nona, wenn er für den Bau mehr oder weniger 90 Millionen S in die Tasche gesteckt bekommt und dann sowieso und garantiert alles Mögliche kriegt! Na dann, das ist keine Frage, wird sich ein Betreiber finden. Ich hoffe, es ist nicht jemand, der dem Kollegen Tiller sehr nahe stehe. Aber wir werden sehen. Sie werden es uns sicher mitteilen.

Jetzt noch einmal zum Funktionärsproblem. Meiner Meinung besteht Ihr Funktionärsproblem darin, dass Sie nach 28 Jahren ausgehungert froh sind, endlich eine Garage im Bezirk zu haben, wo Sie Ihr Taferl draufhängen können und deswegen möchte ich Ihnen dazu gratulieren. Also in Zukunft viel Spaß mit Ihrem Taferl! - Danke schön.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Johann Driemer: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Ich werde es mir und jetzt auch Ihnen ersparen, nach dieser sehr ausführlichen Diskussion, die ja immer wiederkehrend, wenn es zu solchen Garagen für das Volk, für die Bürger kommt, geführt wird und möchte mich lediglich darauf beschränken, dass ich um Zustimmung ersuche. 

Was den Beschlussantrag betrifft, möchte ich hier selbstverständlich auch aus meiner Sicht eine gewisse Widersinnigkeit feststellen, und zwar werden hier bezirksspezifische Fragen, die durchwegs dem Bezirk zugeordnet sind, auch mit Gesprächen und Diskussionen des Wiener Umlandes, mit anderen Bundesländern und natürlich auch mit öffentlichen Verkehrsträgern, wie der Bundesbahn, verquickt. 

Ich glaube, dass dieser Zusammenhang nicht geeignet ist, hier so einen Antrag zu stellen und ich, meine Fraktion, die Sozialdemokratische Fraktion, wird auch diesem Beschlussantrag keine Zustimmung geben.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Zuerst kommt das Geschäftsstück, da ein Gegen- oder Abänderungsantrag nicht gestellt wurde. 

Wer für dieses Geschäftsstück ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit ohne GRÜNE. 

Wir kommen nun zum Beschlussantrag der GRe Ing RUDOLPH und Dr Herbert Madjeski, wo um eine Zuweisung gebeten wird. 

Wer für diesen Antrag ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit die Minderheit und nur mit den Stimmen der FPÖ. 

Wir kommen nun zur Postnummer 187 (PrZ 125/01-GFW). 

Hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Ich darf nun bitten, wer für diesen Akt ist, um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mehrheitlich ohne FPÖ. 

Wir kommen zur Postnummer 188 (PrZ 121/01-GFW). 

Ich darf nun den Berichterstatter, Herrn GR Juznic, bitten, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Peter Juznic: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren,!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kowarik. Ich erteile es ihm.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren!

Bei diesem Aktenstück geht es um Investitionskostenzuschüsse für die WIENER LINIEN beziehungsweise für den Krankenanstaltenverbund. Zu diesem Investitionskostenzuschuss für den Krankenanstaltenverbund möchte ich ein paar Worte sagen. 

Es ist bekannt, dass nunmehr die Finanzierung des Wiener Gesundheitssystems, wenn man so sagen kann, umgestellt worden ist beziehungsweise sich wesentlich durch die Tatsache verändert hat, dass der Krankenanstaltenverbund ein Unternehmen im Sinne der Wiener Stadtverfassung geworden ist. Der Krankenanstaltenverbund bezeichnet sich ja jetzt auch als "Unternehmen Gesundheit". Da ist es also sicherlich ganz wichtig zu schauen, dass auch die entsprechenden Finanzmittel in Zukunft für das Wiener Gesundheitssystem zur Verfügung stehen. Ich meine, es ist für die Generaldirektion des Krankenanstaltenverbunds sicher nicht leicht gewesen, hier einen - wie soll ich das sagen - entsprechenden Finanzplan, Wirtschaftsplan aufzustellen, wenn man keinen Krankenanstaltenplan für Wien hat. Aber wir haben ja gehört, dass er vielleicht diese Saison im Winter noch zur Verfügung stehen wird. Aber es ist sicherlich auch noch schwieriger, wenn man nicht genügend Mittel zur Verfügung bekommt. 

Da meine ich, dass hier im Rahmen dieses Investitionskostenzuschusses zu wenig zur Verfügung gestellt wird. Nicht zuletzt deshalb, weil auch die Wertsicherung von nur 0,8 Prozent im Zeitalter einer Inflation, die über 2 Prozent ist, bedeutet, dass von vornherein schon damit zu rechnen ist, dass das Geld nicht reicht. Ich möchte hier die Gelegenheit auch nützen und vielleicht anmerken, dass StR Rieder, nachdem er von der Gesundheit weg ist und nun für alle Finanzen verantwortlich ist, das Gesundheitsressort vielleicht doch ein bisschen stiefmütterlich betrachtet. Nicht zuletzt deshalb, weil für mich der erste Hinweis war, dass Sie im Rahmen Ihrer Budgetrede eigentlich zur Gesundheit gar nichts gesagt haben. Sie haben da 20 Punkte angeführt, Gesundheit ist allerdings da nicht vorgekommen. 

Im Rahmen der letzten Sitzung des PSD, des Psychosozialen Dienstes, ist mir ganz klar und deutlich aufgefallen, dass hier doch für das Gesundheitssystem weniger Geld zur Verfügung steht, denn wir mussten dort zur Kenntnis nehmen, dass der PSD nicht nur weniger Mittel als in den Vorjahren hat, sondern dass er auch mehr Aufgaben hat und dass die Leitung dieses Psychosozialen Dienstes mit großer Sorge auf das Jahr 2002 blickt. Wenn man den Voranschlag genau studiert hat, dann musste man zur Kenntnis nehmen, dass zwei Dienststellen personell nicht besetzt worden sind, zumindest hier budgetmäßig, dass aber bei Nachfragen bedeutet wurde, dass man mit dem Personal sehr knapp ist und auf Grund der personellen Situation nicht weiß, wie sich das weiter abspielen wird. Vor allem dann, wurde mir gesagt, wenn zum Beispiel damit zu rechnen ist, dass in irgendeiner Art und Weise hier in Wien bei den Bediensteten eine Gehaltserhöhung oder Zulagen erhöht werden sollen und man eigentlich nicht weiß, in welcher Art und Weise beim PSD agiert werden soll. 

Ich möchte hier jetzt keine Gesundheitsdebatte vom Zaun brechen, denn es ist ein Aktenstück im Rahmen des Finanzausschusses, aber ich möchte hier doch unserer Sorge Ausdruck verleihen, dass die Gefahr besteht, dass hier auch auf anderen Gebieten Einsparungsmaßnahmen ganz vorsichtig und leise durchgeführt werden. Es ist ja schließlich und endlich auch niemals der Brief richtiggehend beantwortet worden, den Frau StRin Pittermann an Sie, Herr Stadtrat, gerichtet hat und wo sie ihre Sorge zum Ausdruck verliehen hat, dass sie eben fürchtet, dass zu wenig Geld zur Verfügung steht. Mir erscheint es eben doch zu sein. Wenn man auf der anderen Seite hier immer wieder die so genannten Grauslichkeiten der Bundesregierung vorlegt, dann möchte ich doch sagen, dass in diesem Fall hier die Stadt Wien sehr wohl selbst verantwortlich ist, dass da in Zukunft zu wenig Geld zur Verfügung steht. 

Aus diesem Grund möchte ich folgenden Beschlussantrag stellen:

"Im Hinblick auf eine zeitgemäße Ausstattung des Krankenanstaltenverbunds und der entsprechenden finanziellen Sicherstellung der Gesundheitsversorgung in Wien erscheint die in Aussicht gestellte Ausgabe von 1,5 Milliarden S als nicht ausreichend. 

Der Antrag lautet: Der amtsführende Stadtrat für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird ersucht, in den Folgejahren budgetär für eine Erhöhung des Investitionskostenzuschusses an den Krankenanstaltenverbund Vorsorge zu treffen. Durch diese Erhöhung soll zumindest sichergestellt werden, dass der Wirtschaftsplan des KAV ohne Jahresfehlbetrag erstellt werden kann." (Beifall bei der FPÖ.)  

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr VBgm Dr Sepp Rieder. Ich erteile es ihm. 

VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Herr Gemeinderat! 

Nicht Ihre Apostrophierung als stiefmütterliche Betrachtung hat mich hier ans Rednerpult treten lassen, sondern eigentlich das Missverständnis, das Ihrem Beschlussantrag zu Grunde liegt. Nämlich die Tatsache, dass im Wirtschaftsplan des Krankenanstaltenverbunds ein Abgang definiert ist, hat natürlich mit der Form der Kalkulation zu tun, in dem die - kaufmännisch vielleicht vernünftig - Einnahmen niedriger angesetzt werden, als man sie erwartet und die Ausgaben höher angesetzt werden, als man sie wirklich vorhat. Das kann sich der Krankenanstaltenverbund deswegen leisten, weil er ja, wie Sie als Mitglied des Gesundheitsausschusses wissen, auf einem durchaus nicht unerheblichen Betrag von Rücklagen sitzt. Bei der Vereinbarung, die zwischen dem Krankenanstaltenverbund und den beiden Ressortverantwortlichen, nämlich der Frau Gesundheitsstadtrat für den Gesundheitsbereich und mir, abgeschlossen worden ist, hat natürlich diese Frage der Rücklagen eine Rolle gespielt. 

Ihr Hinweis, dass die Bundesregierung nicht schuld ist, nehme ich zur Kenntnis, gehe aber doch davon aus, dass Sie nicht geradezu von einem vollen Vertrauen in die Bundesregierung getragen sind, denn tatsächlich müssten Sie ja, wenn Sie davon ausgehen, dass die Bundesregierung für aussprechende Mittel für die Finanzierung der Spitäler sorgt, davon ausgehen, dass die Einnahmenkalkulationen des Krankenanstaltenverbunds besser sind, denn das, was der Wiener Steuerzahler dazu zahlt, ist ja nur die Differenz, der Abgang, dasjenige, was eben den Wiener Spitälern fehlt, weil sie die Bundesregierung nicht ausreichend dotiert. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Der Herr Berichterstatter verzichtet auf das Schlusswort. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Wir kommen daher zur Abstimmung des Aktenstücks.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich ohne der ... (GR Dr Matthias Tschirf: Einstimmig!) Tut's ihr? Mit ... (GR Dr Matthias Tschirf: Einstimmig!) Ah, dann ist es einstimmig. - Danke. 

Wir kommen nun zu dem Antrag, gestellt von den GRe Mag Helmut Kowarik, Mag Heidrun Schmalenberg und Heinz Christian Strache, betreffend Erhöhung der Investitionskosten, Zuschusses an den Wiener Krankenanstaltenverbund. Es wird um sofortige Abstimmung ersucht. 

Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist somit abgelehnt. Zustimmung nur von der FPÖ und von den GRÜNEN. 

Wir kommen nun zur Postnummer 191 (PrZ 106/01-GFW) der Tagesordnung. 

Die Berichterstatterin ist Frau GRin Dr Neck-Schaukowitsch. Ich erteile ihr das Wort. 

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Poststück. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies. Ich erteile es ihm. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

"Wenngleich die im Zusammenhang mit der Einführung des Euro stehenden Rechtsgrundlagen grundsätzlich kein Verbot enthalten, anlässlich der Euro-Umstellung Gebührenerhöhungen vorzunehmen, hat sich der öffentliche Sektor dazu bekannt, Umrechnungen aus Anlass der Euro-Einführung preisneutral oder zu Gunsten der Bevölkerung vorzunehmen." 

Dieser Textbaustein findet sich in wahrscheinlich fast allen Anträgen und Aktenstücken, die im Zusammenhang mit Gebührenerhöhungen stehen, nur um bei der jetzigen Post und bei der folgenden Post gleich im nächsten Absatz wieder ad absurdum geführt zu werden. So sehr wir das mit einer einzigen Ausnahme als Wiener GRÜNE unterstützen - und die Ausnahme ist das, wo die Stadt Wien nach wie vor Fehlverhalten von einzelnen Personen subventioniert, und das sind die Abschleppgebühren, die bei weitem nicht kostendeckend sind -, lehnen die GRÜNEN vor allem im Rahmen der Euro-Umstellung Gebührenerhöhungen ab. Gebührenerhöhungen, die bei den beiden jetzt zu behandelnden Posten - also ich ziehe und ich hoffe, mit Ihrem Einverständnis, die beiden Posten zusammen, um Ihnen eine Wortmeldung zu ersparen - zum Tragen kommen. 

Das ist einerseits eine Erhöhung von 4,63 Prozent für die Bereitstellung von Rettungsambulanzen - wir haben gestern über die Vergnügungssteuer diskutiert, es gibt immer wieder Veranstaltungen, ab einer gewissen Größenordnung, wo Rettungsambulanzen beigestellt werden müssen -, wo die nächste Verteuerung auf Sie zukommt. Doch was sind die 4,63 Prozent, gegen die Erhöhung der 8,9 Prozent bei den Transportgebühren innerhalb von Wien? 

Dann steht da lapidar und das habe ich auch schon im Finanzausschuss angemerkt: "Nur in etwa 3 Prozent aller Transportfälle, so in rund 3 800 Fällen, gelangt der Betrag an die beförderte Person zur Vorschreibung." (GR Harry Kopietz: Ist im Ausschuss gewesen!) Ja, welche Personen sind denn diese 3 800 Personen, die dann privat eine jetzt 8‑prozentige Erhöhung bezahlen müssen? - Das sind in der Regel die Ärmsten der Armen, die sich selbstverschuldet mit dem Krankenwagen ins Spital fahren lassen müssen. Nein, das ist es nicht. Es sind Leute, die es notwendig haben, ins Spital gebracht zu werden, die nirgends versichert sind und aus unterschiedlichsten Gründen entweder die Ausfallshaftung der Sozialhilfe nicht in Anspruch nehmen, weil sie nicht wissen, wie das geht, et cetera. (Heiterkeit des GR Harry Kopietz.) Nein, Sie lachen, aber Sie wissen ganz genau, Herr Kopietz: Wenn alle, die in Wien Anspruch auf Sozialhilfe hätten, diese tatsächlich in Anspruch nehmen würden, dann kämen wir mit den vorhandenen Budgets bei weitem nicht aus! 

Das wissen Sie ganz genauso gut wie ich, dass es genug Leute gibt, die sich genieren dafür, auf das Sozialamt zu gehen, die sich gedemütigt fühlen, wenn sie auf das Sozialamt gehen. Wir kennen alle diese Umfragen, wir wissen das, genauso wie Sie. Sagen Sie daher bitte nicht, das betrifft niemanden. (GR Harry Kopietz: Aber die sind meistens versichert, die, von denen Sie reden! Die kennen es genau!) Die 3 Prozent, die hier in meinem Aktenstück ausgewiesen sind, sind jene 3 Prozent, bei denen dezidiert steht, dass der Betrag an die geförderten Personen direkt zur Vorschreibung gelangt. Und da man nicht davon ausgehen kann, dass das die Reichsten der Reichen sind, sondern eher die Ärmeren der Ärmsten sind, ist auch nicht davon auszugehen, dass diese 3 800 Leute alle eine Privatversicherung abgeschlossen haben, die dann diese Kosten für sie übernimmt. 

Das heißt, wir haben eine Erhöhung von 8 Prozent, die möglicherweise - und ich sage das jetzt schon absichtlich dazu -, wenn man sich insgesamt einmal alle Gebührenkalkulationen zusammen ansähe, irgendwie im Verhältnis stehen würden. Aber das passiert ja nicht, sondern es wird ein einzelner Punkt - dieses Mal sind es zwei Punkte - herausgegriffen und dann steht - als oberste Perfidie - in dem Akt noch genau der Absatz drinnen, dass "... preisneutral oder zu Gunsten der Bevölkerung vorzunehmen ist", nur damit es dann im nächsten Absatz gleich heißt: 

"Unbeschadet dieses Bekenntnisses ist aber der Gemeinderat zur jährlichen Überprüfung und Neubewertung der Gebühren verpflichtet, sodass eine sich aus der Kalkulation der MA 70 ergebende Anhebung der Gebühren per 1. Jänner 2002 nicht nur nicht mit dem Bekenntnis zur Preisneutralität im Widerspruch steht, sondern im Hinblick auf eine ordnungsgemäße und wirtschaftliche Gebarung auch zwingend zu erfolgen hat."

Warum geschieht das dann aber bei den Abschleppgebühren nicht? - Entweder es gilt für alle oder es gilt anscheinend tatsächlich nur in Bereichen, in denen Personen, die nichts dafür können, in irgendeiner Art und Weise dann aber betroffen sind und mehr zahlen: entweder Veranstalter von Clubbings, und nicht nur Clubbings, sondern auch größerer Sportveranstaltungen et cetera, bei denen einfach die Bereitstellung von Ambulanzen sinnvollerweise, sage ich dazu, vorgesehen ist, oder im Rahmen des Transportwesens, wenn jemand krank wird. 

Sie stellen sich immer gerne hier heraus, meine sehr geehrten Damen und Herren von der Sozialdemokratie, und erzählen, wo die FPÖ-ÖVP-Bundesregierung belastet. Aber nur deshalb, weil Sie damit Recht haben, können Sie doch nicht dann in Wien permanent genau dasselbe tun! (GR Christian Oxonitsch: ... permanent?) Es gibt immer wieder Beispiele, wo genau das geschieht. Wann immer es gegen die Bundesregierung geht - sei es bei Steuern, Abgaben et cetera -, kommen Sie heraus, sehen in Ihrer Kritik viele Punkte ganz genauso wie wir und kritisieren zu Recht die Bundesregierung. Aber Sie zeigen nicht, wie es anders geht! Auch Sie erhöhen überall dort die Gebühren, wo es für Sie relativ leicht geht, und lassen in vielen anderen Punkten, wo es dann darum gehen würde, aus Wien heraus Impulse zu setzen, diese Möglichkeiten einfach verstreichen.

Wir lehnen jedenfalls diese Gebührenerhöhungen ab und ersuchen auch Sie, diesmal nicht zuzustimmen. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Harry Kopietz: So ein Qualitätsverlust gegenüber dem Papa! Das ist ein Wahnsinn!) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn ich Herrn Kollegen Margulies zuhöre, fühle ich mich fast um zehn Jahre zurückversetzt, in jene Zeit, als sein Vater hier Reden geschwungen hat. Die waren ähnlich (GR Harry Kopietz: Aber besser!), er war nur ein bisschen charmanter. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Was nicht schwierig ist, da ein bisschen charmanter zu sein!) Einige von Ihnen werden sich mit mir noch daran erinnern. 

Was mir aber schon auch auffällt - und das hat bei Ihnen, Herr Kollege Margulies, schön langsam Methode -, das ist diese, ich weiß nicht ganz, wie ich sagen soll, vielleicht polemische Missverständlichkeit. Ich war zwar krank, wie der Ausschuss stattgefunden hat, aber ich habe mir sagen lassen, dass der Herr Stadtrat dort auch die Begründung ausführlich erklärt hat. Sie sollten sich eigentlich auch noch daran erinnern können - zumal Sie viel jünger sind als ich und Ihr Kurzzeitgedächtnis daher wahrscheinlich noch viel besser ist als meines -, dass wir hier im vorletzten Landtag auf Grund eines gemeinsamen Initiativantrags aller Parteien zum Beispiel die Härtefälleklausel in dieser Rettungsgesetznovelle beschlossen haben, durch die es möglich wird, gerade diese Fälle, die Sie als die Ärmsten unter den Armen ansprechen, von der Bezahlung auszunehmen. Ich denke, das war eine sinnvolle Maßnahme, aber das haben Sie vielleicht vergessen. (GR Harry Kopietz: Das hat er vergessen! - GR Dipl Ing Martin Margulies: Dann schauen Sie sich einmal ein Jahr lang an, ob das auch wirklich funktioniert, bevor ...!) 

Ihr Vater hat das damals am Anfang auch gesagt und dann ist er draufgekommen, dass wir hier in Wien gerade im Gesundheitsbereich - und wir haben das mit ihm sogar auch auf gemeinsamen Ausschussreisen feststellen können - unvergleichlich Besseres leisten, als viele andere Großstädte Europas. Also vielleicht reden Sie einmal mit ihm! (Zwischenruf des GR Dipl Ing Martin Margulies.) 

Aber zusätzlich möchte ich Folgendes sagen: Ich bin jemand, der immer für laufende Valorisierungen ist, und ich kann einer Vorgangsweise, bei der lange nichts gemacht und dann große sprunghafte Erhöhungen durchgeführt werden, nichts abgewinnen. Sie sind eben noch nicht sehr lange hier, denn sonst würden Sie wissen, dass es sich bei diesen zwei Poststücken betreffend Gebührenprüfung und daraus folgende Änderung um eine jährliche Anpassung handelt, die gar nichts mit der Euro-Umstellung zu tun hat - außer dass wir es natürlich jetzt in Euro ausweisen müssen, weil es im Jahr 2002 keinen Schilling mehr gibt, sondern den Euro. Wir hätten diese Beschlüsse auch dann fassen müssen, wenn es keinen Euro gäbe, weil wir sie jährlich fassen und auch verpflichtet sind, eine Überprüfung im Hinblick auf die Wirtschaftlichkeit vorzunehmen. 

Weiters sollten Sie vielleicht auch wissen, dass wir in Wien seit gut zehn Jahren im Rettungswesen den Weg gehen, die einfachen Krankentransporte zu den gemeinnützigen Organisationen zu verlagern, weil die das viel kostengünstiger machen, und die intensiven Rettungstransporte, die hoch ausgerüsteten Rettungstransporte im Rahmen der Wiener Rettung durchführen. Ich kann Ihnen sogar eine Grafik zeigen (Die Rednerin hält ein Schriftstück in die Höhe.) - wenn Sie wollen, kann ich es Ihnen nachher auch zeigen -: Anhand dieser Balken können Sie hier ersehen, wie weit die reinen Krankentransporte innerhalb der Wiener Rettung zurückgegangen sind und die Rettungsfahrten in diesem Sinn in die Höhe, was natürlich auch zu einer Erhöhung der Kosten beziehungsweise zu einer Verteuerung führt. Diese Valorisierung ist daher auch eine Anpassung, die sukzessive erfolgt. Wenn Sie sich die Entwicklung über die letzten Jahre anschauen, dann sehen Sie, dass eine sukzessive Anpassung an die tatsächlichen Kosten erfolgt ist.

Ich möchte auch nicht vergessen, abschließend noch einmal darauf hinzuweisen - vielleicht bleibt es dann doch im Gedächtnis haften -, dass diese Tarife natürlich auch für die Verhandlungen mit den Krankenkassen wichtig sind. Die Krankenkassen decken immerhin 97 Prozent der Leistungen mit ihren Beiträgen und daher ist es natürlich wichtig, die Tarife auch den entsprechenden Kosten anzupassen. Würden wir das nicht tun, dann wäre unsere Position in den Verhandlungen mit ihnen sicher auch eine schwierige. Da wäre es, so denke ich, schon wichtiger, auf Bundesebene darauf zu achten, wie die finanzielle Situation der Krankenkassen aussieht, und dort etwas zu tun, nämlich im Sinne einer solidarischen Umverteilung, um die Krankenkassen mit entsprechenden Geldmitteln auszustatten. Dies trifft natürlich, wenn ich zu dem vorhergehenden Akt nur einen Einwurf machen darf, auch für die Spitäler zu, denn die Mittel, die aus den Krankenkassen kommen, sind natürlich in den letzten Jahren ständig eingefroren gewesen. (StRin Karin Landauer: In den letzten Jahren! In den letzten Jahren, ja!)

In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung zu beiden Poststücken. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Es gelangt nunmehr die Postnummer 191 der Tagesordnung zur Abstimmung.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne GRÜNE, ohne FPÖ und ohne ÖVP, so angenommen.

Wir stimmen als Nächstes über die Postnummer 192 (PrZ 107/01-GFW) der Tagesordnung, betreffend Verordnung der Transportgebühren, ab.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mehrheitlich, ohne GRÜNE, ohne FPÖ und ohne ÖVP, so angenommen.

Die Postnummer 194 (PrZ 134/01-GFW) der Tagesordnung betrifft die 8. GR-Subventionsliste 2001.

Es liegt keine Wortmeldung vor. 

Ich komme zur Abstimmung, die (GR Dr Matthias Tschirf: Getrennt! Das ist eine getrennte Abstimmung!) - lasst mich ausreden!, bitte mich ausreden zu lassen (GR Harry Kopietz: ... den Vorsitzenden nicht unterbrechen!) - wie im Finanzausschuss getrennt vorgenommen wird. - Sie haben mich nicht ausreden lassen! 

Ich lasse nunmehr abstimmen:

Volkshilfe Wien: Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne FPÖ, so angenommen.

Verein Wiener Wohnberatung: Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mehrheitlich, ohne GRÜNE und FPÖ, angenommen.

Verein Republikanischer Club Neues Österreich: Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne FPÖ und ohne ÖVP, angenommen.

Verein zur Förderung der internationalen Solidarität und der Entwicklungszusammenarbeit: Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mehrheitlich, ohne FPÖ, angenommen.

Jetzt kommt der Rest der Subventionsliste - ich darf das noch kurz wiederholen -: Verein Kinder in Wien, Österreichisches Kinderrettungswerk/Landesverband Wien; Institut Haus der Barmherzigkeit; Kuratorium Sicheres Österreich; Wiener Internationale Akademie für Ganzheitsmedizin; Österreichisches Komitee für Soziale Arbeit; Österreichische Aktion für 0,0 Promille. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so angenommen.

Ich komme nun zur Postnummer 23 (PrZ 59/01-GFW). Sie betrifft den Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofs über die Flughafen Wien AG. 

Ich darf in diesem Zusammenhang den Präsidenten des Rechnungshofs, Herrn Dr Fiedler, mit Mitarbeitern des österreichischen Rechnungshofs, recht herzlich begrüßen. (Allgemeiner Beifall.) 

Ich bitte nun den Berichterstatter, Herrn VBgm Dr Rieder, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Der Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofs zur Flughafen Wien AG liegt vor. 

Ich ersuche Sie, Herr Vorsitzender, in die Debatte einzutreten.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist somit eröffnet. Als Erste ist Frau GRin Jerusalem zum Wort gemeldet. Die Redezeit beträgt 20 Minuten.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Die 20 Minuten werde ich nicht in Anspruch nehmen, denn wenn wir so weitermachen wie bisher, sind wir mit Sicherheit um 5.00 Uhr in der Früh noch da. Ich möchte daher nur in aller Kürze jene Punkte nennen, die mir wichtig sind. 

Zum Ersten: Vielen Dank an den Rechnungshof für diesen Bericht, der ja an Klarheit nichts zu wünschen übrig lässt und im Grunde genommen ein Sittenbild darstellt - ein Sittenbild, auf das Österreich zumindest nicht stolz sein kann. 

Ich nehme einmal an, oder ich gehe davon aus, dass auch die Damen und Herren von der ÖVP und von der SPÖ hier nicht antreten werden, um diesen alten Vorstand und die Art und Weise, wie er gehandelt und gewirtschaftet hat, zu verteidigen. Ich möchte daher auch nicht auflisten, was der Bericht ohnehin sagt, und verweise nur auf die Seite 17, wo so wunderbar auf der einen Seite eine ganze Liste von beschriebenen Mängeln zusammengestellt wurde und auf der anderen Seite der mögliche Vermögensnachteil, der sich daraus ergibt. Allein beim Pier West wurde durch unklare Vertragsbedingungen Geld in der Höhe von 12,5 Millionen S in den Sand gesetzt und beim Vorfeld Pier West durch mangelhafte Leistungserfassung 15 Millionen S. Insgesamt handelt es sich um 103 Millionen S, die möglicherweise - oder wahrscheinlich - durch die Handlungsweise und durch das Wirtschaften des Flughafens verloren gegangen sind. 

Interessanterweise ist dann bei der Antwort des Vorstands angemerkt - und das muss man sich auch ein bisschen genüsslich auf der Zunge zergehen lassen -, dass der vom Vorstand geschätzte Vermögensnachteil "nur" 13,05 Millionen S darstellt. Dieses "nur" spricht auch wiederum für sich, denn 13 Millionen S sind ja wahrlich nicht wenig Geld, wenn es darum geht zu sagen: Das haben wir in den Sand gesetzt. 

Meine Damen und Herren! Ich möchte aber die Gunst der Stunde und die Tatsache, dass dieser Bericht auf dem Tisch liegt, dazu nutzen, auch kurz etwas zu sagen zum Masterplan, zu den Bürgerinitiativen, die sich gegen den Masterplan gegründet haben, und dazu, wie die Stadt Wien diesbezüglich mit der Bevölkerung umgeht, sowie ganz kurz auch zum Mediationsverfahren. 

Der Masterplan ist Ihnen sicherlich allen bekannt. Es geht um nicht mehr, aber auch um nicht weniger als im Grunde genommen eine Verdoppelung des Flugverkehrs über Wien, und das zu einem Zeitpunkt, zu dem die Bevölkerung bereits jetzt, also bevor dieser Masterplan umgesetzt wurde, unter der Lärmbelastung stöhnt. 

Und jetzt kommt der Punkt, denn jetzt stellt sich schon die Frage: Was tut die Politik? Was sagt die Politik dazu? Macht die Politik überhaupt noch Politik, oder überlässt sie das Politikmachen anderen, zum Beispiel einer Aktiengesellschaft? - Was jetzt fehlt, ist die Auseinandersetzung der Stadt mit den Sorgen der Bevölkerung, die unter der Belastung, unter der Lärmbelastung tatsächlich zu stöhnen beginnt - unterschiedlich zu stöhnen beginnt, weil die Lärmbelastung in den einzelnen Bezirken natürlich unterschiedlich stark ist. Aber in vielen Bezirken im westlichen Wien, bis hinüber zum 3. Bezirk und zum 11. Bezirk, aber auch im 21. und 22. Bezirk, berichten die Menschen von Lärmbelastungen, die teilweise und vor allem in der Nacht so hoch sind, dass die Leute nicht schlafen können. 

Nun, da kann es für uns Politikerinnen und Politiker nicht einfach so sein, dass wir sagen: dann schlafen sie eben nicht!, weil Lärm und Schlafentzug mit Sicherheit volkswirtschaftliche Auswirkungen haben werden, weil die Leistungskraft der Bevölkerung, vor allem, wenn sie unter Schlafentzug leidet, garantiert absinkt. Ich bin sehr froh darüber, dass die Frau Gesundheitsstadträtin jetzt auch im Raum ist - sie hört mir zwar gerade nicht zu, aber man kann sie ja zu einem anderen Zeitpunkt darauf hinweisen. Schlafentzug führt zu Krankheit, das wird auch von den Ärzten so bestätigt. 

Es ist daher auch wichtig, dass sich der Gesundheitsausschuss und die zuständige Stadträtin damit auseinander setzen. Das ist derzeit nicht der Fall und bislang nicht der Fall gewesen. Ich kann mich noch gut daran erinnern, wie ich das einmal im Gesundheitsausschuss erwähnt habe. Damals war noch StR Rieder Stadtrat für Gesundheit. Da habe ich das einmal angeführt, dass da möglicherweise eine größere Gesundheitsbelastung auf die Menschen zukommt. Das war ihm zumindest nicht geläufig und es ist auch bis dato kein Thema in Wien. 

Wir sind aber der Meinung, dass die Politik dazu da ist, sich mit derartigen Entwicklungen auseinander zu setzen. Es hat sich der Stadtrat für Wohnen damit auseinander zu setzen, und in diesem Zusammenhang verweise ich auf einen sehr merkwürdigen Folder, der das Wohngebiet am Leberberg als ein ruhiges Wohngebiet am Rande der Stadt anpreist. - Nun, dort kommen teilweise die Flugzeuge alle Minuten herein, verursachen Lärm im größten Ausmaß, und zwar auch in der Nacht. Das heißt, man muss sich damit auseinander setzen. 

Es ist weiters der Planungsstadtrat dazu aufgefordert, der sich bislang nur positiv zum Masterplan und zur Entwicklung des Flughafens geäußert hat, und ebenso selbstverständlich der Finanzstadtrat. 

Unserer Meinung nach kann sich die Politik in Zukunft nicht derart aus der Affäre ziehen, die ganze Sache ignorieren und sich auf Nichthandeln zurückziehen. Es ist mir schon klar, dass, wenn man gleichzeitig Aktionär des Flughafens ist, dann möglicherweise ein Interessenkonflikt entsteht. Ich mache Sie aber nachdrücklich darauf aufmerksam, dass die Bevölkerung ein Recht darauf hat, dass man sich mit diesem Problem ernsthaft beschäftigt. Wenn Sie die Menschen in Wien fragen, was sie an ihrer Heimatstadt am meisten stört, dann kommen zwei Dinge: erstens der Lärm und zweitens der Hundekot. In beiden Punkten haben Sie bis jetzt vollkommen versagt. Wien ist a) verdreckt und wird b) immer lauter. Sie sind daher aufgerufen, diesbezüglich einmal ernsthaft Handlungen zu setzen. 

Ein Allerletztes zu diesem Mediationsverfahren. Es kann nicht so sein, dass die Politik sich zurückzieht und sagt: Wir befassen uns nicht mit dem Ausbau des Flughafens, und wenn die Bevölkerung etwas will, wenn sie zum Beispiel der Lärm oder die Entwicklung im Luftraum ober Wien stört, dann soll sie sich innerhalb eines Mediationsverfahrens eben mit dem Flughafen auseinander setzen. - So wird es nicht gehen! 

Ich habe das Mediationsverfahren bislang als eine einzige wirklich riesengroße Einrichtung zur Beschäftigung der Bürgerinitiativen und derer, die dort eingebunden sind, erlebt. Nun, das ist nicht sehr viel. Ich denke, die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt haben durchaus ein Recht, dass man sich in einer angemessenen Art und Weise mit ihnen auseinander setzt. Das heißt, die Politik muss sich damit befassen. (Zwischenruf des GR Godwin Schuster.) Ja, das ist eine vehemente Kritik und diese vehemente Kritik halte ich aufrecht. Es sind schon andere Mediationsverfahren ebenfalls nur als großes Beschäftigungsprogramm eingerichtet gewesen und so kann es sicher nicht sein. 

Es gibt noch einen weiteren Grund dafür, dass ich das sage. Das geht ja sehr viel weiter. Das Mediationsverfahren hat offensichtlich auch noch den Hintergrund, dass den Leuten, die in dieses Verfahren eingebunden sind, durch den Vertrag ein Maulkorb umgebunden werden soll und dass verhindert werden soll, dass man sich in kritischer Art und Weise öffentlich damit auseinander setzt. Ich habe einmal gewagt, eine Pressekonferenz zu diesem Thema bei laufendem Mediationsverfahren zu veranstalten, was zur Folge hatte, dass im nächsten Bericht im Arbeitskreis Lärm heftige Kritik - schriftliche, im Protokoll nachlesbare Kritik! - nachzulesen war darüber, dass ich es wage, bei laufendem Mediationsverfahren etwas zum Thema Lärm und Flughafen zu sagen. (GR Godwin Schuster: Wer hat die Kritik geäußert?)

So kann es nicht sein! Wir sind dort nicht geknebelt und man kann uns keinen Maulkorb umhängen! (GR Gerhard Pfeiffer: Aber Sie haben einen Vertrag unterschrieben!) Die Politik ist aufgefordert, sich zu äußern und Stellung zu nehmen und an der Seite der Bürgerinnen und Bürger zu stehen. So kann es nicht sein!

Ein Letztes: Der Flughafen Schwechat liegt so nah ... (GR Godwin Schuster: Kollegin Jerusalem, wen haben Sie jetzt kritisiert, die Politik oder die Organisatoren? Wer ist jetzt kritisiert worden?) Ich bin kritisiert worden! (Die GRe Godwin Schuster und Erich VALENTIN: Wer hat Sie kritisiert?) Nun, Sie haben es ja sicher gelesen, Sie sind doch auch im Mediationsverfahren tätig. Es haben sich sofort alle möglichen Mitglieder dort aufgeregt (GR Godwin Schuster: Welche Mitglieder?) und haben gesagt, ich dürfte das nicht sagen, weil dieser Vertrag unterschrieben ist. Na, so kann es nicht sein! Es kann ja nicht sein, dass man die Leute über diesen Vertrag daran bindet, nichts Kritisches mehr zu sagen! Herr Schuster, so kann es nicht sein! (GR Godwin Schuster: Aber wenn die Bürgerinitiativen sich bei Ihnen beschweren, ist das doch eine Kritik ...!) 

So kann es sicher nicht gehen, dass a) die Politik sich aus der Verantwortung zurückzieht und absolut nicht handelt, dass b) die Stadträte, die handeln sollten, alle für den Flughafen sprechen, dass man von Seiten der Stadt Wien nicht als Politiker, als Handelnde auftritt, sondern nur noch als Aktionär, dem Flughafen applaudiert, die alle machen lässt, was sie wollen, und die Bürgerinnen und Bürger im Stich lässt. Wir akzeptieren das mit Sicherheit so nicht! 

Abschließend noch ein Letztes. (GR Godwin Schuster führt in der letzten Bankreihe ein Gespräch.) - Herr Schuster, es freut mich, dass Sie sich so gut unterhalten, denn das zeigt zumindest, dass Sie mir zugehört haben, und vielleicht können wir in eine Diskussion eintreten. (GR Godwin Schuster: Wenn Sie sich beschweren, dass Bürgerinitiativen sich kritisch äußern über Ihre Art und Weise, dann ist das ja spannend für mich!) Aber dort nur ein Mediationsverfahren zu machen, bei dem auf der einen Seite der Flughafen sitzt und auf der anderen Seite die Bürgerinnen und Bürger, und daneben lehnt sich die Politik zurück und tut einfach nichts, weil man Aktionär ist - so kann das nicht sein! Die Politik muss von Politikerinnen und Politikern gemacht werden und nicht von Aktiengesellschaften! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Godwin Schuster: Dass Sie bei der letzten Sitzung des ... die Position der StRin Kossina eingebracht haben, dafür können nur Sie etwas!)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Prochaska zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Johannes Prochaska (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Es ist für mich eine Selbstverständlichkeit, dass ich nach der formellen Begrüßung des Herrn Rechnungshofpräsidenten noch zusätzlich seitens der Österreichischen Volkspartei ein besonders herzliches Willkommen sagen darf. (Beifall bei der ÖVP.)

Es ist sowohl seine heutige Teilnahme bei der Behandlung der Wahrnehmungsberichte des Rechnungshofs als auch ganz besonders sein Recht, auch hier das Wort zu ergreifen, der erfolgreiche Abschluss eines jahrzehntelangen Bestrebens der Österreichischen Volkspartei hier im Haus. Bis zur großen Demokratiereform - und ich meine jetzt die innere, die rathäusliche Demokratiereform unter der Ägide der letzten Koalitionsregierung, knapp vor der mutwillig vorzeitigen Gemeinderatswahl 2001 - wurde das Erscheinen des Rechnungshofpräsidenten geradezu für undenkbar gehalten. 

Angesichts einer erneuten Alleinregierung der SPÖ, meine Damen und Herren, ist es nicht unwichtig, sich die Argumentation der Genossen, so sie allein das Sagen haben, vor Augen zu führen. - Keine Angst, ich greife nicht so tief in die Schatztruhe des ÖVP-Archivs zurück, dass die mehr oder minder - je nach Fleiß der Abgeordneten - verdienten Weihnachtsferien gefährdet werden, aber Frau Kollegin Jerusalem kann ich nicht garantieren, dass wir vor 5 Uhr heimgehen werden. - Ich bringe Ihnen auszugsweise die SPÖ-Argumentation. Sie ist nämlich, wie man so schön sagt, interessant und lehrreich zugleich - allerdings nicht im Sinne der Erfinder.

Da hieß es etwa auf einen Antrag der GRe Goller und Krasser aus dem Jahr 1986, in welchem dem Rechnungshofpräsidenten und seinem Vize ähnliche Rechte wie den Volksanwälten eingeräumt werden sollten, es bestünde ein grundlegender Unterschied dergestalt, dass Wien selbst keinen Volksanwalt, aber ein Kontrollamt habe. Und weiter wörtlich: 

"Es erscheint daher von der Sache her ausreichend, wenn in Zukunft den Mitgliedern der Volksanwaltschaft das Rederecht im Wiener Landtag eingeräumt wird, weil zu deren Bericht nichts Gleichartiges existiert. Ein Rederecht des Präsidenten und Vizepräsidenten des Rechnungshofs ist jedoch entbehrlich, weil diese Berichte nicht nur im Gemeinderat ausführlich behandelt werden, sondern darüber hinaus auch noch ein eigenes Kontrollamt eingerichtet ist, dessen Berichte ebenfalls ausführlich besprochen werden." 

Herb, die Frau Stadträtin damals, und ein bisschen unlogisch, denn auch die Volksanwaltschaft hat uns Berichte zur Diskussion vorgelegt und ist deshalb des Rederechts nicht verlustig gegangen, meine Damen und Herren. 

Anfang der Neunzigerjahre brachten die Ihnen schon etwas bekannteren ÖVP-Gemeinderäte, in diesem Fall Landtagsabgeordneten, Prochaska und Tschirf, einige Anträge zur Änderung der Wiener Stadtverfassung und der Landtagsgeschäftsordnung ein, betreffend Rederecht und Prüfungsantragsrecht für eine qualifizierte Minderheit, was ebenfalls kaum auf Gegenliebe bei der SPÖ stieß. Man hielt es - wörtlich - für "ausgeschlossen", eine Teilnahme beziehungsweise ein Anhörungsrecht im Plenum oder den Ausschüssen vorzusehen, geschweige denn gar eine Überprüfung der Gebarung auf Antrag einer Minderheit, und zitiert als Begründung für diese Ablehnung just jene Paragraphen, die wir durch diesen Antrag geändert haben wollten, meine Damen und Herren.

Ein weiterer Vorstoß zwei Jahre später von Tschirf und Prochaska wurde subtiler abgeschmettert. Da heißt es dann: 

"Aber auch ein Teilnahme- und Rederecht des Präsidenten des Rechnungshofs im Gemeinderat scheint nicht angezeigt, da der Gemeinderat auch jenes Organ ist, welches für die Gebarung der Gemeinde Wien zuständig ist und somit vom Rechnungshof kontrolliert wird. Es ist praktisch undenkbar, dass sich der Präsident des Rechnungshofs vor einem Organ der Vollziehung und nicht der Gesetzgebung verantwortet, das er selbst kontrolliert. Auch würde er sich dessen Geschäftsordnung unterwerfen, was ebenso bedenklich erscheint." 

Nun, unentwegt, wie unsere Volkspartei nun einmal ist, und unbeeindruckt unternahmen wir 1995 einen erneuten Vorstoß, Licht ins Dunkel - in dem Fall ins Dunkelrote - zu bringen: Vergeblich, weil nicht sein konnte, was nicht sein durfte. Erneut hielt man das Erscheinen des Rechnungshofpräsidenten für nicht angezeigt und legte noch ein Schäuferl nach, indem man durchblicken ließ, dass es ohnehin nicht zwingend sei, Tätigkeitsberichte direkt dem allgemeinen Vertretungskörper vorzulegen. Das ist eine besondere Geschichte, die ich Ihnen nicht vorenthalten kann:

"Gerade dort, wo die Aufklärung von Mängeln oder Missständen im Vordergrund steht, ist eine unmittelbare Berichterstattung an die Landesregierung, welche dadurch in die Lage versetzt wird, aufgezeigte Mängel oder Missstände raschest abzustellen und die von ihr veranlassten Maßnahmen zugleich dann mit der Vorlage des Tätigkeitsberichts kundzutun, durchaus sinnvoll." - Also kümmert euch nicht darum, wir wissen schon, was euch gut tut, und zum Schluss dürft ihr alles absegnen!

Aber im April 1996 verlangten die zwei Unentwegten, Tschirf und Prochaska, untermauert mit Beispielen aus anderen Bundesländern, die nämlichen Rechte für den Rechnungshof in Wien, gleichzeitig auch mit einer sehr heftigen Kritik an den monatelangen Lagerzeiten der Rechnungshofberichte zwischen Einlangen und Vorlage an den Gemeinderat. Witzigerweise verstieg man sich damals angesichts des schon zu erwartenden Verlusts der absoluten Mehrheit nicht mehr ins altbekannte "Njet", sondern man fühlte sich vom Antrag wörtlich "überrumpelt und beleidigt". Ja, man wähnte sogar in einem Zwischenruf das Ende der politischen Kultur in Wien zu erblicken und lehnte aus formalistischen, vorgeschobenen und keineswegs stichhaltigen Gründen ab - allerdings zum letzen Mal, wie alle Oppositionsredner damals in weiser Voraussicht festhielten.

Nach dem erfolgten und höchst notwendigen Verlust der "Absoluten" für die SPÖ und dem Eintritt der Volkspartei in die Regierung - einer Volkspartei, die sich auch in der Regierung treu blieb - konnten wir dann dieses von uns jahrzehntelang vorgetragene Begehren in der Folge durch- und auch umsetzen und dürfen uns heute am Tag der Realisierung zu Recht und echt freuen! (Beifall bei der ÖVP.) 
Meine Damen und Herren! Der Rechnungshof hat uns drei Wahrnehmungsberichte geschickt. Zwei davon stehen heute zur Debatte. Ich möchte Ihre geschätzte Aufmerksamkeit auf jenen über den Wiener Flughafen richten.

In der Ausschusssitzung ist er auf nicht so großes Interesse gestoßen, nur die Volkspartei hat sich zu Wort gemeldet. Aber es scheint mir dieser Bericht, aber auch der Vorstand der Flughafen Wien AG, ein besonders bemerkenswerter zu sein.

Man ist als jahrelanges Mitglied des Kontrollausschusses nicht unbedingt verwöhnt, wenn man die mangelnde Einsicht der kritisierten Ressorts und Abteilungen und ihre Antworten kennt, aber die Hartleibigkeit der Verantwortlichen in Wien-Schwechat hat schon einen besonderen Aufmerksamkeitswert.

Nicht nur, dass man in der Flughafen AG seit Jahren im Dauerclinch zwischen einem geheimniskrämerischen Vorstand und einem eher wissbegierigen Aufsichtsrat lebt - was ja, wie viele betriebsinterne Meinungsverschiedenheiten, nicht von besonderer Erfolgsträchtigkeit begleitet ist -, haben diverse Ungereimtheiten, Unklarheiten, Verstöße gegen Vergaberichtlinien, Interessenkollisionen, Kontrollmängel zu einem "möglichen Vermögensnachteil" - und das ist eine sehr vornehme Diktion des Rechnungshofs - von 103 Millionen S geführt. (GRin Ursula Lettner: Sie sind nirgends dabei! Wie in der Bundesregierung!) - Ich darf Ihnen etwas sagen, liebe Frau Kollegin! Sie wissen wahrscheinlich nicht, dass der geheimniskrämerische Vorstand SPÖ-dominiert ist (GRin Ursula Lettner: Sie haben nie einen schwarzen Direktor!) und dass die Rechnungshofprüfung auf Grund des lästigen Aufsichtsrats, der eher eine ÖVP-Mehrheit aufweist, in Kraft getreten ist. So schaut es nämlich in Wirklichkeit aus! (Beifall bei der ÖVP.) Ich habe etwas übrig für Zwischenrufe, aber sie sollten wenigstens ein bisschen Qualität haben. - Nicht böse sein! (GRin Ursula Lettner: So viel Qualität wie Sie habe ich immer noch!) - Also gut: Ich bin ein bürgerlich erzogener, höflicher Mensch. Lassen wir es sein! (Heiterkeit des GR Rudolf Klucsarits.)

Das besondere Interesse des Vorstands, der Ihnen so sehr ans Herz gewachsen ist, obwohl Sie ihn gar nicht kennen, lag unter anderem auch darin, Gutachten - und zwar zahlreiche Gutachten - über die Kompetenz des offenbar zu lästigen Aufsichtsrats anzufordern; wobei schon der Rechnungshof festgestellt hat, dass die Informationen an den Aufsichtsrat an sich unzureichend und daher nicht geeignet waren, den notwendigen klaren Überblick zu vermitteln. - Aber vielleicht können Sie ihnen ein bisschen helfen, denn Sie haben ihn ja, Frau Kollegin!

Wobei sich auch schon die Frage erhebt, ob überhaupt der Vorstand in vielen Bereichen diesen notwendigen klaren Überblick gehabt hat. Wie anders wäre es erklärbar, dass der Rechnungshof erhebliche Mängel bei der Auftragsvergabe festhält, schwer wiegende Abwicklungsmängel aufschreibt? 

Dabei ging es immerhin um gewaltige Bauprojekte mit einem Umfang von 3 Milliarden S bloß in einem der überprüften Zeiträume. So erscheint es in der Tat nicht als tolerabel, wer immer dort drinnen auch gesessen ist - offensichtlich haben Sie ein Schutzmantelmadonna-Gehabe und sagen: weil der meiner Partei angehört, kann er keinen Fehler gemacht haben -, durch besondere Vernachlässigung der Kontrolle - der Rechnungshof ist höflicher, er nennt es "eher gering ausgeprägt" - bei Investitionsvorbereitung und -realisierung aufzufallen, sich jahrelang nicht an die eigenen Vergaberichtlinien zu halten, kostspielige externe Firmen mit Dingen und Projekten zu beauftragen, die hausintern genauso gut hätten bewältigt werden können, wenn man die Anregungen des Rechnungshofs aus vorigen Prüfungen ernster genommen hätte.

Unappetitlich wird es dann dort, wo eine besonders und seit Jahren bevorzugte Firma, ein Zivilingenieurbüro - natürlich freihändig ausgewählt, meine Damen und Herren -, sowohl mit Kontrollagenden als auch mit umfangreichen operativen Aufgaben beauftragt wurde - ein klassischer Fall von Inkompatibilität, also Unvereinbarkeit, und das alles für lumpige 37,5 Millionen S in einer Hand voll Jahren.

Von mehr als mangelhaften Leistungsverzeichnissen bei gelegentlichen Ausschreibungen - gelegentlichen Ausschreibungen! -, die man kaum kontrolliert hat, bis hin zu ebenso nicht entdeckten Preisauffälligkeiten bei Anboten, zur Einholung von Nachtragsanboten sonder Zahl, welche dann zu Abrechnungen führten, die nicht mehr mit dem eigentlichen Auftrag vergleichbar waren, gibt es eine Fülle, geradezu einen Fächer von Schlampereien. 

Dass die Gegenäußerungen des Vorstands von bemerkenswerter Uneinsichtigkeit zeugen, habe ich Ihnen schon gesagt, so à la: Die gewählte Vorgangsweise habe sich nicht nachteilig ausgewirkt. Man nehme zwar den Rechnungshofbericht zur Kenntnis, behalte sich aber ein Abgehen von den Vorschlägen vor. Bei Befolgung wären Mehrkosten zu erwarten et cetera, et cetera. - Dies trägt nicht zur Besserung der Laune dessen, der den Bericht auch wirklich gelesen hat, bei.

Pikant auch, dass in mehreren Fällen, etwa beim Vorwurf mangelnder Transparenz bei Auswahlverfahren oder bei verfehlter Vergabeabwicklung mit 3 Millionen S Schaden, der Vorstand eine Stellungnahme überhaupt verweigert.

Meine Damen und Herren! Wir warten mit Interesse auf die Ausführungen des Präsidenten des Rechnungshofs, auch weil uns heute im Gegensatz zu seinerzeit, als es um einen Bericht über den U‑Bahn-Bau ging, kein erzürnter Bürgermeister mehr brüsk aus den Amtsräumen hinausweisen kann, sondern weil wir mit den erweiterten Demokratie- und Kontrollrechten auch ein Stück mehr Sparsamkeit zu Gunsten der Steuer zahlenden Bürger durchsetzen werden. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR VALENTIN zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Rechnungshofpräsident! Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Vizebürgermeister!

Anschließend an die Ausführungen meines Vorredners, des Herrn Kollegen Prochaska, möchte ich ein bisschen Licht in die Chronologie bringen, wiewohl sicherlich Herr Prochaska in der Beurteilung vieler Vorkommnisse am Flughafen Wien-Schwechat durchaus Recht hat.

Wenn man sich die Genesis, die zu dieser Rechnungshofprüfung geführt hat, ansieht, so muss man festhalten, dass im ersten Halbjahr des Jahres 1998 - so lange ist das in der Zwischenzeit schon her, und auch Herr Prochaska weiß, dass jener Vorstand, von dem er gesprochen hat, schon lange nicht mehr im Amt ist und in einer durchaus koordinierten Aktivität des Landes Wien gemeinsam mit dem Bund vorzeitig abgelöst worden ist - die Vorgänge rund um die Schwechater Baugesellschaft beziehungsweise deren Chef, Herrn Baumeister Graf, gerade in der Öffentlichkeit waren. In der 42. Aufsichtsratssitzung vom 6. Mai 1998 wurde gemäß § 85 Abs. 2 des Aktiengesetzes die Wirtschaftsprüferkanzlei CONFIDA mit einer aktienrechtlichen Sonderprüfung beauftragt.

Diese Prüfung ist, meine Damen und Herren - um damit ein bisschen Licht in das Dunkel, auch in das Geschichtsbild der jüngeren Vergangenheit der ÖVP und des Herrn Prochaska zu bringen -, besonders auch auf Betreiben der Stadt Wien erfolgt. Ebenso hat der Bundesminister für Finanzen, der damals Rudolf Edlinger geheißen hat und ein sozialdemokratischer Finanzminister war, am 23. April 1998 den Rechnungshof ersucht, eine Überprüfung im Sinne des Art. 126b Abs. 4 des Bundes-Verfassungsgesetzes durchzuführen. Über diesen Prüfbericht, meine Damen und Herren, sprechen wir heute.

Herr Prochaska hat, gemeinsam mit seiner Vorrednerin, Frau Jerusalem, kurz beleuchtet, worum es in diesem Prüfbericht geht. Es ging dann um die Frage der Vergabe, der Vergabe vieler Projekte am Wiener Flughafen. Dieser Prüfbericht ist in der Tat nicht sehr positiv ausgefallen. Man spricht darin von einem kleinlichen Hickhack der Kompetenzen zwischen dem Aufsichtsrat und dem Vorstand. Man spricht davon, dass der Vorstand einige Male Expertisen angefordert hat, um den Aufsichtsrat nicht informieren zu müssen. - Auch das entspricht den Tatsachen. - Man spricht davon, dass es eine mangelnde Transparenz bei der Vergabe gegeben hat, dass die Vergabe nicht vertieft genug war. Man spricht davon, dass es mangelhafte Leistungsverzeichnisse gegeben hat, die schlussendlich dann auch bei der Abnahme der Projekte, der Bauarbeiten, dazu geführt haben, dass man die Preiswürdigkeit nicht mehr feststellen hat können. 

Von all dem spricht man, und die Sozialdemokratie in diesem Hause hat diesen Prüfbericht auch zur Kenntnis genommen, und sie nimmt ihn auch zur Kenntnis. Das ist ein Teil der Geschichte, meine Damen und Herren - das sei vor allem dem Kollegen Prochaska gesagt.

Der andere Teil der Geschichte, meine Damen und Herren, ist der, dass die Stadt Wien, die Vertreter der Stadt Wien im Aufsichtsrat und als Eigentümervertreter sich immer massiv für die Prüfung ausgesprochen haben. Es waren auch im Aufsichtsrat die Vertreter der Stadt Wien diejenigen, die diese Prüfung ganz massiv gefordert haben und die schlussendlich mitgeholfen haben, zu erreichen, dass der Vorstand, von dem ja gesprochen worden ist und von dem der Prüfbericht handelt, vorzeitig abgelöst worden ist. Das war vor allem ein Verdienst der Sozialdemokratie - auch wenn Sie davon nicht mehr reden wollen! (Beifall bei der SPÖ. - GR Johannes Prochaska: Na geh! Na geh, das glaubst du aber selbst nicht!)
Wenn ich es nicht glauben würde, Kollege Prochaska, dann würde ich es nicht sagen. Vielleicht mag es Ihr Selbstverständnis sein, dass Sie vielleicht hier manchmal etwas am Rednerpult sagen, von dem Sie nicht ganz der Meinung sind, dass es Ihre eigene ... (GR Johannes Prochaska: ... ! Bleiben Sie bei der Wahrheit!) Na ja, Unglaublichkeit ist das, was Sie vorhin vorgeworfen haben, Herr Prochaska! (Neuerlicher Zwischenruf des GR Johannes Prochaska.) 

Es führten dann diese Prüfung, aber auch die Anzeigen dazu, dass ein Dienstnehmer - kein Vorstandsmitglied, muss man der Ordnung halber dazusagen - bereits rechtskräftig verurteilt worden ist, und vier weitere warten darauf, dass ihre Urteile rechtskräftig werden.

Ein interessanter Teilaspekt ist sicherlich der, wie hoch das Gericht den Schaden ansetzt. Das Gericht spricht in dem einen Verfahren der schweren Untreue von einem Schaden in der Höhe von 500 000 S - das ist bereits rechtskräftig - und von weiteren viermal 500 000 S bei den anderen Angeklagten. 

Man muss, glaube ich, unterscheiden, ohne diese Aufstellung des Rechnungshofs in irgendeiner Weise zu relativieren. Man muss auch sehen, welcher Schadenswert beim Gerichtsverfahren dann tatsächlich zu Stande gekommen ist. 

Wenn wir uns jetzt dem zuwenden, was seitdem geschehen ist, dann muss man festhalten, dass am Flughafen Wien-Schwechat ein neuer Vorstand tätig ist, ein Vorstand, der sich den Anmerkungen, den Empfehlungen des Rechnungshofs selbstverständlich verpflichtet fühlt, ein Vorstand, der dafür gesorgt hat, dass nicht nur in der ersten Entscheidungsebene, sondern auch in den weiteren, die Leute, denen man diese Dinge vorgeworfen hat, nicht mehr vorhanden sind, ein Vorstand, meine Damen und Herren, der den erfolgreichen Kurs des Schwechater Flughafens fortsetzt. Dieser Kurs, meine Damen und Herren, führt dazu, dass auf diesem Flughafen 26 000 Beschäftigte tätig sind. Während andere Flughäfen in Europa personell abbauen, ist der Schwechater Flughafen derjenige, der personell zulegt. Es ist derjenige, der volkswirtschaftlich zu jenen mit den besten Werten zählt. Wenn wir im Zusammenhang mit dem Flughafen Schwechat von 1 Million Reisenden sprechen, dann bedeutet das, dass diese 1 Million Reisende 1 100 Beschäftigte nach sich ziehen. Das ist ein Wert, meine Damen und Herren, der lediglich von Amsterdam und von London-Heathrow übertroffen wird. 

Was bedeutet das? - Dass der Flughafen Wien-Schwechat trotz der Schwierigkeiten, die er am Rande des osteuropäischen Bereichs hat, einer der produktivsten, einer der volkswirtschaftlich besten ist. Und da haken wir ein, meine Damen und Herren: Wir sagen, dass wir seitens der Stadt Wien das dazutun müssen, was eine weitere wirtschaftlich prosperierende Entwicklung des Flughafens ermöglicht. Wir sagen, dass wir danach trachten sollten, dass diese Erfolgsbilanz weiter fortgesetzt wird. Und jeder, der sich hierher stellt und über den Schwechater Flughafen spricht, sollte bedenken, dass rund 46 Prozent der am Flughafen Beschäftigten oder der auf Grund der Aktivitäten des Flughafens Folgebeschäftigten Wienerinnen und Wiener sind. Der Flughafen Wien-Schwechat ist - und diesbezüglich haben sich die Landeshauptleute von Wien und Niederösterreich in einer Grundsatzerklärung geeinigt - ein Motor dieser Ostregion, ein Motor, auf den wir nicht verzichten können. 

Meine Damen und Herren! Motor Flughafen Wien-Schwechat bedeutet aber auch, dass wir uns ganz genau das ansehen, was Frau Jerusalem beleuchtet hat, nämlich die Frage, wie es mit der ökologischen Kompetenz aussieht und wie der Flughafen, die Stadt Wien, die Verantwortlichen der Stadt Wien mit den zugegebenermaßen berechtigten Beschwerden der Wienerinnen und Wiener über Lärmbelästigungen umgehen. Da hat sich in der letzten Zeit einiges geändert. Während noch vor einigen Jahren Bürgerinnen und Bürgern, die sich über den Lärm beschwert haben, gesagt worden ist, dass das in Wirklichkeit eine nicht messbare Größe sei, dass das in Wirklichkeit subjektive Eindrücke seien, die sie da hätten, und man von einer echten Lärmbelastung in Wirklichkeit nicht sprechen könne, hat sich seither diesbezüglich einiges geändert. 

Es hat sich auch deshalb einiges geändert, weil es das gegeben hat, Frau Jerusalem, was Sie gerade kritisiert haben, nämlich seit dem Herbst 2000 das Mediationsverfahren Flughafen Wien-Schwechat, wo nicht nur die Stadt Wien, sondern auch das Land Niederösterreich, der Flughafen, aber auch alle anderen Interessenten und Parteien drinnensitzen. Unter den Parteien sind der Flughafen und genauso jede einzelne Bürgerinitiative gleichberechtigt vertreten, und deshalb ist die Anmerkung, dass eine Bürgerinitiative sich aus dem Verfahren entfernt hätte oder bereits nicht mehr dort wäre, eine falsche. Tatsache ist, dass die Bürgerinnen und Bürger und ihre Vertreter in den Bürgerinitiativen in diesem Verfahren zum ersten Mal berechtigterweise den Eindruck haben, dass sie mit ihren Sorgen und Wünschen ernst genommen werden. Zum ersten Mal herrscht zwischen all den Beteiligten Klarheit darüber, wie hoch die Lärmbelastung wirklich ist. Zum ersten Mal, meine Damen und Herren, sitzen diejenigen, die unterschiedliche Interessen haben, an einem Tisch und beraten diese Interessenlagen. Und deshalb, Frau Jerusalem, haben sich die Bürgerinitiativen aufgeregt, als sie den Eindruck gehabt haben, dass Sie ihnen von außen Ratschläge geben wollen. Die Bürgerinitiativen fühlen sich dort berücksichtigt und sie haben gemeint - und das war nicht der Flughafen; ich war bei der Sitzung dabei, als sie das formuliert haben; Sie nicht, das ist vielleicht das Problem -, sie möchten an sich keine Ratschläge von außen bekommen, denn sie glauben an diesen Prozess, und sie glauben auch an den Erfolg dieses Prozesses, so wie auch die Sozialdemokraten in diesem Hause! (Beifall bei der SPÖ.)  

Sie sagen, Frau Jerusalem, die Politik hätte sich verabschiedet. Genau das Gegenteil ist der Fall! Gerade Sie, Frau Jerusalem, die Sie sagen könnten, dass Sie ein Gutteil des Erfolgs, dass es zu dieser Mediation gekommen ist, dass es zu einem neuen Bewusstsein gekommen ist, für sich beanspruchen, gerade Sie, die Sie immer Bestandteil dieser Diskussionen waren, die Sie jetzt sagen könnten, Sie haben mit uns gemeinsam diesen Schritt in eine neue Qualität der Auseinandersetzung geschafft, gerade Sie springen ausgerechnet zu dem Zeitpunkt ab, zu dem wir den Erfolg vor der Nase sehen, gerade jetzt, wo wir im Frühjahr über konkrete Maßnahmen diskutieren wollen, darüber, wie es mit der Lärmbelastung weitergehen soll, wie wir die Lärmbelastung der Wienerinnen und Wiener massiv reduzieren können! Gerade in dieser Phase machen Sie das, was dem Prozess am meisten schadet: Sie sagen, das ist Larifari, das ist ein Blödsinn, das ist Vernebelungsstrategie. - Und das tut mir Leid, und zwar deshalb, weil ich Sie als eine gerade in dieser Frage sehr ernsthafte Diskussionspartnerin schätzen gelernt habe. 

Ich würde Sie ersuchen - und das meine ich in einem Sinne, der fern jeder Polemik ist -, noch einmal in diesen Mediationsprozess hineinzugehen, sich anzuschauen, was da tatsächlich diskutiert wird, mit den Wiener Initiativen zu reden und vielleicht auch mit den grünen Freunden aus Niederösterreich zu reden, die die Situation durchaus anders sehen, als Sie sie gerade beschrieben haben. Wir möchten Sie einladen, Ihre derzeitige Bewertung noch einmal zu überprüfen. Diese Einladung möchte ich aussprechen, und ich hoffe, dass Sie diesen Meinungsaustausch und diese faire Beurteilung für sich vornehmen können. 

Wir haben am 4. Dezember - wenn ich "wir" sage, dann heißt das die sozialdemokratischen Wiener Vertreter in diesem Mediationsprozess -, weil wir uns an die einem Wunsch der Wiener Bürgerinitiativen entsprechende Systematik der Diskussion halten wollen, ein Maßnahmenpaket vorgeschlagen, das wir in der Mediation diskutieren wollen. Es geht dabei um Maßnahmen, die in Wien lärmmindernd wirken sollen. Die Bürgerinitiativen haben uns gebeten, das nicht in einer Pressekonferenz zu tun, es nicht den Medien mitzuteilen, sondern das mit ihnen gemeinsam zu diskutieren. Daran halten wir uns, und zwar so lange - und das hat auch die Umweltstadträtin gesagt -, solange wir überzeugt sind, dass es einen Erfolg geben kann. In dem Moment, wo wir meinen, dass das nicht mehr gewährleistet ist, müssen wir uns andere Wege suchen, zusätzliche Wege erschließen. Aber momentan sieht es ja so aus, als könnte dieser Erfolg in einem Konsensualverfahren erreicht werden. 

Wir werden jetzt, in den nächsten Monaten des neuen Jahres, diese konkreten Fragen behandeln, und ich möchte Sie einladen, meine Damen und Herren auch von den GRÜNEN, bei diesem Prozess wieder dabei zu sein und sich nicht aus irgendwelchen Gründen davon zu absentieren. 

Letzte Bemerkung. Wir glauben - und wir glauben fest daran -, dass zwei Dinge möglich sind: Wir glauben, dass es mit technischen Hilfsmitteln und mit vielerlei Optimierungen möglich sein muss, die wirtschaftliche Prosperität des Flughafens nicht zu gefährden, die Arbeitsplätze auf dem Flughafen nicht zu gefährden und gleichzeitig das zu erreichen, zu dem wir als Umweltpolitiker verpflichtet sind, nämlich Lärmbelastung von den Wienerinnen und Wienern zu nehmen. Gehen Sie diesen Weg mit uns und gehen Sie vor allem diesen Weg mit den Bürgerinnen und Bürgern dieser Stadt! Sie werden es Ihnen danken. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächste ist Frau GRin Jerusalem zu einer tatsächlichen Berichtigung zum Wort gemeldet. Die Redezeit beträgt 3 Minuten.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Zunächst eine Anmerkung: Ich befürchte leider, dass Herr Prof Zielessen Recht gehabt hat, wenn er sagte, dass es in diesem Mediationsverfahren zu viele Mitglieder gibt und dass es so nicht funktionieren kann. (GR Heinz Hufnagl: Wen wollen Sie denn ausklammern, Frau Jerusalem?)

Nun zu meiner tatsächlichen Berichtigung.

Erstens. Ich habe nicht behauptet - wie auch im stenographischen Protokoll nachzulesen ist -, dass irgendeine Bürgerinitiative aus dem Verfahren abgesprungen ist. 

Zweitens. Ich habe mein ganzes Leben lang noch nie einer Bürgerinitiative irgendeinen Ratschlag gegeben und werde das auch sicher nicht tun. Ich habe es auch nicht getan. Die Ratschläge, die ich ausgesprochen habe, richten sich an die Politik und keineswegs an die Bürgerinitiativen. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster spricht Herr GR Dr Serles. - Bitte. (StRin Karin Landauer: Das ist der Höhepunkt!) Der Höhepunkt ist heute die Rede des Herrn Präsidenten - damit das klargestellt ist. (StRin Karin Landauer: Selbstverständlich! Ich meinte ja jetzt nur von den Debattenrednern!)

GR Dr Wilfried Serles (Klub der Wiener Freiheitlichen): Der Herr Vorsitzende schafft es immer wieder, eine heitere Note auch in ernste Besprechungen zu bringen. - Ich schätze das sehr, Herr Vorsitzender!

Meine Damen und Herren! Herr Präsident! 

Im Zusammenhang mit dem Skandalfall dieser kleinen Schwechater Baugesellschaft und mit dem Kriminalfall des Herrn Baumeisters Graf ist ja bald klar geworden, dass die Auswirkungen dieses Kriminalfalls auch in Wien aktuell werden würden. Die Mitglieder des Kontrollausschusses haben sich in zahlreichen Sitzungen mit dem gesamten Wiener Hoch- und Tiefbau beschäftigt. Wir haben erkannt, dass es auch in Wien flächendeckende Preisabsprachen gegeben hat. Wir wurden zuhauf konfrontiert mit mangelhaften Leistungsverzeichnissen, die der Spekulation Tür und Tor geöffnet haben oder, anders gesagt, den wohlinformierten Bietern die Möglichkeit eröffnet haben, Billigstangebote zu legen. Wir haben in einer beträchtlichen Anzahl von Fällen Massendifferenzen kennen gelernt, die dann auch zu Bieterstürzen geführt hätten. Wir haben eine Reihe von völlig unkritischen Nahebeziehungen zwischen Beamten des Rathauses und Unternehmen verfolgen können. Wir haben politisches Zögern erlebt. Wir haben erlebt, dass all diese Bauskandale auch in einem politischen Umfeld stattgefunden haben, in dem man Preisabsprachen möglicherweise schon länger geahnt hat, aber nichts Entscheidendes dazu beigetragen hat, dass sie nicht mehr vorkommen. 

Die Projekte des Flughafens Wien sind zweifellos ein unrühmlicher Höhepunkt im Zusammenhang mit diesem Versagen bei öffentlichen Bauprojekten. Auch im Bericht des Rechnungshofs können wir all diese Kritikpunkte, die im Zuge des Bauskandals generell zu erkennen waren, nachvollziehen. Wir mussten erleben, dass Angebote zu früh verworfen wurden. Wir mussten nicht vergleichbare Ausschreibungsbedingungen erleben. Wir konnten unklare Vertragsabfassungen nachvollziehen, mangelhafte Massenermittlungen erkennen. Es gibt eine Reihe von Qualitätsmängeln, von mangelhaften Leistungsverzeichnissen, die zu Bieterstürzen geführt haben. Kurzum, es gab in diesem Fall ein beträchtliches Versagen des Vorstands der Flughafen AG, der sein Heil darin gesucht hat, dass er bestimmte Dinge aus seiner Verantwortung auslagern wollte, was die ganze Sache letztlich nur noch schlimmer gemacht hat. Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass es ganz einfach eine andere Dimension der Wahrnehmung ist, wenn der Vorstand dieses Versagen mit 13,05 Millionen S beziffert, wogegen der Rechnungshof knappe 103 Millionen S als möglichen Vermögensnachteil erkennt. 

Nun, der Vorstand hat sich seit diesen unrühmlichen Vorfällen am Wiener Flughafen Gott sei Dank geändert. Geändert haben sich auch die Spielregeln in diesem Haus, was Kontrolle und Kontrollpolitik betrifft. Herr Kollege Prochaska hat aus seiner Sicht, sehr subjektiv, aber historisch durchaus richtig, auf die langsame Entwicklung der Minderheitsrechte im Bereich der Kontrollpolitik in diesem Haus hingewiesen. Er hat auf die Widerstände hingewiesen, die es bei der SPÖ zu überwinden galt, bevor wir Minderheitsrechte im Kontrollausschuss einführen konnten (GR Christian Oxonitsch: Hoffentlich gibt es das jetzt im Bund auch bald! Das harrt der Umsetzung im Bund!), bevor wir Minderheitsrechte, was den Rechnungshof betrifft, einführen konnten und bevor das Rederecht des Präsidenten im Ausschuss und im Gemeinderat hier eingeführt werden konnte. Ich bin glücklich darüber, dass es diese neuen Kontrollrechte in einem Zeitraum gibt, in dem die SPÖ hier im Wiener Rathaus mit absoluter Mehrheit herrscht. Diese Kontrollrechte bieten zumindest die Chance einer vermehrten Transparenz und die Chance einer besseren Kontrolle der Regierenden in dieser Stadt. 

In diesem Sinne freue ich mich auch auf die Diskussionsbeiträge, die der Präsident des Rechnungshofs in den Ausschüssen, aber auch im Gemeinderat zu diesen und vielen anderen Prüfberichten des Rechnungshofs, die zweifellos noch folgen werden, leisten wird. (Beifall bei der FPÖ. - GR Christian Oxonitsch: Wir unterstützen die Forderung im Bund!)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr Präsident! Das Rednerpult gehört Ihnen! 

Rechnungshofpräsident Dr Franz Fiedler: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Mitglieder des Stadtsenats! Hoher Gemeinderat!

Es wurde bereits von mehreren Rednern darauf hingewiesen, dass es heute eine Premiere gibt, nämlich erstmals eine Rede des Präsidenten des Rechnungshofs vor diesem Gemeinderat. Ich darf diesem Gemeinderat dafür danken, dass er eine Änderung der Stadtverfassung beschlossen hat, die dies ermöglicht, ist doch der Rechnungshof - was vielleicht weniger bekannt ist - nicht nur Organ des Nationalrats, sondern auch Organ des Wiener Gemeinderats. Ich meine daher, dass es eigentlich schon überfällig war, dass der Leiter des Kontrollorgans, nämlich des Rechnungshofs, vor dem Gemeinderat als Kontrollherrn der Gemeinde Wien die Möglichkeit bekam, seine Gedanken darzulegen beziehungsweise seine Berichte zu erläutern. (Beifall bei der FPÖ, bei der ÖVP sowie der GRin Susanne Jerusalem.)  

Die Zuständigkeit des Rechnungshofs für die Gemeinde Wien besteht seit dem Jahre 1929, also seit mehr als 70 Jahren. Im Übrigen war Wien das letzte Land, das der Rechnungshofs-Prüfungszuständigkeit zugeordnet wurde; die übrigen Länder wurden bereits im Jahre 1925 der Prüfungszuständigkeit des Rechnungshofs unterworfen. In diesen 70 Jahren, seitdem der Rechnungshof Einblick in die Gemeinde Wien genommen hat, hat er natürlich nicht nur Lob anbringen können, er hat auch Kritik geäußert. Aber wenn man diese 70 Jahre pauschal betrachtet, so muss ich doch der Wiener Kommunalverwaltung insgesamt gesehen ein Lob aussprechen. 

Ich glaube, sagen zu können, dass die Wiener Kommunalverwaltung vom Rechnungshof im Wesentlichen immer sehr gut behandelt wurde und dass die Wiener Kommunalverwaltung sich das Lob, das sie vom Rechnungshof ausgesprochen erhielt, durchaus verdient hat.

Natürlich bedeutet das nicht, dass keine Fehler passieren. Überall, wo Menschen zusammenkommen, passieren Fehler, überall, wo eine Verwaltung besteht, passieren gleichfalls Fehler. Es ist nun die Aufgabe des Rechnungshofs, dort sehr kritisch zu sein, wo er solche Fehler entdeckt, und mit den ihm zur Verfügung stehenden Mitteln auf die Abschaffung dieser Fehler zu dringen. Seine Mittel sind allerdings beschränkt. Er hat keine exekutiven Möglichkeiten zur Durchsetzung; er muss Überzeugungsarbeit leisten. Es ist daher sehr wichtig, dass der Rechnungshof, dass sein Präsident die Möglichkeit hat, diese Überzeugungsarbeit in direkter Diskussion mit dem Kontrollherrn, dem Gemeinderat, zum Ausdruck zu bringen, und dass er sich dort artikulieren kann. Auch unter diesem Gesichtspunkt halte ich daher das Rederecht des Präsidenten für ganz besonders wichtig.

Die Kritik des Rechnungshofs - und das ist nun wieder ein Anliegen der geprüften Stellen, aber auch des Gemeinderats - hat konstruktiv zu sein. Darauf lege ich ganz besonderen Wert. Destruktive Kritik, die nichts anderes tut, als Fehler aufzuzeigen, ohne Wege zu weisen, wie diese Fehler beseitigt werden können, halte ich für falsch oder zumindest für eine Halbheit. Ich glaube auch sagen zu können, dass wir in den Berichten, die heute zur Behandlung anstehen, nicht nur Kritik geübt, sondern auch jeweils darauf hingewiesen haben, wie dieser Kritik Rechnung getragen werden soll und wie jene Stellen, die sich mit den Rechnungshofberichten zu befassen haben, agieren sollen, damit die Fehler in Zukunft vermieden werden.

Der Rechnungshof betrachtet sich ganz allgemein als Berater, in erster Linie als Berater jener Stellen, die er zu überprüfen hat und mit denen er in ein Stellungnahmeverfahren eintritt, in dessen Verlauf er sich die Stellungnahmen selbstverständlich sehr gut ansieht, auch den eigenen Standpunkt überdenkt und dann seine Gegenäußerung abgibt.

Der Rechnungshof betrachtet sich aber auch als Berater des Gemeinderats, der es ja gleichfalls in der Hand hat, durch entscheidende Maßnahmen auf die Verwaltung einzuwirken und eben damit die Kontrollrechte zu effektuieren, die ihm zustehen, um für eine bessere Verwaltung - wenn Sie wollen, auch für eine noch bessere Verwaltung - zu sorgen. Natürlich richtet sich der Bericht des Rechnungshofs auch an den Stadtsenat, an die einzelnen zuständigen Mitglieder, damit sie in ihrem Verantwortungsbereich das Nötige vorkehren, um in Hinkunft jene Mängel, die der Rechnungshof festgestellt hat, vermeiden zu können und vermeiden zu lassen.

Dass es dabei unterschiedliche Standpunkte gibt - sowohl mit der überprüften Stelle als auch mit der Stadtregierung und auch, wie durchaus denkbar ist, mit dem Gemeinderat, mit einzelnen Mitgliedern des Gemeinderats -, liegt auf der Hand. Der Rechnungshof kann nicht verlangen, dass alle seiner Meinung sind und dass alle, seien es die Mitglieder der Stadtregierung, seien es die Mitglieder des Gemeinderats, ihm in allen Punkten Recht geben. Aber er nimmt doch für sich in Anspruch, dass man sich mit seiner Kritik und seinen Feststellungen ernsthaft auseinander setzt. Er nimmt auch für sich in Anspruch, dass die Berichte, die er legt, im Geiste der Kooperation behandelt werden. Denn nur dann, wenn der Gemeinderat als Kontrollherr und der Rechnungshof als Kontrollorgan kooperativ vorgehen, kann Gewähr dafür bestehen, dass Mängel in Zukunft beseitigt werden.

Hoher Gemeinderat! In der Vergangenheit ist immer wieder eine Diskussion darüber abgeführt worden, ob es überhaupt notwendig sei, dass die Gemeinde Wien neben dem Kontrollamt der Stadt Wien auch noch ein weiteres Kontrollorgan, nämlich den Rechnungshof, beanspruchen kann. Man hat vielfach darauf verwiesen, dass das Kontrollamt als qualifiziertes Prüforgan allein ausreichen müsse, um all jene Mängel aufzudecken, die es aufzudecken gilt. Den Rechnungshof würde man dann nicht brauchen.

Ich glaube, dass diese Argumentation - um die es allerdings in letzter Zeit Gott sei Dank stiller geworden ist - zu kurz greift. Gewiss schätzt der Rechnungshof die Qualität des Kontrollamts der Stadt Wien. Er hat ein sehr gutes Verhältnis zum Kontrollamt der Stadt Wien und ist sehr froh, dass es dieses Kontrollamt gibt. Denn dieses Kontrollamt, das nicht nur über hoch qualifizierte Prüfer verfügt, hat auch wesentlich mehr Ressourcen zur Verfügung, um im Bereich der Gemeinde Wien Prüfungen vornehmen zu können. Der Rechnungshof kann, was die Gemeinde Wien und die dort vorzunehmenden Prüfungen betrifft, klarerweise nur einen geringen Teil seiner Prüfer zum Einsatz bringen. Ich bin sehr froh darüber, dass es das Kontrollamt der Stadt Wien gibt.

Ich bin auch sehr froh darüber, dass das Kontrollamt jeweils sehr zeitnahe Prüfungen vornimmt. Das ist die Stärke des Kontrollamts der Stadt Wien. Es besitzt eine wesentlich größere Nähe zur Stadtverwaltung und hat daher einen wesentlich tieferen Einblick in einzelne Angelegenheiten. Einen solchen tiefen Einblick muss sich der Rechnungshof bei seinen Prüfungen vielfach erst verschaffen. Ich glaube auch sagen zu können, das Kontrollamt kann rascher reagieren, wenn es darum geht, Mängel schneller abzustellen. Der Rechnungshof kann sein Prüfungsprogramm nicht immer so rasch umstellen. 

Auf der anderen Seite muss man allerdings auch bedenken, dass es Dinge gibt, die das Kontrollamt der Stadt Wien beim besten Willen nicht machen kann. Das sind zum einen die Vergleiche mit anderen Bundesländern. Es ist dem Kontrollamt der Stadt Wien begreiflicherweise nicht möglich, in anderen Bundesländern zu prüfen und auf Grund der dort gemachten Erfahrungen Vergleiche mit der Verwaltung in Wien anzustellen. Der Rechnungshof kann dies tun.

Es trifft sich besonders günstig, dass die heute zur Behandlung stehenden Berichte dafür gute Beispiele abgeben. Sowohl die Prüfung der Wohnbauförderung quer durch Österreich als auch die Prüfung der sanitären Aufsicht quer durch Österreich sind solche Beispiele, bei denen der Rechnungshof seine vollen Prüfungskapazitäten und seine vollen Prüfungskompetenzen ausschöpfen kann. Er hat in allen Bundesländern geprüft und kann daher einen Vergleich vornehmen, wie die Situation in den einzelnen Bundesländern ist.

Es ist erfahrungsgemäß für die einzelnen Bundesländer von großer Bedeutung, wie sie sich in einem gewissen Ranking sehen können und wo es für die einzelnen Bundesländer angeraten ist, sich im Verhältnis zu anderen Bundesländern zu verbessern. Das ist etwas, wofür der Rechnungshof die Grundlagen schaffen kann, was hingegen das Kontrollamt nicht kann, weil es die nötigen rechtlichen Voraussetzungen nicht hat und auch gar nicht haben kann. 

Darüber hinaus gibt es einen weiteren Bereich, in dem der Rechnungshof prüfungszuständig ist, das Kontrollamt der Stadt Wien hingegen nicht. Das sind jene Unternehmungen, die Beteiligungen von verschiedenen Gebietskörperschaften - wie beispielsweise des Bundes und eines Landes oder verschiedener Länder - aufweisen.

Dafür bietet der heute in Behandlung stehende Bericht über den Flughafen Wien ein gutes Beispiel. Denn dort ist das Kontrollamt der Stadt Wien angesichts der Minderheitsbeteiligung der Gemeinde Wien nicht prüfungszuständig. Der Rechnungshof ist es auf Grund der Beteiligung eines anderen Bundeslandes, nämlich Niederösterreichs, beziehungsweise zum Zeitpunkt der Prüfung auch des Bundes selbst. Damit konnte erst die Prüfung ermöglicht werden, die vom damaligen Herrn Bundesminister Edlinger in Auftrag gegeben wurde.

Ich möchte mit dem Aufzeigen der verschiedenen Prüfungskompetenzen und der Stärken des Kontrollamts einerseits sowie des Rechnungshofs auf der anderen Seite klar zum Ausdruck bringen, dass es notwendig ist, dass beide Kontrollinstanzen für die Gemeinde Wien zur Verfügung stehen, sowohl das Kontrollamt als auch der Rechnungshof. Beide haben ihre Bereiche, die sie prüfen können, und beide haben ihre Bereiche, für die sie auch besser geeignet sind, Prüfungen vorzunehmen. Wichtig ist allerdings, dass ein einvernehmliches Vorgehen zwischen Rechnungshof und Kontrollamt besteht. Ich glaube sagen zu können, dass gerade in den letzten Jahren die Beziehungen sehr eng geworden sind, wir die Prüfungsprogramme abstimmen und wir auch in anderer Weise, was die Ausbildung und was Veranstaltungen anlangt, eine gute Kooperation haben, worüber ich sehr froh bin.

Hoher Gemeinderat! Lassen Sie mich nun im Speziellen auf den Wahrnehmungsbericht über den Flughafen Wien zu sprechen kommen. Wie ich bereits erwähnt habe, ging der Auftrag zur Vornahme dieser Prüfung vom damaligen Bundesminister für Finanzen Edlinger aus, der Verdacht geschöpft hatte, dass beim Flughafen Wien Unzukömmlichkeiten im Zusammenhang mit Vergabevorgängen aufgetreten sind. Dieser Verdacht hat sich auf Grund der Prüfung erhärtet. Der Rechnungshof hat einen Prüfungsumfang von zirka 3 Milliarden an Vergaben im Bereich der Flughafen Wien AG zum Gegenstand seiner Prüfung gemacht. Im Wesentlichen hat es sich dabei um drei Hochbauprojekte und sieben Tiefbauprojekte gehandelt. Was der Rechnungshof dabei feststellen musste, war außerordentlich bedauerlich.

Ich möchte jetzt nicht den gesamten Bericht hier wiedergeben, da ich davon ausgehe, dass der Bericht gelesen wurde. Aber die letztlich vom Rechnungshof festgestellten Mängel im Vergabeverfahren, die von der Flughafen Wien AG zu vertreten waren, lesen sich eigentlich wie ein Horrorszenario. Es wurde kaum ein Vergabemangel ausgespart.

So hat der Rechnungshof beispielsweise festgestellt: die mehrjährige Nichteinhaltung der Vergaberichtlinien der Flughafen Wien AG - also der eigenen Vergaberichtlinien -, mangelhafte Leistungsverzeichnisse, keine vertiefte Angebotsprüfung, Abweichungen der erbrachten gegenüber den beauftragten Leistungen - was wiederum zu Nachforderungen geführt hat -, Zahlungen für nicht erbrachte Leistungen, verspätete Bauherrenentscheidungen, mangelhafte Massenermittlungen, unklare Vertragsabfassungen, Qualitätsmängel, nachträgliche Änderungen der Ausschreibung, unzulässiger Verzicht auf Ausschreibung, ungerechtfertigte Erfolgshonorare und Vergaben zu überhöhten Preisen. Das waren allein die Mängel, die unmittelbar mit den einzelnen Vergabevorgängen in Verbindung standen.

Darüber hinaus musste der Rechnungshof aber auch grundsätzliche strukturelle Mängel bei der Flughafen Wien AG feststellen: beispielsweise das mangelhafte Projektmanagement, einen - bereits von einem meiner Vorredner erwähnten - Interessenkonflikt zwischen Projektabwicklung und Controlling, eine unzureichende innere Revision und letztlich - was ganz besonders schädlich war - eine langjährige Auseinandersetzung zwischen dem Aufsichtsrat und dem Vorstand und damit im Zusammenhang eine unzureichende Information des Aufsichtsrats durch den Vorstand.

Der Rechnungshof hat den Vermögensnachteil, der der Flughafen Wien AG durch die Vergabemängel entstanden ist, mit rund 103 Millionen S ermittelt. Das sind rund 3,34 Prozent des gesamten geprüften Volumens von 3 Milliarden. Jetzt mag der eine oder andere sagen: 103 Millionen sind zwar in absoluten Zahlen recht viel, aber 3,34 Prozent eigentlich recht wenig.

In diesem Zusammenhang darf ich darauf verweisen, dass die Auftragsvergaben aller öffentlichen Stellen in Österreich - also des Bundes, aller Länder, der Gemeinden, der Sozialversicherungsträger, der Kammern, der öffentlichen Unternehmungen - jährlich ein Volumen von rund 300 Milliarden S erreichen. Das sind ungefähr 10 Prozent des Bruttoinlandsprodukts. Wenn man die 3,34 Prozent, die wir bei der Flughafen Wien AG festgestellt haben, diesbezüglich hochrechnet, so kommt man auf über 10 Milliarden S. Das ist mehr, als beispielsweise das Budget des Bundeslandes Burgenland beträgt. Damit wird klar, dass auch kleine Abweichungen im Bereich des Hoch- und Tiefbaus zu gewaltigen Verlusten für die öffentliche Hand in ihren verschiedenen Ausprägungen führen können.

Ich darf in diesem Zusammenhang weiters auf einen Bericht der Arbeitsgruppe zur Bekämpfung von Korruption im Vergabewesen verweisen. Dieser erstellte Bericht wurde seinerzeit - unter der Federführung des Rechnungshofs - vom damaligen Bundeskanzler Klima in Auftrag gegeben. Die Arbeitsgruppe hat in diesem Zusammenhang einen bemerkenswerten Satz in ihren Bericht hineingeschrieben. Es heißt dort - ich darf wörtlich zitieren -: "Angesichts der Größenordnung von 300 Milliarden S vermögen bereits wenige nicht korrekt durchgeführte Vergabeverfahren oder in deren Vorfeld gelegene, den freien Wettbewerb behindernde Vorgänge beträchtliche finanzielle Nachteile für die vergebenden Stellen und damit in letzter Konsequenz" - und das halte ich für besonders wichtig - "für die Steuerzahler zu bewirken." - Ende des Zitats.

Es ist letztlich der Steuerzahler, der in irgendeiner Weise dafür aufzukommen hat, entweder direkt über sein Steueraufkommen oder indirekt derart, dass Vermögenswerte, die letztlich er geschaffen hat, geschmälert werden.

Ich darf noch einmal darauf zurückkommen, dass der alte Vorstand der Flughafen Wien AG die Meinung vertreten hat - das hat er im Stellungnahmeverfahren auch uns gegenüber zum Ausdruck gebracht -, dass der Schaden wesentlich geringer sei: Er würde sich nicht auf 103 Millionen S, sondern nur auf etwas mehr als 13 Millionen S belaufen.

Wir haben uns diesbezüglich die Argumentation des Vorstands sehr eingehend angesehen und wir konnten diese Berechnung nicht nachvollziehen. Der Rechnungshof ist daher in seinem Endbericht, den er auch dem Gemeinderat vorgelegt hat, bei seinen 103 Millionen S geblieben. Wir können jeden Groschen davon belegen.

Ich darf auch auf etwas zurückkommen, was von einem meiner Vorredner gesagt wurde: dass der im Strafverfahren zurechenbare Schaden wesentlich geringer war. Das ist verständlich. Denn nicht alles, was zu Vermögensnachteilen der Flughafen Wien AG im Zuge der Vergabeverfahren geführt hat, war auf strafrechtlich relevantes Verhalten zurückzuführen. Es war dies nur ein Bruchteil beziehungsweise es konnte nur ein Bruchteil dieser Vermögensnachteile als strafrechtlich relevant nachgewiesen werden. Das ändert aber nichts daran, dass der Schaden insgesamt 103 Millionen S beträgt, eben nicht nur durch strafbare Handlungen, sondern auch durch bloße Schlamperei, durch Nichteinhaltung von Formalvorschriften und dergleichen mehr, für die es gar keine strafrechtlichen Bestimmungen gibt. Es bleibt daher bei diesen 103 Millionen S an Schaden.

Wie es derzeit aussieht, wird es kaum möglich sein, diesen Schaden zu minimieren. Denn die Versäumnisse und Fehler wurden von der Flughafen Wien AG gemacht. Sie sind dort begangen worden oder wurden von den Organen der Flughafen Wien AG mitverantwortet. Es ist daher nicht anzunehmen, dass dieser Schaden noch minimiert werden kann, was höchst bedauerlich ist.

Es wurden allerdings - und das ist positiv zu vermerken - auf Grund des Berichts des Rechnungshofs Maßnahmen ergriffen, die in erster Linie darin bestanden haben, dass der alte Vorstand vorzeitig aus seiner Funktion abberufen wurde und dass darüber hinaus auch Strafverfahren in Gang gesetzt wurden. Einige davon sind bereits abgeschlossen, andere sind noch immer offen.

Es wäre allerdings für die Arbeit des Rechnungshofs nicht befriedigend, sich damit zufrieden geben zu müssen, dass, was die Vergangenheit betroffen hat, Maßnahmen gesetzt wurden, um einen Schlussstrich zu ziehen. Der Rechnungshof erwartet sich schon noch etwas mehr. Der Rechnungshof erwartet sich, dass zukunftsorientierte Maßnahmen gesetzt werden, die derartige Verfehlungen, wie er feststellen musste, in Zukunft vermeiden helfen. Das ist letztlich das Wesen jeder Rechnungshofprüfung. Der Rechnungshof stellt Fehler, die in der Vergangenheit begangen wurden, fest, zieht daraus die Konsequenzen, gibt Empfehlungen ab, agiert daher in diesem Sinne zukunftsorientiert und erwartet sich, dass diese zukunftsorientierten Empfehlungen aufgegriffen werden.

Ich darf hier in aller Kürze anführen, welche Maßnahmen es sind, die man ergreifen müsste. Das ist in erster Linie die Verbesserung der Projektorganisation, eine verbindliche Einhaltung des Investitionsplans, eine strikte Einhaltung des Bestbieterprinzips im Vergabeverfahren und letztlich die strikte Einhaltung der eigenen Vergaberichtlinien, die sich die Flughafen Wien AG selbst gegeben hat.

Es wird vielleicht der eine oder andere von Ihnen jetzt die Frage stellen: Wie soll ich meinen Beitrag dazu leisten können? - Er ist leistbar, sowohl von Seiten der Stadtregierung als auch von Seiten des Gemeinderats. Wenngleich mir selbstverständlich nicht unbekannt ist, dass der Anteil der Gemeinde Wien an der Flughafen Wien AG ein Minderheitsanteil in der Höhe von 20 Prozent ist, so ist doch die Gemeinde Wien dort mit Aufsichtsräten vertreten. Es ist daher ein Appell an Sie alle, sowohl an die Mitglieder der Stadtregierung als auch des Gemeinderats, alles in Ihren Möglichkeiten Liegende zu unternehmen, dass der Aufsichtsrat dort die Interessen der Stadt Wien ordnungsgemäß vertritt: die Interessen der Stadt Wien, die letztlich immer die Interessen des Steuerzahlers zu sein haben.

Diese Interessen des Steuerzahlers sind uns allen ein Anliegen, Ihnen als Gemeinderat und uns als Rechnungshof. - Danke schön. (Allgemeiner Beifall.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön und darf festhalten, dass nun die Debatte geschlossen ist.

Der Herr Vizebürgermeister hat als Berichterstatter das Schlusswort. - Bitte.

Berichterstatter VBgm Dr Sepp Rieder: Herr Bürgermeister! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte mein Schlusswort entsprechend der Premiere des Auftretens des Herrn Präsidenten des Rechnungshofs nützen, über zwei Bemerkungen, die ich zur Sache selbst machen möchte, hinaus, auch auf seine generellen Ausführungen - für die ich ihm dankbar bin - einzugehen.

Es ist nicht nur die Tatsache, dass wir beide uns durch eine gemeinsame Herkunft aus der Justiz schon sehr lange kennen und - ich glaube, dass das wechselseitig gilt - als in der Sache sehr korrekte Menschen gelten. Es ist doch eine wichtige Sache, die spürbar und erkennbar ist - ich kann das sagen, weil ich die, aus meiner Sicht und in Klammer gesetzt: leidvolle, Erfahrung vieler Rechnungshofberichte hinter mir habe -, dass der Rechnungshof die Bereitschaft hat, auch auf Gegenargumente einzugehen und vor allem auch den Schwerpunkt in den Empfehlungen zu setzen.

Ich möchte jetzt einen Aspekt herausgreifen, den ich für wichtig halte; Sie haben ihn auch selbst angesprochen. Es ist dies die Frage des Bestbieterprinzips. Ich denke, dass wir die Themen des Kontrollamts und des Rechnungshofberichts nicht unter einer isolierten Atmosphäre sehen können, sondern eine Gesamtsicht der wirtschaftlichen Entwicklungen pflegen müssen. Ich möchte daneben, ebenfalls unter diesem Aspekt, etwas zur Situation des Flughafens und seiner Entwicklung sagen, auch im Hinblick auf einige Äußerungen, die von Frau Jerusalem gemacht worden sind.

Es ist oft so, dass das Problem der wirtschaftlichen Interessenlage österreichischer Unternehmen nicht nur unter dem Gesichtspunkt des Billigstbieters zu sehen ist. Es ist einer der Kritikpunkte des Rechnungshofs im Vergabefall Flughafen gewesen, dass man sich dort sozusagen immer nach dem Prinzip der Honorarhöhe gerichtet und nicht überlegt hat, welche Faktoren außerdem eine Rolle spielen.

Ich sehe darin einmal mehr eine wichtige Bestätigung durch den Rechnungshof, diesem Aspekt des Bestbieterprinzips und nicht nur des Billigstbieterprinzips zum Durchbruch zu verhelfen, weil ich auf der anderen Seite von der parteipolitischen Auseinandersetzung her weiß, dass immer wieder dann, wenn jemand nicht zum Zuge gekommen ist, der das Billigstangebote gemacht hat, dahinter gleich sozusagen der Verdacht steht, da könnte es mit unsachlichen Argumenten zugegangen sein. Ich denke, dass man diese Empfehlung des Rechnungshofs, sich verstärkt dem Bestbieterprinzip zuzuwenden, insbesondere in unserer Zeit und auch in der Diskussion, die es derzeit in Wirtschaftskreisen und in der Bauwirtschaft im Besonderen gibt, nur sehr dick unterstreichen kann.

Das Zweite ist, ich verkenne nicht, dass die Frage der wichtigen und von uns allen akzeptieren Kontrolle des Rechnungshofs bei Unternehmungen eine besondere Dimension hat. Es liegt nicht an der Frage der Kontrolle durch den Rechnungshof, sondern es liegt an der Frage des politischen Umgangs mit dem Ergebnis, vor allem in der öffentlichen Auseinandersetzung. Viele private Unternehmungen, die möglicherweise ähnliche interne Kontrollmechanismen haben und umsetzen, werden sich hüten, dies an die große Glocke zu hängen, weil es selbstverständlich eine ziemlich große Beeinträchtigung und Belastung der Konkurrenzsituation bedeutet.

Ich unterstelle jetzt der Bundesregierung nicht, dass Sie mit der Abgabe öffentlicher Unternehmungen, also mit dem ÖIAG-Verkaufsprogramm, den Weg sieht - da werden wahrscheinlich andere Momente eine Rolle spielen -, aber man muss zugeben, dass es immer wieder eine sehr ernste Diskussion darüber gibt, ob es nicht auch von Vorteil ist, wenn eine Kontrolle intern funktioniert, aber nicht öffentlich stattfindet.

Ich bitte den Rechnungshof, auch einmal darüber nachzudenken, ob es Möglichkeiten gibt - es kann ja nicht sein, dass die Privatisierung der einzige Weg ist, um dieses Problem zu lösen -, damit auch Unternehmungen, die im wirtschaftlichen Wettbewerb stehen und bei denen es wichtig ist, dass ihre Situation nicht dadurch beeinträchtigt wird, dass sie sich öffentliche Auseinandersetzungen aus parteipolitischer Sicht gefallen lassen müssen, in den Vorteil einer korrekten und genauen Überprüfung kommen.

Ich weise - weil diese Frage angesprochen worden ist - darauf hin, dass sich die Eigentumsverhältnisse geändert haben, seit diese Überprüfung stattgefunden hat. Die ÖIAG hat ihre Anteile verkauft und es sind Anteile sowohl vom Bundesland Niederösterreich als auch vom Bundesland Wien erworben worden. Aber man sollte nicht vergessen, dass an der Flughafen Aktiengesellschaft zu 49 Prozent Privataktionäre beteiligt sind und jetzt mit der Privatstiftung noch ein zusätzlicher Rechtsträger vorhanden ist, sodass sich die Dimension und die Größenordnungen sehr wohl zu Gunsten der privaten Eigentümer deutlich verändert haben.

Das heißt, die Dimension, die sich hier hinsichtlich der Rolle des Eigentümers darstellt - das hat auch Frau Jerusalem angesprochen -, möchte ich auch im Beisein des Präsidenten des Rechnungshofs deutlich machen. Sowohl das Land Niederösterreich als auch das Land Wien sind als Aktionäre in hohem Maße daran interessiert, dass der Vorstand nicht durch Fehler und sozusagen durch Mangelhaftigkeiten Schaden zufügt. Daher gibt es überhaupt keinen Interessenkonflikt zwischen dem Eigentümer, dem Aktionär, und dem Rechnungshof. Ihr Appell an den Aufsichtsrat wird selbstverständlich in gleichem Maße für den Aufsichtsratsvorsitzenden Coreth gelten, der ja vom Land Niederösterreich gestellt wird. Ich bin davon überzeugt, dass das kein Thema ist.

Jetzt zum Schluss eine Bemerkung zur aktuellen Situation, ebenfalls an ein Wort von Frau GRin Jerusalem anknüpfend: Sie hat gemeint, die Stadt kann sich nicht nur als Eigentümer verstehen und sie hat das auch mit den Worten "als Aktionär" ausgedrückt, quasi ein bisschen mit dem Beigeschmack - vielleicht unterstelle ich Ihnen das jetzt, Frau Gemeinderätin -, ein Aktionär denkt nur an Gewinn und hat sonst keine Interessen.

Ich mache Sie darauf aufmerksam, es ist das Interesse der Stadt - nicht primär als Aktionär, sondern zur Sicherung des Wirtschaftsstandorts Wien -, dass es dem Unternehmen Flughafen gut geht. Daher gibt es hier auch eine zweite Komponente, wenn die Politik gefragt ist, nämlich abzuwägen, was wir tun können, um dem Flughafen nicht nur seine Arbeit nicht zu erschweren, sondern ihn auch in einer extrem schwierigen Situation - das gebe ich jetzt zu bedenken, denn die Auswirkungen des 11. Septembers treffen vor allem die Fluglinien, daher auch die Flughäfen und damit letztlich den Flughafen in Wien - zu unterstützen.

In dieser Hinsicht halte ich das von Ihnen kritisierte Verfahren, wodurch ohne Austausch von Presseaussendungen und politischer Polemik Lösungen gesucht werden, für den absolut am besten geeigneten Weg. Ich verstehe in dem Punkt Ihre Kritik wirklich nicht. Denn wir alle nehmen die Bedürfnisse der Menschen nach möglichst weit gehender Befreiung vom Lärm ernst, wissen aber natürlich, dass jede Steigerung des Flugverkehrs - jeder Mehrerfolg für die Destination Flughafen Wien und damit auch für den Wirtschaftsstandort - natürlich mit mehr Belastungen verbunden sein wird. Es geht eben darum, nicht nur eine Seite zu sehen, sondern beide Seiten, und damit zu einer sinnvollen Lösung zu kommen.

Herr Vorsitzender! Ich bitte, die Abstimmung vorzunehmen. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Wir kommen zur Abstimmung.

Wer den Wahrnehmungsbericht über die Flughafen Wien AG zur Kenntnis nehmen will, möge ein Zeichen mit der Hand geben. - Dies ist einstimmig so geschehen.

Es kommt nun die Postnummer 143 (PrZ 61/01-GGS) zur Verhandlung. Sie betrifft den Wahrnehmungsbericht des Rechnungshofs über das St. Anna Kinderspital.

Hierzu liegt keine Wortmeldung vor. 

Ich komme gleich zur Abstimmung.

Ich ersuche um ein Zeichen mit der Hand für den Fall der Zustimmung zur Kenntnisnahme. - Dies ist einstimmig so geschehen. 

Ich danke dem Herrn Präsidenten und den Damen und Herren des Rechnungshofs recht herzlich für ihre Teilnahme an unserer heutigen Gemeinderatssitzung. Ich darf Ihnen auf diesem Weg ein angenehmes, friedvolles Weihnachtsfest und ein gutes Jahr 2002 wünschen. 

Es gelangt nun die Postnummer 145 (PrZ 71/01-GGS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft einen Vertragsabschluss der MA 47 mit der Caritas der Erzdiözese Wien - Caritasverband - zur Führung eines Geriatrischen Tageszentrums.

Die Berichterstatterin ist Frau GRin Lettner. - Bitte.

Berichterstatterin GRin Ursula Lettner: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zur vorliegenden Post.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dr Pilz. - Bitte.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! Frau Stadträtin!

Wir stimmen diesem Aktenstück sehr gerne zu, weil wir die Führung geriatrischer Tageszentren für eine ganz hervorragende Möglichkeit ansehen, um Pflege bereitzustellen und gleichzeitig soziale Integration durch das Leben zu Hause möglich zu machen.

Ich möchte dieses Aktenstück aber zum Anlass nehmen, um auf einen "Standard"-Artikel einzugehen, in dem eine Aussage von Ihnen, Frau Stadträtin, zur Situation der Pflege in den Wiener Spitälern veröffentlicht wurde. Darin haben Sie einen wachsenden Notstand konstatiert, was die Personalausstattung betrifft. Ich sehe da in der Tat dringenden Handlungsbedarf und bin wie Sie der Meinung, es muss gewährleistet sein, dass in den Wiener Spitälern ausreichend Pflegekräfte verfügbar sind. 

Sie sind auf die Situation der Migranten und Migrantinnen, der Zuwanderer eingegangen, die in Wien zu einem großen Teil das Pflegepersonal ausmachen. Sie haben festgehalten, dass die Mindestverdienstgrenze von 26 000 S die Möglichkeit, sich im Pflegedienst zu beschäftigen, einschränkt, weil die Anfangsgehälter weit darunter liegen.

Frau Stadträtin! Aus unserer Sicht ist diese Situation in gewisser Weise zweischneidig. Denn wir wollen nicht, dass eine Situation entsteht - und Sie haben damit argumentiert -, in der viele Österreicher und Österreicherinnen - es sind nach wie vor in erster Linie Frauen, die pflegen - nicht mehr bereit sind, diesen Beruf zu ergreifen, die anstrengende Arbeit auf sich zu nehmen und letztlich auch die gesellschaftliche Unterbewertung, die dieser Beruf erfährt, bei gleichzeitiger körperlich schwerer Arbeit und schlechten Verdienstmöglichkeiten sowie mit Nacht- und Wochenendarbeitszeit aushalten zu müssen.

So sehr wir auch der Meinung sind, dass es für Zuwanderer und Zuwanderinnen gute Arbeitsmöglichkeiten in Österreich geben soll, so sind wir doch nicht davon überzeugt, dass das Heil darin liegen kann, dass die Österreicher und Österreicherinnen sagen: Der Pflegeberuf ist einer, der so abgewertet ist - da teile ich Ihre Einschätzung, dass es Mängel gibt -, dass wir ihn sozusagen taxfrei aufgeben und uns darauf stützen, dass es genug Zuwanderung gibt, die diesen Mangel abfedert.

Erstens halten wir es für ein Problem - und das gebe ich zu bedenken -, wenn aus den umliegenden mittel- und osteuropäischen Staaten Pflegekräfte, die dort ausgebildet wurden und dort auch benötigt werden, sozusagen nach Österreich abgezogen werden. Das soll meiner Ansicht nach nicht eine Möglichkeit sein, unseren eigenen Pflegenotstand zu lösen.

Zweitens muss es uns auch darum gehen, dass der Pflegeberuf, der so wichtig ist und auch international eine derartige Aufwertung erfährt, dass es mittlerweile schon Pflegewissenschaften gibt, die auch in Österreich ausgebaut werden sollten, eine Aufwertung erfährt, sodass schließlich die Frage, ob wir den Bedarf nur durch zugewanderte Pflegekräfte abdecken können, nicht mehr relevant ist. Es müsste daher so sein, dass die Migrationsfrage mit den Möglichkeiten der Arbeitsintegration das eine und die Situation des Pflegeberufs das andere ist.

Wenn es nun so ist - und diese Ansicht teile ich -, dass ÖsterreicherInnen weniger die Schulen besuchen und daher auch wenig Nachwuchs da ist, müssen wir darüber nachdenken, wie wir gewährleisten können, dass der Beruf anständig bezahlt wird, dass Arbeitsbedingungen vorherrschen, die es den Frauen möglich machen, diesen Beruf auch zu wählen, und dass man nicht den Eindruck hat, hier wird eine unangenehme Arbeit abgeschoben, und wenn wir sie nicht mehr an Frauen abschieben können, dann vielleicht an zugewanderte Frauen.

Ich nehme nicht an, dass das Ihr Interesse ist. Es ist vor allem auch nicht das Interesse der GRÜNEN. Ich möchte darum appellieren, hier die Stoßrichtung zu verändern und zu sagen: Bezahlen wir den Beruf gut, schauen wir, dass wir ihn aufwerten, damit er die gesellschaftliche Anerkennung erfährt, die er verdient, sodass wir uns mittelfristig nicht mehr die Frage stellen müssen, ob wir den eigenen Mangel durch Zuwanderung kompensieren müssen. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Mag Kowarik zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Mag Helmut Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich möchte die Gelegenheit benützen - weil hier das Problem mit unserem Diplompflegepersonal angesprochen worden ist -, eine Frage an die Frau Stadträtin zu richten. Es wird in der Presse und auch in Pressekonferenzen vom Pflegenotstand gesprochen, und zwar mit der Begründung, dass zu wenig Pflegepersonal vorhanden ist. Es ist auch davon gesprochen worden, dass es zu wenig diplomiertes Personal für die Kinderpflege gibt. 

Jetzt frage ich: Sind nicht genügend Maßnahmen getroffen worden, um unsere entsprechenden Schulen auszulasten und dort Nachwuchs heranzubilden? Und in der anderen Angelegenheit möchte ich fragen: Wieso wird nicht jenes Personal aufgenommen, das auf so genannten Wartelisten steht, Menschen, die sich angemeldet haben und einen Platz bei der Stadt Wien suchen, aber nicht aufgenommen werden? - Es sollen angeblich 250 diplomierte Pflegerinnen und Pfleger vorgemerkt sein, die darauf warten, einen Platz bei der Stadt Wien zu bekommen. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Ich habe diese Wartelisten für den ambulanten Bereich schon mehrmals eingefordert! Es gibt sie praktisch nicht!)
Vielleicht gibt es dazu eine Antwort: Wieso kann auf der einen Seite von einem Pflegenotstand gesprochen werden und auf der anderen Seite gäbe es genügend Personal, das wartet, aber nicht aufgenommen wird? (Beifall bei der FPÖ. - GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: ... sind zum Teil alt! ... Arbeitszeiten!)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort gemeldet ist Frau amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann. Ich erteile es ihr.

Amtsf StRin Dr Elisabeth Pittermann: Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Frage lautet, ob die Pflegekräfte so schlecht bezahlt werden. Es wird ein Brutto-Grundgehalt von 26 000 S verlangt. Wenn Arbeitskräfte aus dem Ausland kommen, müssen sie, selbst wenn sie ein Diplom haben, dieses im Allgemeinen erst nostrifizieren und sind für diese Zeit schlechter eingestuft. Ein Brutto-Grundgehalt von 26 000 S ist auch in Österreich eher schon ein höheres Grundgehalt, das man nicht so leicht erreicht.

Der Grund, warum der Dienst sehr schwer zu besetzen ist, ist, dass es sich immer wieder um Wochenenddienste und um Nachtdienste handelt, sehr wenige Wochenenden frei sind und die Zeit schlecht kalkulierbar ist. Auf der anderen Seite gibt es unter den diplomierten Pflegefachkräften sehr viele Alleinerzieherinnen, die lieber Blockarbeitszeiten haben, zum Teil zwölf Stunden am Arbeitsort bleiben und dann mehr zusammenhängende Freizeit haben.

Es ist immer schwer, Personal für Bereiche zu finden, in denen man einen Dienst rund um die Uhr 365 Tage im Jahr abdecken muss, der mit schwerer Arbeit verbunden ist. Es handelt sich um junge Frauen, es handelt sich um Frauen, die zum Glück schwanger werden und oft vom Beginn der Schwangerschaft an für den Pflegeberuf ausfallen. Daher kommt es immer wieder zu Engpässen. Es haben sich noch vor zwei Jahren 1,8 Schülerinnen pro Ausbildungsplatz angemeldet, derzeit sind es nur noch 0,8.

Der Mangel an Kinderschwestern entstand zum Teil durch die Veränderung im GUK, wonach erst eine Grundausbildung und dann eine spezielle Schulung für Kinderschwestern stattfindet. Eine Zeit lang hat man, da es zu viele Kinderabteilungen gab, Kinderabteilungen geschlossen, weil weniger Kinder geboren werden und weniger Kinder in den Spitälern sind. Da war keine Durchlässigkeit derart mehr gegeben, dass Kinderschwestern in den anderen Bereich hinein durften, genauso wenig wie bei psychiatrischen Kräften. Daher hat man gesagt, erst die Grundausbildung und dann die spezielle Schulung. Dadurch kam es wiederum zu Engpässen.

Wir haben im Moment im Akutbereich noch die Möglichkeit der Besetzung. Diejenigen, die uns in diesen Bereichen fehlen, sind jene, die nicht einen Tagdienst - und möglichst den Tagdienst von 8 bis 16 Uhr - haben wollen. Für diesen Tagdienst habe ich genügend Kräfte und auch für die Intensivstationen. Schwieriger ist es im Altenpflegebereich, in Abteilungen mit schwerer körperlicher Belastung und dort, wo viele alte Menschen sind, und vor allem eben im "Radldienst". - Ich danke für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Ursula Lettner: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Bei diesem vorliegenden Akt handelt es sich um einen Vertrag zwischen MA 47 und der Erzdiözese Wien zur Führung eines Geriatrischen Tageszentrums.

Damit wir bei den Hospizbetten in Wien die hohe Qualität in der Pflege halten können, ersuche ich Sie um Ihre Zustimmung.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Wir kommen daher zur Abstimmung.

Jene Damen und Herren, die diesem Aktenstück zustimmen wollen, bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich ohne FPÖ angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 24 (PrZ 266/01-GJS) zur Verhandlung.

Da niemand zum Wort gemeldet ist, darf ich gleich darüber abstimmen lassen.

Wer für die Postnummer 24 ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Das ist mit Mehrheit ohne GRÜNE und Freiheitliche angenommen. 

Ich schlage vor, die Berichterstattung und die Verhandlung über die Geschäftsstücke 26 (PrZ 228/01-GJS), 27 (PrZ 229/01-GJS), 28 (PrZ 233/01-GJS), 29 (PrZ 231/01-GJS), 65 (PrZ 200/01-GJS), 66 (PrZ 202/01-GJS), 67 (PrZ 203/01-GJS), 68 (PrZ 230/01-GJS), 69 (PrZ 232/01-GJS), 70 (PrZ 244/01-GJS), 71 (PrZ 245/01-GJS) und 72 (PrZ 298/01-GJS) unter einem vorzunehmen. Sie betreffen Subventionen an Vereine wie "Multikulturelles Netzwerk" et cetera.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall.

Daher darf ich die Berichterstatterin, Frau GRin Novak-Schild, bitten, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak-Schild: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

Alle vorliegenden zwölf Poststücke behandeln Subventionen an Vereine und Institutionen, die sich mit der Kinder- und Jugendarbeit in Wien beschäftigen.

Ich bitte in diesem Sinn um Zustimmung. - Danke.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich eröffne die Debatte. - Zum Wort gemeldet hat sich Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Zwölf Geschäftsstücke auf einmal in der gebotenen Geschwindigkeit: Die GRÜNEN werden allen Geschäftsstücken zustimmen.

Das soll aber nicht darüber hinwegtäuschen, dass wir an sich der Meinung sind, dass die Jugendarbeit in Wien vollkommen anders stattfinden sollte. Wir stimmen nämlich nur zu, weil uns im Grunde genommen nichts anderes übrig bleibt. Wir sind mit Ihnen einer Meinung, dass die vielen Probleme, die vorher von der Stadtplanung und auf Grund einer mangelnden Infrastruktur für Jugendliche geschaffen wurden, auch wieder in irgendeiner Art und Weise behoben werden müssen. Erlauben Sie mir dazu ein paar Worte.

Wer von Ihnen hat je die Begründung dazu gelesen, dass in Wien Jugendzentren gegründet wurden? Hat es irgendjemand im Kopf? - Jedenfalls gibt es eine solche Begründung und diese lautet: Es wurden in den Siebzigerjahren Stadterweiterungsgebiete errichtet, es wurden Wohnbauten errichtet, und leider, leider hat man auf die Infrastruktur für Jugendliche vergessen. - Ich habe keine Ahnung, ob absichtlich, ob aus Ignoranz, weil es allen egal war, weil es einfach passiert ist oder weil man gesagt hat, man hat kein Geld oder will dafür kein Geld ausgeben; das ist jetzt einmal egal. Die Folge war, dass man beschlossen hat, Jugendzentren zu errichten.

Jetzt sollte man meinen, dass man aus Fehlern, die man in den Sechziger- und Siebzigerjahren begangen hat, irgendwann einmal etwas lernt. Dieses Etwas wäre in dem Fall gewesen: Wann immer man irgendwo baut, errichtet man auch Infrastruktur für Jugendliche.

Nun möchte ich Ihnen einen Satz aus einem dieser Geschäftsstücke vorlesen. Aber im Grunde genommen trifft das wieder auf alles zu, was wir jetzt vorliegen haben. Es steht nämlich in dem Geschäftsstück über den Verein "Bahnfrei" Folgendes: "In diesem Stadtteil" - es handelt sich um Stammersdorf - "entstanden in den letzten Jahren zirka 5 000 Wohnungen, in denen viele junge Familien mit einer hohen Anzahl an Kindern und Jugendlichen eingezogen sind." Meistens sind es ja Familien mit Kindern, aber wie das eben so ist, werden diese älter und irgendwann sind sie Jugendliche. Während wir für die Kinder noch Einrichtungen vorsehen, stimmt das für die Jugendlichen aber nicht mehr.

Es heißt weiter: "Dieses Stadtrandgebiet zeichnet sich durch eine mangelhafte Infrastruktur und den daraus resultierenden eingeschränkten Aktionsraum für Kinder und Jugendliche aus." Für diesen Stadtteil und alle anderen auch, in denen diese neuen Wohnungen und Stadtteilgebiete errichtet wurden, ist immer dasselbe zu verzeichnen. (GR Günther Reiter: Dort ist der Marchfeldkanal ...!) 

Wenn Sie das so sehen, Herr Gemeinderat, dann müssen Sie heute gegen dieses Geschäftsstück stimmen. Wenn es nämlich nicht stimmt, was hier vermerkt ist, und wir das alles nicht brauchen, dann stimmt eben die SPÖ dagegen. Wir haben uns dazu aufgerafft, mit der SPÖ dem zuzustimmen, weil wir der Meinung sind, dass wir auch etwas gegen die von Ihnen verursachten Probleme tun müssen.

Ich zitiere weiter: "Die sichtbaren Auswirkungen sind Konflikte, die vorwiegend auf Langeweile und Orientierungslosigkeit zurückzuführen sind." Es ist ja keine grüne Erfindung, was ich hier sage, sondern das steht in diesem Geschäftsstück der Stadt Wien. Das sind die einleitenden Worte, das ist im Grunde genommen die Begründung für dieses Geschäftsstück, betreffend den Verein "Bahnfrei". (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.) Herr Kollege Reiter stimmt offensichtlich nicht gerne zu, aber er wird zustimmen - oder Sie verlassen den Raum -, weil die SPÖ das alles beschließen wird, und zwar mit den Stimmen der GRÜNEN.

Es steht auch dabei, was die Folgen dieses Mangels an Infrastruktur sind. Die Folgen dieser Planungsfehler sind Passivität, Vandalismus, Gewaltbereitschaft und Suchtgefährdung. Sie haben alles hineingeschrieben. Das ist ... (GR Günther Reiter verlässt mit einer wegwerfenden Handbewegung seinen Sitz.) Sie können auch hinausgehen, aber das nützt überhaupt nichts. Sie haben diese Planungsfehler gemacht, und offensichtlich ist die SPÖ wild entschlossen, alle Planungsfehler, die sie seit den Sechzigerjahren gemacht hat, auch in alle Zukunft weiter fortzusetzen und dann, quasi als Problembewältigung, derartige Geschäftsstücke vorzulegen und vorlegen zu müssen. Ich wüsste an Ihrer Stelle auch nicht, was man anders machen könnte, wenn man dazu verpflichtet ist, die Probleme der Stadtplanung im Nachhinein irgendwie in den Griff zu bekommen. Das heißt, wir werden zustimmen. Aber wir wissen auch, es handelt sich in dem Fall um eine Systembehandlung.

Was notwendig wäre, ist etwas ganz anderes, nämlich überall dort, wo gebaut wird, selbstverständlich vorzusehen, dass es Infrastruktur für Jugendliche gibt, und selbstverständlich die Stadtplanung dazu anzuhalten, auch die notwendigen Freiräume für Kinder und Jugendliche vorzusehen.

Ich möchte abschließend noch auf etwas anderes hinweisen. Natürlich werden hier Gruppen mit dieser Arbeit betraut und andere Gruppen werden nicht betraut. Ich bin noch nie draufgekommen, nach welchem System das funktioniert, weil den Ausschussmitgliedern auch nicht mitgeteilt wird, wer aller sich um die Arbeit bewirbt, die dort zu leisten ist, und mit welchen unterschiedlichen Konzepten diese Gruppierungen tatsächlich antreten. Das wäre ja das Interessante. Dann könnten wir nachsehen: Was schlagen die einen zum Beispiel in der Mädchenarbeit vor? Oder was schlägt eine Gruppe in Bezug auf die Behandlung von Rechtsextremismus vor? Wie geht man damit um, wie geht man vor? - Alle diese Konzepte liegen uns nicht vor. Wir bekommen nur Geschäftsstücke auf den Tisch, in denen schon klar ist, welche Gruppe es machen wird.

Jetzt möchte ich darauf hinweisen, dass es am Rennbahnweg eine Gruppe gegeben hat, die dort meiner Erinnerung nach acht Jahre lang - oder ähnlich lang - hervorragende Arbeit geleistet hat. Es war dies der Verein "Freispiel", der wirklich gute Arbeit geleistet hat. Mir ist nicht bekannt, warum der Vertrag mit der Gruppe "Freispiel" aufgelöst wurde. Ich glaube, der Gruppe selbst ist das ebenfalls nicht bekannt. Denn im Jahresbericht des Vereins "Freispiel" steht zu dem Punkt "Auflösung unseres Vertrags" drin: "Bis dato kam von der Stadt weder ein Kommentar" - zur Auflösung des Vertrags - "noch eine konkrete Begründung für diesen Schritt. Ganz im Gegenteil: Es wurde Anfang Mai ein Ganzjahresvertrag zugesandt und am 22. Mai wurde dann die Kündigung verfasst."

Kein Mensch weiß, warum das aufgelöst wurde. Aber mein Verdacht ist, dass Gruppen, die aufmüpfiger oder weniger an die Vorgaben der Stadt Wien angepasst sind, einen sehr schweren Stand haben.

Jetzt möchte ich noch auf ein Problem hinweisen. Die neue Gruppe, die dort arbeiten wird und über die ich überhaupt nichts Schlechtes zu sagen habe - sie wird dort vielleicht hervorragende Arbeit leisten -, ist am Rennbahnweg mit rechtsextremistischen Jugendlichen konfrontiert. Eines ist anzumerken: Diese Jugendlichen auszuschließen, wenn sie wieder irgendetwas angestellt haben - und ich schwöre Ihnen, die stellen dauernd etwas an -, und diese Jugendlichen bei den Aktivitäten der Betreuungseinrichtungen nicht mitmachen zu lassen, ist falsch. Man muss sie einbinden, man muss ihnen etwas anbieten und man muss sich auch am Rennbahnweg Konzepte gegen rechtsextremistische Vorfälle und Jugendliche überlegen. Das Ausschließen ist garantiert der falsche Weg.

Jetzt noch einmal: Wir werden dem zustimmen. Wir bitten aber trotzdem darum, dass die Frau Stadträtin und die gesamte Abteilung heftig darauf dringen - in den anderen Abteilungen, bei der Stadtplanung und beim Wohnbau -, dass diese Infrastruktur in Zukunft vorgesehen wird. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Römer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Johann Römer (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Diese Aneinanderreihung von Akten der Jugendsubvention ladet wirklich dazu ein, dass man sich hier über die gesamte Problematik unterhält und nicht jeden einzelnen Akt zelebriert. Ich glaube, dass dieses Konto 1/3811/757, Kulturelle Jugendbetreuung, eine interessante Sache ist. Es wird ja unbestritten sein, dass Jugendförderung wichtiger denn je ist. Selbstverständlich ist allein schon der Titel Kulturelle Jugendbetreuung nicht passend, aber er ist eben geschichtlich entstanden.

Meine Vorrednerin, Frau GRin Jerusalem, hat schon das Gefühl in den Saal gebracht, dass das Ganze ein bisschen undurchsichtig komisch ist. Darum möchte ich mich auch ein bisschen damit befassen. 

Ich stelle zunächst fest, dass hier über 320 Millionen S vorhanden sind. Den Großteil dieses Geldes, mehr als zwei Drittel des ganzen Ansatzes, stecken die Jugendzentren und wienXtra ein. Mir ist eigentlich bis heute nicht bekannt - als seinerzeit die zwei Institutionen gegründet wurden, war die Welt sicherlich anders als heute -, dass man sich überlegt hat: Ist das mit dem Geld, das dort gebraucht wird, in der jetzigen Form noch sinnvoll und zeitgemäß? - Vielleicht ist es das. Jeder Schilling, den wir in die Jugendarbeit hineinstecken, ist gut angelegt, sage ich, aber die Frage ist, ob das der optimale Einsatz ist. 

Dann gibt es die Vereine, die gleich Millionen bekommen, und da geht es mir genauso. Ich gehe da nicht in die Vergangenheit zurück, sondern sage nur: Jugendzentren, wienXtra - da kennen wir das Nahverhältnis zur Frau Vizebürgermeister. Bei den meisten dieser Vereine, die gleich mit Millionen subventioniert werden, ist eine ähnliche Entwicklung festzustellen. Da haben ein paar sozialdemokratische Funktionäre in irgendeinem Bezirk einen Verein gegründet, dann ist das Geld vom AMS reichlich geflossen. Man hat dort durch "Aktion 8000" et cetera Sozialarbeiter angestellt.

Dann ist es damit aus gewesen und man ist zum Teil in den Bezirk, zum Teil gleich in den Gemeinderat gekommen. Wenn der Bezirk, nachdem er zuerst gezahlt hatte, nicht mehr richtig wollte, ist man in den Gemeinderat gekommen und lässt sich hier alle Kosten abdecken.

Das mag wichtig und gut sein; das ist gar nicht mein Problem. Mein Problem ist, dass ich Folgendes feststelle: Alle diese Vereine erledigen etwas für die Gemeinde Wien. Es ist nicht so, dass die Leute sagen, jetzt ist Geld da und wir machen irgendetwas, sondern sie haben sich ja Aufgaben gestellt, und diese Vereine bekommen das Geld. Interessant wäre es gewesen, wenn man gesagt hätte: Nein, wir gehen den umgekehrten Weg; in dieser oder jener Gegend ist uns ein größerer Missstand bekannt, dort soll etwas gemacht werden; wer hat dazu Vorstellungen? Wer will sich dort engagieren?

Dann hätte man darüber reden können, mit wie viel an notwendigem Kapital sie ausgestattet werden müssen, dass sie diese Aufgabe dort erledigen können. Hier aber ist das Gegenteil geschehen: Die Vereine wurden gegründet, sie sind im Nachhinein subventioniert worden und werden weiterhin mit hohen Summen subventioniert.

Auf der anderen Seite verweise ich auf einen Akt, der zwar heute nicht hier vorliegt, aber vom selben Konto gespeist wird. Er wurde auch im letzten Ausschuss behandelt, da ging es um den Akt "Kind sein im und um den Rabenhof". In diesem Akt scheint auch eine Zahl auf und damit können wir uns die Sache ein bisschen besser vorstellen. Es ist dort von bis zu 30 Kindern die Rede, die zwar nicht regelmäßig kommen - das ist eben so -, aber die mehr oder weniger zu diesem Kreis gehören. Diese 30 Kinder bekommen eine Subvention von 98 000 S - abgesehen davon -, damit sie den Zins im SPÖ-Sektionslokal zahlen können; aber das nur en passant. 30 Kinder bekommen 98 000 S.

Wenn ich das hochrechne - und selbst die Kinderfreunde möchte ich da nicht ausnehmen -, wenn man für jede Gruppe mit 30 Kindern 98 000 S zahlen würde, und zwar an alle 25 Vereine, die von der Gemeinde Wien in der Jugendförderung unterstützt werden, dann wäre das aber eine "ordentliche" Summe, die wir hier auszahlen müssten. Aber sie bekommen miteinander nur ungefähr 8,5 Millionen S. Das heißt, es ist hier eine Unverhältnismäßigkeit der Jugendvereine gegenüber allen anderen Initiativen festzustellen.

Einmal mehr sei hier angemerkt: Um Transparenz zeigen zu können, wäre es äußerst notwendig, dass ein Jugendförderungsgesetz verabschiedet wird, wodurch das Ganze auf eine gesetzliche Basis gestellt wird und auch nachvollzogen werden kann. Dabei wird noch abgesehen von der anderen Forderung: Wenn ich schon Vereine dazugewinnen kann, dass sie Dinge für die Gemeinde Wien erledigen, weil die Gemeinde Wien sie nicht selbst erledigt, dann sollte das auch in einem transparenten Ausschreibungsverfahren oder auf ähnliche Weise sichtbar gemacht werden, aber nicht so vorgegangen werden wie heute, dass die Akten auf einmal auftauchen und wir nicht wissen, warum sie da sind.

Wir haben hier eine Fülle von Akten und wir werden diese Akten ablehnen. Wir werden aber jene Akten nicht ablehnen, bei denen wir das Gefühl haben, dass Eigeninitiative und Transparenz vorhanden sind, dass langjährige Erfahrung vorliegt oder ein anderer Grund vorhanden ist, und bei denen wir das Gefühl haben, dass von den Vereinen zumindest versucht wird, in dem Gebiet, in dem sie arbeiten, auch im Hinblick auf die politischen Träger Transparenz zu zeigen. Dem einen Verein ist es zumindest gelungen, nicht nur zu vermitteln, dass er eine sozialdemokratische Vorfeldorganisation ist, sondern dass er von sich aus bemüht ist, mit allen Fraktionen im Bezirk Kontakt zu haben, und versucht, im Sinne aller Fraktionen in diesem Bezirk zu arbeiten.

Die Subventionen für die anderen Vereine werden wir leider Gottes ablehnen müssen, ohne auf die einzelnen Aufgaben der Vereine einzugehen. Aber ich glaube, es fehlt hier die Transparenz, und es fehlt vor allem das Konzept, damit auch für uns nachvollziehbar ist, warum gerade diese Vereine das Geld bekommen und warum gerade sie so viel Geld bekommen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Wutzlhofer zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Jürgen Wutzlhofer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Ich bin besonders dankbar, zu den gerade zur Verhandlung stehenden Geschäftsstücken sprechen zu können, dankbar deshalb, weil es natürlich besonders schön ist, über einen Bereich zu reden, wo derartig große Erfolge geleistet wurden, wo Wien so unbestritten eine VorreiterInnenrolle spielt; dankbar aber auch, weil ich jetzt Gelegenheit habe, im Namen der politisch hier Handelnden den vielen engagierten Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in der mobilen Jugendarbeit, in der Freizeitpädagogik, den Streetworkerinnen und Streetworkern unsere Dankbarkeit für ihr Engagement auszudrücken. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dankbar bin ich dafür aber auch deshalb, weil kaum ein anderes Thema so eklatant aufzeigt, wie die FPÖ Politik mit Jugendlichen macht. 

Gehen wir kurz zur Geschichte: Seit 1979 gibt es in Wien Streetwork-Einrichtungen, 1991 gab es das erste Projekt der mobilen Jugendarbeit - das war damals "Back on Stage 10" vom "Verein Wiener Jugendzentren" - und seit 1993 gibt es Parkbetreuung in Wien. - Eine lange Geschichte und eine erfolgreiche. Mittlerweile gibt es in allen 23 Bezirken der Stadt Arbeit von Vereinen, die von der Stadt Wien finanziert werden und die Angebote für Jugendliche setzen. Es wurde die Frage gestellt, wer das entscheide, wer feststelle, wo Bedarf besteht. Ein kleiner Tipp: Seit 1997 - ich bin ja erst seit kurzem im Gemeinderat - gibt es die MASTA. Dort sitzen qualifizierte Pädagoginnen und Pädagogen, die feststellen, wo Bedarf besteht, die Projekte auswählen und die entscheiden, in welchem Bezirk neue Aktivitäten gesetzt werden sollen. - Hier ist eine relativ gute Information darüber, sie ist auch nicht besonders kompliziert zu lesen, weil sie relativ kurz und bündig zusammengefasst ist. Es steht auch drinnen, wer gerade was macht, sozusagen um der Nachvollziehbarkeit Genüge zu tun. Der "Verein Wiener Jugendzentren" legt jedes Jahr relativ dicke Berichte vor, die auch sehr schön zeigen, was dort passiert. Sollte dort einmal eine Stelle vakant sein, kann sich sicher auch der eine oder andere hier Anwesende bewerben; momentan sind - und darüber bin ich froh - diese Entscheidungen Pädagoginnen und Pädagogen überlassen und nicht uns.

In Wien werden flächendeckend niederschwellige partizipative Angebote gesetzt - Freizeitaktivitäten, Projektarbeit, den Kindern und Jugendlichen wird geholfen, Jobs zu bekommen, Lobbyarbeit wird geleistet. In ganz Wien werden Kinder und Jugendliche ernst genommen und unterstützt, buchstäblich von der Straße weggeholt. Es wird ihnen eine Perspektive gegeben, man hilft ihnen beim Leben, Lernen, Arbeiten, Jobsuchen und so weiter. 

Wir haben - darauf bin ich besonders stolz - Jahr für Jahr steigende Zentralmittel ausgeschüttet, um diese flächendeckende Betreuung zu gewährleisten. Die Budgetmittel wurden von 199 Millionen S im Jahr 1995 auf 330 Millionen S im heurigen Jahr und 397 Millionen S im Jahr 2002 fast verdoppelt. Darüber hinaus wurde erreicht - wie Sie richtig festgestellt haben -, dass sich auch die Bezirke dazu bekannt und massiv daran beteiligt haben.

Sie sehen: eine Erfolgsstory - von europäischen Expertinnen und Experten oftmals zitiert und als beispielhaft angesehen! Junge Menschen werden ernst genommen, sie werden unterstützt und sie werden lobbyiert. 

Und jetzt das meines Erachtens so Haarsträubende - man könnte so etwas gar nicht erwarten -: Bei zehn von zwölf Projekten stimmten die Freiheitlichen im Gemeinderatsausschuss - ich hoffe, nicht heute auch, aber ich gehe nach Ihrer Rede davon aus, dass es so sein wird - gegen diese Projekte. Wenn man sich genau ansieht, was im Rahmen dieser Projekte gemacht wird - ein bisschen etwas habe ich jetzt vorgestellt -, dann kommt man nach dieser Analyse meines Erachtens zu dem Schluss, dass dazu eigentlich nichts mehr zu sagen ist. Meines Erachtens rechtfertigt nichts, und zwar gar nichts, dieses zynische Verhalten! (Beifall bei der SPÖ.) 

Oder was ist der wirkliche Grund, warum Sie gegen "Tangram" sind? Weil die auch im 7. Bezirk lebende Migrantinnen und Migranten unterstützen und Ausländerinnen und Ausländer böse sind? 

Was ist der Grund, warum die FPÖ dem Projekt "Zukunft und Spaß als Mensch" die Zukunft verweigert? Weil im 9. Bezirk geschlechtssensible Arbeit geleistet wird und die Mädchen sich gefälligst daheim verstecken sollen? 

Und was ist der Grund, warum es "Back Bone" nicht mehr geben soll, "Kids Company", "Zeit!Raum", "Kiddy & Co", "Bahnfrei"? Weil sie Jugendlichen helfen, die sozial und gesellschaftlich am Rande stehen, und die reichen, braven, gescheitelten Upper-Class-Kids solche Hilfe ohnedies nicht brauchen? 

Und die Jugendzentren, warum sind die böse? Weil die, unter vielen anderen Projekten, auch zur Verbrechensprävention beitragen und Sie immer so gemein ausgelacht werden und niemand Ihnen glaubt, wenn Sie in Frage stellen, dass Wien nicht Chicago ist?

Ihr Zugang zur Jugendarbeit richtet sich selbst, so unverblümt kommen Ignoranz, Menschenverachtung und blanker Zynismus zur Geltung. Jugendliche haben für die FPÖ offensichtlich die Rolle wahrzunehmen, sich mit Freibier abfüllen zu lassen und zum RFJ keilen zu lassen. Und wenn sie dafür nicht zur Verfügung stehen, dann sollen sie bleiben, wo der Pfeffer wächst.

Unser Zugang ist das nicht. Wir wollen allen Menschen, die in Wien wohnen, eine Zukunft bieten, und genau diese zwölf Projekte sind der beste Beweis dafür, dass das gelingt und auch weiterhin gelingen wird. (Beifall bei der SPÖ.) 

Meine Damen und Herren! Ich freue mich schon auf die vielen weiteren Erfolge der mobilen Jugendarbeit. Ich freue mich nicht nur als Politiker, sondern auch, weil ich Spaß mit meiner Tochter haben will, auf die vielen Angebote, die "wienXtra" weiterhin anbieten wird. Und ich freue mich, dass sich so viele Wienerinnen und Wiener mit mir freuen! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort.

Wir kommen jetzt zu einigen Abstimmungen, da über alle Geschäftsstücke getrennt abgestimmt wird.

Als Erstes stimmen wir ab über die Postnummer 26.

Ein Abänderungsantrag liegt nicht vor. 

Wer zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der FPÖ, so angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 27. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 28. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 29. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 65. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 66. 

Wer dafür ist, den bitte ich auch um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 67. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, wiederum ohne die Stimmen des zuvor genannten Partners - oder Nichtpartners -, angenommen.

Wir kommen zur Abstimmung über die Postnummer 68. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dasselbe Abstimmungsergebnis: Mehrheitliche Annahme ohne die Stimmen der FPÖ.

Wir kommen zur Postnummer 69. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Wiederum dasselbe Abstimmungsergebnis: Mehrheitliche Annahme ohne die Stimmen der FPÖ.

Wir kommen zur Postnummer 70. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dasselbe Ergebnis: Mehrheitliche Annahme ohne FPÖ.

Wir kommen zur Postnummer 71. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dasselbe Ergebnis.

Eine Reihe von Abstimmungen durchzuführen, ist für eine Vorsitzende etwas Lustvolles, denn sie muss nur schreiben, während die anderen Handbewegungen machen müssen.

Wir kommen zur Abstimmung der Postnummer 72. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der FPÖ, angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 32 (PrZ 257/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Ich bitte die Frau Berichterstatterin um Einleitung der Verhandlung zu diesem Akt.

Berichterstatterin GRin Barbara Novak-Schild: Meine Damen und Herren! 

Ich bitte auch für diese wichtige Subvention um Ihre Zustimmung. - Danke.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren.

Wir haben bisher dem Landesverband der Elternvereine immer zugestimmt und das auch gerne getan, weil die Einrichtung selbst ja nicht in Frage zu stellen ist. Hingegen gibt es hier, ich würde einmal sagen, seit der Jahreswende 2000/2001 eine kleine Verschiebung. Diese Verschiebung hängt damit zusammen, dass Wahlen angestanden sind und dass in Wien einige bildungspolitische Maßnahmen zum Tragen gekommen sind, die in einem hohen Ausmaß nicht nur hausgemacht waren, sondern auf Grund des Finanzausgleichsgesetzes, das vom Herrn Landeshauptmann unterschrieben wurde, eingetreten sind. 

Es hat hier der Zentralverein versucht - und wir haben einen solchen Brief bekommen -, den Landesverband der Elternvereine dazu zu missbrauchen, noch knapp vor dem Zeitpunkt der eigentlichen Wahl, also dem 25. März, einen Wahlaufruf an die Eltern in Deutsch, Türkisch und Serbokroatisch weiterzugeben, und zwar mit folgendem Wortlaut: 

"Liebe(r) Bezirksvorsitzende(r)! In letzter Minute vor dem Wahlsonntag haben wir noch eine Aktion vorbereitet, zu der wir ganz dringend dein persönliches Engagement brauchen. Du bekommst von Lukas Riener per Mail oder Fax einen Wahlaufruf an die Eltern in Deutsch, Türkisch und Serbokroatisch." 

Dann geht es weiter: "Ich bitte dich, dich mit dem Elternvereinsobmann/der Eltervereinsobfrau des Standorts in Verbindung zu setzen und die Aktion von ihnen absegnen zu lassen. Die Idee stammt vom Zentralverein, aber der Elternverein ist quasi der Verteiler und offizieller Initiator. Es bestünde ansonsten die Gefahr, dass uns diese Aktion von Seiten der politischen Gegner sofort abgedreht wird." 

Das steht in einem Schreiben des ZV und ist mit Zustimmung des Vorsitzenden oder Geschäftsführers des Landesverbands Wien der Elternvereine an die Schulen gegangen - eine eklatante Form des parteipolitischen Missbrauchs einer Einrichtung, die insgesamt sonst nicht in Frage zu stellen ist. 

Oder: Der Landesverband Wien der Elternvereine an den öffentlichen Pflichtschulen inseriert im Zentralorgan der SPÖ-Lehrer, im Zentralverein, und ruft hier auch zu Demonstrationen auf - eine Sache, von der ich zutiefst überzeugt bin, dass sie in dieser Form nicht geeignet ist, die Überparteilichkeit des Elternvereinverbands zu signalisieren und darzustellen. 

Aber nicht nur das, auch eigene Aktionen haben dazu geführt, dass es zu sehr unerquicklichen Auseinandersetzungen gekommen ist. Der Aufruf zur Plattform "Bildung ist Menschenrecht" wurde so organisiert, dass man eine Alibiorganisation gebraucht hätte, weil sonst zu sehr und zu eindeutig sichtbar geworden wäre, dass es sich hier um eine gemeinsame Plattform nur von SPÖ und GRÜNEN handelt. Daher hat man sich an den Katholischen Familienverband herangemacht und versucht, ihn in die Plattform einzubinden. Es hat auch Gespräche dazu gegeben und dabei wurden einige Vereinbarungen getroffen. Diese Vereinbarungen wurden dann eklatant missachtet, sodass sich der Geschäftsführer des Katholischen Familienverbands verpflichtet gesehen hat, das klarzustellen. Er hat folgende Mitteilung an Herrn Mader gerichtet:

"Uns erscheint es unumgänglich, dass sich der Protest der Plattform nicht nur gegen die Bundesregierung richtet, sondern mindestens ebenso gegen die Stadt Wien, die der Kürzung der Lehrerposten zugestimmt hat und nunmehr die Verantwortung dafür trägt, dass der Dienstpostenplan so umgesetzt wird, dass die Qualität der Bildung möglichst wenig darunter leidet."

Das ist alles natürlich nicht passiert, sondern es ist am 30. Jänner angekündigt worden - und das wurde von SPÖ-Gemeinderäten auch hier am Rednerpult behauptet -, dass der Katholische Familienverband hier mitmacht, was damals schon nicht mehr gestimmt hat. Das hat dann letztlich dazu geführt, dass der Katholische Familienverband seine Aktivitäten in Zusammenarbeit mit dem Landesverband der Elternvereine überhaupt zurückgelegt hat, und zwar aus folgenden Gründen: 

"Zunächst wurden Textbausteine für die Pressekonferenz ohne Rücksprache bereits unter Nennung unseres Verbandsnamens im Stadtschulrat verteilt, was unserer Abmachung krass widerspricht. Heute ist dann die SPÖ mit den Grundforderungen der Plattform ohne Rücksprache und ohne Einhaltung der Sperrfrist an die Öffentlichkeit gegangen. 

Dann haben Sie uns eine Unterstützung des Bildungsvolksbegehrens unterjubeln wollen, ohne darüber auch nur in der Plattform gesprochen zu haben. Der Katholische Familienverband Wien wollte aber der Unterstützung des Bildungsvolksbegehrens auf keinen Fall zustimmen, zumal darin eine gemeinsame Mittelstufe der Zehn- bis Vierzehnjährigen verlangt wird, was unseren langjährigen Forderungen klar widerspricht."

Das hat dann letztlich im April dazu geführt, dass der Katholische Familienverband Wien überhaupt aus dem Landesverband der Elternvereine ausgetreten ist. Ich darf dazu abschließend noch kurz zitieren:

"Bezug nehmend auf die Vorgänge rund um die Bildungsplattform im Jänner dieses Jahres ist der Vorstand des Katholischen Familienverbands nach eingehenden Überlegungen und intensiver Beratung in der Sitzung am 24.4. zu dem Entschluss gekommen, die Zusammenarbeit im Landesverband der Elternvereine an öffentlichen Pflichtschulen unter Protest zu beenden."

Meine Damen und Herren! Wir haben bisher der Tätigkeit und der Unterstützung der Tätigkeit des Elternvereinverbands zugestimmt, sind aber absolut dagegen, dass, auch wenn einzelne handelnde Personen oder Funktionäre sich deklariert der SPÖ zuzählen, die gesamte Organisation für parteipolitische Zwecke missbraucht wird. Das ist hier eindeutig geschehen. Es hat bis heute keine Distanzierung des Elternverbandsvorsitzenden beziehungsweise des Geschäftsführers gegeben, und, was noch viel gravierender ist, es hat bis heute auch keinen Versuch gegeben, mit dem Katholischen Familienverband wieder Gespräche aufzunehmen, um ihn sozusagen wieder in den Landesverband der Elternvereine zurückzuholen. 

Solange das nicht geschieht und in dieser Angelegenheit nicht eine deutliche Distanzierung erkennbar ist, sehen wir uns außer Stande, diesem Geschäftsstück zuzustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Ing RUDOLPH zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Berichterstatterin! Frau Vorsitzende!

Der Landesverband Wien der Elternvereine an den öffentlichen Pflichtschulen trägt in seinem Briefkopf folgende Selbstbezeichnung: "Die Interessenvertretung der Wiener Elternvereine". Dieser Verein - er ist nichts anderes als ein Verein - suggeriert damit, ein offizielles Vertretungsorgan, ein Vertretungskörper zu sein, was er aber nicht ist: Er ist ein Verein, der sich eben diese Selbstbezeichnung gegeben hat, und man kann diesem Verein beitreten, wenn man vom Vereinsvorstand aufgenommen wird, oder nicht. Was aber die Entscheidungen betrifft, die in diesem Verein fallen, so ist es nicht so, dass diese aus den Elternvereinen heraus getroffen werden, dass sich also beispielsweise vor einer Hauptversammlung die Elternvereine an den Schulen zusammensetzen würden, um zu überlegen, wer hier in diese Interessenvertretung gewählt wird. Nein, das ist überhaupt nicht der Fall, sondern das entscheidet schon dieser Landesverband, dieser Verein für sich selbst.

Nun, aus politischer Sicht ist das verständlich und erfolgt aus gutem Grund, denn so behält man das Ganze gut unter politischer Kontrolle. So kann man sicherstellen, dass etwa der Geschäftsführer des Vereins hier weiterhin die Interessen der SPÖ vertritt, dass die Vorsitzende des Landesverbands die Interessen der SPÖ vertritt. - Das kann man mit gutem Gewissen behaupten, weil beide gleichzeitig auch Angehörige der sozialdemokratischen Kollegiumsfraktion im Wiener Stadtschulrat sind.

Bei dem Geschäftsführer des Landesverbands, seines Zeichens Mader, fügt es sich glücklich, denn er ist gleichzeitig auch Geschäftsführer des so genannten Bundesverbands - was bei jedem Verein natürlich dann besonders spannend wird, wenn man sowohl die Interessen einer Landesorganisation zu vertreten vorgibt, als auch gleichzeitig die Interessen einer Bundesorganisation vertritt. Mir wäre das schon ein bisschen unheimlich, wenn ich in einem Verein wäre, bei dem genau dieses Konstrukt vorliegt, denn da würde ich mich immer fragen: Welche Interessen vertritt denn jetzt dieser Geschäftsführer des Vereins? 

Beim Bundesverband ist das auch eine ganz interessante Sache. Wenn man ins Internet geht und sich anschaut, was dort geboten wird, so ist eines, was man dort sofort bekommen kann, ein Link zu den Kinderfreunden. Aber man muss keine Sorge haben, dass irgendwann einmal die Elektronik versagt und man dann vom Bundesverband der Elternvereine nicht zu den Kinderfreunden kommt, denn man muss nämlich nur einen Stock weiter gehen: Es ist so, dass der Landesverband Wien der Elternvereine - das ist die Vereinsbezeichnung - die Adresse Rauhensteingasse 5, 6. Stock, hat. Die Kinderfreunde und die Roten Falken sind im Haus mit derselben Adresse zu finden, nur einen Stock tiefer. Also für den Fall, dass einmal die Kommunikation über das Internet nicht funktioniert, kann man das auch persönlich besorgen: Man geht vom Elternverein hinunter und ist im Kinderfreunde-Lokal beziehungsweise bei den Roten Falken. - Also auch hier ist eine sehr enge, eine sehr direkte Verzahnung gegeben, und ich finde das an sich ganz anständig, dass man sich auch gar nicht scheut, diese Nähe zwischen diesen beiden Organisationen deutlich zu machen. 

Ärgerlich ist es allerdings dann, wenn der Dachverband als offizielles Organ in Erscheinung tritt. Wenn er sagt, wir sind eine Vorfeldorganisation der SPÖ - okay, dann ist das mit offenen Karten gespielt, dann können sich alle darauf einstellen. Aber wenn man so tut, als ob man hier ein offizielles Organ wäre - und diesen Eindruck kann man gewinnen -, dann ist das eine Täuschung der Öffentlichkeit. 

Ich habe hier eine Anfragebeantwortung aus meiner Zeit im Stadtschulrat. Da habe ich dem seinerzeitigen Präsidenten Scholz ein paar Fragen im Zusammenhang mit dem Wiener Bildungsnetz gestellt. Beim Wiener Bildungsnetz - dem "Internet Center for Education", um es genau zu sagen - gibt es auch einen Geschäftsführer, einen gewissen Herrn Burda. Dieser Herr Burda gehört der SPÖ-Penzing an. 

Dieses Wiener Bildungsnetz publiziert das "elternweb" und in diesem "elternweb.at" tritt natürlich dann auch der Landesverband in Erscheinung. Was eben gerade lustig ist, wird von ihm dort publiziert. Dies habe ich einmal kritisch angemerkt und habe gefragt, ob das eigentlich in Ordnung ist, dass im Zusammenhang mit diesem "Internet Center for Education", das ja formal auch ein Verein ist - ein Verein gegründet vom Stadtschulrat für Wien, von der MA 56, der MA 14, der MA 3, dem Pädagogischen Institut, der MA 13 und der Bank Austria -, dieser so genannte Landesverband in dieser Form publizistisch in Erscheinung tritt. Ich erhielt eine interessante Antwort, gezeichnet vom Abteilungsleiter der Pflichtschulabteilung Dr Weidinger.

Er sagte, ja, das sei schon ganz in Ordnung so mit dem Wiener Bildungsnetz, denn Teil dieses Vorhabens sei es, auch den offiziellen Einrichtungen - also ich bekomme hier von der Behörde, dem Stadtschulrat, die Auskunft, es handle sich um eine offizielle Einrichtung! -, wie zum Beispiel dem Landesverband der Elternvereine an den Wiener Pflichtschulen, eine Informationsplattform zu bieten. 

Das ist stark! Eine Behörde teilt mir mit, dass dieser Verein ein offizielles Organ ist, also Vertretungsbefugnis hat. - In Wirklichkeit ist es so, dass der eine Verein eine SPÖ-Vorfeldorganisation ist und diejenigen, die dieses Publizieren möglich machen, einen Geschäftsführer haben, der auch bei der SPÖ-Penzing ist! 

Mit den weiteren Geschichten über das "Internet Center for Education" will ich Sie jetzt hier, weil es auch von diesem Akt ein bisschen wegführt, nicht aufhalten, obwohl es hier noch einiges Interessantes geben wird. Ich darf Ihnen versprechen, meine Damen und Herren, wir werden uns mit dieser Vereinigung "Internet Center for Education", der Vereinsstruktur und vor allem der Gestion dieses Vereins in Zukunft hier im Haus noch ein bisschen beschäftigen können. 

Der Subvention für diesen Verein Landesverband Wien der Elternvereine werden wir unsere Zustimmung nicht geben. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Nächster ist Herr GR Vettermann zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm. 

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Zu den Ausführungen meiner Vorredner: Was dieser Landesverband war und ist - das ist völlig klar -, ist eine gemeinsame Plattform derjenigen, die in Wien die Elternarbeit gemeinsam koordinieren wollen. Es stimmt, dass es Diskussionen mit dem Katholischen Familienverband in Wien - der früher dabei war, jetzt im Moment aber nicht mitarbeitet - gegeben hat und gibt. 

Ich glaube, ich war jener Redner, von dem Kollege Strobl gemeint hat, dass er hier gesagt habe, dass der Katholische Familienverband auch zu dieser Kundgebung mit aufrufen würde, was dadurch begründet ist, dass ich am Vortag an einer Sitzung teilgenommen hatte, bei der der Katholische Familienverband gesagt hat, er würde dies tun. Dann ist er aber noch am gleichen Tag, also knapp vor meiner Rede hier, abgesprungen. 

Ich möchte hier einmal festhalten: Nach meiner Information ist der Katholische Familienverband vom Bund im Wiener Vorstand weiterhin vertreten. Es gibt diese Gespräche mit dem Katholischen Familienverband Wien, es gibt aber auch nicht Gebundene - also weder Kinderfreunde, noch Katholiken -, die hier auch mitarbeiten. Es handelt sich dabei also nicht um eine Sache, bei der nach irgendwelchen Proporzregeln fest zugeteilt wird, und daher ist es auch so, dass die Elternvertreter ihren Vorstand dort durchaus entsprechend frei wählen. 

Dass auch der Katholische Familienverband damals durchaus kritische Worte zum Vorgehen gegen die Regierung gefunden hat, das ist ja evident und ebenfalls richtig. Man kann immer darüber diskutieren und streiten, ob die eine oder andere Aktion gut oder richtig war, aber fest steht: Es gibt das Gespräch, es wird versucht, alles wieder gemeinsam voranzubringen. Und das ist auch gut und richtig so, dass das probiert wird, denn was die Elternvereine hier tun - und was wir damit auch fördern -, ist eben, gemeinsam an der Erarbeitung des Leitbilds in der Schule mitzuarbeiten, bei Schulveranstaltungen mitzuwirken, entsprechend zu informieren - 16 Informationsveranstaltungen, 1 pro Inspektionsbezirk; 3 Bildungsabende: 100 Teilnehmer; 2 zentrale Klubabende: ebenfalls 100 Teilnehmer, und dies jeweils Elternvertreter, entweder Klassenvertreter oder für die Schule zuständige Elternvertreter; schriftliche Informationen: 1 000‑mal "Klassenvertreter leicht gemacht", 120 Einstiegspakete, 100 Infomappen.

Das alles wurde ja nicht gesagt, wofür dieses Geld dienen soll: für diese richtige und wichtige Arbeit! Natürlich ist eine solche Arbeit nicht möglich, ohne dass auch ein Minimum an Büroarbeit anfällt. Und angesichts all dessen muss man sagen, dass diese insgesamt 170 000 S, die pro Jahr für das Büro aufgewendet werden, wirklich keine großzügige Förderung sind oder auf eine ausufernde Bürokratie schließen lassen, ganz im Gegenteil: Das Geld, das wir heute beschließen werden, ist nicht einmal 1 Prozent dessen, was die Elternvereine den Schulen zurückgeben, denn sie zahlen ja vieles von dem, was in den Schulen stattfindet. 

Daher sage ich: Die gelebte Schulpartnerschaft in Wien wird durch den heutigen Beschluss ernst genommen und daher stimmen wir dieser Subvention auch gerne zu. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Die Frau Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Wer dem Geschäftsstück zustimmen kann, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne ÖVP und FPÖ, angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 36 (PrZ 278/01-GJS). 

Hiezu liegt mir keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen daher sogleich zur Abstimmung.

Wer mit der Postnummer 36 einverstanden ist, den darf ich um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen. 

Wir kommen nun zur Postnummer 37 (PrZ 279/01-GJS).

Auch hiezu gibt es keine Wortmeldung und ich darf daher sogleich abstimmen lassen.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Wir kommen zur Postnummer 39 (PrZ 243/01-GJS) der Tagesordnung. Sie betrifft eine Sachkrediterhöhung. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Malyar, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Martina Malyar: Ich ersuche um Zustimmung. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Als Erster ist Herr GR Walter Strobl zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren!

An und für sich ist das ein Geschäftsstück, bei dem man sagen könnte: Es haben sich hier eben verschiedene Dinge ergeben, daher müssen wir das nachfördern. Wir werden doch nicht etwas dagegen haben, dass das Hanappi-Stadion ein schönes Dach bekommen soll, noch dazu, wenn man weiß - ich bin zwar kein Rapidler, sondern ein Austrianer, aber trotzdem dafür -, dass die meisten ... (GR Mag Thomas Reindl: Das ist das Out!) Das verbindet mich mit dem Herrn Landeshauptmann!

Die Kosten wurden ursprünglich mit 69,6 Millionen S veranschlagt und das Ganze wurde am 5.11.1999, also vor zwei Jahren, beschlossen. Nun stellt sich heraus, dass in einer Fülle von Dingen, die offenbar bisher nicht berücksichtigt wurden, satte 23,9 Millionen S nachzufördern sind. - Ich lasse das jetzt einmal so im Raum stehen. - Gesamtsumme: 93,6 Millionen S. (Zwischenruf des GR Günter Kenesei.)

Das wäre nicht so aufregend, lieber Günter, wenn da nicht die Tatsache wäre, dass auch beim Horr-Stadion (GR Günter Kenesei: Da haben sie sich ein bisschen verkalkuliert!) - so etwas kommt ja, wie wir hiemit feststellen können, nicht zum ersten Mal vor - ursprünglich 74,3 Millionen S veranschlagt waren und dann noch einmal 20,4 Millionen S nachgefördert werden mussten.

Ich darf das fortsetzen. Wir kommen zum Dusika-Stadion. Ursprünglich veranschlagte Summe: 286,2 Millionen S, und dann kommen sukzessive noch dazu: 12,6 Millionen S, 10 Millionen S und 2,6 Millionen S. - Also schon wieder eine Kalkulation, die offenbar nicht von Anfang an das hält, was sie verspricht oder was sie eigentlich auf dem Papier wert sein sollte.

In diesem Zusammenhang muss auch noch gesagt werden, dass dort ursprünglich daneben eine Aufwärmhalle um 7 Millionen S geplant war, wobei ich immer der Auffassung war - und das damals, in koalitionären Zeiten, auch deutlich gesagt habe -, dass man hier gleich etwas Ordentliches hinstellen soll - wenn man schon bei einer Reform und einer Neukonzipierung des Dusika-Stadions darauf vergessen hat, dass man bei internationalen Bewerben wie beispielsweise Leichtathletikbewerben nicht im gleichen Hallenbereich ein Training oder ein Aufwärmtraining durchführen kann, und daher daneben eine Halle hinstellen muss. Wie sich nun herausstellt, sind dafür noch einmal 40 Millionen S notwendig.

Wir haben überall zugestimmt - auch gerne zugestimmt - im Hinblick darauf, dass diese Dinge durchaus sinnvoll sind. Nur, meine Damen und Herren: Es kann aber nicht System sein, dass man etwas sozusagen beantragt und dann nach ein bis zwei Jahren draufkommt, dass man 20 oder 30 Millionen S nachschießen muss und das einfach locker mit der linken Hand aus der Tasche holt und einfach zahlt.

Warum sage ich das? - Weil unzählige Vereine große Probleme haben, wenn ihnen 100 000 S fehlen! Da gibt es dann Schwierigkeiten - nicht immer, aber doch immer häufiger. 

Man müsste also meinen, dass das System, nach dem hier vorgegangen wird, nicht durch sehr große Sorgfalt gekennzeichnet ist, dass hier nicht sehr präzise geplant wird. 

Aber - ich sage es noch einmal zusammenfassend - wir werden dennoch zustimmen, weil wir die Wienerinnen und Wiener, die zu Rapid-Fußballspielen gehen, nicht dafür bestrafen wollen, sodass sie dann im Regen stehen (Ruf bei den GRÜNEN: Weil Sie dort hingehen! - Heiterkeit des GR Günter Kenesei.) - macht euch keine Sorgen, ich gehe überall hin! -, nur weil hier sozusagen fehlgeplant wurde, und das auch noch mit den Geldern der Leute, die dort hingehen, nämlich mit den Steuergeldern. (GR Günter Kenesei: Das schönste Stadion in der Ersten Division ist das!) Na bitte! Dann darfst du nicht fremdgehen! Ich bin ja damit einverstanden!

Meine Damen und Herren! Gestatten Sie, dass ich in diesem Zusammenhang auch noch ein Wort zu einem aktuellen Sportereignis sage, nämlich zur Diskussion um den Standort des Hakoah-Sportplatzes. - Es war diese Bundesregierung, die nach den Versäumnissen der letzten 55 Jahre mit dem Restitutionsgesetz einen wichtigen Schritt gesetzt hat, nämlich zur Aussöhnung und Wiedergutmachung. Ich glaube, dass das auch eine historisch wichtige Sache, ein historisch wichtiges Ereignis war. 

Es ist nun aber Aufgabe der Gemeinde, sicherzustellen, dass auch ein entsprechender Ort gefunden wird. Hiezu ist in erster Linie einmal die Frage zu klären, ob die ursprünglich hiefür vorgesehenen Orte - einerseits jener Bereich im Pratergelände, wo sich jetzt, wenn ich richtig informiert bin, ein Sportplatz des Finanzministeriums befindet, andererseits wurde auch das Nordbahngelände vorgeschlagen - nicht geeignet sind, um diesem Wunsch der Hakoah entgegenzukommen. 

Ich halte es auch für wichtig, deutlich zu trennen, mit wem zu verhandeln ist. Die Israelitische Kultusgemeinde war zuständig und verantwortlich für das gesamte Restitutionsgesetz. Diese Verhandlungen sind, glaube ich, sehr gut abgeschlossen worden. Nun geht es um die Umsetzung, und da ist der Verein, die Hakoah selbst, gefordert. Ich freue mich daher absolut darüber, dass der Herr Bürgermeister gesagt hat, er wolle jetzt auch mit diesen Leuten das Gespräch suchen. 

Es macht aber - und da bitte ich wirklich alle Beteiligten um Einsicht - überhaupt keinen Sinn, bei einer Wiedergutmachung einer historisch großen Untat, eines historisch großen Unrechts, durch ein kleines stadtpolitisches Unrecht - das Ignorieren von Flächenwidmung, Bauverbot und Denkmalschutz - etwas erzwingen zu wollen.

Ich appelliere daher hier an den Geist der Gemeinsamkeit und der Versöhnung und dafür, nicht nach dem Motto vorzugehen: Mit dem Kopf durch die Wand! Wir wollen etwas Bestimmtes an einem bestimmten Ort! - So wird man das, glaube ich, nicht durchbringen können. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wir haben aus diesem Grund ... (GR Godwin Schuster: Wie war das mit Ihrem Parteivorsitzenden, Herr Kollege Strobl? Wer war da zuständig? Er ist ein halbes Jahr nicht mehr Stadtrat und jetzt sagt er, es muss rasch erledigt werden!) Lieber Herr Kollege! Es gibt in der Bezirksvertretung des 2. Bezirks aus dem Jahr 1998 einen einstimmigen Beschluss aller Parteien - auch des Liberalen Forums, das damals noch dabei war (GR Johann Römer: Und der SPÖ!), und der SPÖ natürlich -, die damals festgelegt haben, dass der Augarten ungeeignet ist. 

Es gibt noch eine Aussage dazu, die noch mit der Chabad-Schule zu tun hatte (Ein Teil der Saalbeleuchtung fällt aus. - GR Harry Kopietz: Da gehen sogar die Lichter aus!) - aber nur bei euch, denn mich stört es ja nicht! -, in der es geheißen hat, dass damit sozusagen Schluss sei. Es gab ein Versprechen, dass dieser barocke Garten erhalten bleibt.

All das ist schriftlich vorhanden und es trägt die Unterschrift auch der SPÖ. 

Daher bitte ich, hier nicht sozusagen parteipolitische Kleinkriegs-Überlegungen in den Vordergrund zu spielen (GR Godwin Schuster: Ja, ja! Das ist genau das, was wir Ihnen vorwerfen!), sondern sich ganz einfach zu dem zu bekennen - und das tut ihr im Moment nicht so richtig -, was allen Parteien gemeinsam ein Anliegen war. Es hätte wahrscheinlich weniger Aufregung gegeben, hätte sich die SPÖ von Anfang an klar zu dieser Linie bekannt.

Das ist auch der Grund, warum wir heute einen Antrag vorgelegt haben - den wir nicht jetzt einbringen, sondern zugewiesen haben -, der genau dieses noch einmal festhält und in dem wir dafür eintreten, dass der Augarten geschützt bleiben soll. Das muss ein Grundprinzip sein, dass sozusagen Dinge, die als Spielregeln vereinbart wurden, für alle Bürger dieser Stadt Geltung haben müssen. Daher sind auch alle politischen Parteien gefordert, diese Grundüberlegung, zu der sie sich bekannt haben, nun auch umzusetzen und einzuhalten. 

Der Auftrag lautet, einen Platz zu finden, der für alle tragbar ist und der als Angebot dem gerecht wird beziehungsweise dem entspricht, was über das Restitutionsgesetz auch von der Summe her der Israelitischen Kultusgemeinde zugesagt wurde. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich hätte nur gerne dann den Antrag, Herr Gemeinderat!

Zum Wort gemeldet ist nun Herr GR Mag Reindl. Ich erteile es ihm.

GR Mag Thomas Reindl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin!

Das heutige Aktenstück ist sicher ein richtungsweisender Schritt, um die Rapid-Sportanlage auf den modernsten Stand zu bringen und die geplanten Bauarbeiten erfolgreich abzuschließen. 

Wie mein Vorredner schon erwähnt hat, werden die ursprünglich budgetierten Baukosten überschritten werden. Das hat folgenden Grund. Einerseits war die ursprünglich geplante Membranüberdachung des Stadions nicht im gesamten Bereich möglich, daher hat man jetzt eine Ausweichlösung gesucht und diese auch gefunden. Die West- und die Osttribüne werden mit einem herkömmlichen Dach versehen. Andererseits hat man bei der Nord- und Südtribüne statische Probleme festgestellt, die darin bestehen, dass das Gewicht des Daches die Steher des Daches halten und - wenn man das Dach abhebt - die Steher unstabil werden. Daher sind Verstärkungsmaßnahmen notwendig, wenn das alte Dach abgehoben wird und das neue aufgelegt wird, damit es dadurch zu keinen Gefährdungen kommt. (GR Günter Kenesei: Das ist die schlechteste Ausrede!) 

Besonders gut und besonders wichtig ist auch die neue elektroakustische Anlage, die voll den internationalen Kriterien entspricht. Auch die Video-fähige LED-Anlage ist sicher ein Quantensprung in einem Wiener Stadion. Es können damit während der Fußballspiele auch Videofilme abgespielt werden. Es wird hier also ein Stadion in einem Tipptopp-Zustand errichtet.

Was die von meinen Vorrednern angeführten Punkte bezüglich der Hakoah betrifft, so begrüßen wir, dass auch von der ÖVP eine positive Lösung angestrebt wird. Wir haben schon befürchtet, es werde nur ein Nein kommen und das wäre nicht gut für Wien. Bald werden Standortgespräche stattfinden, die wir begrüßen. Wir sind auch sehr froh darüber, dass es für den Hakoah in Bälde zu einer positiven Lösung in der Standortfrage kommen wird. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Wagner. Ich erteile es ihm.

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vor zwei Jahren hat der Gemeinderat für die Renovierung und Überdachung des Hanappi-Stadions einen Sachkredit von 69 640 000 S genehmigt. Der Bau und die Instandhaltung der Sportstätte ist uns Freiheitlichen ebenso wichtig, wie allen anderen Fraktionen, wie ich annehme. Allerdings ist uns auch wichtig, dass wir bei derartigen Vorhaben entsprechende Planung, begleitende Kontrolle und Prüfung haben. Hätten wir das gehabt, dann wäre es nicht zu dieser exorbitanten Überschreitung gekommen, die wir heute beschließen sollen: einen Mehrbetrag in der Höhe von 24 Millionen S, was eine Steigerung oder eine Kostenexplosion um 34 Prozent bedeutet.

Wenn wir über die Planung und den Bau von Sportplätzen in Wien reden, dann müssen wir uns aber auch, so wie es mein Vorredner auch bereits getan hat, mit einer ganz wichtigen Sportstätte befassen, nämlich der Sportstätte des Sportvereins Hakoah, der vor 63 Jahren in der finsteren Zeit des NS-Regimes verboten wurde. Mit der zwangsweisen Auflösung des Vereins und der Arisierung des Sportplatzes im Prater hat sich eine sehr erfolgreiche, weltbekannte Garde von Sportlern verabschiedet, die zuletzt 25 000 Zuschauer gehabt hatte. 

55 Jahre nach dem Kriegsende ist das berechtigte Verlangen dieses Sportvereins nach einem Ersatzgrundstück oder nach Rückgabe dieses Grundstücks im Prater nun noch immer nicht umgesetzt, noch immer nicht erfüllt.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte schon festhalten: Es waren durchwegs SPÖ-Bürgermeister und es waren, bis auf wenige kurze Zeitabschnitte, sozialistische Bundeskanzler und sozialistische Bundesregierungen, die diesem Verlangen des jüdischen Vereins Hakoah nicht nachgekommen sind.

Die SPÖ beschließt heute so ganz locker mit der linken Hand weitere 24 Millionen S für ein Bauvorhaben, bei dem es Missstände gibt, bei dem es Fehlplanungen gibt, und gleichzeitig führt sie die Funktionäre der Hakoah weiter an der Nase herum, schickt sie im Kreis herum und redet sich von einem Mal auf das andere Mal auf irgendwelche andere Leute aus. Aber nur sie selbst und der Herr Bürgermeister wollen nicht dafür verantwortlich sein. Sehr geehrte Damen und Herren! Diese Haltung der SPÖ ist beschämend und sie ist einer Weltstadt Wien nicht würdig! (Beifall bei der FPÖ.)
Bei den Kostensteigerungen im Zusammenhang mit dem Hanappi-Stadion kann ich Ihnen die wirklich verantwortlichen Personen noch nicht nennen. - Herrn Bgm Häupl und den Präsidenten der Israelitischen Kultusgemeinde möchte ich aber hier im vollen Bewusstsein meiner Verantwortung als die Hauptverantwortlichen am Scheitern der Restitution Hakoah bezeichnen. Ich werde Ihnen das auch in der gebotenen Ruhe und Sachlichkeit begründen.

Die Versuche einer Rückkehr auf den früheren Standort im Prater sind laut Aussagen des Obmanns der Hakoah, Herrn Huber - ich zitiere - "am Kompetenz-Wirrwarr gescheitert". (Ruf bei den GRÜNEN: Haber!) Bitte? (GR Godwin Schuster: "Haber" heißt er!) Haber! - Habe ich mich versprochen? Entschuldigung! (GR Godwin Schuster: Redet über Menschen und weiß nicht einmal, wie sie heißen! - GR Dr Kurt Stürzenbecher: Sie sind informiert, das merkt man!) Entschuldigen Sie: Herr Obmann Haber. - Es ist schon schlimm, Herr Kollege Schuster, wenn gerade Sie die Stille der Stunde auf diese Art und Weise nützen, um Aufmerksamkeit zu erregen. Das wundert mich, denn das haben Sie an und für sich nicht notwendig. (GR Godwin Schuster: Nein, nur: Verwenden Sie wenigstens die korrekten Namen, wenn Sie schon über Menschen sprechen!) 

Es ist der Obmann des Vereins, Herr Haber, der bestätigt hat, dass die Rückkehr zum alten Standplatz im Prater am Kompetenz-Wirrwarr gescheitert ist. Das hören Sie nicht gerne, das weiß ich schon, aber es ist eine Tatsache. Sie können es nachlesen. 

Die Hakoah selbst hat fünf weitere Standorte vorgeschlagen beziehungsweise geprüft: Die Kaiserallee beziehungsweise Hauptallee, die Spenadlwiese, die Gärtnerstraße, hinter dem Stadionbad und schließlich auch den Augarten. 

Bund und Gemeinde Wien haben in den vergangenen Jahren die vorgeschlagenen Standorte, und zwar mit Ausnahme des Augartens, in aller Deutlichkeit abgelehnt. Es waren der Herr Bürgermeister, das Land Wien, die Gemeinde Wien und der Bund, die frühere Bundesregierung - nicht die neue Bundesregierung -, die diese konstruktiven Vorschläge der Vereinsfunktionäre der Hakoah abgelehnt haben. Hakoah selbst hat sich bis vor wenigen Tagen nicht auf den Augarten versteift. Herr Karl Haber, der Vizeobmann des Vereins, erklärte im "Standard", und zwar 1998 - ich zitiere -: "Der Hakoah selbst ist es egal, wo die Anlage entsteht. Sie sollte von der Größe nur der alten entsprechen und möglichst im 2. Bezirk gelegen sein." - Trotzdem beharrt Muzicant auf dem ihm von Bgm Häupl angebotenen Standort Augarten. Und offensichtlich unter dem Druck von Muzicant auf die Funktionäre der Hakoah bezeichnen diese plötzlich in einer Meinungsänderung auch den Augarten als einzig möglichen Standort; und sie werden mit der IKG mit einer Stimme sprechen. 

Woher kommt der plötzliche Sinneswandel der Hakoah? - Offensichtlich ist man hier sehr bemüht, den Gesichtsverlust unseres Bürgermeisters etwas zu kaschieren und zu vermeiden. Er hat ja deshalb auch zuletzt angekündigt, dass er die Verhandlungen in Zukunft nicht mehr mit Dior Muzicant führen wird, sondern mit den Vertretern der Hakoah selbst. 

Wenn man das nun in seiner Entwicklung sieht, dass seit zehn Jahren Bgm Häupl und Muzicant über den Augarten reden und nach zehn Jahren erfolglosen Redens - weil es auch ganz einfach nicht erfolgreich sein kann, zumindest nicht seit 1. Jänner 2000 - kündigt er an, er wird die Gespräche mit jemand anderem führen, dann ist das schon ein Zeichen völliger Hilflosigkeit und Erfolglosigkeit oder ... (GR Heinz Hufnagl: Weder der Präsident Muzicant noch der Bgm Häupl sind zehn Jahre in ihren Funktionen!) Nein, entschuldigen Sie: Dior Muzicant ist zwar erst in der letzten Periode Präsident der IKG, aber bitte glauben Sie mir, dass Herr Dr Muzicant sehr wohl Funktionen in der IKG innegehabt und auch Gespräche namens der IKG geführt hat. (GR Godwin Schuster: Warum sollen wir Ihnen so etwas glauben? Warum?) Es ist ja nicht von ungefähr, dass es offensichtlich die Achse Häupl - Muzicant ist, die auf diesen Augarten besteht. Alle anderen lehnen es ab. Ihre eigene Fraktion lehnt es ab! Ihre eigene Fraktion im Bezirk hat am 23. September 1998 gemeinsam mit allen anderen Bezirksfraktionen einen Beschluss initiiert, der lautet: Es darf keine weitere Verbauung des Augartens mehr geben. Der Augarten ist zu schützen. - Einen gleich lautenden Beschluss gab es ein paar Tage später im Bezirksparlament der Brigittenau, wo es damals auch eine sozialistische Mehrheit gab. Es ist Ihre Fraktion, die sehr wohl auch in der Vergangenheit nicht für den Augarten eingetreten ist. Das können Sie nicht beschönigen, Herr Kollege. (GRin Mag Sonja Wehsely: Lesen Sie den Beschluss aus 1998 vor!) Ich suche Ihnen den Antrag gerne heraus! Ich gebe es Ihnen! (Beifall bei der FPÖ.)  

Dieser Antrag ist von Ihrem Klubobmann Wohlfahrt im Bezirksparlament unterschrieben und mit beschlossen. (GRin Mag Sonja Wehsely: Lesen Sie vor! Genauer Wortlaut!) - Liebe Frau Kollegin Wehsely, ich wollte Ihnen ja nur eine Freude machen und heute nur das Wesentliche sagen. (Rufe bei der SPÖ: Nein! Nein! - GRin Mag Sonja Wehsely: Nein, den Wortlaut!) Aber wenn Sie meinen, dass Sie den genauen Wortlaut hören wollen, den Ihre Fraktion formuliert hat, dann tue ich Ihnen gerne den Gefallen - es dauert dann eben nur ein paar Minuten länger -:

"Resolutionsantrag", und zwar: 

"Antrag der Bezirksvertretung für den 2. Bezirk, Sitzung vom 29. September 1998. 

Die unterfertigten Bezirksräte Ernst Wohlfahrt, SPÖ, Günter Spanring, FPÖ, Harald Skribany, ÖVP, Adolf Hasch, Grüne Alternative, Mag Dr Klaus Zimmermann, Liberales Forum, stellen gemäß § 24 Abs. 1 der GO-BV folgenden Resolutionsantrag:

'Der Augarten ist für die Bevölkerung auf Grund der zahlreich vorhandenen Einrichtungen wie zum Beispiel Sportplätze, Kinderfreibäder und der in Kürze fertig gestellten Hundeauslaufzonen ein wichtiger und unersetzbarer Freizeit- und Erholungsraum. 

Die Bezirksvertretung spricht sich gegen weitere bauliche Veränderungen des Augartens aus. Der derzeitige Bestand dieser schönen und historisch wertvollen Anlage sollte unverändert bleiben und vor allfälligen weiteren Veränderungswünschen geschützt werden. Die Unterschutzstellung des Augartens wäre daher von großer Bedeutung.'" (GR Heinz Christian Strache - in Richtung SPÖ -: Na bitte!)

Soll ich Ihnen die Begründung auch noch sagen? (GRin Mag Sonja Wehsely: Ja!)  

"In den letzten Jahren gibt es immer wieder Bestrebungen, im Augarten Flächen für die Öffentlichkeit zu sperren oder einer zweckentfremdenden Nutzung zuzuführen (Sportplatz Hakoah)." (GR Mag Hilmar Kabas: Da schau! Da schau!) - Einer zweckentfremdenden Nutzung zuzuführen! - "Auf Grund von zahlreichen in diese Richtung lautenden Meldungen in den Medien ist alles Notwendige zu veranlassen, damit der Bau der Ronald Lauder-Schule der letzte Eingriff in das Erholungsgebiet Augarten bleibt."

Das sind die Fakten und an diese Fakten sollten Sie sich auch halten. (GRin Mag Sonja Wehsely: Weiter! Weiter!) Bitte? (GRin Mag Sonja Wehsely: Weiterlesen!) Weiterlesen? - Unterschriften kann ich Ihnen noch vorlesen! (Heiterkeit bei der FPÖ.) Entschuldigen Sie: Soll ich Ihnen die Unterschriften vorlesen? (Neuerliche Heiterkeit und Beifall bei der FPÖ.) Kommen Sie! Ich bitte Sie, das zu überprüfen. Ich gebe Ihnen dann das Original, ja?

Unterschrift "Ernst Wohlfahrt", Unterschrift "Günter Spanring", "Harald Skribany", "Adolf Hasch", "Mag Dr Klaus Zimmermann".

So, das ist der Antrag, der beschlossen wurde, und gleich lautend auch im 20. Bezirk. (GR Mag Hilmar Kabas - in Richtung SPÖ -: Jetzt habt ihr es! Jetzt habt ihr es! - GRin Mag Sonja Wehsely: Wer ist dafür zuständig?)

Offensichtlich hat sich dem Diktat des Bgm Häupl und des Präsidenten Muzicant nunmehr auch StR Schicker gebeugt, der bei den Vorschlägen auch an erster Stelle den Augarten nennt. Und auch - das wundert mich nicht sehr - der Restitutionsbeauftragte Wiens Kurt Scholz will Augartenschützer zum Nachgeben bewegen. - Das sind die Fakten.

Ihre Fraktion stellt auf der einen Seite Anträge, den Augarten vor jeder weiteren Verbauung zu schützen, und gleichzeitig verhandelt Ihr Herr Bürgermeister und will den Augarten verbauen. (GRin Mag Sonja Wehsely: Das ist eine Entscheidung des Bundes!) Und damit es für Sie noch ein bisschen peinlicher wird (GRin Mag Sonja Wehsely: Das ist eine Entscheidung des Bundes!), sage ich Ihnen, dass erst am 13. November 2001 neuerlich (GR Mag Hilmar Kabas - in Richtung SPÖ -: Hören Sie! Sie sind eh schon so eingefahren! - GR Godwin Schuster: Das sind Kompetenzprobleme!) ein Antrag der SPÖ-Fraktion (GR Mag Hilmar Kabas: Ihr habt euer Problem mit dem Bürgermeister!) in der Bezirksvertretung eingebracht wurde. Zuerst hat man versucht, alle Fraktionen zu überreden: Machen wir wieder einen gemeinsamen Antrag! - Unter dem Vorwand, man wolle den Augarten schützen, sagt man aber gleichzeitig, welche Punkte erfüllt werden müssen, wenn der Sportplatz gebaut wird! - Also, das ist eine Doppelbödigkeit und eine Doppelzüngigkeit, wie es nur zwischen Sozialisten und dem Herrn Dior Muzicant offensichtlich üblich ist. Wir fallen Ihnen da nicht darauf herein! Wir haben diesen Antrag nicht beschlossen - Sie sind auch allein geblieben. 

Und wenn wir schon bei den Anträgen sind: In der nächsten Sitzung stellen die GRÜNEN einen Antrag auf Schutz des Augartens. - Die ÖVP hat in der vorletzten Sitzung einen Antrag auf Schutz des Augartens gestellt. - Und bei aller Peinlichkeit: Es gibt auch heute diesen Antrag der ÖVP, der wirklich völlig überflüssig ist, wie ich Ihnen noch in ein paar hoffentlich ruhigen Sätzen erläutern möchte.

Die Geschichte Hakoah und Augarten ist für Sie eine wirklich beschämende Geschichte. Sehr geehrter Herr Bürgermeister - falls Sie irgendwo zuhören oder das Protokoll nachlesen - und sehr geehrte Damen und Herren! Der Augarten ist und kann nicht Verhandlungsgegenstand einer Restitution an Stelle des Hakoah-Sportplatzes sein! Denkmalschutz, aufrechtes Bauverbot, fehlende Flächenwidmungen und das Naturschutzgesetz verhindern ganz einfach von Gesetzes wegen diesen Standort. Ein Standort Sportplatz Hakoah im Augarten ist nicht möglich, und zwar auch deshalb nicht, weil im Bundesdenkmalschutzgesetz, das noch unter Ihrem Bundeskanzler Klima 1999 beschlossen wurde, das Palais Augarten und der Park namentlich im Anhang angeführt sind und weil laut § 1 Abs. 12 die Stellung dieser angeführten Gärten unter Denkmalschutz, die mit diesem Gesetz erstmals in den Denkmalschutz aufgenommen wurden - ich habe das in einer APA-Presseaussendung 1998 erstmals gefordert, dann hat es die SPÖ im gemeinsamen Antrag abgeschrieben -, sogar Verfassungsrecht ist. 

Ich frage Sie daher: Glauben Sie wirklich, wenn jetzt Sie und Dior Muzicant mit dem Argument kommen, dass nur der Augarten in Frage kommt, weil dort am schnellsten gebaut und die Errichtung des Sportplatzes am schnellsten verwirklicht werden kann und alle anderen Standorte zu lange brauchen würden - wir haben einen Standort im Nordbahnhofgelände angeboten -, dass unter den genannten rechtlichen Voraussetzungen, die ich jetzt gerade geschildert habe und die Sie auch nachlesen können - ich nenne Ihnen gerne noch die Bundesgesetzblätter -, eine raschere Bauverwirklichung möglich wäre? - Das ist ja überhaupt undenkbar! Wir werden doch nicht, bitte, 1999 mit Wirksamkeit vom 1. Jänner 2000 einen absoluten Schutz dieser Parkanlage beschließen, der wirklich historischen Anlage Augarten in ihrer Gesamtheit, und dann kommt Herr Bgm Häupl und sagt: Na ja, aber für den Sportplatz Hakoah bauen wir etwas - drei Stockwerke tief! Herr Muzicant sagt: Was ist an einer Baumschule schützenswert? - Er hat offensichtlich den Begriff des Denkmalschutzes nicht verstanden und er weiß offensichtlich nicht, dass diese Baumschule, die sich dort befindet, all die vielen anderen Gärten in Wien versorgt!

Wer so locker mit Denkmalschutz und Kultur umgeht, wie Herr Dior Muzicant, dem dann noch Herr Bgm Häupl auf den Leim geht, der ist, bitte, nicht förderungswürdig! Wir wollen, dass Hakoah möglichst rasch einen neuen Standort bekommt. Wir sind dafür, dass entweder der frühere Standort aufgegeben wird. 

Wer hat denn mit dem Finanzministerium über die Sportplätze und die Wiener E-Werke verhandelt? - Sie nicht! Sie haben 60 Jahre lang oder 55 Jahre lang versäumt, dieses Problem einer Lösung zuzuführen. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vielleicht akzeptieren Sie auch, dass nicht nur Gesetze dagegen sprechen, dass einstimmige Beschlüsse von Bezirksvertretungen dagegen sprechen, sondern dass es über den politischen Bereich und über den Anrainerbereich hinaus auch andere ernst zu nehmende Beschützer des Augartens gibt. Ich möchte nur den "Aktionsradius Augarten" oder die Bürgerinitiative "Rettet den Augarten" erwähnen.

In einer Vereinbarung zwischen der Bürgerinitiative "Rettet den Augarten" und der Ronald S. Lauder Foundation wurde im § 4 vereinbart: "Expansionsverzicht. § 4. Die Ronald S. Lauder Foundation erklärt unwiderruflich, auf jedwede Expansion im Areal des Augartenparks zu verzichten. Dies beinhaltet auch den Bereich der öffentlichen Sportanlagen."

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sollte sich daran nicht auch ein Bürgermeister und ein Herr Dior Muzicant halten. Herr Dior Muzicant war doch damals eingebunden bei den Gesprächen über die Schule Augarten. Sie können sich alle noch erinnern, wie hier auch von Seiten aller Fraktionen erklärt wurde, dieser Schule, diesem Bau stimmen wir noch zu, dann ist Schluss, dann ist Ende mit der Verbauung des Augartens. Das alles vergessen Sie drei Jahre später? So kurz ist Ihr Gedächtnis? Oder verwenden Sie diese Möglichkeit nur, um die Betroffenen, die Geschädigten, die dringend auf eine Restitution warten, weiterhin im Kreis zu schicken? - Ich vermute das Letztere.

Ich nenne Ihnen noch einen Prominenten, der gegen die Verbauung des Augartens ist, es ist der Direktor der Bundesgärten, der Peter Fischer-Colbrie. Ich zitiere ihn wörtlich: "Es wäre eine kulturelle und gartengeschichtliche Katastrophe ersten Ranges, wenn Teile aus der historischen Substanz herausgelöst und verbaut würden."

Das Bundesdenkmalamt sieht keine stichhaltige Begründung für eine Aufhebung des Denkmalschutzes. Das kommt daher auf Grund des Verfassungsschutzes sicher nicht in Frage.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die SPÖ hat das Problem 60 Jahre lang verschleppt. Nehmen Sie sich ein Beispiel an der neuen Bundesregierung (GRin Mag Sonja Wehsely: Sicher nicht!), die das in eineinhalb Jahren zu Stande gebracht hat: 29.12.2000 Versöhnungsfondsgesetz, 28.2.2001 Entschädigungsfondsgesetz, 29.6.2001 Abkommen zwischen der Republik Österreich und den Vereinigten Staaten über Entschädigung und Restitution für Opfer des Nationalsozialismus. Das ist nicht nur eine Geste, sondern das ist eine Entschädigung, wie sie den Opfern gebührt. Das sollten auch Sie anerkennen und damit sollte auch ein Schlussstrich unter diese Debatte gezogen werden. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Gestatten Sie mir als Vorsitzendem auch eine persönliche Bemerkung. Ich möchte in keinster Weise die Redefreiheit von Gemeinderäten hier von diesem Pult aus einschränken. Ich höre nur, dass in der Präsidiale vereinbart wurde, dass zu dieser Thematik das Hanappi-Stadion zur Diskussion steht und es keine Hakoah-Debatte geben soll. Ich bitte in Zukunft, die freie Rede in diesem Sinne auch zu bedenken.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Wie Sie vernommen haben, habe ich mich streichen lassen unter der - muss ich jetzt sagen - irrigen Annahme, dass ausschließlich zum Hanappi-Stadion gesprochen wird. Nachdem jetzt drei Fraktionen zum Augarten gesprochen haben, habe ich mich noch einmal zu Wort gemeldet und werde zum Augarten jetzt auch unsere Position kurz darbringen.

Da ÖVP und FPÖ dazu applaudiert haben, lassen Sie mich einmal in dieser wichtigen, sensiblen und schwierigen Frage nur kurz zu diesen beiden Fraktionen etwas sagen.

FPÖ: Der ehemalige Sportplatz Hakoah, der enteignete Sportplatz, ist jetzt ein Tennisplatz, wo Mitglieder des Finanzministeriums spielen. Ich habe in der letzten Zeit nichts von Herrn Finanzminister Grasser gehört, dass er sagt, die Hakoah gehört rasch entschädigt, und selbstverständlich bieten wir den ursprünglichen Platz wieder an.

Meine Damen und Herren von der FPÖ! Wäre das passiert, dann hätten Sie zumindest aus diesem Titel - aus allen anderen sowieso nicht - eine gewisse Glaubwürdigkeit. Ich habe nichts gehört. (Zwischenruf des GR Gerhard Pfeiffer.) -Warten Sie, zu Ihnen komme ich noch, Herr Pfeiffer. Warten Sie ein bisschen! - Was hat die FPÖ hier getan, außer auf wirklich ungute Art politisches Kleingeld daraus zu schlagen? Sie haben da null Glaubwürdigkeit auf diesem Sektor. (GR Heinz Christian Strache: Das ist ein richtiger Schmarren, was Sie da sagen!) 

Zweites Thema: ÖVP. Wer war viereinhalb Jahre lang Planungsstadtrat in dieser Stadt und hätte viereinhalb Jahre Zeit gehabt, das offensiv anzugehen, anstatt jetzt in dieser Frage ausgerechnet der FPÖ zu applaudieren? War das ein Herr Dr Görg, der alle Möglichkeiten gehabt hätte, als Planungsstadtrat zu überlegen, wo denn aus Sicht der Planung ein optimaler Standort ist, Verhandlungen mit der Hakoah zu führen und die Aufgabe als Planungsstadtrat ernst zu nehmen? - Viereinhalb Jahre in diesem Bereich nichts zu tun (GR Gerhard Pfeiffer: Das stimmt ja nicht!) und jetzt alibimäßig zu sagen, das wollen wir nicht, aber sonst fällt uns auch nicht wirklich was ein, halte ich für erbärmlich, und das erhöht auch nicht gerade Ihre Glaubwürdigkeit. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Jetzt in allem angemessenen Ernst auch zu Ihnen, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie. Was mich stutzig gemacht hat, war eine Aussage des von mir aus vielen Gründen sehr geschätzten Herr Dr Ariel Muzicant vor ein paar Tagen, der in einer Aussendung, die Sie alle kennen werden, Folgendes gesagt hat, und das lässt das Ganze in einem etwas anderen Licht erscheinen. Seine APA-Aussendung hat gelautet: "Im Jahre 1999 gab es eine Arbeitsgruppe, die Bgm Häupl unter dem Vorsitz von Herrn Dr Müller eingesetzt hat und in der Experten der Stadt Wien eingeladen waren, Standorte zu prüfen." Nebenbei angemerkt: Warum so etwas der Bürgermeister macht und nicht der Planungsstadtrat, das wird die Geschichte klären. "Und dann", so Muzicant wörtlich, "sei von Experten der Stadt Wien der Hakoah der Augarten vorgeschlagen worden." - Das sagt Muzicant.

Ich habe jetzt keine Möglichkeit, in dieser in Summe sehr verwirrenden Angelegenheit, wer in welchem Gespräch zu welchem Zeitpunkt was angeboten hat, Klarheit zu bekommen. Was wir schon erwarten, ist, zu erfahren: Stimmt diese Aussage - und ich habe keinen Grund, daran zu zweifeln -, dass der Augarten vorgeschlagen wurde? Dann soll man sich aber jetzt nicht wundern, dass Muzicant und die Hakoah sagen: Na hallo, ihr habt uns das 1999 vorgeschlagen - das habe ich in der Klarheit übrigens erst vor zwei Tagen so erfahren -, also planen wir, nachdem das immerhin der Bürgermeister und nicht irgendwer in der Stadt versprochen hat.

Meine Frage, die man jetzt beantworten kann, aber wenn nicht jetzt, dann schon bald beantworten soll, meine Damen und Herren von der SPÖ, lautet: Stimmt das? Wer war in dieser Arbeitsgruppe? Auf Grund welcher Entscheidung wurde der Augarten vorgeschlagen, ausgerechnet der Augarten, nachdem es in der Tat diesen Beschluss gegeben hat? - Es ist mir damals sehr schwer gefallen. Wir haben intensive, heftigste Diskussionen in der Fraktion gehabt über die Lauder-Chabad-Schule. Ich habe damals in Abwägung vieler Dinge - und das fällt einem als GRÜNER nicht leicht, im Augarten einer Verbauung zuzustimmen - in dubio, im Zweifel, dafür gestimmt, nicht zuletzt deshalb, weil versprochen wurde, das ist der letzte Bau. Und unter anderem - das stimmt, was da vorgelesen wurde - gab es dann diesen Beschluss. 

Wonach riecht das, und was kritisiere ich jetzt so? - Es ist diese unklare Art, Politik zu machen. Warum kann man nicht jetzt zumindest nüchtern feststellen oder hätte feststellen können: Es gibt einen unbestreitbaren Anspruch - das bezweifelt ja überhaupt niemand -, und es ist der Wunsch, insbesondere der Hakoah, das nicht irgendwo in Wien, sondern im 2. Bezirk zu bekommen. Es ist der berechtigte Wunsch der Hakoah, da die jüdische Gemeinde aus Gründen, die uns allen bekannt sind, nicht mehr eine große ist, die die Sporthallen füllt, sondern eine kleine ist, und das auch wirtschaftlich betrieben werden muss. Damit das auch einen wirtschaftlichen Sinn hat, sind abgelegene Plätze nicht sinnvoll. Auf Grund dessen gibt es drei, vier, fünf, sechs mögliche Standorte. 

Und da wäre zu einem früheren Zeitpunkt schon die Frage gewesen: Wie ist das wirklich mit dem Augarten? - Wir hätten uns darüber unterhalten können, ob er angeboten werden soll, Ja oder Nein. Ich sage Ihnen auch, warum wir zum Standort Augarten damals Nein gesagt hätten und auch jetzt Nein sagen. Ich fange - und wir werden diesbezüglich auch noch ein Gespräch mit Herrn Dr Muzicant führen - mit dem pragmatischsten Grund an: Dieser Teil ist unter Denkmalschutz. Das ist eine Tatsache. Einen Denkmalschutz aufzuheben, ist eine Bundesangelegenheit. Ich werde Herrn Dr Muzicant fragen, was er glaubt, wie schnell das geht, dass ein Denkmalamt, unterstellt dem Minister Bartenstein, einmal einen Antrag von einem ÖVP-Minister bekommen muss, den Denkmalschutz aufzuheben. Es ist dann höchstwahrscheinlich so, dass in diesem Bereich nicht aufgehoben wird und das dann in die zweite Instanz geht, die beim Wissenschaftsministerium, also bei der Frau Gehrer liegt. Das wird, unabhängig davon, für wie sinnvoll man das erachtet - dazu sage ich dann auch noch kurz etwas -, sehr lange dauern.

Ich glaube, dass es Sinn macht, wenn man wirklich will - und das wollen wir unbedingt -, dass so rasch wie möglich eine Entscheidung getroffen wird - spätestens im Jänner, wenn der Dezember nicht möglich ist -, damit dann auch rasch eine Umsetzung möglich ist. Das dauert lange. 

Zweitens handelt es sich um ein außergewöhnliches Areal. Das ist der Unterschied zwischen dem Standort Lauder-Chabad-Schule und dem jetzigen. Schauen Sie sich an, was das für die Bevölkerung, für die Anrainer bedeutet. Von den Anrainern wird am kommenden Montag eine Pressekonferenz gemacht werden, die parteipolitisch von niemandem zu vereinnahmen ist - auch nicht von uns Grünen, auch nicht von irgendeiner anderen Partei -, und dabei wird der Wert des Augartens für die dortige Bevölkerung artikuliert werden. 

Unsere Aufgabe - da beziehe ich uns jetzt ein, weil das die gesamte Wiener Politik betrifft - ist es nicht - das geht jetzt Richtung ÖVP -, Nein zu sagen - darum habe ich auch gesagt, dass wir diesen Antrag nicht unterzeichnen -, sondern Ja zu sagen. Es geht nicht darum, dem Herrn Dr Muzicant oder dem Herrn Haber zu sagen, was man nicht will, sondern was geht. Ich will jetzt nichts vorweg präjudizieren, ich denke mir, dass es einige gute Angebote gibt, über die man reden kann und über die man letztlich rasch verhandeln soll. Und da sind apodiktische Maßnahmen nicht sinnvoll. Es ist sinnvoll, dass im Bezirk noch gesagt wird: Prüfen wir einige Bereiche. 

Interessant ist auch - und da vielleicht noch ein Wort zum Nordbahnhof -, wie hier Mauschelein zu Unklarheiten, Verwirrungen und zu genau dieser unglücklichen Situation führen, in der wir jetzt sind. Kollege Maresch hat aus völlig anderen Gründen einmal festgehalten: Achtung, im Bereich des Nordbahnhofs gibt es illegale Deponien. Wie schaut denn das aus mit der Kontaminierung? - Er hat einige Briefe bekommen, sei es von der ÖBB oder sei es von Frau StRin Kossina: Aber bitte, Kontaminierung am Nordbahnhof? Nie und nimmer ist der Nordbahnhof kontaminiert. Das stimmt doch gar nicht. Dann wurde vorgeschlagen oder als Idee in Erwägung gezogen, den Standort Nordbahnhof für die Hakoah zu nehmen. Ein Argument seitens der Stadt war auch: Das geht nicht, denn dort sind die Kontaminierungen zu hoch. Also bitte, meine Damen und Herren, was ist jetzt am Nordbahnhof? Ist da jetzt kontaminiert oder ist es nicht kontaminiert?

Sehen Sie, was ich auch an diesem Detail feststellen muss: Wenn jeder da nur sein Süppchen kocht und glaubt, irgendwo im Hinterzimmer eine derartige Frage lösen zu können, kommt man genau in jene Situation, in der wir jetzt gemeinsam - und ich betone gemeinsam, es ist nicht eine Angelegenheit der Regierung - sind. Wir haben eine gemeinsame Verantwortung. Ich beziehe mich da auch als GRÜNER mit ein. 

Ich bin kürzlich quer durch den Prater geradelt - da war es eine Spur wärmer als heute - und habe mir das angeschaut. Dort gibt es einige denkbare Orte, wo man sehr wohl Entwicklungen vornehmen kann. Ich habe mir zum Beispiel den Stadionparkplatz angeschaut, wo sich zum Beispiel die Frage stellt, ob neben einer U‑Bahn ebenerdig auf 40 000 Quadratmetern geparkt werden muss, ob es dort nicht Entwicklungen geben kann, wo vielleicht auch im Zuge einer Verbauung neben einer U‑Bahn ein Sportplatz denkbar ist. Ich denke, neben der U‑Bahn, das ist nicht der schlechteste Standort. Jetzt bin ich nicht Planungsstadtrat in dieser Stadt, aber ich sage nur: Schaut euch den Platz ein bisschen genauer an! 

Es gibt die Spenadlwiese neben der Linie N, es gibt viele andere Bereiche, wo auch wir - das sage ich jetzt vorweg - vielleicht einige ökologische Argumente hintanstellen müssen. Auch die Spenadlwiese ist nicht unproblematisch. Dort ist ein hoher Baumbestand, das ist auch mitten im Prater, das ist nicht ohne. Es gibt den optimalen Standort nicht. Wir werden alle über unseren Schatten springen müssen, auch wir wollen und werden das tun. Aber bitte beenden wir endlich diesen falschen Vorlauf. Irgendwer sitzt in einem Zimmer, redet etwas mit dem einen, irgendwer weiß das nicht, sitzt im anderen Zimmer und sagt etwas anderes. Es entstehen irgendwelche mystifizierte Arbeitsgruppen und dann sind wir dort, wo wir jetzt sind. 

Also sollte sich noch jemand von der Sozialdemokratie melden, möchte ich zu genau dieser Aussage von Herrn Dr Muzicant in der APA vor zwei oder drei Tagen wissen: Stimmt das, dass vom Bürgermeister dem Herrn Dr Müller der Augarten angeboten wurde auf Grund von Fachexperten der Gemeinde Wien? Wer war das? Auf welcher Grundlage, auf welcher politischen, städteplanerischen, ökologischen Grundlage wurde das angeboten? Oder stimmt das nicht? Wie gedenkt man, rasch diese notwendig Restitution Richtung Hakoah durchzuführen und dafür zu sorgen, dass die Hakoah endlich das bekommt, was ihr längst zusteht, nämlich einen Sportplatz wieder bespielen zu können? - Danke schön (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtung hat sich Herr GR Wagner gemeldet. Redezeit sind 3 Minuten. 

GR Josef Wagner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Herr Klubobmann Mag Chorherr hat sehr viel Richtiges und Gutes hier gesagt. Das möchte ich vorausschicken. Ich glaube, wir stimmen hier in weiten Bereichen erstaunlicherweise überein, aber ich möchte nicht im Raum stehen lassen, dass Klubobmann Chorherr meint, bei der jetzigen Sportanlage Finanz müsste der Finanzminister etwas tun. 

Der Finanzminister ist nicht Betreiber dieser Sportanlage, es ist ein Verein Finanz. Es sind meines Wissens auch E‑Werk Mitarbeiter darauf tätig. Es kann und darf gar nicht Aufgabe des Finanzministers sein, einem privaten Verein etwas vorzuschreiben. Das würde auch der Vereinbarung widersprechen. Im Punkt 6 der Vereinbarung zwischen Republik Österreich und Amerika ist ganz genau und dezidiert angeführt: 

"6. Sportverein Hakoah. Der frühere Hakoah-Sportplatz war ein Pachtgrund des Sportvereins Hakoah im Wiener Prater. Die Gemeinde Wien ist bereit, der IKG ein ähnliches Pachtgrundstück anzuführen." 

Das heißt, die Initiative, die Suche, das Angebot kann auch nach dieser Vereinbarung nicht vom Herrn Finanzminister kommen, sondern ausschließlich von der Gemeinde Wien. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Eine weitere tatsächliche Berichtigung: Herr GR Godwin Schuster. (GR Godwin Schuster: Keine Berichtigung, eine Wortmeldung!) Dann muss ich es auch als Wortmeldung gemeldet bekommen. - Bitte schön.

GR Godwin Schuster (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender!

Die Zeit von drei Minuten würde ausreichen, aber vom Inhalt her ist es keine tatsächliche Berichtigung, daher habe ich mich als Debattenredner gemeldet. 

Sie alle miteinander wissen sicher, dass das Thema, das hier diskutiert wird, zu den dunklen Geschichten des vergangenen Jahrhunderts gehört, und ich glaube, dass wir mit diesem Thema in geziemender Sensibilität umgehen sollten. Deshalb haben wir am Ende der Präsidialsitzung, als uns mitgeteilt wurde, dass möglicherweise ein Antrag der ÖVP eingebracht werden könnte, bezweifelt, dass das Thema Kosten für die Abdeckung der Tribüne in Hütteldorf der richtige Rahmen ist, um über Restitution zu diskutieren. Wir haben gemeint, das müsste doch noch weiter besprochen werden. Kollege Tschirf hat dann auch gesagt, wenn er einen derartigen Antrag einbringen möchte, dann wird er auch mit den Klubvorsitzenden der anderen Parteien noch entsprechende Gespräche führen.

Der Antrag ist richtigerweise nicht eingebracht worden - und ich sage auch dazu: dankenswerterweise -, sondern er ist vor Beginn der Sitzung eingebracht worden. (GR Dr Wilfried Serles: Also ist er doch eingebracht worden?) Vor Beginn der Sitzung als Zuweisungsantrag und nicht zur sofortigen Abstimmung. So war es besprochen.

Ich sage auch, warum ich persönlich sehr froh bin, dass es so passiert ist. Ich erinnere mich noch sehr, sehr gut daran - und dafür war ich sehr dankbar -, dass vor wenigen Wochen - es sind nicht einmal drei Wochen vergangen - Kollege Marboe hier an diesem Pult gestanden ist und sehr, sehr eindringlich, sehr, sehr sensibel auf einzelne Vertreter des Hauses hier eingewirkt hat und genau darauf hingewiesen hat: Bitte machen wir dieses wichtige, sensible Thema nicht zum politischen Kleingeld! Ich war Ihnen sehr, sehr dankbar dafür. 

Ich war daher persönlich etwas überrascht, dass es so wenige Zeit später eine Pressekonferenz gibt und das Thema genau von der Partei thematisiert wurde, aus der vorher so vernünftige Ansätze gekommen sind. Ich war deshalb auch überrascht, weil Sie alle wissen, dass es hiezu eine sehr sensible Debatte gegeben hat, auch im 2. Bezirk. Ich weiß, dass der Bezirksvorsteher des 2. Bezirks sich sehr bemüht hat, mit den anderen Parteien einen Konsens zu finden, einen Konsens im Standortsuchen zu finden, dass versucht wurde, auch mit den Vertretern von Hakoah Gespräche in sehr korrekter Form zu führen.

Ich persönlich glaube, dass dieses Thema sich wirklich nicht dazu eignet, weiter in dieser Form wie bisher diskutiert zu werden. Ich glaube, dass wir dem Appell des Kollegen Marboe Rechnung tragen sollten, weil er so richtig war, und dass wir auch das, was der Herr Bürgermeister in dieser Woche gesagt hat, ganz einfach in die Diskussion miteinbeziehen sollten, nämlich dass er versuchen möchte, in den nächsten Wochen mit den Parteien dieses Hauses Gespräche zu führen, um gemeinsam mit Hakoah zu einer Lösung zu kommen, und zwar sehr bald, weil es schade ist, dass das wirklich noch sehr lange zerdiskutiert wird. Das wird der Sache nicht gerecht. Daher glaube ich, dass wir das respektieren müssen. 

Sie wissen, dass wir alle miteinander nicht das Alter haben, dass uns für das letzte Jahrhundert großartige Vorwürfe gemacht werden könnten, aber wir haben die Verantwortung, mit diesem Thema in einer Form umzugehen, die des Themas würdig ist, die der gesamten Gruppe würdig ist, und daher würde ich euch darum ersuchen. Es hat überhaupt keinen Sinn, hier ständig mit Schuldzuweisungen zu agieren. Hier gibt es ein geteiltes Verantworten auf Bundesebene und auf Landesebene. Hier gibt es Zusagen des Landes Wien, in einem Ausmaß von bis zu 60 Millionen mitzufinanzieren, gleichanteilig wie der Bund. 

Ich glaube nicht, dass es korrekt ist, hier mit Schuldzuweisungen zu agieren, dass da einerseits die ÖVP mit ihrem Stadtrat vielleicht einige Zeit säumig gewesen ist - das hat überhaut keinen Sinn für diese Sache -, oder die Stadt und den Bund gegeneinander auszuspielen. Das bringt dieses Thema überhaupt keinen Millimeter weiter. Ich würde daher darum bitten, dass wir in dieser Form wirklich korrekt weiterarbeiten und versuchen, relativ bald eine Lösung zu finden. (Beifall der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Dr Tschirf hat sich zum Wort gemeldet. - Bitte schön. 

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Nur zum Ablauf, zur Erinnerung daran: In der Präsidiale ist von mir klar und deutlich gesagt worden, dass ich mit jedem der Klubvorsitzenden Gespräche führen werde. Ich habe am nächsten Tag daraufhin auch alle Klubvorsitzenden davon informiert, dass ein Antrag von uns eingebracht wird. Ich möchte schon darauf hinweisen, gerade auf Grund der Sensibilität, die gerade wir hier an den Tag gelegt haben. Es haben - du wirst es mir bestätigen - mehrere Gespräche stattgefunden und wir haben festgelegt, dass das nicht hier zur Abstimmung kommt, sondern dass ein entsprechender Beschlussantrag eingebracht wird, damit die Möglichkeit besteht, Übereinstimmung über den Inhalt herbeizuführen. Es ging um eben das, was damals im Bezirk vereinbart wurde, und um die Vereinbarung des Bürgermeisters, der klipp und klar gesagt hat, dass hinsichtlich einer Feststellung Gespräche mit den Parteien zu führen sind. Aber es war auch klar, dass dieser Antrag hier entsprechend begründet werden wird. 

Jedes Wort dessen, was Walter Strobl hier gesagt hat, entspricht der Sensibilität, die wir hier an den Tag legen und immer an den Tag gelegt haben. Daher hat es mich verwundert, warum an unserer Vorgangsweise hier irgendeine Kritik geübt worden ist, denn sensibler, als wir das getan haben, kann man tatsächlich mit dem Thema nicht umgehen. (Beifall bei der ÖVP. - GR Harry Kopietz: Mit Ausnahme von StR Marboe haben sich alle daran beteiligt!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Klubobmann Dr Görg hat sich ebenfalls zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR DDr Bernhard Görg (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich bin leider zu spät gekommen zur ganzen Debatte, aber ich habe erstens gehört, dass Herr Kollege Chorherr Kritik an meiner seinerzeitigen Amtsführung - was überhaupt kein Problem ist - geübt hat, weil er gefragt hat, wo ich denn gewesen wäre damals als Planungsstadtrat, wie dieses Thema hochgekommen ist. Ich habe jetzt auch vom Kollegen Schuster her Kritik gespürt, der gemeint hat, Kollege Marboe hat dies sehr vernünftig gemacht. Die Schlussfolgerung daraus das heißt: Der Herr Görg, der eine Pressekonferenz gemacht hat (GR Godwin Schuster: Es war so!), hat das weniger vernünftig gemacht. Ich möchte ganz sine ira et studio - der Werner Amon ist nicht im Raum, daher kann ich "sine ira et studio" sagen (Heiterkeit.) -, also ganz ohne Aufregung, einmal ein paar Fakten festhalten und zur Klärung beitragen.

Aus meiner Erinnerung heraus - ich kann mich an das Datum nicht mehr genau erinnern, aber es muss irgendwann im Jahr 1998 gewesen sein - kamen Vertreter der Kultusgemeinde und der Hakoah zu mir in meiner Eigenschaft als Planungsstadtrat, um mir ein Projekt Hakoah Augarten vorzulegen. Sie sind ziemlich gleichzeitig - das ist auch das gute Recht der Kultusgemeinde und vor allem der Hakoah - zum Herrn Bürgermeister gegangen und hatten das Projekt dem Herrn Bürgermeister vorgestellt. Ich habe daraufhin mit dem Bürgermeister gesprochen und wir haben vereinbart, dass wir durch die Planungsabteilung unter der Führung von Kollegen Klotz eine Arbeitsgruppe einrichten, wo mehrere Standorte, unter anderem auch der Standort Augarten, untersucht werden. Herr Mag Müller ist vom Bürgermeister als Verbindungsmann des Bürgermeisterbüros zum Kollegen Klotz genannt worden.

Wir haben auch mehrere Standorte untersucht, wobei ich sage, die Untersuchung war insofern wahnsinnig problematisch, weil die Kultusgemeinde und die Hakoah, aber in erster Linie die Kultusgemeinde, bei jedem anderen Standort als beim Augarten völlig unkooperativ gewesen sind. Es war immer die Botschaft da: Ihr braucht gar nichts anderes zu untersuchen. Wir wollen einfach nur den Standort Augarten. Wobei es unterschiedlich war. Die Hakoah war etwas flexibler in der Argumentation als die Kultusgemeinde. Wenn ich Kultusgemeinde sage, so war es im Wesentlichen Präsident Muzicant, der immer wieder apodiktisch festgestellt hat: Es kommt nur der Augarten in Frage.

Ich habe dann, nachdem ich einen Lokalaugenschein gemacht habe - ich habe mir das mit dem Kollegen Klotz vor Ort angesehen -, die Entscheidung getroffen: Als Planungsstadtrat kann ich den Standort Augarten nicht gutheißen und habe der Kultusgemeinde und Hakoah mitgeteilt, dass für mich der Standort Augarten nicht in Frage kommt, dass ich aber bereit bin, gemeinsam mit der Kultusgemeinde alle anderen möglichen Standorte zu studieren und mir auch Vorschläge von Seiten der Kultusgemeinde und von Hakoah machen zu lassen. 

Ergebnis war, dass die Kultusgemeinde gesagt hat: Herr Dr Görg, wenn wir von Ihnen den Augarten nicht kriegen, es gibt schon noch jemanden in dieser Stadt, von dem wir den Augarten kriegen werden. Ich bin daraufhin zum Bürgermeister gegangen und habe ihm, ohne jetzt im Einzelnen darüber zu berichten, gesagt: Herr Bürgermeister, ich kann Ihnen nur sagen, ich als Planungsstadtrat kann den Standort Augarten nicht gutheißen. Der Bürgermeister hat es zur Kenntnis genommen. Er hat nicht gesagt, ich bin mit Ihnen. Ich sage nur, wie es war, ich versuche wirklich, wahrheitsgemäß zu berichten. Er hat meinen Standpunkt zur Kenntnis genommen. Das war ungefähr Sommer, Herbst 1999, nachdem wir ein Jahr lang mit der Kultusgemeinde und Hakoah herumdiskutiert haben und Muzicant mir gesagt hatte: Sie werden schon noch sehen, mit Ihnen rede ich nicht mehr, wenn Sie den Augarten nicht hergeben, dann bin ich nicht mehr bereit, in Zukunft das Thema mit dem Planungsstadtrat zu diskutieren. - So viel einmal zu meiner Einbindung in das Thema und zu meinem Versuch, eine Lösung zu finden.

Lieber Herr Kollege Schuster, auch wenn Sie jetzt so angedeutet haben, es war gar nicht als Kritik gemeint, dass ich eine Pressekonferenz zu dem Thema gemacht habe (GR Godwin Schuster: Das habe ich sehr wohl kritisiert!) - das ist ganz okay, ich habe gar kein Problem damit -, sage ich Ihnen ganz klipp und klar eines: Die ersten Meldungen zum Thema Standort Augarten kamen überhaupt nicht von mir. Die kamen zum Teil aus dem Bezirk, die kamen von den GRÜNEN - da habe ich mich noch gar nicht zu Wort gemeldet gehabt -, die kamen vom Bürgermeister, der irgendwann einmal gesagt hat, die Chance sei 60 zu 40 oder 40 zu 60. Aber eines geht ganz sicher nicht, Herr Kollege Schuster, auch wenn Sie jetzt die absolute Mehrheit haben: Die Entscheidung über diesen Standort trifft nicht allein der Bürgermeister. 

Ich bin nach wie vor daran interessiert - das ist der Grund, warum ich zugestimmt habe, dass heute keine sofortige Abstimmung bei unserem Antrag erfolgt -, dass es zu einer Vier-Parteien-Einigung kommt. Ich bin nicht der Typ. Jetzt bin ich neun Jahre in der Politik. Herr Schuster, mir vorzuwerfen, ich hätte meine politische Laufbahn mit viel politischem Kleingeld gemacht, ist ein bisserl absurd. Ich werde auch jetzt nicht politisches Kleingeld daraus schlagen. Ich bin an einem klaren Standpunkt der ÖVP in dieser Frage interessiert, bei allem Anerkenntnis des klaren Rechtes von Hakoah auf einen Standort. Da gibt es überhaupt nichts herumzudeuteln. Ich brauche da überhaupt nicht irgendwo auf Stimmenfang zu gehen, aber ich wollte unseren Standpunkt klar machen, nachdem alle anderen ihre Standpunkte klar gemacht haben, mit Ausnahme - das gebe ich zu - des Herrn Bürgermeisters, der keinen Standpunkt nennt, sondern sagt, 40 zu 60 ist die Chance. Das ist aber keine starke Position aus meiner Sicht. 

Daher habe ich die Pressekonferenz gemacht. Aber weil ich nach wie vor die Hoffnung habe, dass wir eine Vier-Parteien-Einigung zu Stande bringen, war ich bereit, darauf zu verzichten, dass wir heute hier eine sofortige Abstimmung haben, weil ich nicht gesehen habe, dass wir heute hier eine einvernehmliche Lösung in dieser Frage zusammenbringen. Das ist meine Form - obwohl ich eine klare Position in dieser Frage habe, die ich auch nach außen hin kommuniziere - der Sensibilität. Es würde mich freuen - aber wenn Sie es nicht tun, kann ich auch nichts machen -, wenn Sie das auch entsprechend so sehen würden. - Danke sehr. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Eine weitere tatsächliche Berichtigung kommt von GR Dr Tschirf.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich möchte nur etwas zum Kollegen Schuster sagen, weil der Kollege Schuster davon gesprochen hat, dass nach der Präsidiale eine Pressekonferenz stattgefunden hat. (GR Godwin Schuster: Das habe ich nicht gesagt!) Dem ist natürlich nicht so. Das war nachher. Damit ist ein Eindruck insinuiert worden, der nicht bestanden hat. (GR Godwin Schuster: Das habe ich auch nicht gesagt!)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatter GRin Martina Malyar: Nach dieser langen Diskussion, die eigentlich vom Akt sehr weit weggeführt hat, möchte ich doch wieder zu dem Akt zurückführen, der uns vorgelegen ist. Hier geht es um die Verbauung des Restes des Daches vom Hanappi-Stadion. Ich würde Sie dazu um Zustimmung ersuchen.

Ich möchte aber doch noch eine ganz persönliche Bemerkung zum Schluss machen. Im Gegensatz zu vielen, die hier gesprochen haben, war meine Mutter selber bei der Hakoah und hat sicher auch auf dem Sportplatz, um dessen Ersatz es geht, selbst gespielt und geturnt. Aber eines kann ich ganz überzeugt sagen, und ich bin ganz sicher, dass ich dazu Ihre Zustimmung habe. Nach der Wortmeldung von Herrn GR Wagner sehe ich mich dazu veranlasst, im Namen meiner Mutter und einer ganzen Generation, die Opfer einer schrecklichen Zeit des vorigen Jahrhunderts war, zu sagen, dass sie sich, wenn auch langsam, lieber noch vom Herrn Bgm Häupl und der SPÖ-Fraktion und den Vernünftigen in Wien vertreten lässt (GR Heinz Christian Strache: Die dann so einen Blödsinn daherreden!), als durch andere Leute, die jetzt versuchen, politisches Kleingeld daraus zu schlagen. (GR Heinz Christian Strache: Über 50 Jahre nichts tun und dann so einen Blödsinn daherreden!) Aber man wird sehen, wie Sie denken, wenn es um die Abstimmung zur Wehrmachtsausstellung geht. - Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Günther Reiter: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Frau Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrheitlich, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 62 (PrZ 255/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Bau- und Investitionskostenzuschüsse an katholische und evangelische private Pflichtschulerhalter.

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Vettermann, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem. Ich erteile es ihr.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Da wir dieses Geschäftsstück ablehnen, möchte ich das ganz kurz begründen.

Zunächst einmal: Es spricht natürlich viel auch für dieses Geschäftsstück. Wir stehen auf dem Standpunkt, dass Kinder und Jugendliche, die von ihren Eltern in konfessionelle Schulen geschickt werden - das ist ja nicht ihre eigene Wahl, sondern die werden dorthin geschickt -, selbstverständlich das Recht haben, in Schulen zu sitzen, die gut adaptiert und gut ausgestattet sind. (GR Johann Römer: Wie schaut das in der Hofmühlgasse aus? Werden die Kinder dorthin nicht geschickt?) Nein, alle Kinder werden von ihren Eltern in irgendwelche Schulen geschickt und sollen daher unserer Meinung nach durchaus gleich behandelt werden. Wir wollen da nicht den Unterschied machen, dass Kinder in konfessionelle Schulen gehen und etwas nicht bekommen sollen, und andere gehen in sonstige Schulen, sondern alle Kinder sollen in gut ausgestatteten Schulen sitzen.

Jetzt möchte ich für diejenigen, die nicht im Ausschuss sind, kurz wiederholen, warum ich gesagt habe, dass wir ablehnen.

Erstens. Wir hatten im Ausschuss nicht vorliegen, um welche Schulen es sich handelt. Jetzt habe ich das schon. Mein Dank gilt der Abteilung, die mir das inzwischen zukommen hat lassen, sodass wir jetzt wissen, welche Schulen da Geld bekommen sollen.

Ich mache jetzt mittels Antrag auch den fortführenden Vorschlag, dass man ein Kriterium einzieht, wann eine private gemeinnützige Schule Geld erhält und wann nicht.

Mein Vorschlag war, dass man sagt, jede Schule, die nachweisen kann, dass sie die UN-Kinderrechtskonvention, also die UNO-Konvention über die Rechte des Kindes einhält, die soll durchaus die Chance haben, Geld zu bekommen. Aber dieses eine Kriterium möchte ich als Mindestmaß an Anforderungen sehr wohl eingezogen haben.

Ich sage jetzt auch dazu, wo meine Bedenken liegen. Da das katholische Schulen sind - auch ein paar evangelische Schulen sind dabei -, so ist, wenn man die UNO-Konvention anlegt, erstens erforderlich, dass diese Schulen sehr wohl auch Kinder anderer Religionen aufnehmen. Die tun das auch. Ich kenne genügend konfessionelle katholische Schulen, die auch muslimische Kinder aufgenommen haben. Da gehen sogar recht viele muslimische Kinder hin. Aber das, was wir wollen, ist, dass natürlich auch nachgewiesen wird, dass diese Kinder gleich behandelt werden, dass sie mit Würde und Toleranz behandelt werden, dass ihre Religion dort auch einen Stellenwert erhält, dass dort auch diese andere Religion unterrichtet wird, dass die kulturellen Rechte, die diese Kinder haben, dort verfolgt werden, dass ihre Traditionen dort Berücksichtigung finden, dass das Recht auf Identität gewahrt wird. Es ist so, wenn auch nur Bestandteile der Identität genommen werden, ist die UNO-Kinderrechtskonvention nicht erfüllt. Das Gleiche gilt für das Recht auf Meinungsfreiheit. 

Das sind jetzt nur ein paar Schlagworte, weil ich das kurz halten will. Ich stelle daher den Antrag, und dieser Antrag gilt nicht nur für die konfessionellen Schulen, das würde genauso für jede andere Schule gelten, die hier im Gemeinderat eine Subvention erhält. Ich lese Ihnen die Begründung nicht vor, sondern nur den Antrag: 

"Subventionen der Stadt Wien werden nur an jene Schulen und Lerninitiativen vergeben, die das 'UN-Übereinkommen über die Rechte des Kindes' einhalten." 

Das gilt bitte für die Hofmühlgasse genauso wie für jede konfessionelle Schule. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Jetzt hoffe ich doch sehr, dass alle, die hier sitzen, die Kinderrechtskonvention unterstützen und selbstverständlich der Meinung sind, dass das das notwendige Kriterium ist, um einer Subvention zuzustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Walter Strobl. Ich erteile es ihm.

GR Walter Strobl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Die Frage der UNO-Kinderrechtskonvention in einen Zusammenhang mit katholischen oder evangelischen Privatschulen zu bringen, ist von vornherein eine Frage, die für mich auch durch meine Vorrednerin in keinen echten Zusammenhang gebracht werden konnte. Ich konnte nicht erkennen, in welchem Zusammenhang hier irgendein Punkt der UNO-Kinderrechtskonvention, egal jetzt einmal, an welchem Standort, stehen sollte. Ich habe mich ein bisschen erkundigt - Sie haben sich konkret selbst erkundigt - über die Friesgasse und über die Hofzeile, und ich konnte nicht erkennen, dass dort irgendetwas in diesem Zusammenhang nicht in Ordnung wäre. 

Also ich darf Ihnen Folgendes dazu sagen, ich habe das sehr genau recherchiert: In der Friesgasse gibt es den islamischen Religionsunterricht, weil er angeboten wird. In einer katholischen Privatschule wird islamischer Religionsunterricht angeboten. Die Schüler werden zusammengezogen, wie das üblich ist, und das Ganze wird durch die islamische Glaubensgemeinschaft organisiert. In der Hofzeile geht ein Großteil der Schüler in den islamischen Unterricht und nur zwei Schüler davon nicht direkt in der Hofzeile, sondern an einer öffentlichen Schule. Auch hier sind all jene Dinge erfüllt, die zur Glaubensfreiheit und zur Ausübung des Glaubens notwendig sind.

Ich verstehe aber einen Zusammenhang nicht, meine Damen und Herren. Wenn ich heute mein Kind in einer katholischen Privatschule anmelde, dann muss ich davon ausgehen, dass es hier eine konfessionelle Schulatmosphäre gibt, die sich genau an der Konfession orientiert, die auch sozusagen als Überschrift beim Eingang steht. Ich wünsche mir, dass in gleichem Ausmaß Toleranz geübt wird und auch an jenen Schulen anderer Glaubensgemeinschaften, die wir hier in Wien auch haben, katholische Schüler Eintritt finden können. Dort kann ich diesen Zusammenhang nicht erkennen.

Aber ich muss eines wissen: Wenn ich mir heute eine Opernkarte für "La Traviata" löse und ich gehe dann in die Oper hinein und beginne eine Diskussion, warum nicht "Die Zauberflöte" gespielt wird und will das abstimmen lassen, dann werden mich die Leute fragen, warum ich nicht zu einem anderen Zeitpunkt oder möglicherweise in ein anderes Opernhaus gegangen bin. Hier jetzt herauszukommen und zu sagen, wir müssen uns an der UNO-Kinderrechtskonvention orientieren und das hier im Gemeinderat beschließen lassen, das ist eine Chuzpe, und zwar eine echt frivole, lächerliche Aktion. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Begründung, die Sie hier vorgebracht haben, Frau Kollegin Jerusalem, ist fadenscheinig und - das wissen Sie ganz genau - auch nicht zutreffend. Es gibt keine einzige Schule in Wien, und wenn - und jetzt kommt der springende Punkt - in irgendeiner Schule ein rechtlicher Bereich nicht eingehalten wird, dann ist die Behörde aufgefordert, diese Rechtssituation im Sinne egal welcher gesetzlichen Dinge, die übertreten werden, zu beanstanden und einzufordern, dass das abgestellt wird. Aber ich halte es für frivol, heute einen Beschluss- und Resolutionsantrag einzubringen, in dem Sie verlangen, dass die UNO-Kinderrechtskonvention eingehalten werden muss im Zusammenhang mit Maßnahmen der Förderung. 

Ich behaupte, alle Gesetze, die es gibt in diesem Land, in dieser Stadt, die die Schulen betreffen und möglicherweise auch den Randbereich der Schulen betreffen. müssen eingehalten werden. Deswegen können wir jetzt nicht für jedes mögliche Gesetz einen Resolutionsantrag einbringen und sagen: Bitte, hier gibt es ein Gesetz, und ich habe gehört, da hat sich irgendjemand vielleicht nicht so ganz daran orientiert, daher beschließen wir heute, wir halten uns an die Gesetze. Also, das ist lächerlich und frivol. 

Wir werden aus diesem Grund diesen Missbrauch des Stadtparlaments ablehnen und daher diesem Antrag auch ganz sicher nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Frau GRin Jerusalem gemeldet.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Ich kann Ihnen versichern, Herr Abgeordneter, ich habe es nicht frivol gemeint, sondern ich meine das ganz ernst. (GR Gerhard Pfeiffer: Noch schlimmer!) Ich stelle fest, Sie haben 100‑prozentig Recht: Alle Gesetze müssen eingehalten werden, aber genau die UNO-Konvention über die Rechte des Kindes ist ein Gesetz, das offensichtlich noch nicht in den Köpfen der Menschen drinnen ist, weder innerhalb der Verwaltung noch innerhalb der Regierung. Sie wird nicht eingehalten, in vielen, vielen Punkten nicht eingehalten. 

Und jetzt zur Friesgasse. Herr Abg Strobl, ich habe mit Ihnen nicht über die Friesgasse gesprochen (GR Dr Matthias Tschirf: Herr Präsident! Das ist gegen die Geschäftsordnung!) Ja, ich bin genau da. Ich habe mit Ihnen nicht über die Friesgasse geredet. (Zwischenrufe bei der ÖVP. - GR Günter Kenesei: Seien Sie ruhig, wenn Sie es nicht verstehen!) Vom Rednerpult aus habe ich die Friesgasse auch nicht erwähnt, aber ich habe kurz mit Ihrer Kollegin über die Friesgasse gesprochen und habe gesagt, das ist eine Schule, von der ich der Meinung bin, dass dort alles in Ordnung ist, und ich wüsste es gerne über die anderen auch. So viel zur Friesgasse. 

Und ich hätte das gerne von jeder Schule, dass sie das nachweist. Und das ist, glaube ich, nicht zu viel verlangt, dass eine Schule nachweist, dass sie die UNO-Konvention über die Rechte des Kindes einhält. Bitte das kann ja kein großes Verlangen sein. (Beifall bei den GRÜNEN. - GR Dr Matthias Tschirf: Das ist ein Bruch der Geschäftsordnung!))
Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr GR Dr Tschirf zur Geschäftsordnung.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich wollte ersuchen, dass die Geschäftsordnung eingehalten wird, denn das war keine tatsächliche Berichtigung. (GR Günter Kenesei: Was dann? Sie können gerne eine Geschäftsordnungsdebatte haben! Sie müssen das erst nachlesen, Kollege Tschirf!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich nehme es zur Kenntnis und werde mich bemühen, dementsprechend zu handeln, Kollege Tschirf. 

Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Debatte ist geschlossen.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Vielleicht in aller Kürze zu der Diskussion. Ich meine, an sich ist ja der Akt selbst nicht umstritten, daher wird es auch eine entsprechende Zustimmung geben. Aber wenn wir schon über die UNO-Kinderrechtskonvention reden, muss man, glaube ich, dazu wirklich zwei, drei Dinge feststellen. 

Das Eine ist, dass natürlich die Schulaufsicht darauf achtet, dass in Österreich Gesetze eingehalten werden, auch in den Schulen. Und das passiert ja auch. 

Das Zweite ist, dass es, gerade was die UNO-Kinderrechtskonvention betrifft, alle zwei Jahre einen Bericht der Bundesregierung gibt. Es hat - weil das, glaube ich, schon über zehn Jahre her ist - doch mehrmals schon diesen Bericht gegeben und es hat eigentlich nie einen Grund zur Beanstandung gegeben. Das heißt, es gibt keine Beschwerden in dieser Richtung. Das Unterrichtsministerium wäre berichtspflichtig, wenn einzelne Schüler das Gefühl hätten, sie wären hier benachteiligt, weil sie moslemische Schüler sind und in einer katholischen Schule behindert werden. Wenn so etwas kommt, dann würde es berichtet werden. Es gibt diese Berichte nicht, weil es eben auch keine Fälle gibt, wo das verletzt wird.

Ich bin ein Freund dieser UNO-Kinderrechtskonvention, aber man muss sagen, es ist doch auch so, dass eine weitere Kontrolle über die Schulaufsicht im Moment nicht durchführbar wäre und daher die Geschichte nur so ausschauen könnte, dass man ein A‑4-Blatt zum Beispiel in der Schule zum Unterschreiben gibt, wo die Schule bestätigt: Wir werden uns daran halten. Das ist in der Praxis aber eigentlich zum Krenreiben und hat daher in dem Sinn keinerlei praktische Konsequenzen.

Daher sage ich Ja zur UNO-Kinderrechtskonvention, aber Nein zu dem Antrag der Kollegin Jerusalem und bitte um Zustimmung zum vorgelegten Aktenstück. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Danke schön. - Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Abänderungsantrag wurde nicht gestellt. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag des Herrn Berichterstatters zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Grünen, angenommen. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über den Beschluss- und Resolutionsantrag, betreffend Einhaltung des UN-Übereinkommens über die Rechte des Kindes, eingebracht von GRin Susanne Jerusalem. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen der Zustimmung. - Dieser Antrag hat nicht die notwendige Mehrheit gefunden. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 63 (PrZ 273/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Vorhaben Volksschulerweiterung im 18. Bezirk, Scheibenbergstraße 63. 

Zu diesem Geschäftsstück ist niemand zum Wort gemeldet. 

Wir können somit sofort zur Abstimmung kommen. 

Ich bitte daher jene Damen und Herren des Gemeinderats, die diesem Geschäftsstück zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Das ist mehrstimmig, gegen die Stimmen der Freiheitlichen, angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 64 (PrZ 274/01-GJS) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft den Volksschulneubau im 10. Bezirk, Katharinengasse. 

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Vettermann, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Danke, Herr Vorsitzender! 

Ich bitte bei dem eben einreferierten Aktenstück ebenfalls um Zustimmung. 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich eröffne die Debatte. Zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm. 

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich hoffe - das einleitend zu diesem Aktenstück, Vorhaben Schulneubau in der Katharinengasse, Volksschulneubau mit Gesamtkosten von rund 146 Millionen S -, dass der Neubau und die nachfolgenden Jahre dieser Schule unter einem besseren Stern stehen, als die Findung des Architekten und die Vergabe an den Architekten und der Wettbewerb. 

Auf diesen Wettbewerb möchte ich auch zu sprechen kommen, denn die Auslobung und dieses Wettbewerbsverfahren haben in der Wiener Architektenschaft für einigen Unmut gesorgt. Es hat sehr viele Diskussionen darüber gegeben und es wird vielleicht auch noch in Zukunft einiges an Diskussion geben, wie eigentlich Wettbewerbe in unserer Stadt abzuhandeln wären. 

Es hat eine interessante Zusammenfassung gegeben, nachdem im März des heurigen Jahres dieser Wettbewerb stattgefunden hat. Es ging darum, eben diese besagte Volksschule samt Hort, Kindergarten und Jugendzentrum in der Katharinengasse zu planen. Rund 250 Architekturbüros haben sich die Unterlagen besorgt, großteils auch internationaler Provenienz. 74 haben schlussendlich abgegeben. Es hat jeder - das entspricht der Größenordnung bei so einem Wettbewerb - rund eine Viertelmillion Schilling investiert. Gewonnen hat der Entwurf des Herrn Wilhelm Holzbauer, dem weder hier durch mich noch auch in dem Artikel Freunderlwirtschaft oder sonstige Nahverhältnisse unterstellt werden sollen. Tatsache ist jedoch, dass sein Projekt, nur hinsichtlich der Pragmatik das Beste, und der gesamte Juryprozess, der hurtig an einem einzigen Tag abgewickelt wurde, zu hinterfragen sind. 

Begonnen hat es damit, dass eklatante Formalfehler bei dieser Jurierung aufgetreten sind. Gut zwei Dutzend der Teilnehmer, die sich nur zum Teil persönlich kennen, haben sich in den vergangenen Wochen zusammengetan - so der Kommentar dazu - und wollen nun mit allen anderen Teilnehmern erst einmal mittels Gespräch und dann gemeinsam mit der Kammer die Rechtslage prüfen - und das hat mittlerweile ja auch stattgefunden -, inwieweit dieses Verfahren überhaupt anzufechten ist.

Ich möchte Ihnen nur kurz die Vorgangsweise, was sich da abgespielt hat, konkret zur Kenntnis bringen. Am 12. März dieses Jahres, dem Tag der Entscheidung, versammeln sich um 8.30 Uhr Teile des Jurygremiums. Zwei nominierte Juroren kamen zu spät, ein weiteres Jurymitglied blieb der Veranstaltung gänzlich fern und entsandte einen zuvor nicht, wie vorgeschrieben, genannten Ersatzjuror, eine Jurorin tauchte erst nach dem Mittagessen auf und schickte ebenfalls eine vorher nicht nominierte Ersatzperson ins Rennen. Nach ihrem persönlichen Eintreffen stimmte sie aber dann frisch, fröhlich und kräftig bei der endgültigen Abstimmung mit. 

Die Weitsicht, eine derartige Projektmasse mit kurzem Blick zu durchleuchten, war wohl nicht einmal einem Mies van der Rohe gegeben, der durchaus einer gewesen ist, der auf einen raschen Blick erkennen konnte, was Qualität und was nicht so hohe Qualität ist. 

Schon vorher war der Jury-Vorsitzende nie, wie vorgeschrieben, gewählt worden, und wenn ja, dann entzog sich das der Kenntnis des Schriftführers, der im Übrigen als Vorprüfer ein solcher gar nicht hätte sein dürfen. 

In dieser munteren, formal Lästiges überspringenden Art ging es weiter, ehe dann um 17.50 Uhr das Resultat feststand. Der zweite Tag für die Abwicklung des Verfahrens konnte damit der Freizeit gewidmet werden. 

Äußerst peinlich und geradezu fahrlässig ist der Umstand, dass jeder Architekt, der sein Projekt persönlich abgeliefert hat, beim Vorprüfer in einer Liste neben der Projektbeschreibung und der Projektnummer noch unterschreiben musste, eine völlig unübliche Vorgangsweise in einem anonymisierten Verfahren, das die geforderte Anonymität des Verfahrens ad absurdum führt, das ja eben darum eingeführt wurde, um eine schiefe Optik der "Freunderlwirtschaft" und der "Verhaberung", wie es da heißt, hintanzustellen. 

Die Frage des Vorsitzenden nach einer etwaigen Befangenheit der Preisrichter unterblieb, sie ist zumindest nicht im Protokoll feststellbar. 

Es ist auch hinlänglich bekannt, dass zumindest zwei der Juroren einzelne Projekte bereits vorher kannten, bevor sie in dieser Jurysitzung öffentlich wurden. Der Auftrag war, hier eine Schule zu errichten und Freiräume zu schaffen. Es ging darum, Vormittagslicht in die Klassen zu bekommen, es gingt um Orientierbarkeit, um Lärmschutz und das Bereitstellen sinnvoll koordinierter Zonen verschiedenster Nutzungen und das intelligente und unerhört schwierige Verschmelzen Tausender Faktoren zu einem kompakt funktionierenden Ganzen. So zumindest die Beschreibung. 

Der Eindruck der Ausgewählten, die dann an dieser Jurysitzung teilnahmen, war: Es geht ausschließlich um Aufträge, Raumkubaturen, Effizienz und Haberer, mit denen man super Saufen gehen kann. Also ein durchaus differenziertes Bild, wie eine Jurysitzung eines Wettbewerbs der Stadt Wien aussieht. 

Dabei muss man sich immer vor Augen führen, dass da nicht irgendeiner eine Idee gehabt und gesagt hat: Setzen wir uns zusammen, reden wir!, sondern das war ein offizieller Wettbewerb der Stadt Wien. Es war eine ausgemauschelte Geschichte, wo selbst die Teilnehmer ... (GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Wer war das?) Die Teilnehmer, Kollege Maurer, die Teilnehmer. (GR Dkfm Dr Ernst Mauerer: Na, wer war das?) Sie brauchen gar nicht zu schreien: Wer war das? Auch ein Vertreter des Bezirks war bei dieser kuriosen Sitzung dabei. Aber offensichtlich ticken die Uhren im 10. Bezirk sowieso ganz anders. (GR Dkfm Dr Ernst Mauerer schüttelt den Kopf.) Und wenn Sie so deuten, weiß ich, dass ich Recht habe. Das ist das einzige Indiz dafür. Tun Sie nicht so, als ob das alles nicht stimmen würde. (GR Dkfm Dr Ernst Mauerer: Ich sage ja nichts! Ich möchte nur wissen, von wem Sie das haben!) Von den Teilnehmern. Sie können aber gerne im Juryprotokoll nachlesen, wie es dort zugegangen ist - falls Sie eines finden, Kollege Maurer. 

Das Problem ist - und auch das ist hier beschrieben -: Es haben einzelne Gruppen gesagt, wie in Zukunft mit der Architektur in Wien umgegangen werden soll. Es hat Forderungen an die Stadträte gegeben und so weiter. Es war dann so, dass es kein Juryprotokoll gegeben hat, weil es von keinem der Jurymitglieder unterzeichnet wurde und bislang auch nicht aufgelegt ist. Ein solcher Wettbewerb ist wirklich kein Renommee für die Stadt Wien.

Noch ein Aspekt, wie dieser Wettbewerb offensichtlich überhaupt von der Stadt Wien bewertet wurde. Dass die 74 Wettbewerbsprojekte für die Volksschule Katharinengasse so gut wie unter Ausschluss der Öffentlichkeit in den Gängen neben der WC-Anlage im Hanappi-Stadion zur Schau gestellt wurden (Heiterkeit bei den Grünen.), untermalt jedenfalls die Ehrerbietung, die man der Architektur in Wien entgegenbringt. 

Ich höre jetzt keinen Zwischenruf, Kollege Maurer, auch nicht: Wer sagt das?, sondern jeder hat sich überzeugen können, dass die dort neben dem Klo gehangen sind. In einem finsteren Gang, wo zwei Lampen und eine Notbeleuchtung sind, sind auch diese 74 Tafeln mit den Projekten gehangen.

Sowohl die Architekten als auch die Kammer sagen: Uns wäre angesichts dieses Schlamassels lieber gewesen, man hätte es überhaupt bleiben lassen, man hätte jemanden bestimmt, wie es schon so oft geschehen ist, dann hätten wir wenigstens gewusst, wie wir dran sind, und jeder Einzelne von uns hätte sich eine Viertelmillion gespart. Auf solche Wettbewerbe kann in Wien verzichtet werden.

Jetzt gab es nachfolgend in interessierten Kreisen durchaus auch eine öffentliche Diskussion und einen Antrag von uns am 23. Mai dieses Jahres, der unter anderem qualitätssichernde Verfahren forderte, um im Rahmen und unter Beteiligung der MA 18, MA 19 und MA 21 solche Wettbewerbe durchzuführen. Die Stadt Wien muss sicherstellen, dass Kriterien erarbeitet werden, die definieren, welches qualitätssichernde und zeitgemäße Verfahren anzuwenden ist. Ich kann mir durchaus vorstellen, dass man in verschiedenen Fällen kein Wettbewerbsverfahren macht, sondern einen geladenen Wettbewerb. Die Stadt Wien soll umgehend eine verbindliche Verfahrensordnung für Gutachterverfahren und für Bauträgerwettbewerbe erarbeiten. Eine öffentliche Diskussion im Vorfeld des Wettbewerbs soll Konsens über die Aufgabenstellung sichern, detaillierte und gründliche Vorbereitung der Ausschreibungsunterlagen, Qualifikation und Unbefangenheit der Preisrichter sind sicherzustellen. Es ist zu überlegen, welche Maßnahmen bei gleichzeitigem Wechsel der Jurymitglieder gemacht werden können. Juryentscheidungen müssen transparent und nachvollziehbar sein. 

Es ist dann auch im Ausschuss für Stadtplanung diskutiert worden und Herr StR Schicker hat zugesagt, dass es im Herbst - sieben Tage haben wir noch - eine Enquete zu diesem Thema geben wird. Jetzt ist mir keine Einladung bekannt, dass in den nächsten sieben Tage eine solche Enquete stattfinden würde. Mir ist auch nicht bekannt, dass in der übrigen Zeit seit dem 23. Mai eine solche Enquete stattgefunden hat, und wir warten noch immer darauf, wie die Stadt Wien in Zukunft mit ihrer Wettbewerbsordnung und mit ihrem Verfahren umgehen wird. Wird man weiterhin solche schludrigen Wettbewerbsverfahren und Jurierungen machen, wie es bei der Katharinengasse der Fall gewesen ist, dann werden Sie sich wundern, warum immer weniger Architektenteams und ‑büros an Wettbewerben teilnehmen. 

Nur als ein Beispiel: die Fiatgründe in Schönbrunn. International ausgeschrieben, großer Architekturwettbewerb, in internationalen Fachzeitschriften angekündigt, und nur eine Hand voll Architekturbüros hat sich beworben.

Ist das der Weg, den Wien in der Architektur beschreiten will, oder gibt es dann nur mehr die Holzbauers, die Peichls & Co, die allesamt in Wien ihre Aufträge haben werden, und die junge, qualitätsvolle Architektur, die moderne Architektur, die durchaus ihre Chancen und Internationalisierung hat und gute internationale Aufträge ergattert, wird in Wien keine Aufträge bekommen?

Aber weitere Fragen knüpfen sich leider daran. Ich glaube, diese ganze Schule ist mit keinem guten Omen verbunden. Die Aura dieses Wettbewerbs strahlt auch hinein in den Neubau, in den Standort und in die Einbettung des neuen Standorts in der Katharinengasse. Oftmals haben wir diskutiert - gerade bei Neubauten von Volksschulen oder bei Schulbauten überhaupt -, welche Möglichkeiten wir haben, hinsichtlich der Öffnung der Freizeitanlagen, der Freiflächen in der übrigen Zeit außerhalb der Schulstunden, welche Kooperationsmöglichkeiten es mit benachbarten Vereinen, mit Hausgemeinschaften in dieser Anlage gibt, die ja wahrlich keine kleine sein wird. Welche Möglichkeiten der Nutzung gibt es zum Beispiel für Abendveranstaltungen oder Erwachsenenbildung? Welche Möglichkeiten gibt es, die Aula oder Säle in der Schule auch für andere Veranstaltungen außerschulischer Zwecke zu nützen? 

Nichts dergleichen ist derzeit in Diskussion. Es gibt zwar immer wieder, wenn es angesprochen wird - meist bei der Budgetdebatte und dann wieder beim Rechnungsabschluss -, Lippenbekenntnisse dazu und es wird gesagt: Ja, das wollen wir haben, aber es ist alles so kompliziert. Mit der Versicherung geht das nicht. Der Schulwart will das nicht, da ist die Schulwartegewerkschaft dagegen, denn dann hat der die Haftung. Die MA 56 meint, da müssten die Flächen an jemanden anderen übertragen werden. Wer passt dann auf? Wer haftet, wenn was kaputt wird? Und was ist, wenn die dann nicht hinausgehen? Was ist, wenn dort etwas passiert? - Mir kommt es so vor, Sie suchen nach Antworten, warum es nicht geht, statt nach Antworten zu suchen, warum es geht. 

Gerade dieser neue Stadtteil - und das wird ein ganz ein neuer Stadtteil - bietet die Chance, denn dort gibt es rundherum Bauträger, die durchaus innovativ sind, die Ideen haben. In unmittelbarer Nachbarschaft wird ein Generationenwohnhaus beziehungsweise vom Kolpingwerk ein Seniorenwohnheim errichtet. Dort gäbe es Möglichkeiten, das durchaus mitzunutzen. Es werden in einem Bauteil, der von der GESIBA errichtet wird, Freiflächen mit Internet-Anschlüssen für Jugendliche angeboten. Großzügige Freiraumgestaltung indoor, keine großzügige Freiraumgestaltung outdoor. Das wäre nämlich der Standort für die Freiflächen der Schule, aber man hat sich im Bezirk und in der Stadtplanung darauf verständigt, dazwischen noch einen Keil einzuziehen, um noch mehr Wohnungen dorthin zu bringen, was andererseits weniger Freiflächen bedeutet. 

Ich kündige Ihnen schon an - ich verhehle nicht, dass ich das mit einer gewissen Freude tue -, diese Volksschule Katharinengasse wird Sie noch länger verfolgen. (Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Ich habe nämlich ab Juli nächsten Jahres das Vergnügen, auf diese Schule hinunterzusehen. (Zwischenruf des GR Rudolf Hundstorfer.) Ja, das wird nett, Kollege Hundstorfer. (GR Harry Kopietz: Du wirst die Schule verfolgen?) Wir werden nicht die Schule verfolgen, sondern wir werden uns genau anschauen, wo die tollen Konzepte der Sozialdemokratischen Fraktion bei diesem Schulneubau umgesetzt werden, wo das ökologische Konzept ist, von dem mir Herr StR Faymann in einer Anfragebeantwortung zurückgeschrieben hat, wo das neue Freiflächenkonzept sein wird, um der umliegenden Bevölkerung den Zugang zu diesen Freiflächen zu gewährleisten. 

Ich werde für Sie dann vielleicht, wenn es erlaubt ist, ein paar Fotos von dem Zaun machen, der dann dort rundherum sein wird und von den verschlossenen Türen. Wir können dann vielleicht gemeinsam einen Lokalaugenschein machen, wenn wir vor der verschlossenen Türe bei dieser Schule stehen. Vielleicht gibt es dort einen innovativen Schulwart, der hie und da das Türl offen lässt, dann hätten wahrscheinlich die Kids in der Katharinengasse und in den umliegenden Bauten eine Riesenfreude. 

Der Schulwart und der Direktor am Eisenstadtplatz konnten bislang nicht überzeugt werden, ihre Freiflächen der Öffentlichkeit preiszugeben. Ich bin neugierig, ob Sie es mit dem neuen Direktor oder der neuen Direktorin und dem neuen Schulwart in der Katharinengasse zusammenbringen werden und welche - O-Ton - innovativen Projekte bei dem Schulneubau - so zumindest die Ausschreibungsunterlagen - in der Katharinengasse zu sehen sein werden. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich glaube, es ist an der Zeit, dass die Sozialdemokratische Fraktion endlich einmal ernst nimmt, was sie ununterbrochen von sich gibt. Wenn auch nur ein Bruchteil davon umgesetzt würde, dann hätten wir es wahrlich gut in Wien. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist geschlossen. - Herr Berichterstatter, bitte.

Berichterstatter GR Heinz Vettermann: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

In aller Kürze. Herrn Architekt Holzbauer ist nicht unterstellt worden - und ich bin dankbar, dass zumindest das am Anfang klargestellt wurde -, da irgendwie verhabert zu sein oder in einem seltsamen Vorgang gewählt worden zu sein. Zugegeben, die Abwicklung in einem Tag war schnell, es waren zwei Tage geplant. Ich selbst habe auch mit einigen Teilnehmern gesprochen. Ich kenne niemanden, der den Eindruck hatte, da geht es um Haberer, ums Saufen oder was auch immer da so flapsig gesagt wurde, sondern da wurde natürlich schon eine Würdigung der eingereichten Stücke vorgenommen, und es gab dann auch eine entsprechende Entscheidung. 

Dieser Bauträger- und Architektenwettbewerb fand unter dem Vorsitz der Architektenkammer statt und es waren auch viele andere Architekten dabei. Daher kann man das nicht einfach so abwerten. Dass man sich langfristig ein Procedere überlegt, dass man nach einer anderen Vorgangsweise, nach einer standardisierten Vorgangsweise vorgeht, ist okay. 

Was die Öffnung der Schule betrifft, muss man sagen, dass gerade das ein Hauptanliegen der Frau VBgmin Laska war, wie sie ihr Amt übernommen hatte, und das ist ja inzwischen weitgehend gelungen. Es gibt eigentlich kaum noch Wiener Schulen, wo nicht Sportklubs oder Kulturvereine und und und Aktivitäten machen. Also die Öffnung gibt es. (GR Günter Kenesei: Nicht Vereine, die Bevölkerung! Ich will nicht nur Vereine!) Das können auch spontane Nutzer in dem Sinn sein, dass sich die zusammenfinden. Nicht nur organisierte Vereine, auch Eltern, auch Schülergruppen können das nutzen, aber natürlich auch Vereine, die das immer wieder kontinuierlich nutzen, und das ist auch ganz okay. 

Dass der Grünraum vor allem einmal für die Ganztagsschule genutzt werden wird, ist, glaube ich, absehbar, gut und richtig. Dazu ist er ja da. Dass Sie das alles beobachten werden, was hier pädagogisch betrieben wird, sozusagen von oben herab, ist, glaube ich, auch ein gutes Omen. 

In dem Sinn, dass er uns Glück gewünscht hat, möchte ich den Kollegen Kenesei ernst nehmen, und noch einmal ersuchen, diesem Aktenstück auch zuzustimmen.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung.

Wer für die Post 64 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig zur Kenntnis genommen. 

Postnummer 196 (PrZ 249/01-GJS), Eintrittspreise im Tropicana Erlebniswaldbad Penzing.

Herr GR Mag Reindl, bitte.

Berichterstatter GR Mag Thomas Reindl: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Ich darf die Debatte eröffnen. Als Erster ist Herr GR Mag Gerstl zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter!

Bis vor wenigen Tagen war das ein ganz normales Aktenstück, nämlich so lange, bis Herr Abg Schieder eine Presseaussendung gemacht hat und zu diesem Aktenstück gemeint hat, die SPÖ sichert die Attraktivität des Penzinger Bades. Ab diesem Moment war klar, dass hier näher aufgezeigt werden muss, was die Attraktivität dieses Bades nun wirklich ist. 

Herr Kollege Schieder, wenn Sie die Attraktivität des Penzinger Bades wirklich sichern und einen dringenden Wunsch - wie Sie schreiben - der älteren und sportbegeisterten Bevölkerung des 14. Bezirks erfüllen, dann muss ich Ihnen sagen, dass das nur die Personen betrifft, die dort um 50 S in das Sportschwimmbecken gehen können. Aber wehe, diese Personen möchten auch zur Erlebnisrutsche gehen, dann müssten sie schon 165 S dafür zahlen und dürften an Ihrem Sozialtarif nicht mehr wirklich teilhaben, und wehe, sie hätten noch ein Kind, dann müssten Sie nochmals 100 S dazuzahlen, denn sonst dürfte auch dieses Kind die Rutsche nicht verwenden. Und wehe, es gäbe einen Behinderten, der nicht in das Schwimmbecken hinein kann, weil er Nichtschwimmer ist, dann müsste er auch 165 S zahlen und käme auch nicht zu dem sozial ermäßigten Tarif. 

Also, Herr Kollege Schieder, Ihre Presseaussendung und dieses Aktenstück zeigen, dass Sie hier in keiner Weise einen sozialen Ausgleich geschaffen haben, sondern, ganz im Gegenteil, dass Sie mit den zusätzlichen 2 Millionen S den Betreiber des Bades fördern, aber nicht die soziale Sicherheit des Badebetriebs sicherstellen. (Beifall bei der ÖVP und bei Gemeinderäten der GRÜNEN.) 

Wir von der Österreichischen Volkspartei sind natürlich eine Partei, die private Betreiber zulässt. Wir sind auch solche, die die Notwendigkeit sehen, ein sozial geführtes Bad zu haben. Keine Frage. Dafür gibt es auch verschiedenste Beispiele. Es gibt öffentliche Bäder, städtische Bäder, da bekommen Sie als Familie, als ein Erwachsener mit einem Kind, eine Eintrittskarte um 60 S. Das Gleiche kostet Sie in dem Bad, bei dem Sie die soziale Attraktivität sichern, 165 S plus 100 S, also 265 S. Die Prozentzahl dazu möchte ich Ihnen gar nicht ausrechnen. Ganz abgesehen davon, dass Kinder unter 6 Jahren dort überhaupt Eintritt zahlen müssen. In allen öffentlichen Bädern müssen sie das nicht. Ganz abgesehen davon, dass eine durchschnittliche Wiener Familie - vielleicht mit zwei Erwachsenen und einem Kind - 430 S, sage und schreibe 430 S für einen Bäderbesuch am Wochenende zu zahlen hat. Da ist noch keine Konsumation dabei, da ist überhaupt keine weitere Annehmlichkeit dabei. 

Das sichert nicht die Attraktivität des Penzinger Bades. Vor allem deshalb nicht, weil es nämlich beim Penzinger Bad darum geht, dass das eigentlich der Ersatz für das alte Baumgartner Bad ist, jenes alte Baumgartner Bad, das ein öffentliches Bad war, das von der Penzinger Bevölkerung sehr, sehr gerne angenommen worden ist und das in Ihrer Verantwortung zugesperrt wurde. Wir wollten wieder ein öffentliches Bad, aber dazu kam es nicht. Sie haben einen Betreiber gefunden, die Tropicana, die am Anfang sehr erfolgreich versucht hat, uns allen den Mund wässrig zu machen - das sage ich auch, denn damals waren wir auch in der Koalition -, und die versucht hat, ein Konzept vorzulegen, womit man diese Sicherheit beizubehalten gedachte. 

Aber ich glaube, wir können heute sagen, dass man das, was nun neuerlich beschlossen werden soll, nämlich diesen Vertrag, der nun im Oktober 2001 von Ihnen oder besser gesagt von der MA 44 unterzeichnet wurde, eigentlich nochmals aufrollen sollte. 100‑prozentig! 2 Millionen S für wirkliche soziale Bedürftigkeit hineinzugeben, ja, dafür sind wir. Aber nicht nur für Schwimmer, sondern auch für alle, die wirklich sozial bedürftig sind, für Familien, für Kinder, für Senioren, für Behinderte. Dann sind Sie wirklich eine soziale Partei. Um das bitten wir Sie sehr (Beifall bei der ÖVP.) 

Damit Sie diese Chance haben und es auch allen Penzingerinnen und Penzingern erklären können, dass Sie wirklich für die sozial Bedürftigen etwas herausholen und dass Sie diesen sozial Bedürftigen eine Möglichkeit geben wollen, auch dort in das Bad zu gehen, aus diesem Grund stelle ich den Antrag, dass dieser Punkt jetzt von der Tagesordnung abgesetzt wird und dass in neuerliche Verhandlungen eingegangen wird. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Das soll ja keine Grundsatzdiskussion zu den Bädern werden, denn eine Grundsatzdiskussion hat ja dankenswerterweise Frau StRin Laska eingeleitet und dazu wird es im nächsten Jahr noch intensivere Verhandlungen geben. Aber überlegen Sie sich ganz konkret, was Sie hier in diesem Akt machen, ob Sie das auch wirklich in dem Sinne bewerkstelligen, wie Sie vielleicht ein zukünftiges Bäderkonzept ausgelegt haben wollen. 

Wenn Sie schon an diesen Punkt denken, dann ist es für Sie vielleicht auch gescheiter, jetzt einmal Nein zu sagen, insbesondere auf Grund der Tatsache, dass diese 2 Millionen S ja als Vorleistung an den Betreiber erbracht werden, denn die sind ja als Abgeltung für seinen begünstigten Tarif vom 1. Jänner 2002 bis 31. Juli 2003 zu sehen. Da Sie die anderen Zahlungen auch im Nachhinein abwickeln, könnten Sie dies auch im Nachhinein abwickeln, können in neuerliche Verhandlungen hineingehen und dann wirklich für sozial Bedürftige mehr herausholen. Dafür würde ich mich sehr einsetzen und würde Sie bitten, dies nochmals zu überlegen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir gehen jetzt weiter gemäß der Geschäftsordnung. Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr GR Dipl Ing Margulies.

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Selten habe ich Herrn GR Gerstl inhaltlich so zustimmen können, wie bei seiner jetzigen Wortmeldung. Wir werden auch den Antrag auf Absetzung von der Tagesordnung unterstützen, denn es ist eigentlich fast unglaublich, wie sehr dieser Akt Tropicana ein Akt ist, der anscheinend von Anfang an und von vorn bis hinten vollkommen verbockt ist. Ich habe keine Ahnung, wer damals verhandelt hat und wie man solche Beschlüsse fassen konnte. Der einzige Beschluss, der für mich tatsächlich nachvollziehbar ist - und das macht es auch uns Grünen so schwer -, ist die erste Sondervereinbarung, mit der gesagt worden ist, man will diesen Sozialtarif - es hat ja schon einige gegeben - und das unterstützt man. Aber ansonsten ist der gesamte Pachtvertrag mit der Tropicana ein Pfusch, denn schon damals hätte man in Wirklichkeit auf die Tarifregelung eingehen sollen.

Zweitens. All das, was Kollege Gerstl gesagt hat, wie das im Tropicana jetzt abläuft, stimmt. Ich möchte jetzt noch zwei kurze Ergänzungen dazu bringen. Kollege Gerstl hat angesprochen: Was ist dann, wenn ein Kind die Erlebnisrutsche benutzt oder ein Nurschwimmer die Erlebnisrutsche benutzt? - Es gibt auch kein anderes Bad als dieses Penzinger Bad, in dem der Badewaschl die Rolle des Hilfssheriffs übernimmt, wenn er die Kontrolle durchführt, ob ein Mensch Eintritt als Nurschwimmer bezahlt hat oder nicht. Uns sind Fälle bekannt geworden, dass den Besuchern und Besucherinnen des Bades gesagt worden ist, als Nurschwimmer haben sie nicht in der Liegewiese zu liegen!

Und mit solch einem Pächter schließen Sie Verträge ab! Ist Ihnen das vorher nicht bewusst gewesen, bei der Frage der Vergabe des Penzinger Bades? War Ihnen der Herr Trenk ein Unbekannter? Jetzt beim Dianabad haben Sie noch einen Vertrag mit ihm abgeschlossen? Wie glauben Sie denn tatsächlich, dass es gewährleistet werden soll, einen Sozialtarif einzuhalten? 

Sie kennen alle das, was "Gruppendruck" - unter Anführungszeichen - heißt, und zwar jetzt positiv. Eine Gruppe von Kindern geht gemeinsam ins Bad und dann sollen natürlich gleich zwei oder drei von den Kindern stigmatisiert sein, weil sich halt deren Eltern aus finanziellen Gründen nur leisten können, den Nurschwimmertarif oder den Kindertarif zu zahlen. Das heißt, sie dürfen nicht auf die Erlebnisrutsche gehen. 

Ist das tatsächlich Ihre Vorstellung von einer sozialen Bäderpolitik? - Mittlerweile denke ich mir: Gott sei Dank, Nein. Ich habe den Abschlussbericht der Bäderkommission gelesen. Dort steht eindeutig drinnen, dass man etwas anderes will. Aber dann sollte man in Wirklichkeit schnellstmöglich Gespräche aufnehmen, wie man tatsächlich aus diesem Pachtvertrag mit der Tropicana wieder herauskommt und nicht im Nachhinein noch dem Betreiber zusätzlich zu den beim Pachtvertrag vereinbarten Subventionen Millionen nachwerfen. Denn jetzt sollen wir zu einem Vertrag, der angeblich für die Zeit ab 1999 bis 2003 gilt, das heißt, eigentlich schon zwei, zweieinhalb Jahre läuft, im Nachhinein eine Subvention für die Stützung des Nurschwimmerpreises gewähren. 

Ich weiß nicht, ob Sie das tatsächlich wissen? - Denn wer beim Penzinger Bad nicht wusste, dass es tatsächlich diese Nurschwimmerkarte gibt, der ist auch niemals draufgekommen, denn angeschrieben war dieser Nurschwimmertarif nicht. Zumindest über lange Zeit nicht, wie ich aus glaubwürdigsten Berichten von Leuten weiß, die dort sind. Auf Nachfrage hat es geheißen: Ach ja, die Karten gibt es. Aber wenn man vor dem Eingang gestanden ist und sich die Tariftafel angeschaut hat, ist nichts von Nurschwimmern dort gestanden. Nichts. 

Mich würde auch interessieren, auf welcher Grundlage Sie jetzt im Nachhinein die letzten zweieinhalb Jahren irgendwie berechnen, bei all den Schwierigkeiten, die es permanent mit diesem Bad gibt. 

Es ist - das als letzter Punkt - dieser Zeitraum letztendlich überhaupt eine bodenlose Frechheit. Sie schließen angeblich eine Vereinbarung, die zweite Sondervereinbarung zwischen dem Bad Tropicana und der Stadt Wien, die ab 1.7.1999 zu laufen beginnt. Ja, wo sind wir denn, dass diese Vereinbarung zweieinhalb Jahre später in den Gemeinderat kommt? (VBgmin Grete Laska: Da müssen Sie den Akt lesen!) Ich lese die Akte. (VBgmin Grete Laska: Das war 1999 im Gemeinderat!) Entschuldigung! Da steht, die zweite Sondervereinbarung läuft vom ... Die erste Sondervereinbarung ist gelaufen - da müsste ich jetzt nachschauen - bis 30. Juni 1999. Dann war sie aus. Die zweite Sondervereinbarung läuft ab 1. Juli 1999. Die haben Sie anscheinend mündlich getroffen oder wie auch immer, aber im Gemeinderat wurde es nie behandelt. 

In Wirklichkeit ist es eine bodenlose Frechheit, das zweieinhalb Jahre später zu tun. Kein Mensch kann nachprüfen, was das Bad Tropicana gemacht hat. Wir wissen über die Zustände in diesem Bad. Wir wissen, wie so genannte Nurschwimmer schikaniert werden, wir wissen, dass es beim Bad selbst tatsächlich keinen leicht sichtbaren Hinweis auf die Nurschwimmerkarte gegeben hat, und wir wissen, dass Sie zweieinhalb Jahre später kommen, um an den Pächter tatsächlich Geld auszuschütten. 

Und da verlangen Sie von uns die Zustimmung zu diesem Aktenstück! Sie verlangen sie insofern, weil Sie genau wissen, dass es für Grüne in dieser Situation nicht möglich ist, dagegen zu stimmen, dass gerade sozial bedürftige Menschen die Möglichkeit haben, das Bad kostengünstig zu nutzen. Aber schaffen Sie doch bitte auch die Voraussetzungen, dass diese Menschen dann nicht im Bad diskriminiert werden. Machen Sie das doch bitte! 

Wir unterstützen daher den Antrag des Kollegen Gerstl auf Absetzung und würden uns, um eine Möglichkeit für die Nachverhandlung zu haben, sehr, sehr wünschen, dass auch Sie zustimmen, diesen Punkt von der Tagesordnung abzusetzen. - Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Blind zum Wort gemeldet. (GR Harry Kopietz: Kein Schwimmer!)

GR Kurth-Bodo Blind (Klub der Wiener Freiheitlichen): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Als Penzinger Mandatar kenne ich die Situation beim Penzinger Bad sehr genau. Ich habe damals schon StR Hatzl gesagt, dass das, was hier gebaut wird, keinesfalls ein Ersatz für das abgerissene Baumgartner Bad darstellen wird. Es haben sich unsere Voraussagen leider bewahrheitet. Die Schwimmerkarte gibt es nicht. Das ist eine Fantasie der Sozialisten. 

Diese Schwimmerkarte - ich habe es selber diesen Sommer probiert, eine Schwimmerkarte zu erwerben - war natürlich nicht ausgepreist, selbstverständlich war sie eine Geheimkarte. Wer es wusste, hat sie vielleicht erwerben können. Aber die Frechheit dabei ist, mitten im Hochsommer eine Schwimmerkarte herzugeben, und diese Schwimmerkarte gilt mitten im August nur für die Halle! Was soll denn das sein? Welcher normale Mensch geht in ein Bad, wenn es August ist, es brennt die Sonne herunter, und man kriegt die Schwimmerkarte für 50 S für die Halle, man darf nicht aus der Halle hinaus? - Das ist ja - ich möchte mir die Schimpfworte ersparen -, aber das ist einfach sozialistisch. (Beifall bei der FPÖ. - Lebhafte Zwischenrufe.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Liegt noch eine Wortmeldung vor? - Herr GR Schieder, bitte. (GR Günter Kenesei: Jetzt kommt der Retourschwimmer! - GR Harry Kopietz: Er hat keine Schwimmflügerl! - Lebhafte Heiterkeit. - GR Harry Kopietz: Kollege Blind, sind Sie Freischwimmer? - Ruf: Er ist nur Fahrtenschwimmer! Freiheitlicher Schwimmer! - Neuerliche Heiterkeit.)
GR Andreas Schieder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Ich denke mir, die Geschichte des Penzinger Bades und des Schwimmens ist inzwischen auch schon eine stadtbekannte und lange. Doch obwohl stadtbekannt und lang muss man sie anscheinend immer wieder wiederholen, weil sie irgendwie durch die Brille der Zeit manchmal nicht ganz richtig gesehen wird, wie zum Beispiel die Frage der ersten Sondervereinbarung. Da darf ich schon sagen, die ist am 28. Juni 1999 hier im Gemeinderat als Post 54 oder 56 beschlossen worden. Das ist auch dem Akt beigelegen und war einfach nachzulesen. Dahin gehend wissen wir auch und kann man aus dem Akt sehr gut erfahren, wie die Geschichte ist. 

Die Sache ist so, dass man sich, nachdem quasi dieses Grundstück anscheinend auch etwas unglücklich belastet ist - das Bad ist abgebrannt; es hat dann bei der Errichtung Verzögerungen gegeben -, als Stadt Wien entschlossen hat, das Bad privat zu verpachten, einem privaten Pächter zu überantworten, in dem Glauben und auch in der Einschätzung, dass ein privater Pächter all die Faktoren, die hinsichtlich des Spaßes und der optimalen Nutzung eines Erlebnisbades erforderlich sind, besser erfüllen kann.

Zusätzlich zu diesem Bedürfnis eines Erlebnisbades, wo man sich spielerisch betätigen kann, gibt es allerdings in einem Bezirk natürlich auch andere Bedürfnisse: das Schulschwimmen, das Schwimmen lernen, das sind die meist älteren Damen und Herren, die in der Früh ihre Runden drehen wollen, zur Ertüchtigung, zur Stärkung des Kreuzes und so weiter. Das war die Problemlage, die lange Zeit in dem Bad bestanden hat, und daher kam es sowohl zum ersten Sondervertrag als auch zum Beschluss im Gemeinderat damals, der übrigens einstimmig hier im Hause gefällt worden ist, dass genau für diese Zielgruppe in Zukunft der gleiche Tarif wie bei den städtischen Bädern anzubieten ist. 

Ich denke, dass es, wenn dieses Haus etwas einstimmig beschließt - auch wenn es nur mit Mehrheit ist, aber wenn es einstimmig ist, besonders -, dann natürlich auch Verpflichtung ist, diesen Beschluss umzusetzen. Dass die Verpflichtung, einen Beschluss umzusetzen, zunächst einmal nur für die Stadtverwaltung gilt und nicht für einen privaten Betreiber, macht es natürlich manchmal notwendig, dass Verhandlungen hart, langwierig und zäh erfolgen und man dafür auch die notwendige Zeit braucht, was ja nicht an dem Verhandlungswillen der Stadt gelegen ist - die MA 44 hat ja mit denen sehr oft und auch sehr hart verhandelt -, sondern mitunter auch am privaten Betreiber und an seiner nicht ganz so gestalteten Flexibilität. Denn das ist der Irrglaube Nummer eins, dass private Betreiber immer extrem flexibel, freundlich und entgegenkommend sind. Das sind oft die Privaten eben auch nicht.

Ein einstimmiger Beschluss dieses Hauses, dem ein Resolutionsantrag zu Grunde gelegen ist, ist einmal die Grundvoraussetzung dafür, warum diese zweite Sondervereinbarung vorliegt. Ich halte es auch inhaltlich für sehr, sehr wichtig, dass man sagt, all die Gruppen des Schulschwimmens, des Kinderschwimmens, der älteren Damen und Herren, die aus gesundheitlichen Gründen in der Früh ihre Runden drehen, sollen nicht den erhöhten Tarif, sondern nur 50 S Eintrittspreis zahlen, weil sie eben oben in dem Sportbecken auf den extra freigehaltenen Bahnen dann auch genau das machen, nämlich ihre 5, 10, 20 - je sportlicher, desto besser - Runden drehen. Und da ist es, denke ich mir, durchaus legitim, dass dieser Tarif eingesetzt wird.

Ich möchte nur eines noch bemerken zur Wortmeldung des Herrn Gerstl. Ich kann mich an eine Aussendung von damals erinnern, wo Sie zum Penzinger Bad meinten, Privatisierung ist der richtige Schritt. Und heute stellen Sie sich hier heraus und reden von sozialer Verantwortung. Sie haben das damals so sehr zelebriert und ich zitiere jetzt aus Ihrer APA-Aussendung, die damals im Mai 1998 erschienen ist: "Privatisierungen sind so sinnvoll, das hat nun auch der sozialistische Stadtrat erkannt" und so weiter, "sagt Gerstl und hofft, dass das weiterhin Schule macht. Als nächsten Schritt könne man sich unter anderem, so Gerstl, die Privatisierung der öffentlichen WC-Anlagen vorstellen." (GR Heinz Hufnagl: Muss man dann für "groß" aufzahlen?) Das frage ich mich auch. 

Als nächsten Schritt, um beim Wassersport zu bleiben, verlese ich dann, dass StRin Rothauer gemeinsam mit Klubobmann Tschirf die Privatisierung des Schiliftes auf der Hohen-Wand-Wiese fordert. Ich möchte extrem davor warnen, denn wenn wir diesen Schritt zum Beispiel auch gehen würden, dann würden wir eine ähnliche Debatte, wie wir sie heute über soziale Verträglichkeit und Sondervereinbarungen führen, auch zu führen haben. Das möchte ich genau aus meiner sozialen Verantwortung heraus vermeiden.

In diesem Sinne möchte ich nur noch eines sagen: Ich halte es für ein bisschen doppelzüngig, einerseits von sozialer Verantwortung zu reden, andererseits alles privatisieren zu wollen. Sich einerseits im Wahlkampf auf einem Schilift im Schioutfit abbilden zu lassen und dann wenige Monate später als Landespartei die Privatisierung zu fordern, das ist doppelzüngig. Das werden die Leute allerdings durchschauen und sie haben es auch am 25. März durchschaut.

In diesem Sinne, denke ich mir, ist es, dem einstimmigen Beschluss des Wiener Gemeinderats von 1999 folgend, auf jeden Fall richtig, dass man dieser zweiten Sondervereinbarung bezüglich des Penzinger Bades heute zustimmt. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir haben eine tatsächliche Berichtigung vom Herrn GR Mag Gerstl. - Bitte. (GR Harry Kopietz: Jetzt zieht er den Absetzungsantrag zurück!)

GR Mag Wolfgang Gerstl (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Kollege Schieder, leider muss ich Sie korrigieren. (GR Andreas Schieder: Das werden wir aushalten!) Die Privatisierung hat nichts mit dem konkreten Akt zu tun. Hier wollen Sie eine soziale Verpflichtung erfüllen und die erfüllen Sie unserer Meinung nicht, indem Sie eben nur Schwimmer begünstigen und nicht die sozial bedürftigen Gruppen. - Punkt eins.

Punkt zwei: Die Privatisierung der öffentlichen WC hat mit diesem Akt nichts zu tun, aber Sie könnten sich allein damit 50 Millionen S ersparen, und das wollen Sie auch nicht. (Ironische Heiterkeit bei der SPÖ.)

Dritter Punkt: Die Privatisierung des Schiliftes Hohe Wand wurde von mir weder erwähnt noch gefordert noch schriftlich irgendwo verlangt. Distanzieren Sie sich! Ich habe das nie in meinem Leben gesagt. (GR Andreas Schieder: Das habe ich auch nicht behauptet!)

Frau StRin Rothauer hat Sie darauf hingewiesen (GR Christian Oxonitsch: Das hat er ja gesagt!), dass der Hohe-Wand-Lift einen Deckungsgrad von nur 10 Prozent aufweist, dass man äußerst schlecht wirtschaftet und dass es zwei Möglichkeiten gibt: Entweder Sie bieten es den Bürgerinnen und Bürgern gleich gratis an - das wäre fünfmal gescheiter, als 10 Prozent dafür in die Stadtkassa einzunehmen - oder Sie lassen private Investoren zu. 

Dabei erinnere ich Sie daran, dass ich, wie ich noch in der Penzinger Bezirksvertretung gesessen bin, dort einen Antrag eingebracht habe, dass die Schipiste Hohe Wand erweitert werden soll. Was ist geschehen? - Es ist abgelehnt worden. Die Attraktionen für die Hohe-Wand-Wiese sind abgelehnt worden. Diese Woche ist wieder eröffnet worden und es ist noch immer ein alter Lift. Machen Sie mehr Attraktionen und bringen Sie nicht die ganze Zeit den Schnee in die Innenstadt, indem Sie ihn von Tirol oder aus der Steiermark um teures Geld herankarren, sondern nützen Sie den Schilift auf der Hohen-Wand-Wiese und machen Sie etwas daraus! (Jawohl- und BravoRufe sowie Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Somit ist niemand mehr zum Wort gemeldet. Je früher wir fertig sind, desto früher kommen Sie ins Erlebnisbad. (Allgemeine Heiterkeit.) Die Debatte ist somit geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter ... (GR Dr Matthias Tschirf: Das ist zu teuer! Nur im August in der Halle! Oder der Herr Vorsitzende lädt uns alle ein!) Ich würde ersuchen, die Frage des Vorsitzenden zu Privatisierungsanträgen der ÖVP hier nicht zu provozieren.

Wir kommen nun, nachdem der Herr Berichterstatter auf sein Schlusswort verzichtet hat, zur Abstimmung.

Ich lasse gemäß § 17 Abs. 6 der Geschäftsordnung den Antrag des Herrn GR Mag Gerstl abstimmen, der schon ausführlich erläutert ist. 

Wer diesem Antrag beitreten will, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ich darf festhalten, dass das nicht die erforderliche Mehrheit ist. (GR Günter Kenesei: Bitte durchzählen!) Das ist locker durchzuzählen. Die GRÜNEN sind 9, die FPÖ 23, die ÖVP 14, somit sind es 46. (GR Dr Matthias Tschirf: Zur Geschäftsordnung!) - Bitte schön.

GR Dr Matthias Tschirf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Ich verlange gemäß § 28 Abs. 3a, dass die Gegenabstimmung festgestellt wird. (GR Harry Kopietz: Der Görg ist später eingetroffen!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Lieber Herr Klubobmann! Herr geschäftsführender Klubobmann Dr Tschirf, ich würde ersuchen, solche Anträge nicht nach Ende der Debatte zu stellen. (Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.) Ich würde Sie ersuchen, solche Anträge ... (GR Dr Matthias Tschirf: Es ist auszuzählen, wenn das von mehr als 13 Mitgliedern verlangt wird!) Das ist überhaupt kein Problem.

Es sind 46 Stimmen dafür. 

Wer ist gegen diesen Antrag? (Zwischenruf des GR Dr Matthias Tschirf.) Na sicher! - Es sind 51 von der SPÖ. (GR Dr Matthias Tschirf: Es sind ja nicht alle da!) 1 fehlt. Darum sind wir nur 51. Ich ersuche die diversen Klubordner, etwas besser zu zählen. - Somit ist der Antrag nicht erforderlich unterstützt und ist somit abgelehnt. (Zwischenrufe bei der ÖVP und bei der FPÖ. - GR Harry Kopietz - an den Fingern zählend -: Eins, zwei, drei, vier, fünf!)
Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich kann nichts dafür, dass seitens der SPÖ nur 1 Mandatar fehlt und seitens der vereinigten Opposition 2. Ich kann nichts dafür. (GR Heinz Hufnagl: Und selbst wenn es umgekehrt wäre, reichte es auch noch nicht. - GR Harry Kopietz: Bitte keinen Blind zählen lassen! Der kann das nicht!) 

Wir kommen nun zur Postnummer 196 in der vorliegenden Form. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit den Stimmen der SPÖ und der Grünen so angenommen.

Es gelangt nun die Postnummer 74 (PrZ 232/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein Kulturnetz. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer für die Post 74 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit, ohne die Freiheitlichen, so angenommen.

Es gelangt die Postnummer 82 (PrZ 277/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Dreijahresvereinbarung für die Jahre 2002 bis 2004 mit dem Theater ohne Grenzen, mit der Szene Bunte Wähne, mit dem Kabinetttheater und mit Dance Web*. 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmenmehrheit, ohne die Freiheitlichen, angenommen.

Es gelangt die Postnummer 83 (PrZ 289/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. 

Frau GRin Klicka, ich ersuche Sie, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Geschäftsstück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Ich darf die Debatte für eröffnet erklären. Frau GRin Ringler, bitte.

GRin Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren!

Ich glaube, es gibt kaum einen Akt in der Kultur, über den wir in diesen letzten sechs Monaten so viel geredet haben wie über den Rabenhof, so auch heute wieder. Einer der Gründe, weshalb wir heute diesem Dreijahresvertrag für das Theater im Rabenhof nicht zustimmen werden, ist, dass wir die schlechte und böse Vorahnung haben, dass er uns in den nächsten Jahren noch einige Male begegnen und begleiten wird. Wir glauben nämlich oder fürchten, dass die 8 Millionen S, die jetzt dem Rabenhof nach all dem Schlamassel der letzten Wochen bei der Besetzung der Direktion gegeben werden, nicht reichen werden, dass wir also im nächsten und im übernächsten und dann im überübernächsten Jahr damit konfrontiert sein werden, dass das passiert, was Herr Welunschek, der neue Direktor, der neue alte Direktor ja schon angekündigt hat, nämlich dass das Geld nicht reicht. 

Das, sehr geehrte Damen und Herren, muss man natürlich ernst nehmen, und wenn man das ernst nimmt, dann darf man das nicht machen, dann darf man nämlich nicht ein Theater neu gründen, diesem Theater zu wenig Geld geben und dann glauben, dass schon alles in Ordnung sein wird. 

Sehr geehrte Damen und Herren! Angesichts der absoluten Mehrheit der SPÖ sehen wir überhaupt keinen Grund mehr gegeben, diesem Antrag zuzustimmen und diese Entscheidung mitzutragen, noch dazu nach all dem, was in den letzten Wochen und Monaten in diesem Hause schon sehr ausführlich zum Thema der Bestellung diskutiert wurde. Ich glaube, schlicht und ergreifend sagen zu können: Es reicht! Wir werden diesem Antrag genau deshalb nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN. - GRin Renate Winklbauer: Es reicht eben nicht! - Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Es reicht nicht!)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Als Nächster ist Herr GR Salcher zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Liebe Marie Ringler, das Problem ist, es wird nicht reichen. Das ist es ja. Auch das, was wir heute beschließen, wird nicht reichen. Ich glaube, die Geschichte des Rabenhofs, diese unsägliche Geschichte, die ist eine sehr lange. Ich möchte sie auch nicht herunterbeten, ich möchte nur kurz die politische Dimension darstellen, weil wir diese ja immerhin zum Anlass einer dringlichen Anfrage im Gemeinderat gemacht haben. 

Fakt beim Rabenhof ist, dass Kollege Woller als SPÖ-Kultursprecher dem Karl Welunschek vor der Wahl den Rabenhof versprochen hat. Ich warte jetzt auf einen lauten Widerspruch, denn dann werde ich Ihnen gleich was erzählen. (Zwischenruf des GR Ernst Woller.) Ich sage es ja nicht. Es gibt ja Zeugen. Das ist ja das Schöne, es gibt ja Zeugen. 

Die Entschuldung dieses Schlamassel, das damals selbst produziert wurde, wurde natürlich direkt aus dem Kulturbudget vorgenommen und damit auch anderen Initiativen weggenommen, denn Geld kann man ja bekanntlich in einem bestehenden Budget nicht irgendwo herzaubern. Das wurde dann als die so genannte Sanierung des Rabenhofs verkauft. 

Ich habe mir, ehrlich gesagt, nach der Wahl gedacht, die SPÖ hat eine absolute Mehrheit, sie wird ihr Versprechen einhalten und wird dem Karl Welunschek das Theater geben. Das wäre sozusagen der gerade, dominante Weg gewesen. Dazu hat offensichtlich die Kraft gefehlt, daher hat man ausgeschrieben. (GR Kurt Wagner: Herr Kollege Salcher, Sie erzählen uns immer dasselbe!) Nein, es ist erstens das zweite Mal und ich habe Sie bis jetzt immer mit etwas Neuem überrascht. Ich bringe Ihnen auch diesmal etwas Neues. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) Dass Ihnen das Thema nicht angenehm ist, das ist mir auch relativ klar. (GR Kurt Wagner: Es geht nicht um angenehm! Es ist langweilig!) Es wird schon noch spannend werden. Und ob es langweilig ist oder nicht, das werden ja nicht nur Sie entscheiden. Ich muss ehrlich sagen, es hat schon langweiligere Beiträge gegeben als die, die wir manchmal im Rahmen der Kulturdebatte bringen. Aber es freut mich, dass es mittlerweile wieder ein bisschen ruhiger geworden ist, dass wieder eine gewisse Aufmerksamkeit da ist. Dann können wir einmal zu den wesentlichen Fakten vordringen. Die will ich nicht verschwenden, solange hier nur eine Kaffeehausstimmung herrscht. 

Also, der Rabenhof wurde ausgeschrieben, aber nicht etwa, wie das beim Schauspielhaus der Fall gewesen ist, international, sondern der Rabenhof wurde in zwei Wiener Zeitungen irgendwann einmal versteckt im Sommer ausgeschrieben. Mit dem Ergebnis, dass es gezählte - angeblich - 13 Bewerbungen gegeben hat. Wir haben nur gehört, es hat 13 Abholungen gegeben. Das Schauspielhaus hatte übrigens 77 Bewerbungen, davon kamen 40 nicht aus Österreich, sondern aus Deutschland und aus der Schweiz. Welch kleiner Unterschied! Das war sozusagen der Grund für die dringliche Anfrage der Volkspartei.

Am Tag nach der dringlichen Anfrage durch die Volkspartei - und jetzt habe ich vielleicht für die Herrschaften, die im Kulturbereich nicht so bewandert sind, doch die eine oder andere Neuigkeit - gab es sofort eine Presseaussendung des Direktors der Josefstadt, des Herrn Lohner: "Lohner weist Aussagen Mailath-Pokornys strikt zurück. Keine Alleinverantwortung für Regieentscheidung. Zuständigkeit der Betriebsgesellschaft nur formal richtig." - Also Helmut Lohner weist den Vorwurf einer Alleinverantwortung für die Ernennung nur eines Kandidaten für die Leitung der Josefstadt strikt zurück. 

Und dann zum Rabenhof, denn um den geht es ja heute: Weiters wandte sich Lohner gegen die Aussage des Kulturstadtrats - und jetzt kommt es wörtlich -, "dass die Josefstadt von sich aus mit Karl Welunschek einen Vertrag über den Rabenhof abgeschlossen habe." - Und das ist, glaube ich, eine Neuigkeit, denn uns wurde in der schriftlichen Beantwortung unserer dringlichen Anfrage genau das Gegenteil gesagt. "Mailath bezieht sich hierbei auf die Zeit vor seiner Amtsübernahme. Welunschek als künstlerischen Leiter des Rabenhofs zu ernennen, war Wunsch des Kultursprechers der SPÖ-Fraktion Ernst Woller im Sommer 2000, meint Lohner." (StR Dr Peter Marboe: Aha!)

"Allen anderen Interessenten für das Theater im Rabenhof wurde von der Stadt Wien unmöglich gemacht, die Leitung des Theaters zu übernehmen. Die Ausschreibung der künstlerischen Leitung des Theaters im Rabenhof hatte nichts mehr mit dem Theater in der Josefstadt zu tun, da der Rabenhof am 31.12.2000 abgegeben wurde." 

Ich meine, jetzt gibt es zwei Möglichkeiten: Sie können wieder hier herauskommen und wieder erklären, der Herr Lohner sagt die Unwahrheit - wir werden dann wahrscheinlich diesmal keine dringliche Anfrage, sondern einen Misstrauensantrag stellen -, oder Sie sagen einfach, wie es war, und geben endlich einmal die Wahrheit in dieser Causa zu, dass Sie nicht die Kraft gehabt haben, dem Herrn Welunschek das Theater direkt zu geben, und es vorgezogen haben, eine manipulierte Ausschreibung im Rabenhof durchzuführen und dieses Riesenschlamassel hier einzubrocken. (Beifall bei der ÖVP.)
Die Besetzung des Rabenhofs ist ein Politikskandal ersten Ranges. Und was besonders schlimm ist, nämlich für das Theater - ich war ein häufiger Besucher des Rabenhofs -: Das Rabenhoftheater war hier in diesem Haus und in der Öffentlichkeit ein völlig unbestrittenes Theater, das hervorragendes Programm gemacht hat, das internationale Preise gewonnen haben. Was ist es jetzt? - Mit dem heutigen Beschluss nehmen Sie dieses Theater in die Geiselhaft der SPÖ, der absoluten SPÖ. Sie haben das auch absolut zu verantworten, auch die Folgen, die daraus entstehen. Aber bitte erwarten Sie nicht von uns, dass wir Ihnen irgendeine Unterstützung dafür geben. Machen Sie das mit Ihrer absoluten Mehrheit! Sie werden sehen, was dabei herauskommt. Und der Rabenhof wurde heute sicher nicht das letzte Mal innerhalb der nächsten drei Jahre diskutiert. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Wortmeldung liegt mir keine mehr vor. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Helga Klicka: Der heutige Akt, der uns vorliegt, behandelt die Dreijahresverträge für die kommenden drei Jahre mit dem Verein der Freunde und Förderer des Rabenhoftheaters. 

In diesem Zusammenhang ist dazu zu sagen, dass auch in den letzten acht Monaten Karl Welunschek ein hervorragendes Programm erstellt hat, das auch jetzt im Herbst im großen Ausmaße besucht wird, wobei wir feststellen konnten, dass es fast nur Spieltage und keine Schließtage gibt. Für die nächsten drei Jahre, vor allem für das kommende Jahr 2002, sind unter der kaufmännischen Leitung von Gernot Lechner, der eben für Personal, Finanzen und Organisation zuständig ist, vier Eigenproduktionen geplant und in weiterer Folge auch eine Öffnung des Theaters. Deshalb ist es uns auch ganz besonders wichtig, dass dieses Theater erhalten bleibt und so Kabarettisten, jungen, neuen Gruppen die Möglichkeit gibt, in dem Haus aufzutreten, und dass dort auch Gastspiele stattfinden können. 

Wir sind sehr froh, dass wir diese Dreijahresverträge jetzt abschließen können. Der Verein und auch die Verantwortlichen wissen, dass sie mit dieser Unterstützung rechnen können, und wir freuen uns, diese Veranstaltungen auch im kommenden Jahr besuchen zu können. 

Ich ersuche um Zustimmung zu der Dreijahressubvention. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Post 83 in der vorliegenden Fassung ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmenmehrheit, ohne ÖVP, FPÖ und Grüne, so angenommen worden. 

Wir kommen jetzt zur Postnummer 93 (PrZ 292/01-M07). Sie betrifft eine Subvention an den Verein Wiener Kulturservice. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. 

Ich komme gleich zur Abstimmung. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmenmehrheit, ohne die Freiheitlichen und Grünen, so angenommen. 

Postnummer 95 (PrZ 246/01-M07). Sie betrifft eine Sachkrediterhöhung für die Hofüberdachung, Hofunterkellerung und so weiter bezüglich Historisches Museum der Stadt Wien. 

Herr GR Dr LUDWIG, ich ersuche Sie, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Kenesei, bitte.

GR Günter Kenesei (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Dass dieser Akt heute auf die Tagesordnung des Gemeinderats kommt, ist zumindest den Mitgliedern des Kontrollausschusses schon vorangekündigt worden, denn wir hatten in der vorletzten Kontrollausschusssitzung den Akt über die Kontrolle der Kosten für den Umbau des Historischen Museums der Stadt Wien, die einer stichprobenweisen Prüfung unterzogen wurden, zu behandeln. 

Es hat eine ausführliche Debatte im Kontrollausschuss gegeben und auch eine klare Stellungnahme, eine klare Aussage des Kontrollamts der Stadt Wien, dass es bei diesem Umbau und bei dieser Hofüberdachung nicht so gelaufen ist, wie es an und für sich die Ausschreibungskriterien der Stadt Wien vorsehen würden. Es hat auch eine Debatte darüber gegeben, wieso diese Arbeiten überhaupt ohne Ausschreibung an einen Architekten gegangen sind. Es hat dann Gegenstellungnahmen der Dienststellen gegeben und in der Debatte auch eine Stellungnahme des Direktors des Historischen Museums der Stadt Wien, der in die Richtung argumentiert hat, dass es sich um eine künstlerische Leistung handelt, bei der man nicht per Ausschreibung zu einem Ergebnis kommen kann, sondern wo eben bewertet wird, dass es sich um eine künstlerische Leistung handelt. 

Ich habe damals auch nachgefragt, wer von dieser Vorgangsweise, die gewählt wurde, Bescheid gewusst hat. Daraufhin hat der Herr Direktor des Historischen Museums sehr bereitwillig wahrheitsgemäß Auskunft gegeben, dass eigentlich alle Dienststellen immer über diesen Umstand informiert gewesen sind, dass bei den diversesten Besprechungen auch die Magistratsdirektion und alle anderen Dienststellen immer davon gewusst haben, dass eigentlich hier keine Ausschreibung stattgefunden hat, und offensichtlich ist niemandem dieser Damen und Herren von der Magistratsdirektion abwärts bis in alle Abteilungen, die damit beschäftigt sind, irgendwie in den Sinn gekommen, dass es auch eine Haushaltsordnung der Stadt Wien gibt und Vergabekriterien.- So gut, so schlecht. 

Es hat diese Vergabe gegeben und es hat von Anbeginn an einiges an Unwägbarkeiten gegeben, denn es hat sich nicht alles so unkompliziert dargestellt, wie es sich der Architekt und vielleicht auch der Herr Direktor des Historischen Museums vorgestellt hat. Nur kurz zusammengefasst, was sich in diesem Kontrollamtsbericht widerspiegelt und wie - ich muss schon fast sagen - sorglos mit Summen umgegangen wurde von Dienststellen, von denen man an und für sich eine ordentliche Haushaltsführung erwarten sollte. 

Begonnen hat das Ganze damit, dass diese Hofüberdachung ursprünglich mit rund 7,2 Millionen S veranschlagt gewesen ist, die endgültigen Kosten sich aber auf rund 21,15 Millionen S belaufen haben, also das Ganze dreimal so teuer geworden ist wie ursprünglich angenommen. 

Dann hat es ein mittleres bis schwereres Problem mit der Statik und der Dachkonstruktion gegeben. Da hat sich der Statiker offensichtlich ein bisschen geirrt, denn nachdem diese Dachkonstruktion eingehängt worden ist, haben sich die ganzen Verspannungen zu verbiegen und zu verwinden angefangen, sodass der Bau einige Zeit eingestellt werden musste und eine Sanierung stattgefunden hat, die das Projekt nochmals erheblich verteuert hat. 

Und jetzt kommt etwas, was für mich entscheidend ist und weshalb wir auch heute hier sagen, wir werden dem nicht zustimmen, solange Magistratsdienststellen und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter eine solche Vorgangsweise wählen. Mittlerweile sind wir, weil wir schon einmal eine Erhöhung hier beschlossen haben, auf Gesamtbaukosten, die vom Kontrollamt errechnet wurden, von 61,2 Millionen plus 1,75 Millionen für die Brandmelder, Alarm- und Videoüberwachungsanlage. Und aus irgendwelchen Gründen - ich nenne es Schlamperei, denn es gibt keine anderen - haben sich die Dienststellen bislang einen Sachkredit in der Höhe von 52,3 Millionen S gesichert und das ist auch bedeckt. 

Und jeder, der rechnen kann, wird merken, dass die Differenz mehr als 10 Millionen S sind, die wir heute nachträglich zu beschließen hätten, um dieses, manche sagen Missgeschick, ich sage Schlamperei und Fahrlässigkeit, wieder in Ordnung zu bringen. Es handelt sich nämlich großteils um Rechnungen von Firmen, die bereits ihre Leistungen im guten Glauben erbracht haben, dass die Stadt Wien auch dieses Geld bereit gestellt hat, die schon seit einigen Monaten auf die Bezahlung dieser Rechnungen warten und auf Grund dieser Unzulänglichkeit in den Dienst stellen und jetzt mit diesem Beschluss dann zu ihrem Geld kommen werden. Ich warte nur, bis wir dann die nächsten Sanierungsschritte zu beschließen haben, denn es hat alles schon mit einer Bauchlandung begonnen und von einer Bauchlandung ist es nicht weit bis zum Umfallen. Ich glaube, dass diese Vorgangsweise auch die Personen zu betreffen hat, die diese Vorgangsweise zu verantworten haben.

Jetzt weiß ich schon, der Herr Kulturstadtrat hat in der Kontrollausschusssitzung mit Berechtigung gesagt: "Das war alles vor meiner Zeit." - Herr Stadtrat, nichtsdestotrotz ist so ein Bericht, den Sie auf den Tisch bekommen, kein Ruhmesblatt für Dienststellen, die Ihnen unterstehen. Ich hoffe, Sie finden die richtigen Mittel und Worte dazu, die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, aber auch - und den nehme ich nicht aus, wissend auch, dass er heute da ist - den Direktor des Historischen Museums, darauf hinzuweisen, dass auch er und seine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sich an die Haushaltsordnung und an die Vergabevorschriften des Landes Wien zu halten haben. Es tut mir sehr Leid, aber diese klaren Worte habe ich leider in der Kontrollausschusssitzung von Ihnen, Herr Stadtrat, vermisst. Ich hätte mir gewünscht, dass Sie dazu klar Stellung nehmen. Sie haben einfach mit den Schultern gezuckt und das hingenommen. 

Die Sozialdemokratische Fraktion - ich weiß nicht, wer noch zustimmen wird - wird diesen "Schaden" reparieren. Mit uns wird diese Reparatur auf alle Fälle nicht stattfinden. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Herr Berichterstatter, bitte.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Also unbestritten, Kollege Kenesei, ist, dass die Haushalts- und vergaberechtlichen Vorschriften einzuhalten sind. Wir haben im Kontrollausschuss auch gemeinsam Überlegungen angestellt, wie diese Richtlinien in Zukunft von allen Dienststellen stärker eingehalten werden können und wie auch die Kontrolle dessen effizienter funktionieren kann. 

Zum angesprochenen Projekt sollte man doch vielleicht auch erwähnen, dass es sich um ein besonders sensibles Objekt gehandelt hat. Das Gebäude des Historischen Museums ist 1954 bis 1958 von Oswald Haerdtl errichtet worden und zählt zu Recht zu einem der bedeutendesten Nachkriegsbauten, zusätzlich noch sehr prominent platziert in der Wiener Innenstadt. Es hat nicht nur die Überdachung des Innenhofs gegeben, sondern - und auch das haben wir im Kontrollausschuss besprochen - auch weitere Leistungen, die erbracht wurden, wie die Unterkellerung des Innenhofs, um Depoträume zu errichten, aber auch um beispielsweise behindertengerechte Aufzüge einzubauen.

Ich denke, man kann den Dienststellen nicht vorwerfen, dass es dabei um einen sorglosen Umgang mit Geld gegangen ist, sondern dass zweifellos Probleme aufgetaucht sind, Probleme technischer Natur, wie zum Beispiel die Probleme in der Statik, die Sie zu Recht angesprochen haben. Dazu muss man allerdings auch sagen, dass der Statiker, der die Berechnungen angestellt hat, zu den renommiertesten Statikern in Österreich gehört und beispielsweise auch Universitätsvortragender ist. Das war zweifellos ein unvorhergesehenes Problem. Aber ich kann Sie zumindest in dieser Frage beruhigen, dass die Versicherungen auch in dieser Frage herangezogen werden und dass es schon Gespräche gibt, einen größeren Teil der Schadenssumme auch über die Versicherungsleistung wieder hereinzubringen.

Ich ersuche deshalb, um das zusammenfassend auf einen Antrag einzubringen, um Zustimmung zum vorliegenden Antrag.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Wer für die Postnummer 95 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmenmehrheit, ohne den GRÜNEN, so angenommen.

Zur Postnummer 96 (PrZ 247/01-M07). Sie betrifft eine Sachkrediterhöhung für das Vorhaben "Projekt Judenplatz". 

Der Berichterstatter ist ebenfalls Herr GR Dr LUDWIG. 

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Unterreiner. - Bitte.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich werde nicht die politische Debatte aufwärmen. Wir haben hier fünf Jahre lang über das Mahnmal debattiert, aber über die Kostenexplosion sollte schon etwas gesagt werden. Sie können sich noch erinnern, als die ehemalige StRin Pasterk und der ehemalige StR Swoboda im November 1995 das Vorhaben Holocaust-Mahnmal präsentierten, sprach Pasterk von 5 Millionen S Baukosten und Swoboda sprach von 7,5 Millionen S. Die Fertigstellung war für 1996 geplant. Als das Mahnmal vorigen Herbst dann endlich enthüllt wurde, waren nicht nur fünf Jahre ins Land gezogen, sondern die Kosten haben sich auf 160 Millionen S erhöht. Das ist nicht verdoppelt, nicht verdreifacht, sondern verdreißigtfach! Das ist um 3 100 Prozent gestiegen! Pro Tag haben die Wiener 100 000 S für dieses Mahnmal bezahlt.

Sie können sich alle erinnern: Nachdem man von Anfang an kein Gesamtprojekt entwickelt hatte, wurden die Kosten immer wieder etappenweise erhöht. Ich könnte mir vorstellen, dass auch Ihnen das zu denken gibt. Und ich könnte mir auch vorstellen, wenn wir das Ganze vom Kontrollamt überprüfen lassen wollen, dass hier der Konsens gefunden wird. Deswegen haben wir einen Antrag eingebracht: 

"Das Kontrollamt der Stadt Wien möge die gesamte Kostenentwicklung des Projekts Mahnmal am Judenplatz überprüfen. 

Weiters möge das Kontrollamt die Gründe überprüfen, weshalb es zu dieser gewaltigen Kostenexplosion kommen konnte."

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Kontrollausschuss beantragt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Als Nächster ist Herr GR Dr Salcher zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte hier nur klarlegen, damit das im Protokoll ist: Wir identifizieren uns in keinster Weise mit der Begründung, die hier vorne steht. Wir haben das ohnedies schon oft genug hier debattiert und alle wissen das auch: Die so genannte Kostenexplosion hat damit zu tun, dass das Projekt, das jetzt gebaut wurde, ein völlig anderes ist, als die ursprüngliche Aufstellung eines Denkmals. Es ist de facto der Neubau und die Sanierung des Judenplatzes in einer, glaube ich, städtebaulich sehr interessanten und durchaus sehr angenommenen Form.

Wir stimmen hier aber trotzdem dem Antragstext der Freiheitlichen Partei zu, weil wir Kontrolle ernst nehmen. Nachdem in der Periode, wo der Großteil der Baumaßnahmen durchgeführt wurde, zwei ÖVP-Stadträte davon betroffen sind, nämlich Dr Görg und Dr Marboe, sind wir aus unserem Selbstverständnis heraus dafür, weil wir sagen, wir haben hier überhaupt nichts zu verbergen und wir wollen hier nicht einmal den Keim eines Eindrucks erwecken, dass wir gegen Kontrolle sind. 

Genau aus diesem Grund, weil unsere Stadträte dafür zuständig waren, werden wir diesem Antrag auf Zuweisung zum Kontrollausschuss zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Die Debatte ist geschlossen. 

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ja, ich empfehle die Annahme des vorliegenden Antrags, vor allem auch deshalb - und Kollege Salcher ist ja schon kurz darauf eingegangen -, weil das derzeit vorhandene Projekt am Judenplatz ein ganz anderes ist als jenes, das projektiert war. Es ist nicht nur das Denkmal von Rachel Whiteread errichtet worden, sondern es ist damit in Verbindung auch die Ausgrabung jener mittelalterlichen Synagoge vonstatten gegangen, die 1421 zerstört wurde. Die Ausgrabung dieser mittelalterlichen Synagoge hat auch bewirkt, dass man gleichzeitig und ergänzend dazu auch ein Museum eingerichtet hat, das auch als eine Zweigstelle des Jüdischen Museums der Stadt Wien fungieren wird und das zeigt, wie das Leben im jüdischen Mittelalter stattgefunden hat. 

Zusätzlich dazu hat es noch eine Sanierung des Misrachi-Hauses gegeben. Auch der architektonische Zustand des Misrachi-Hauses war vor Beginn und bei der Planung des Gesamtkonzepts nicht absehbar. Es haben sich eine Reihe von zusätzlichen statischen Problemen ergeben. Wenn man sich den Judenplatz heute ansieht, ist neben dem Denkmal zusätzlich die Ausgrabung der mittelalterlichen Synagoge, zusätzlich ein historisches Museum über das Leben der Juden im mittelalterlichen Wien und zusätzlich eine Dokumentationsstelle eingerichtet, die vom Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands bestritten wird. In dieser zusätzlichen Einrichtung kann man die Biografien der insgesamt 65 000 ermordeten österreichischen Juden nachvollziehen. 

Das heißt, es ist ein ganz neues Projekt, denn es ist im Zuge der verschiedensten Baumaßnahmen notwendig geworden, dieses Projekt laufend zu erweitern.

Deshalb plädiere ich für die Annahme des vorliegenden Antrags und empfehle auch die Zuweisung namens meiner Fraktion zum Kontrollausschuss, was den Antrag von Frau Mag Unterreiner betrifft. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 96 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmenmehrheit, ohne den Freiheitlichen, so angenommen.

Wer ist für den Beschluss- und Resolutionsantrag der Frau GRin Mag Unterreiner, Zuweisung? - Danke, das ist mit Stimmenmehrheit, ohne den GRÜNEN, so angenommen. 

Postnummer 111 (PrZ 274/01-M07), Subvention an den Verein Porgy & Bess. 

Es liegt keine Wortmeldung vor.

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmenmehrheit, ohne den Freiheitlichen, so angenommen.

Postnummer 112 (PrZ 206/01-M07), Subvention in Form eines Rahmenbetrags für die Förderung von Aktivitäten auf dem Gebiet der bildenden Kunst, insbesondere für Projektförderungen an verschiedene kleinere Künstlervereinigungen. 

Es liegt keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmenmehrheit, ohne den Freiheitlichen, so angenommen.

Postnummer 114 (PrZ 234/01-M07), Dreijahresvereinbarung für die Jahre 2002 bis 2004 mit der "Interessengemeinschaft bildende Kunst". 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmenmehrheit, ohne Freiheitliche, so angenommen.

Postnummer 116 (PrZ 290/01-M07), Dreijahresvereinbarung für die Jahre 2002 bis 2004 mit der "Kunsthalle Wien".

Ich darf Frau GRin Themel ersuchen, die Verhandlung einzuleiten. (GRin Mag Heidemarie Unterreiner geht zum Rednerpult.)
Sekunde, Frau Unterreiner, zuerst muss Frau Themel da sein, dann dürfen Sie. (Heiterkeit bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)
Berichterstatterin GRin Gerda Themel: Ich bitte um Ihre Zustimmung zum vorliegenden Poststück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Frau Magister, das Rednerpult gehört Ihnen.

GRin Mag Heidemarie Unterreiner (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren!

Die Problematik der Kunsthalle ist ein Anschauungsunterricht, ist eine Fallstudie für das Motto "Wie biedere ich mich am besten beim Subventionsgeber an?" Denn ängstlich bemüht sein, den Zeitgeist wiederzugeben und alles mitzumachen, auch die politischen Wellen, die es gegeben hat, nämlich zur Zeit der Koalitionsbildung, das ist schon sehr auffallend. Das ist eine richtige Pflichtübung der Direktion gewesen, auch gegen die schwarz-blaue Regierung aufzutreten. Das heißt, man hat sogar die Kunst in der Kunsthalle neu definiert. Man hat sie parteipolitisch definiert. So wurde sie das Mittel, um politisch auch besser agitieren zu können.

Ein Beispiel, damit Sie wissen, was ich meine: Ich zitiere hier aus dem Kunst- und Kulturbericht der Stadt Wien aus dem Jahr 2000. Da steht zum Beispiel: "Kunst und Politik. In Zeiten politischer Verwerfungen kommt der Kunst und ihren Institutionen besondere Bedeutung zu in Bezugnahme auf den Slogan "Die Kunst der Stunde ist Widerstand". Das heißt, hier wurde kunstpolitisch definiert. Die Kunst der Stunde war natürlich für die Kunsthalle der Widerstand. Das war natürlich der Grund, dass man viele politische Diskussionen abhalten musste. 

Es war auch interessant, es sind hier Auszüge aus der "New York Times" zitiert. Da wird Gerald Matt am 20. Februar 2000 zitiert: "The Pages of History have turned back to our darkest chapter, said Gerald Matt, the director of the Kunsthalle Wien Gallery." Also in hysterischer Art hat er eben gesagt, wir sind in eine Diktatur zurückgefallen. Es ist unglaublich: "The darkest chapter in our history". Jetzt fragt man sich: Warum steigert er sich denn so hinein? - Viele von Ihnen wissen ja, dass er viele Jahre im freiheitlichen Parlamentsklub tätig war. Er war ein Angestellter dort. Will er sich von dieser Vergangenheit distanzieren? Hat es vielleicht andere Gründe? Es ist nämlich der ganze Kunsthallenbericht voll mit diesen politischen Aussagen. 

Es geht dann weiter, dass man sagt: "Die Ausstellung ist sehr wichtig gewesen, denn zu einer Zeit, wo Jörg Haider erstarkt und in Wien gar keine progressive Kunst möglich ist, ist es gut, dass es die Kunsthalle gibt." Ich finde das sehr interessant, denn der Jörg Haider ist nicht in Wien. Er ist Landeshauptmann in Kärnten und das Wien ist eigentlich das rote Wien, und ich habe noch nie bemerkt, dass es progressive Kunst hier schwer hatte. Aber trotzdem muss man das in der Kunsthalle wiedergeben. 

Wenn man weiterblättert, so sagt man: "Am 2. Februar hat man das erste Mal das Elektrofrühstück der Künstlerin und Filmemacherin Bady Minck eingeführt. Sie hat bei 10 000 hungrigen und regierungskritischen Konsumenten mit Informationen zur politischen Lage gesorgt: Was als schneller, heftiger Newsletter im Kampf gegen die Regierungsbeteiligung der FPÖ begonnen hat, ist zu einem länderübergreifenden Projekt an der Schnittstelle von Kunst und Politik geworden." Oder weitere politische Diskussionen: "Schwarz-blaue Regierung, was nun?" Oder: "The whole thing’s coming out of the dark," also so quasi die Freiheitlichen sind das Böse, das Dunkle und die Lichtgestalt eines Gerald Matt sorgt dafür, dass nun Kunst in den richtigen Händen ist. "Die Kunst der Stunde ist eben der Widerstand." 

Wir Freiheitliche finden, dass man hier eine sehr wichtige Institution, und zwar die Wiener Kunsthalle, missbraucht, um hier eindeutig politische Agitation zu betreiben. Wir finden das sehr schade, weil eine Kunsthalle, eine städtische Kunsthalle sollte eigentlich für alle da sein, für alle, die Steuergeld zahlen und es wird ja sehr viel Geld dafür hergegeben. Ganz abgesehen davon, dass man natürlich die politischen Aussagen einseitig links festmachen kann, geht es auch um den programmatischen Schwerpunkt. Auch hier ist es ähnlich. Viele, viele junge österreichische Künstler, Absolventen der Akademien, haben keine Möglichkeit, in der Kunsthalle eine Ausstellung zu bekommen. Da musste sogar Prof Bernd Lötsch das Naturhistorische Museum zur Verfügung stellen, damit Studenten aus den Meisterklassen unserer Hochschulen Ausstellungen machen konnten. 

Es ist eigentlich sehr schade, dass man in der Hinsicht die Kunsthalle ausschließlich für eine Kunstsparte, das sind Videos und Installationen, zur Verfügung stellt und viele andere moderne zeitgenössische Kunstsparten dort nicht ausstellt. 

Ein weiteres Merkmal, das der Kunsthalle anhaftet, ist eine extreme Unwirtschaftlichkeit. Es gibt sehr viele Kunsthäuser in Wien, die ausschließlich privat funktionieren und die bemerkenswerte Ausstellungen machen. Die Kunsthalle kriegt zwischen 50 und 60 Millionen S jährlich, die Einnahmen sind zwischen 7 und 8 Millionen S. Im Vergleich zu anderen Institutionen, die ohne Steuergeld auskommen, ist da ja wirklich nur ... (Aufregung der GRin Marie Ringler.) Na, was ist mit dem Kunstforum? Was ist mit dem Kunsthaus? Marie Ringler, Sie wissen das ganz genau! Und der Dr Schröder, der früher der Chef vom Kunstforum war, hat sich immer sehr gewundert, wie viele Millionen S in die Kunsthalle hineingeflossen sind. 

Ich komme schon zum Schluss. Wir meinen, dass die Kunsthalle eben für alle Wiener da sein sollte und dass man dort nicht nur das selbst definierte linke Spektrum bedienen und nur das linke Weltkunstbild vermitteln sollte. 

Übrigens, die Belohnung für das Wohlverhalten des Gerald Matt ist bereits erfolgt. Ich habe da in der"Presse" vom 11.12. eine sehr interessante Meldung gefunden. Hier steht: "Ohne jede öffentliche Ausschreibung ließ Mailath-Pokorny bald nach seinem Amtsantritt den damals bis Mitte 2002 laufenden Vertrag des Geschäftsführers der Städtischen Kunsthalle Gerald Matt um sieben Jahre verlängern. Matt wurde als Kandidat für den Kulturstadtratsposten gehandelt und hatte sich in der Werbekampagne der SPÖ für die jüngsten Gemeinderatswahlen hervorgetan." - Ich glaube, mehr muss man nicht sagen. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist geschlossen. 

Frau Berichterstatterin. (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny geht zum Rednerpult.) Entschuldigung, das war jetzt knapp in der ...

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Meine verehrten Damen und Herren!

Ich möchte das nur richtig stellen. Soweit ich weiß, gab es auch eine entsprechende Richtigstellung an die Tageszeitung "Die Presse", die allerdings, glaube ich, nicht erschienen ist. 

Ich habe den Vertrag nicht verlängert, weil ich dazu gar nicht in der Lage bin. Soweit ich weiß, wurde das von der Stiftung bereits im Jahr 2000 getan. - Danke.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Jetzt ist die Debatte geschlossen. 

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GRin Gerda Themel: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Völlig unbeirrt von den ewig gleichen Attacken der Freiheitlichen Partei ist es der Kunsthalle gelungen, nach der Übersiedlung ins Museumsquartier wiederum Zentrum eines jungen und urbanen Kunstpublikums zu werden. Der Leiter der Kunsthalle Gerald Matt, der auch von Ihnen, Frau Unterreiner, zitiert wurde, ist international hoch angesehen. Viele Zeitungsmeldungen, die Sie möglicherweise nicht kennen, bestätigen das. Außerdem meine ich, dass es uns Politikern gut ansteht, uns in Programmierungen von Kunsteinrichtungen nicht einzumischen. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Wir kommen zur Abstimmung. Postnummer 116, wer ist dafür?

Das ist mit Stimmenmehrheit, ohne den Freiheitlichen, so angenommen.

Wir kommen nun zur Postnummer 126 (PrZ 262/01-M07) der Tagesordnung. Sie betrifft eine Akontozahlung, eine Zusatzsubvention an die Stiftung Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands sowie eine Subvention an den Verein Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands. 

Frau GRin Winklbauer, bitte.

Berichterstatterin GRin Renate Winklbauer: Bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön und ich darf als erster Rednerin Frau GRin Cordon das Wort erteilen. 

Ich ersuche, bei diesem Tagesordnungspunkt die Debatte so zu führen, wie es der Würde dieses Hauses entspricht und nicht so wie vor zwei Jahren. - Bitte.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich kann mir eigentlich nicht ernsthaft vorstellen, dass hier in diesem Saal jemand ist, der sich innerhalb des Verfassungsbogens bewegt und gegen eine Unterstützung der Arbeit des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstands ist. 

Aber ich möchte trotzdem für alle Fälle, falls es noch nicht alle wissen, einen Teil der Verdienste der Arbeit dieser Institution hier auflisten, die alleine im bestehenden Jahr geleistet wurde: 

Die namentliche Erfassung der österreichischen Holocaustopfer. Eine CD-Rom mit dem Titel "Opfer des österreichischen Holocausts" beinhaltet Todesart, Todesort, Fotos. Ich meine, dass das eine großartige Leistung ist und längst eine Schuldigkeit den Opfern gegenüber. Im Zusammenhang mit diesem Projekt entstand das "Totenbuch Theresienstadt", ein 500 Seiten starkes Buch mit den Namen von 17 000 deportierten Österreichern. Ebenso entstand eine Auflistung und namentliche Erfassung der Opfer politischer Verfolgung zwischen 1938 und 1945, übrigens in Zusammenarbeit mit dem Vogelsang-Institut und unter Vorarbeit der VW-Stiftung. 

Aus der Reihe "Österreicher im Exil" entsteht das Buch über Österreicher im Exil in Mexiko. Das wird wahrscheinlich am Jahrestag des Protests Mexikos zum Anschluss Österreichs an Deutschland präsentiert, was wieder eine Erinnerung an den einzigen Staat wachruft, der gegen den Einmarsch Hitlers protestiert hat.

Ebenso will man die Aktualisierung des Bestands an Biografien exilierter Österreicher und Österreicherinnen fördern. Eine Arbeit, die von Österreich bisher nicht besonders geschätzt und auch nicht besonders gefördert wurde. 

Der Schwerpunkt im DÖW-Jahrbuch 2002 wird Widerstand und Verfolgung sein. Keine Angst, meine Damen und Herren von den Freiheitlichen, es ist nicht der Widerstand von heute. Es ist der Widerstand zwischen 1938 und 1945. 

Ein weiteres Projekt ist abgeschlossen, und zwar "NS-Euthanasie Hartheim", auch ein Thema, das gewiss kein ruhmreiches Kapitel für Österreich darstellt, aber trotzdem ins Auge gefasst werden muss, um noch gutmachen zu können, was vielleicht noch gutzumachen ist. 

Für die Historikerkommission hat das DÖW die zwei Projekte "Entschädigungsgesetze nach 45" und "Vermögenssteuer bei politisch Verfolgten" durchgeführt. Auch ein äußerst interessantes, brisantes Thema, das sicher hier nicht jedem gefallen wird. 

Ein äußerst interessantes Projekt ist ebenfalls "NS-Opfer vor 38", weiters "Mahnen und Gedenken in Niederösterreich" und jetzt im Frühjahr wird eine Tagung zum Thema "Rassenhygiene und Eugenik vor 38" stattfinden. Ich denke, Kollegen und Kolleginnen der Freiheitlichen, der Opposition überhaupt, hier wird sogar der Problematik einer SPÖ-Ikone nachgespürt: Julius Tandler. Das wäre es doch wert, den Subventionen für das DÖW zuzustimmen und die Angst, die Sie vor der eigenen Problematik haben, kann nicht so groß sein, oder?

Leider kann ich nur sagen, es ist mit der Aufarbeitung der Vergangenheit für das DÖW nicht getan. Zu viel Wiederbetätigung und Annäherung an eine nationalsozialistische Ideologie sind noch lebendig. Solange eine Partei in diesem Saal Mandatare in ihren Reihen hat, die Verbindungen und Vereinen angehören, die nach Meinung des Landesamtes für Verfassungsschutz in Hamburg als rechtsextrem eingestuft werden - ich glaube, das stimmt -, ist äußerste Vorsicht geboten, denn der Schoß ist noch fruchtbar. 

Im Innenministerium gab es einen Rechtsextremismusbericht, der auf Intervention zweier namhafter freiheitlicher Politiker eingestellt wurde. Das heißt, es wird in Österreich zukünftig kein Rechtsextremismusbericht mehr aufgelegt werden. 

Solange man wieder bereit ist, in die tiefste Schublade der antisemitischen Verhetzungen zu greifen, um Wahlen zu gewinnen, so lange ist es für das Wohl und Wehe dieser Republik, unser Ansehen in der Welt, unsere Würde und unseren gegenseitigen Respekt wichtig, diesen Anfängen zu wehren. 

Deswegen ist es extrem wichtig, einer Institution alle Mittel zu gewähren, die sie für eine frühzeitige Sichtbarmachung und Auflistung der Gefahren eines Taumelns in die Vergangenheit eines Dritten Reichs und vielleicht einer Dritten Republik benötigt! - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als Nächster ist Herr GR Mag STEFAN zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatter! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben soeben ein Musterbeispiel dafür gehört, wie Diskussion über Geschichte geführt wird. Sie wird mit Totschlagargumenten geführt: Wer gegen einen bestimmten Antrag ist, der ist automatisch außerhalb des Verfassungsbogens. Sie können mir glauben, ich kenne die Verfassung und ich befinde mich durchaus innerhalb des Verfassungsbogens. Es wird mit dem moralischen Zeigefinger agiert und es wird von Anfang an eine ganz klare Meinung, die die einzig wahre sein soll, dargestellt. 

Es ist klar, über nichts kann in Österreich kontroversieller diskutiert werden, als über die Interpretation der Geschichte. Zu tief sitzen die Wunden. Nicht in mir direkt oder in den hier Anwesenden im Allgemeinen, sondern in den Väter-, Großväter-, Urgroßvätergenerationen. Eine sehr interessante Facette in diesem Zusammenhang war ja der Artikel von Rudolf Burger "Niemals vergessen", der in einer sehr interessanten Weise dargestellt hat, dass gerade diese Bearbeitung und die Interpretation und die Aufarbeitung der Geschichte ganz intensiv dazu verwendet wird, politische Zwecke zu betreiben. 

Da ist der Ansatzpunkt, den wir im Dokumentationsarchiv haben. Das Dokumentationsarchiv arbeitet seit Beginn auf dieser Ebene. Es heißt "Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands". Das, was Sie an Leistungen aufgezählt haben, liegt größtenteils mehrere Jahre zurück und ist unbenommen. Es gibt natürlich diesen Bereich, der sich tatsächlich mit Geschichte befasst und aufarbeitet. Das ist in Ordnung. Das liegt mehrere Jahre zurück. Jedenfalls 1999 wurden diese selben Dinge bereits von einem anderen Abgeordneten als Erfolg berichtet. Also müssen sie zumindest seit 1999 bestehen. - Der Kollege LUDWIG lacht mich an. Er hat es damals selbst gesagt. 

Was allerdings maßgeblich ist und worauf sich unsere Kritik jetzt eben bezieht, ist, dass sich das Dokumentationsarchiv im Wesentlichen mit der Bekämpfung des vermeintlichen oder tatsächlichen Rechtsextremismus mit der Hauptzielrichtung FPÖ, Jörg Haider, beschäftigt. Hier werden zum Teil haarsträubende Parallelen gezogen und so weiter. Es wird hier mit Gewalt ein Zusammenhang hergestellt. Es wird das Handbuch des Rechtsextremismus vom Dokumentationsarchiv herausgegeben, in dem Rechtsextremisten geoutet werden. Die Definition des Rechtsextremismus, die darinnen vorgelegt wird, ist völlig unwissenschaftlich und es wird einfach pauschal abgeurteilt. Zum Beispiel stand drinnen, dass der Abg Stix - für mich ganz amüsant - ein Rechtsextremist ist. Aber das Dokumentationsarchiv zum Beispiel weiß es. Es sind sehr viele andere Personen drinnen, die hier von dieser Organisation wirklich an den Rand der Gesellschaft gestellt werden.

Ich erinnere nur an die wirklich sehr schwache Darstellung des Dokumentationsarchivs im Zusammenhang mit den Briefbombenattentaten, wie auch hier pauschal eine Gruppe der Bevölkerung verunglimpft wurde, wo ein Täterprofil erstellt wurde, wo ganz klar festgelegt wurde, wo die Täter sitzen müssen. Es wurden damals dann 90‑jährige Universitätsprofessoren auf Grund dieser Hinweise des Dokumentationsarchivs verhört, weil das Dokumentationsarchiv für sich in Anspruch nimmt, hier die Wahrheit gepachtet zu haben und das in der Öffentlichkeit teilweise auch so gesehen wird. Daher werden hier diese Verunglimpfungen auch herangezogen. Wie gesagt, dieses jämmerliche Verhalten damals ist wirklich noch evident.

Es ist auch ganz interessant, obwohl das auch mehrere Jahre zurückliegt, auf das Urteil zu blicken, das in dem Verfahren Dr Neugebauer gegen Dr Romig im Mai 1998 vom Oberlandesgericht Wien ergangen ist, als Dr Romig das Dokumentationsarchiv sehr scharf kritisiert hat und Dr Neugebauer sich als die Person, die sich damit identifiziert, beleidigt gefühlt hat. Damals wurde Dr Romig in elf von zwölf Punkten freigesprochen. 

Ich will nur ganz kurz erwähnen, was das für Aussagen waren:

Er wurde verurteilt wegen der Aussage "Eiterndes Geschwür, das unser Land vergiftet". Das wurde also wirklich als Wertungsexzess über das Dokumentationsarchiv gewertet. Allerdings folgende Äußerungen wurden laut Oberlandesgericht dem Leser mit ausreichenden Tatsachengrundlagen unterlegt: "Das Dokumentationsarchiv schaffe ein Klima des Gesinnungs- und Meinungsterrors, operiere im Wege gewaltiger Geschichtsfälschungen und Verdrehungen, wiederbelebe die gesinnungsterroristische Kampagne gegen das angebliche Umfeld des Rechtsextremismus, sei eine kommunistische Tarnorganisation, eine Art Privat-Stasi", und so weiter. Sehr starke Aussagen, die - wie gesagt - nicht inkriminiert sind. Eine derartige Organisation verdient es nicht, aus öffentlichen Geldern unterstützt zu werden. (Beifall bei der FPÖ.)
Dass eine derartige Organisation der SPÖ und den GRÜNEN Freude macht, verstehen wir, denn sie bietet ihnen die Möglichkeit, unter Hinweis auf das Dokumentationsarchiv die Faschismuskeule immer wieder auszupacken. Wir haben es heute auch wieder gehört. Es werden Aussagen moralisch verbrämt und dadurch soll man dann nicht einmal irgendetwas dagegen sagen dürfen.

Nun zu dem vorliegenden schriftlichen Antrag der GRÜNEN, der offenbar erst im zweiten Teil besprochen werden soll, und zwar betreffend die Ausstellung "Verbrechen der Wehrmacht, Dimension des Vernichtungskriegs 1941 bis 1944." Hier wurde der Antrag gestellt, diese Ausstellung nach Wien zu bringen.

Dazu vorweg Folgendes: Ich, wie wahrscheinlich viele hier, habe den ersten Teil der Ausstellung gesehen. Ich kann daher aus eigener Wahrnehmung sprechen. Keiner von uns, wie ich annehme, hat den zweiten Teil gesehen. Es gibt noch keinen Ausstellungskatalog, obwohl die Veranstaltung propagandistisch groß angekündigt wurde. Das heißt, wir müssen uns auf das verlassen, was uns die Ausstellungsmacher über die neue Ausstellung erzählen und die haben uns bereits einmal ziemlich aufs Glatteis geführt.

Der erste Aufguss der Veranstaltung ist kläglich untergegangen. Da herrscht, glaube ich, Einmütigkeit darüber. (GR Mag Rüdiger Maresch: Bei Ihnen schon! Bei Ihnen schon!) Also, der ist zumindest bei den Ausstellungsmachern selbst kläglich untergegangen. Der Herr Reemtsma war schon sehr zerknirscht, wie er feststellen musste, dass einige seiner Bilder vom NKWD gestammt haben. Von jenem NKWD, von dem wir, spätestens seit Katyn in die richtige Richtung gedeutet wurde, wissen, wie er agiert und was er gemacht hat.

Es ist doch bezeichnend, dass man sich dieser Bilder in einer wissenschaftlichen Auseinandersetzung bedient und diese Bilder vollkommen falsch eingesetzt hat. Zumindest Jan Philipp Reemtsma hat erkannt, dass die Ausstellung in dieser Form eine Katastrophe war und hat sie daher zurückgezogen, denn er hätte es andernfalls sicherlich nicht notwendig gehabt. Er hätte bestimmt nicht vollkommen andere Historiker herangelassen, wenn er mit den vorherigen nur irgendwie zufrieden gewesen wäre. (GRin Dr Sigrid Pilz: Die Aussage ist geblieben! Die Aussage ist aber geblieben! - GR Heinz Christian Strache: Wer einmal lügt, dem glaubt man nicht! - Aufregung bei den GRÜNEN.) Wie wir aus den Vorweginformationen wissen, ist die Aussage der Ausstellung geblieben. Das ist vollkommen richtig. Das ist ja genau jetzt wiederum unser Ansatzpunkt, denn es ist die Aussage geblieben, dass die These besteht, dass die Wehrmacht pauschal verunglimpft wird.

Hier setzt unsere Kritik auch an, sofern wir uns jetzt bereits inhaltlich damit auseinander setzen können. Wir sind wie gesagt, nur auf die Vorweginformationen angewiesen. 

Es geht hier um ein Geschehen, das vier Jahre lang gedauert hat und an dem 18 Millionen Menschen beteiligt waren. Hier werden nun einzelne Beispiele herausgegriffen, die, wenn es jetzt richtig überarbeitet ist, außer Frage stehen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Haben Sie die Ausstellung schon gesehen?) Ich sage: Wenn es richtig überarbeitet wurde, sollen sie ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Haben Sie die Ausstellung schon gesehen?) Wir reden von einer ... (GR Günter Kenesei: Also, haben Sie die Ausstellung schon gesehen?) Wir sollen hier etwas unterstützen, das wir nicht kennen. Also, das ist ja wohl das ... (GR Mag Rüdiger Maresch: Also, haben Sie sie schon gesehen? - GR Mag Hilmar Kabas: Aber Sie haben es auch nicht gesehen!) Dann müssen wir das Ganze zurückziehen und müssen sagen, warten wir, bis wir es gesehen haben und unterstützen wir es dann. Ich rede ... (Aufregung bei der FPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Wir haben festgestellt, es wurde die These beibehalten. Das sagen die Ausstellungsmacher selbst und ich rede jetzt über die These, die ich für falsch halte. (GR Günter Kenesei: Lesen Sie keine deutschen Medien oder schrecken Sie sich davor? - Heiterkeit bei den GRÜNEN.) Wenn Sie wollen, zitiere ich Ihnen aus diesen Medien auch. Vielleicht lesen wir nicht die gleichen. (GR Günter Kenesei: Das kann leicht sein!) 
Es werden hier Einzelbeispiele herausgenommen. Dieses Verfahren ist so lange unwissenschaftlich, als die Ergebnisse der Recherchen nicht als Einzelbeispiele gekennzeichnet sind. Denn aus den Einzelbeispielen finden die Ausstellungsmacher zu ihren Urteilen und Überschriften und den Anteil tatsächlicher Täter überlassen sie der Fantasie der beeindruckten Besucher. Das ist unwissenschaftlich und das lehnen wir ab. Das ist der inhaltliche Hauptkritikpunkt, sofern wir bereits davon ausgehen können, dass das so beibehalten wurde. Es ist also so ein pars pro toto-Verfahren. 

So lange sich Reemtsma und sein Team von Historikern nicht einmal in Ansätzen um eine Aussage bemühen, die die pauschale Verurteilung der Wehrmacht auf einen erkennbaren Täteranteil reduziert, verdient sie insofern keine Anerkennung. (Beifall bei der FPÖ.)
Nun noch zu dem Antrag sozusagen in formeller Hinsicht. Wer einmal lügt, dem glaubt man nicht. Aber zumindest muss man feststellen, wer einmal lügt, dem muss man beim zweiten Mal ganz besonders auf die Finger schauen. 

Ich rate der Stadt Wien und auch dem Bürgermeister, der auch für diese Generation zuständig ist, hier sehr genau darauf zu achten, dass nicht die Peinlichkeit eintritt, die beim ersten Durchgang der Ausstellung eingetreten ist, dass wieder Historiker Fehler aufdecken und auch dieser zweite Aufguss der Ausstellung zu einem Flop wird. Tausende Schüler wurden in 33 bundesdeutschen und österreichischen Städten aus pädagogischen Gründen in diese Ausstellung geschickt. Dann stellt sich heraus, dass sie zu NKWD-Bildern geführt wurden, dass sie da zum Teil sowjetische Propaganda sehen mussten und das aus pädagogischer Sicht! Das ist eine Katastrophe, nämlich auch für die Glaubwürdigkeit aller anderen Ausstellungen. Daher sollte sich die Stadt Wien nicht dazu hergeben, hier einen Schnellschuss zu machen, sondern wir müssen uns das zuerst anschauen, was da wirklich gekommen ist. Es muss wirklich erst einmal auch der Katalog vorliegen. Es muss eine klare Auseinandersetzung damit geben. Wenn Jan Philipp Reemtsma seine entnazifizierten Gelder dazu verwenden will, die Ausstellung zu machen, dann soll er sie in Wien zeigen, aber nicht mit öffentlicher Unterstützung! Das jedenfalls nicht! (Beifall bei der FPÖ.) 
Überhaupt ist die moralisierende Betrachtung der Geschichte aus der geschützten Position des Zeitgeistes heraus nicht sehr ruhmreich. Das erfordert heute keinen Mut, so zu sprechen. Das war früher mutig, aber nicht heute. Und eine viel differenziertere Betrachtung wäre angebracht. Organisationen wie das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands oder auch das Hamburger Institut für Sozialforschung leisten keinen Beitrag zu einer Auseinandersetzung mit der Geschichte, die uns wirklich weiterbringt. 

Wir Freiheitliche lehnen daher den Beschlussantrag der GRÜNEN sowie die Förderung der Arbeit des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstands ab. Der Unterstützung der Pflege der Gedenkstätte stimmen wir traditionell zu. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr LUDWIG gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Michael LUDWIG (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands wurde am 13. März 1963 gegründet. Das war kein Zufallsdatum. Das war genau 25 Jahre nach Beseitigung der Unabhängigkeit Österreichs. Von Beginn an haben Historiker, Wissenschafter, Universitätsprofessoren und Vortragende gemeinsam mit Zeitzeugen versucht, die Geschichte dieser schlimmen Phase der österreichischen Geschichte aufzuarbeiten. 

20 Jahre später, 1983, wurde dann die Stiftung des Dokumentationsarchivs gegründet, die sich gemeinsam mit den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Archivs um die Aufarbeitung der Geschichte beschäftigt hat. Von Beginn an hat das Dokumentationsarchiv versucht, auch mit international renommierten Einrichtungen und Organisationen zusammenzuarbeiten. Ich denke hier an das Holocaust-Memorial-Museum im Washington, aber auch an die Organisation Yad Vashem in Jerusalem, an die Gedenkstätte Theresienstadt und vieles andere mehr. 

Die wissenschaftlichen Mitarbeiter des Dokumentationsarchivs wurden immer wieder auch international zu verschiedenen wissenschaftlichen Projekten herangezogen. Ich möchte jetzt nicht all jene Einrichtungen und Projekte zitieren, die schon vor mir angesprochen worden sind. Ich möchte ergänzend nur noch auf das "Totenbuch Theresienstadt" hinweisen, das im nächsten Jahr erscheinen soll und wo 17 000 deportierte Österreicherinnen und Österreicher dokumentiert werden, aber auch auf die Fortsetzung der namentlichen Erfassung der Opfer der politischen Verfolgung von 1938 an hinweisen.

Es wurde von der FPÖ immer wieder darauf hingewiesen und behauptet, dass das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands sich nur mit dem rechtsextremen Terror auseinander setzt. Sie haben das immer auch begründet mit dem Umstand oder aus Ihrer Sichtweise heraus, dass auch Kommunistinnen und Kommunisten im Dokumentationsarchiv mitarbeiten würden. Das hat sich mittlerweile in der Argumentation geändert. Das habe ich als Vorwurf vom Kollegen STEFAN auch nicht mehr gehört, weil es in der Tat auch nicht stimmt und weil das Dokumentationsarchiv beispielsweise durch eine sehr umfassende Studie über die österreichische Emigration in Moskau bewiesen hat, dass das Dokumentationsarchiv sich sehr intensiv auch mit jenem Terror beschäftigt hat, der vom stalinistischen System ausgeübt wurde und dem auch sehr viele beispielsweise Sozialdemokraten zum Opfer gefallen sind. Aber nicht nur, aber vor allem auch viele, die aus Österreich flüchten mussten und in Moskau versucht haben, vor der Nazidiktatur zu flüchten. 

Besonders interessant in dem Zusammenhang ist aber auch ein Hinweis, den ich von der FPÖ auch nicht mehr höre, der über viele Jahre immer wieder auch behauptet wurde, dass nämlich der frühere Leiter des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstands, Prof Herbert Steiner, quasi das Dokumentationsarchiv kommunistisch unterwandere und über das Archiv Politik in Österreich machen würde. Das wurde immer auch damit verknüpft, dass die Vergangenheit und die Geschichte von Herrn Prof Steiner als eine kommunistische zu werten wäre. Ich habe da ein bissel nachrecherchiert, weil mich natürlich auch die inhaltliche Auseinandersetzung interessiert und habe versucht, auch ein wenig im Nachlass von Herrn Prof Steiner Unterlagen zu finden. Ich bin auch fündig geworden. Es gibt nämlich einen Brief vom Bundesbeauftragten für die Unterlagen des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik, das heißt jene Einrichtung, die sich mit der Aufarbeitung auch der Erhebungen des SED-Regimes beschäftigt. Und hier findet sich unter anderem ein Brief aus dem Jahre 1973, der zwischen den verschiedensten diktatorischen Regimen der DDR und der Tschechoslowakischen Republik ausgetauscht wurde. 

Ich möchte nur kurz zitieren, um auch zu zeigen, wie sich Prof Herbert Steiner mit der Aufarbeitung dieser Phase auseinander gesetzt hat. Hier wird nämlich geschrieben: "Laut letzter Angaben unserer Organe unterhielten in den Jahren 1968/69 die österreichischen Bürger" - dann wird Herbert Steiner und eine andere Person aufgelistet - "Verbindungen zu Vertretern der Tschechoslowakischen Emigration, Zionisten und rechten Opportunisten in der CSSR sowie im Ausland. Gegenwärtig außer anderen Verbindungen unterhalten sie Verbindungen auch zu den Exponenten des Zionistischen Spionagezentrums Dr Wiesenthal und zu ausländischen Verlagen, die antikommunistische Literatur herausgeben. In der Vergangenheit nahmen Steiner und andere aktiv an Aktionen zur Hintertreibung einer der Anordnung des Präsidiums des ZK der KPC aus dem Gebiet der Außenpolitik teil. Beide Genannten hatten früher Zugang zu tschechoslowakischen Archiven. Heute bemühen sie sich wieder, besonders Steiner, unter Ausnutzung von Historikern des Dokumentationsarchivs der österreichischen Befreiungsbewegung" - wie hier fälschlicherweise zitiert wird -, "Verbindungen zu tschechoslowakischen Institutionen herzustellen, mit dem Ziel, sich tschechoslowakischer Archivmaterialen zu bedienen und Fotokopien dieser zu erhalten." Im Resultat einer Untersuchung des damaligen Innenministeriums der Tschechoslowakischen Republik wird beschrieben und gefordert, dass im Zusammenhang damit die Genannten, vor allem Prof Steiner, dasselbe Interesse auch im Hinblick auf andere Staaten an den Tag legen und dass bei diesen Personen keine Bewilligung, sie einreisen zu lassen, vorgenommen werden sollte. 

Ich wollte hier nur auch einmal, weil immer wieder sehr viel Unrichtiges auch in diesem Haus über Prof Steiner gesagt wurde, die historischen Materialien zeigen, dass sich Prof Steiner vor allem in den Jahren 68/69 um jene Emigranten, die vor der Diktatur aus Prag geflüchtet sind und in Österreich zum Teil eine zweite Heimat gefunden haben, sehr verdient gemacht hat. Das ist mit ein Grund, dass wir immer wieder auch die Unterstützung für das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands eingemahnt haben. 

Ein sehr beeindruckendes Projekt ist die namentliche Erfassung der österreichischen Holocaust-Opfer. Ich habe vorhin bei dem Antrag über die Unterstützung des Judenplatzes schon darauf hingewiesen: Das ist eine international anerkannte Einrichtung. Hier hat sich das Dokumentationsarchiv bemüht, mehr als 62 000 Biografien von ermordeten österreichischen Jüdinnen und Juden zu sammeln, sie in einer Datenbank aufzulisten und mit einer CD-Rom auch zugänglich zu machen. Der Vorteil dieser Datenbank ist nicht nur das Auflisten von nackten Zahlen, sondern das wird auch von biografischen Daten unterfüttert, die diese Menschen auch neu erstehen lassen. Das reicht eben von Biografien von Anna Abel, die im Alter von 65 Jahren aus der Hollandstraße 10, Tür 22 in der Wiener Leopoldstadt deportiert wurde, bis hin zu Paul Zigman, der ebenfalls im 2. Bezirk wohnhaft seinen Tod 1940 im Konzentrationslager Buchenwald durch die Nazis gefunden hat. 

Ich sage das deshalb, weil all das wichtige, historische Leistungen des Dokumentationsarchivs des österreichischen Widerstands sind und dass es nicht nur darum geht, das in Archiven zu deponieren, sondern dass es auch darum gehen muss, auch diese Materialien zugänglich zu machen, sie auch jungen Menschen zugänglich zu machen, um solche Ereignisse verhindern zu helfen. Hier hat das Dokumentationsarchiv, wie ich meine, in der Vergangenheit eine großartige Arbeit geleistet. Durch die heute zu beschließende Unterstützung soll diese Arbeit auch fortgesetzt werden.

Ich möchte aber abschließend auch noch einige Anmerkungen machen zum vorliegenden Antrag der GRÜNEN und zur zweiten Wehrmachtsausstellung. Es ist nicht der erste und zweite Teil, wie Sie, Kollege STEFAN, gemeint haben, sondern es ist eine völlig andere Ausstellung, die auch neu konzipiert wurde. In der Tat muss man sagen, dass die erste Ausstellung, die von 1995 bis 99 in Deutschland und in Österreich gezeigt wurde und die insgesamt mehr als 850 000 Besucherinnen und Besucher gehabt hat (GR Heinz Christian Strache: Das ist ja das Verbrechen!), zweifellos eine der wichtigsten Ausstellungen der Vergangenheit war, weil sie nämlich eines erreicht hat: Eine intensive inhaltliche Diskussion über diese Zeit. (GR Heinz Christian Strache: Das ist ja das Verbrechen!) In der Tag ist es richtig, dass eine Historikerkommission Fehler, sachliche Fehler aufgezeigt hat und zwar (StR Johann Herzog: Ja, nachträglich!), dass einige wenige der insgesamt 1 400 Fotos falsch zugeordnet wurden (GR Heinz Christian Strache: Das waren viele!), nämlich der Wehrmacht zugeordnet wurden, in diesen wenigen Fällen fälschlicherweise (GR Heinz Christian Strache: Das waren viele! Viele!), und dass der Institutsleiter Jan Philipp Reemtsma auch die Konsequenzen daraus gezogen hat, die Ausstellung auch gestoppt und neu konzipiert hat. 

Aber noch einmal: Es hat einige wenige sachliche Fehler gegeben (StR Johann Herzog: Es waren viele!), das wurde auch zugegeben, die aber an der Kernaussage, dass die deutsche Wehrmacht an zahlreichen Verbrechen mitgewirkt hat, die im Zuge des Naziregimes stattgefunden haben, nichts geändert hat. Der neue wissenschaftliche Beirat dieser neuen Ausstellung unter dem Vorsitz des anerkannten Historikers Hans Mommsen hat die Ausstellung auch neu konzipiert. Ich muss auch sagen, deshalb neu konzipiert, weil meine Kritik an der ersten Ausstellung nämlich war, dass sie methodisch den heutigen Vorstellungen nicht mehr entspricht, dass nur mit Bildmaterial gearbeitet wird, ohne auch die Möglichkeit zu bieten, sich in Zwischenpausen zwischen den einzelnen Fotos auch zu besinnen, kritisch zu reflektieren, dass das gefehlt hat. Das habe ich auch bei der ersten Ausstellung kritisiert. Ich meine auch, dass eine Ausstellung heute auch mit moderneren Mitteln, mit dem Einsatz von elektronischen Medien beispielsweise, gemacht werden muss. Diese Kritik wurde auch aufgegriffen und in der jetzt zweiten Ausstellung "Die Verbrechen der Wehrmacht, Dimensionen des Vernichtungskriegs 1941 bis 1944" wird auch auf die methodische Kritik eingegangen. 

Nur, man muss schon eines auch deutlich sagen: Es ist den Ausstellungsgestaltern nie darum gegangen, auch nicht in der ersten Ausstellung, eine Pauschalverurteilung vorzunehmen. Es geht nicht (StR Johann Herzog: Klare Aussagen! Klare Aussagen! - GR Heinz Christian Strache: Das stimmt ja nicht! Das stimmt ja nicht!) darum, dass alle Wehrmachtsangehörigen verurteilt werden sollen. Es ist richtig, dass man sagt, man muss auch individuelle Schuld prüfen und es können nicht gesamte Organisationen, in der es Verbrechen gegeben hat aber auch, nicht verurteilt werden. Das kann man nur, wenn der generelle verbrecherische Zusammenhang, wie beispielsweise bei der SS auch vom Nürnberger Tribunal festgestellt wurde, gegeben ist. Das wurde aber auch bei der Ausstellung über die Wehrmacht nie behauptet. 

Wichtig ist, und deshalb meine ich wird auch diese zweite Ausstellung über die Geschichte der Wehrmacht eine große Bedeutung auch für Jugendliche haben, die Frage: Wie gehen Menschen auch in solchen Organisationen mit Drucksituationen, mit politischen Situationen um? 

Und es wird in dieser zweiten Ausstellung beispielsweise auf eine Situation hingewiesen, wo ein Bataillonsführer drei untergebenen Kompanieführern in drei verschiedenen sowjetischen Städten den Befehl gegeben hat, die jüdische Bevölkerung zu vernichten. Und alle drei Kompanieführer haben völlig unterschiedlich reagiert. Der erste Kompanieführer hat den Befehl eins zu eins umgesetzt und hat die gesamte jüdische Bevölkerung hinrichten und exekutieren lassen. Der zweite Kompanieführer hat nach Rücksprache mit seinen untergebenen Unteroffizieren die schriftliche Bestätigung dieser Anweisung verlangt, hat sie auch bekommen und hat dennoch die Hinrichtung befohlen. Und der dritte Kompanieführer hat diesen Auftrag nicht erfüllt und man muss sagen ohne militärische, politische oder persönliche Konsequenzen. Jetzt muss man ehrlicherweise gestehen, dass man nicht immer in einer solchen Situation den Handlungsspielraum hat. Man kann auch nicht von jedem Menschen verlangen, dass er einen solchen sehr mutigen Schritt setzt. Aber dass Jugendliche die Möglichkeit haben zu sehen, dass es in einer historischen Situation die Möglichkeit gibt, so zu entscheiden oder anders zu entscheiden, sich einem faschistischem, diktatorischen Regime zu beugen oder auch persönlichen Mut zu zeigen, persönliche Courage zu zeigen und sich anders zu verhalten, das halte ich auch für die Erziehung und für die politische Bildung für einen wichtigen Schritt.

Dazu kann auch diese Ausstellung einen wertvollen Beitrag leisten und deshalb meine ich, sollte diese Ausstellung auch in Wien gezeigt werden, deshalb sollten die Rahmenbedingungen geschaffen werden, dass die private Einrichtung, nämlich das Hamburger Institut für Sozialforschung, die Möglichkeit haben soll, diese zweite Ausstellung hier in Wien zu zeigen. 

Deshalb werden wir auch dem vorliegenden Antrag zustimmen und ich ersuche namens meiner Fraktion, auch dem Antrag auf Unterstützung für das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands zuzustimmen. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)  

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dipl Ing Margulies gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Dipl Ing Martin Margulies (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Kollege LUDWIG hat meine Wortmeldung hervorragend verkürzt, nachdem er sehr viel vorweg genommen hat, das ich voll und ganz unterschreiben kann. Ich möchte jedoch ganz kurz auf ein paar Zitate des Kollegen STEFAN eingehen, wenn er meint, es gibt viele unterschiedliche Interpretationen der Geschichte. 

Ja, das stimmt und in der Regel langfristig gesehen interpretieren eigentlich immer die Herrschenden, wer auch immer sie sind, die Geschichte. Es gibt aber einen der ganz, ganz, ganz wenigen Fälle, wo es weltweit Einigkeit über die Interpretation der Geschichte gibt, und das ist die Zeit des Nationalsozialismus als eines der verbrecherischsten Regime, die es jemals gegeben hat (GR Kurth-Bodo Blind: Und der Stalinismus?), die aus rassistischen und antisemitischen Motiven auf Massenvernichtung, auf automatisierte Massenvernichtung gesetzt hat und die ganz klar und deutlich einen Angriffskrieg geführt hat. Das sind Tatsachen und die werden in der Regel von zivilisierten Menschen keiner anderen historischen Interpretation nähergeführt. 

In diesem Zusammenhang ist es natürlich spannend, darauf hinzuweisen, wo Fehler passieren. Natürlich sind in der ersten Ausstellung auch Fehler passiert. Natürlich passieren auch dem DÖW immer wieder Fehler. Aber was sind diese Fehler, im Vergleich dazu, dass sich Vorfeldorganisationen der Freiheitlichen Menschen wie den britischen Holocaust-Leugner David Irving als Historiker einladen! Also, da sind schon gravierende Unterschiede! Das hat Kollege LUDWIG hervorragend analysiert. Ja, es waren Fehler in der ersten Ausstellung, und Jan Philipp Reemtsma hat die Größe gehabt, die Ausstellung zurückzuziehen und sie von einem hoch geachteten Historikerkomitee vollkommen neu überarbeiten und neu konzipieren zu lassen, sodass jetzt, wenn man - ich habe es zumindest zum Teil im Fernsehen gesehen und die Medienberichte gelesen - sich das ansieht, eine Ausstellung vorliegt, die in vielfacher Art und Weise geeignet ist, die Arbeit des Dokumentationsarchivs zu ergänzen und einen aufschlussreichen Bericht über die Rolle der Wehrmacht von 41 bis 44 abzuliefern. 

Wenn in der heutigen Zeit, wenn diese Ausstellung in Berlin gezeigt wird, dies dazu führt, dass es zur größten rechtsextremen Demonstration im Deutschland der Nachkriegszeit kommt, dann zeigt es, wie wichtig diese Ausstellung ist. Wir haben heute hier die Möglichkeit, deutlich zu signalisieren, dass wir nicht auf Seiten des Pöbels der 3 000 DVU, NPD und Rechtsextremisten in Deutschland stehen, die diese Ausstellung ablehnen, sondern dass es uns ein ganz klares und deutliches Anliegen ist, diese Ausstellung nach Wien zu holen, um aus der Geschichte auch zu lernen. (GR Dr Wilfried Serles: Nur weil sie in Deutschland aufmarschieren, die Nazis? Das versteh' ich überhaupt nicht!) 

Aus der Geschichte zu lernen, bedeutet leider - sage ich dazu - nicht immer unbedingt, nachher das Richtige zu machen. Aber aus der Geschichte zu lernen, bedeutet zumindest, die Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass man etwas besser machen kann. 

Aus diesem Grund bringe ich den schon von zwei Vorrednern zitierten Antrag ein:

"Der Wiener Gemeinderat will, dass die Ausstellung "Verbrechen der Wehrmacht, Dimensionen des Vernichtungskriegs 1941 bis 1944" in Wien stattfindet."

In formeller Hinsicht beantragen wir die sofortige Abstimmung des Antrags.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich möchte jetzt ganz kurz sagen, ich empfinde heute eigentlich erstmals wirklich etwas, was Kollege Hundstorfer am Anfang angeregt hat, nämlich ein angenehmes Klima für eine solche Diskussion. Die rechtsextremen Ausfälle sind bislang unterblieben. Das freut mich sehr. Ich hoffe, dass das auch in Zukunft so bleiben wird. Ich stehe auch nicht an, dass ich, wie ich heute dem Kollegen Wagner bei seiner Rede im Rahmen der Hakoah zugehört habe, angenehmst überrascht war, dass er es geschafft hat, gegen den Augarten zu sein, ohne das irgendwie mit antisemitischen Untertönen zu unterlegen. Das finde ich ausgesprochen angenehm.

Wenn dieses Klima so bleibt (GR Heinz Christian Strache: Wie der Schelm denkt, so ist er!) und wenn sich die Freiheitlichen längerfristig tatsächlich ändern, wer weiß, vielleicht sind sie dann irgendwann auch bereit, im Zeichen der Aufarbeitung der Geschichte Österreichs solch einem Antrag zuzustimmen. - Ich danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Salcher gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte aus Zeitgründen nur zum Antrag der GRÜNEN sprechen und nicht zum DÖW. Wir als Volkspartei werden diesem Antrag nicht zustimmen, weil wir der Meinung sind, dass, ob diese Ausstellung nach Wien kommt, wann diese Ausstellung nach Wien kommt, die Entscheidung der unabhängigen Intendanten beziehungsweise Museumsdirektoren ist, die dafür auch Budgets zur Verfügung haben. (GR Günter Kenesei: Weil Sie keine politische Meinung haben! Das ist das Problem!) - Ich komme schon zu meiner, keine Sorge. Ich glaube, Sie können mir viel unterstellen, aber nicht, dass ich keine politische Meinung habe. 

Es entspricht einfach nicht unserem Selbstverständnis, dass wir in den Gemeinderat kommen und erklären, dass wir uns quasi etwas wünschen und Intendanten und Museumsdirektoren haben das zu spielen. Es steht in dem Antrag zum Beispiel nicht, wer denn dann diese Ausstellung tatsächlich durchführen könnte. (GR Günter Kenesei: Das ist die schlechteste Ausrede, die ich bis jetzt gehört habe!) Das DÖW wäre von seiner Aufgabe her durchaus in der Lage dazu. Das DÖW wäre auch durchaus mit seinem Budget in der Lage dazu, weil Budget hat es genug und wir stimmen dem Budget des DÖW auch zu, zum Beispiel wenn es die Entscheidung des DÖW wäre, die Ausstellung nach Wien zu holen. 

Wir sind nur dagegen, dass wir uns im Wiener Gemeinderat etwas wünschen, was uns vielleicht gerade sinnvoll erscheint und die Intendanten haben das nachzuvollziehen. Ich könnte und würde mir auch einiges wünschen. Ich würde mir zum Beispiel wünschen, dass es über das Schwarzbuch des Kommunismus, ein Buch, das in Deutschland großes Aufsehen erregt hat und das auch in Westeuropa zu einer sehr intensiven Debatte geführt hat, wo es um die Millionen Ermordeten durch die Verbrechen des Stalinismus und des Kommunismus insgesamt eine wichtige Debatte gegeben hat, die in Österreich interessanterweise fast unter Ausschluss der Öffentlichkeit stattgefunden hat, eine breitere Debatte geben würde. 

Aber ich werde hier im Wiener Gemeinderat nicht beantragen, dass irgendein bestimmtes Museum oder wir dafür Geld dafür zur Verfügung zu stellen haben. Ich hoffe, dass vielleicht einmal jemand auf die Idee kommt, um in seiner Entscheidung als Intendant oder Museumsdirektor so eine Veranstaltung durchzuführen. (Beifall bei der ÖVP.)
Zu den GRÜNEN muss ich schon noch sagen, ohne mich in den Historikerstreit zwischen zwei berufenen Kollegen einzumischen, die Schwierigkeit für uns als Volkspartei ist halt immer, dass wir das Instrument der Differenzierung beherrschen und auch einsetzen. Wir stehen weder auf dem Standpunkt, dass wir uns riesig darüber freuen, dass diese erste Ausstellung - das müssen Sie zur Kenntnis nehmen - schwere historische Fehler gehabt hat, weil man kann nicht sagen, das ist eine Kleinigkeit, wenn die These vom Ausstellungsleiter der ersten Ausstellung gewesen ist, dass 80 Prozent der Wehrmachtsangehörigen Täter waren, und sich dann halt herausstellt, dass die Erhängten oder Ermordeten auf bestimmten Fotos vom NKWD umgebracht wurden oder dass teilweise gefälschtes Bildmaterial aus KGB-Archiven nach dem Zweiten Weltkrieg dort eingeführt wurde. Das ist keine Kleinigkeit, dass die Kernthesen und die Grundthese, dass es sehr wohl eine Involvierung der Wehrmacht in die Verbrechen des Zweiten Weltkriegs in den besetzten Gebieten gegeben hat, auch vom Historikerteam aufrecht erhalten wurde. Das ist der andere Teil der Differenzierung und das muss man zur Kenntnis nehmen. 

Aber in jedem Fall kann man nicht sagen, dass die erste Ausstellung eine Kleinigkeit war. Deswegen haben auch die Sozialdemokraten den Wunsch der GRÜNEN in der letzten Periode abgelehnt, die damalige Ausstellung nach Wien zu holen. Die GRÜNEN wollten das schon, ohne zu wissen, was genau los ist, zu einem Zeitpunkt, als die Diskussion in Deutschland medial äußerst umstritten war und von reputierten Leuten geführt wurde. Damals - in der letzten Periode - sind die Sozialdemokraten gemeinsam mit uns diesem Wunsch nicht nahe getreten, Wien mit dieser Ausstellung zu erfreuen.

Ich glaube daher, dass wir auch diesmal damit gut beraten wären, weil bei einem müssen wir auch ehrlich sein und es haben auch alle Redner zugegeben, auch die Historiker in dieser Runde, dass niemand von uns weiß, was in der Ausstellung konkret gezeigt wird. Wir alle sind auf Presseberichte angewiesen. Ich kann schon auch ausländische Zeitungen lesen, habe das auch getan, will aber jetzt aus Zeitgründen nicht ins Detail gehen. Kollegen von mir haben das ohnedies getan. Aber so zu tun, als wenn die zweite Ausstellung völlig unumstritten wäre, das ist einfach nicht richtig. Sie können in den "Spiegel" schauen, Sie können in die "Frankfurter Allgemeine" schauen. Das sind reputierte Zeitungen, wo klar und deutlich gemacht wird, dass es in keinstem Falle zu derartigen schweren Fehlern gekommen ist, wie bei der ersten Ausstellung, aber wie diese Ausstellung im Detail wirklich gemacht ist, das weiß niemand von uns. Die Leute, die sich damit auseinander gesetzt haben, haben da und dort durchaus noch ihre Zweifel. 

Es ist schon ein Unterschied, wenn der damalige Ausstellungsleiter sagt, 80 Prozent Täteranteil der Wehrmacht und der jetzige Ausstellungsleiter sagt, 1,5 Prozent Täteranteil. Das ist eine wesentliche Verschiebung. Gerade bei einem so heiklen Thema sollten wir zur Differenzierung in der Lage sein und dazu bekennen wir uns auch inhaltlich. (Beifall bei der ÖVP.)
Mir ist noch ein Nebensatz im Antrag der GRÜNEN aufgefallen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nur einer?) Mir ist da noch ein Nebensatz aufgefallen. Ich habe jetzt nicht den Fehler des Kollegen Gerstl gemacht, mich heute Vormittag vor Ihnen zu melden, weil Sie haben heute fast seine politische Karriere zerstört, als Sie nachher gesagt haben, Sie stimmen ihm völlig zu. Also, ich muss jetzt aufpassen, wenn Sie sich noch einmal melden, weil Sie melden sich ja manchmal (GR Günter Kenesei: Wenn es etwas nutzt, machen wir es gerne!), dass ich nicht irgendetwas Falsches sage und Sie gehen dann heraus und zerstören heute noch eine zweite politische Karriere. (GR Günter Kenesei: Es besteht eine gewisse Gefahr, dass sich die GRÜNEN nochmals zum Wort melden!) 

In Ihrer Presseaussendung - ich kann es auch personifizieren, weil Herr GR Dipl Ing Margulies sich immer wörtlich zitieren lässt - steht, ein Anlass für diesen heutigen Antrag seien die beschämenden Äußerungen des Lhptms Sausgruber. Jetzt habe ich mir gedacht: Welche beschämenden Aussagen hat Herr Lhptm Sausgruber getätigt? Ich habe diese auch gefunden. - Er hat gesagt, er hat keine Absicht, Steuermittel dafür zu verwenden. Das ist beschämend. Er hat gesagt, es stehe den Veranstaltern selbstverständlich frei, die Wehrmachtsausstellung auch nach Vorarlberg zu bringen, mit einer Förderung des Landes könnten sie jedoch nicht rechnen (GRin Susanne Jerusalem: Das ist ja der Fehler!), das Land habe nach wie vor keine Absicht, Steuermittel für die Abhaltung der Wehrmachtsausstellung in Vorarlberg zu verwenden. (GR Günter Kenesei: Das ist es ja!) Das heißt, wenn sich dort Veranstalter finden, die das machen oder wenn die Veranstalter in Deutschland sagen, es soll nach Vorarlberg kommen, dann steht ihnen das selbstverständlich frei zu tun (GR Günter Kenesei: Danke, Herr Sausgruber!), aber es steht dem demokratisch gewählten Landeshauptmann von Vorarlberg auch zu, zu sagen, dafür wird es keine Steuermittel geben. Da lassen wir uns den sehr erfolgreichen Lhptm Sausgruber von Vorarlberg nicht mit dem Wort "beschämend" diffamieren! (Beifall bei der ÖVP. - GR Günter Kenesei: Das darf doch nicht wahr sein!)
Wenn wir schon beim Wort "Vorbild" und beim Thema "beschämend" sind, so steht noch etwas in dem Antrag der GRÜNEN. (GR Günter Kenesei: Es spricht der Kronjurist Salcher!) Ich sage Ihnen einen zweiten Satz, der mich darin ein bisschen stört. (GR Günter Kenesei: Dann sagen Sie halt den zweiten Satz!) Darin steht, Sausgruber sei beschämend, aber der regierende Bürgermeister von Berlin zeigte sich zutiefst beeindruckt von dieser Ausstellung. Das beeindruckt mich auch. Es handelt sich dabei um jenen regierenden Bgm Wowereit, der mit der PDS, der Nachfolgepartei der SED, den damals regierenden Bgm Diepgen gestürzt hat. (GR Günter Kenesei: Das war ja nicht der Wowereit, der das gemacht hat! - GR Godwin Schuster: Über wen reden wir jetzt?) - Die Mehrheit im Berliner Abgeordnetenhaus, die vorzeitige Neuwahlen herbeigeführt hat, war eine Mehrheit mit der PDS und das wissen wir alle. (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Was war denn der eigentliche Grund dafür, Herr Salcher?)
Das lasse ich mir noch einreden. Aber was ich mir nicht einreden lasse, ist, dass jener regierende Bgm Wowereit jetzt ernsthaft darüber nachdenkt, die PDS in Berlin an die Macht zu lassen und damit einen Tabubruch in der deutschen Geschichte nach der Vereinigung zu machen. (GR Mag Rüdiger Maresch: Aber dafür können wir nichts!) 

Ich mache Ihnen das nicht zum Vorwurf (GR Mag Christoph Chorherr: Danke!), aber Sie sind offensichtlich so begeistert vom Herrn Wowereit! (GR Heinz Christian Strache: Die PDS ist eine Schwesternpartei der GRÜNEN!) Das steht in Ihrem Antrag. (GR Christian Oxonitsch: Sie haben sich mit der Nachfolgepartei gleich fusioniert!) Ich freue mich, dass die GRÜNEN, die sonst so irrsinnig stark bei der europaweiten Empörung in anderen Ländern sind, auf einmal in Verteidigungsreflexe ausbrechen, wenn ich das Wort "PDS" nur in den Mund nehme! (Beifall bei der ÖVP. - Heiterkeit bei den GRÜNEN. - GR Godwin Schuster: Sie verschweigen die Hälfte!) 

Was gibt es für ein Problem? (GR Godwin Schuster: Die SED und die Nachfolgepartei der CDU waren in einem Boot! Das verschweigen Sie gerne!) Das kann man schon ein bisschen konkreter sagen. Die PDS ist die Nachfolgepartei der SED. Wenn Sie es genau wissen wollen (GR Godwin Schuster: Ja, ganz genau!), die PDS ist heute noch (GR Godwin Schuster: Was ist mit der Ost-CDU?) - ich rede von der PDS heute, nicht von der SED, sondern von der PDS, hören Sie mir einmal zu - jene Partei, deren führende Funktionäre heute noch die Massenmorde von Stalin leugnen oder für historisch gerechtfertigt halten! Das ist die PDS! (GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Herr Vorsitzender! Zur Sache!) Darin sind wir uns einig, nicht die SED, sondern die führenden Funktionäre der PDS, die nach wie vor den Schießbefehl an der Berliner Mauer nicht vorbehaltlos verurteilen! (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: Was hat das jetzt mit dem Tagesordnungspunkt zu tun?)

Das ist die PDS, die nach wie vor die Berliner Mauer für historisch notwendig befindet! (GR Günter Kenesei: Aber das steht nicht alles in unserem Antrag!) - Habe ich das gesagt? Wenn Sie es vergessen haben, ich glaube, Sie können einen anderen einbringen.

Jetzt möchte ich etwas Ernstes sagen, weil Berlin eine der wichtigsten Städte Europas ist. Wenn wir heute vom Wort "beschämend" gesprochen haben, sage ich Ihnen, was beschämend ist. (GR Heinz Hufnagl: Beschämend war es, wie Diepgen die Stadt heruntergewirtschaftet hat!) Beschämend ist, dass Bgm Wowereit ernsthaft überlegt, Gregor Gysi, den Mann, der Informationen über seine Klienten, mit denen er zusammengearbeitet hat, an das MfS, das Ministerium für Staatssicherheit, weitergegeben hat - das steht alles in einem Untersuchungsbericht -, um die demokratische Opposition in der DDR zu unterdrücken, jenen Gysi, der noch zu Milosevic gefahren ist, um ihm in persönlichen Gesprächen eine Unterstützung zu versichern (GR Kurt Wagner: Das werden Sie wissen, weil Sie dabei waren!), zum Vizebürgermeister einer der wichtigsten Städte von Europa zu machen! (GR Kurt Wagner: Das ist ja Schwachsinn, was Sie daherreden!) Das ist etwas, wofür wir das Wort "beschämend" sehr wohl verwenden können, wenn Sie es hören wollen! (Beifall bei der ÖVP. - GR Christian Oxonitsch: Was ist denn das für eine Informationswiedergabe? Was wollen Sie uns damit sagen?) 

Ich habe Ihnen gar nichts gesagt. Ich rede noch immer von zwei Beispielen im Antrag der grünen Fraktion. Ich möchte nur zum Abschluss, damit es für alle klar ist, sagen, ich nehme zur Kenntnis, dass das Verhalten des Lhptms Sausgruber - übrigens einer von zwei Landeshauptmännern, die ein positives Budget in ihrem Land zusammenbringen - in diesem Antrag für Sie beschämend ist, dass Sie den Herrn Wowereit aber sozusagen für bewundernswert finden. (GR Christian Oxonitsch: Nein, die PDS wirklich nicht!) Das kann man sich hier aussuchen. (GR Günter Kenesei: Das hat aber mit der Ausstellung nichts zu tun!) Ich sage Ihnen, bei uns ist das umgekehrt. Wir finden das Verhalten des Herrn Wowereit für zutiefst beschämend und wir finden, dass der Herr Sausgruber ein ausgezeichneter Landeshauptmann ist, der in seinem Land (GR Andreas Schieder: Reden wir hier über das Budget von Vorarlberg?) - dazu ist er demokratisch berechtigt - die Entscheidungen trifft (GR Kurt Wagner: Was hat das alles mit der Wehrmachtsausstellung zu tun?), was dort mit Steuergeldern aus Vorarlberg gefördert wird und was nicht. (Beifall bei der ÖVP. - GR Günter Kenesei: Na, geh!)
Sie haben zwei Positionen gehört. Der Vergleich macht Sie sicher! (Beifall bei der ÖVP. - GR Günter Kenesei: Ha ha!)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Hatzl gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 
GR Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Hoher Gemeinderat!

Meine Wortmeldung hat sich eigentlich auf die Wortmeldung von GR STEFAN bezogen. Ich möchte aber jetzt noch einen kleinen Nachtrag für meinen Vorredner bringen. 

Wenn ich davon ausgehe, dass ein Prinzip schlecht ist, dann muss es unabhängig davon sein, wie groß Städte oder Gemeinden sind. (GR Dr Wilfried Serles: Das Hatzl-Prinzip!) Nachdem ich relativ regelmäßig zwei Berliner Zeitungen lese, habe ich festgestellt, dass es, bevor jetzt in Berlin möglicherweise die Entscheidung für SPD/PDS fällt, eine Reihe von Gemeinden und Städten gibt, wo es eine Koalition CDU/PDS gibt. (GR Günter Kenesei: Hört, hört!) Bitte nachzulesen, sogar bei einer Landratswahl. Wenn dieses Prinzip für den einen Bereich als schlecht gilt, dann ist es schwierig, für die kleineren Gemeinden oder Städte dieses Prinzip nicht zu halten. (GR Georg Fuchs: Wo gibt es eine Koalition? Wo?) Sie brauchen nur bei Ihren Parteifreunden in Thüringen und in Brandenburg nachzufragen (GR Heinz Christian Strache: Das sind aber keine Koalitionen!) und Sie werden es wissen. (GR Kurth-Bodo Blind: Das schreit nach einer tatsächlichen Berichtigung!)

Zweiter Punkt, als Bemerkung: Man muss vorsichtig mit der SED und den Nachfolgeparteien umgehen. Wenn man sagt, das ist so schrecklich, dann will es, wenn man es so kritisiert, nicht ganz in meinen Kopf hinein, wieso es für die CDU beim Mauerfall kein Problem bedeutet hat, die Ost-CDU mit dem gesamten Geld und Vermögen aufzusaugen, ohne dass man die Personen getauscht hat. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - GR Dr Matthias Tschirf: Dieser Vergleich ist unglaublich!) 

Das ist dann eigentlich auch eine Frage, die man in der Richtung dokumentieren kann. (GR Gerhard Pfeiffer: Sie können doch nicht die Ost-CDU mit der PDS vergleichen!)

Das Dritte: Wenn alles schon so fürchterlich ist, dann hätte ich gerne vom Kollegen Salcher die Erklärung, warum sich beim letzten Wahlkampf in Berlin der regierende Bürgermeister in seiner tiefen Abneigung gegenüber der SED einen der verantwortlichsten SED-Funktionäre des Zentralkomitees als Wahlmanager und Berater in seine Mannschaft geholt hat. (GR Heinz Christian Strache: Weil er sich losgelöst hat!) Das verstehe ich überhaupt nicht! Dann kann ich nur davon ausgehen, dass er offensichtlich von deren Methoden lernen wollte, wie man Wahlen gewinnt! Das ist nur in die Hose gegangen, richtigerweise und Gott sei Dank! Das ist nur eine Bemerkung zu dem, dass man das auch in diesem Zusammenhang sehen kann. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich sage ganz offen, ich bin eigentlich von der ÖVP erschüttert, durch die Ablehnung zum Antrag der GRÜNEN, betreffend die Wehrmachtsausstellung. Bei den Freiheitlichen kann ich nur sagen, es ist offensichtlich eine konsequente Linie. Ich hoffe, dass das noch nicht das letzte Wort war, was heute der GR STEFAN in diesem Zusammenhang ausgesprochen hat. 

Aber zuerst noch, warum ich es bei der ÖVP als so schrecklich empfinde: Für mich ist das Schrecklichste die Begründung gegen eine Ausstellung indirekt mit anderen Gräuelbereichen von anderen politischen Richtungen. Ich gehe davon aus, dass man korrekterweise diese Dinge trennen sollte. Ich halte es ehrlich gesagt für unzumutbar, indirekt zu argumentieren, man ist gegen die Dokumentation der Verbrechen des Faschismus, weil nicht gleichzeitig im Antrag vorkommt, auch über die Verbrechen des Kommunismus Dokumente zu bringen. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Meine Damen und Herren, das ist eine schlechte politische Haltung, eine schlechte politische Argumentation! Wir sollten das nicht durcheinander bringen! (GR Gerhard Pfeiffer: Wieso nicht?)

Ich spreche noch etwas anderes an, warum ich so überzeugt für diese Ausstellung bin, selbst wenn es unter Umständen zu heftigen kritischen Diskussionen führt, dass sie gezeigt wird. Wir haben eine Situation, dass im Regelfall die heute 65‑Jährigen in dieser Stadt die Zeit des Faschismus nicht bewusst erlebt haben. Es ist daher von uns allen das Gebot der Stunde, wenn man sich die Weltgeschichte anschaut, wenn man sich bestimmte Strukturen von Kleinstgruppen rechtsnationaler Art, nicht nur in Österreich, sondern auch international, anschaut, wenn man sich anschaut, was es an Menschenhatz und an Menschenverfolgung gibt, dass man für jene Generationen, die das nicht bewusst erlebt haben, was Faschismus bedeuten kann, welche Opfer er bringt und welche Verbrechen und Gräueltaten damit verbunden sind, rechtzeitig und umfassend dokumentieren soll. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)
Meine Damen und Herren! Wer sich in der ÖVP - ich rede jetzt den Herrn StR Marboe, aber auch alle anderen, an - dazu bekennt, dass er sagt, ich lasse das lieber liegen, vielleicht findet sich irgendwo ein Direktor eines Museums, der das dann dokumentiert, der handelt fahrlässig gegenüber der jetzigen und gegenüber der kommenden Generation! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Das will ich Ihnen noch zur Überlegung geben, in diesem Bereich darüber nachzudenken: Man löst kein Problem durch Verschweigen, sondern durch offene Diskussion. Herr StR Herzog, wenn eine Ausstellung kommt und sie unter Umständen wieder historisch falsch ist, dann diskutieren wir darüber. Das ist dann besser, als wir verweigern und zensurieren, bevor wir sie gesehen haben! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - StR Johann Herzog: Nein! Das ist nicht so!) 

Jetzt, meine Damen und Herren, auch noch einige persönliche Worte in Richtung FPÖ: Ich sage Ihnen ganz offen, warum mich das erschüttert, was GR STEFAN gesagt hat. Wahrscheinlich wird es immer Ausstellungen geben, die nicht korrekt sind. Bei historischen ist es sicher unangenehm. Aber die öffentliche - ich wiederhole es -, die öffentliche Diskussion hilft mit, Korrektes von Unkorrektem zu unterscheiden. (StR Johann Herzog: Das Ziel einer Ausstellung muss von Haus aus die Wahrheit sein!)

Was mich so trifft, ist - ich will das sehr persönlich sagen -, bei dieser Wehrmachtsausstellung geht es um keine Verunglimpfung Österreichs. (StR Johann Herzog: Eine ganze Generation war davon betroffen! In Deutschland und in Österreich!) Es ist eine Dokumentation über die deutsche Wehrmacht. Ich bin davon überzeugt, die Österreicher, die in der deutschen Wehrmacht Dienst gemacht haben, waren wahrscheinlich in großem Maße zutiefst unzufrieden und gezwungen, für etwas, das nicht ihr Vaterland war, das nicht ihre Heimat war, Krieg zu führen. Sie waren missbraucht. Sicher hat es auch eine kleine Gruppe gegeben, die mit Begeisterung mitgetan hat, die das damals als ihre Heimat empfunden hat. (StR Johann Herzog: Renner!) Sie wollen es nicht verstehen! (StR Johann Herzog: Nein!) 

Ich sage Ihnen, ich hätte den Eindruck, dass es für einen österreichischen Patrioten kein Problem geben kann, einzelne, manche, viele verschiedene Gräueltaten einer fremden Wehrmacht, die noch dazu Österreich von der Landkarte ausgelöscht und Zigtausende Österreicher hingerichtet hat, ganz einfach zu dokumentieren, aufzuzeigen und Gespräche darüber zu führen. (GR Dr Wilfried Serles: Wir können Ihnen nicht mehr zuhören! Dauernd kommt die alte Leier!) Meine Damen und Herren, ich sage es nochmals, eine Partei, die immer wieder in den Verdacht kommt, dass man über solche Dinge nicht reden soll, weil es vielleicht ein Stück ihrer eigenen Parteigeschichte sein kann und die sich - ich unterstelle Ihnen das jetzt - möglicherweise mit Recht wehrt, in diese Stufe eingeordnet zu sein (StR Johann Herzog: Was haben Sie angesprochen? Die Verquickung der Sozialdemokratie?), die muss ganz besonders aufpassen, wenn diese Ausstellung in Deutschland stattfindet und die deutschen Nazis dagegen demonstrieren, denn wenn ich Verantwortlicher in der Wiener FPÖ bin, habe ich ein Interesse daran, dass diese Ausstellung herkommt, weil ich mit den Nazis in Deutschland nicht verbunden und vermittelt werden möchte! Das, meine Damen und Herren, wäre etwas zum Nachdenken für Sie! (Beifall bei der SPÖ und des GR Mag Rüdiger Maresch.) 

Sie hätten als Österreicher keine Probleme, dass diese Ausstellung Österreichern gezeigt wird, wenn Sie bei Ihrer Haltung bleiben. (GR Dr Wilfried Serles: Wollen Sie auch irgendetwas Wichtiges sagen?) Bei der ÖVP bedauere ich das auch, wenn man bei dieser Haltung bleibt. Dann muss man sich ganz einfach gefallen lassen, ob nicht mehr dahinter steckt, als nur das zuvor in der Diskussion Vorgeschobene. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner hat sich Herr GR Dr Salcher gemeldet. Herr Dr Salcher, Sie haben noch 7 Minuten Restzeit. - Bitte.

GR Dr Andreas Salcher (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Die brauche ich nicht. 

Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren! Sehr geehrter Herr GR Hatzl!

Damit es hier zwischen ÖVP und SPÖ nicht auf Grund der Lautstärke zu Differenzen kommt, die überhaupt nicht vorhanden sind: Wir machen Ihnen keinen Vorwurf, wenn Sie heute diesen Antrag unterstützen und Sie sollten uns keinen Vorwurf machen, wenn wir berechtigte Zweifel haben, weil das kann es ja nicht sein, das kann doch nicht das Kriterium sein! 

Die SPÖ und die ÖVP - das wissen Sie - haben in der letzten Periode diese Ausstellung nicht nach Wien kommen lassen. (GR Godwin Schuster: Nicht diese! - GR Johann Hatzl: Das war eine andere!) Eine andere, ja. Zu einem Zeitpunkt, als wir damals, nachdem sie schon ein, zwei Jahre lang unterwegs war, gewusst haben, dass es berechtigte Zweifel gibt. Der Herr Bürgermeister hat damals auch mitentschieden, das zu tun. 

Jetzt geben wir alle in dem Raum zu, dass keiner von uns die neue Ausstellung kennt. Daher haben Sie vielleicht mehr Vertrauen, wir haben vielleicht ein bisschen weniger Vertrauen, aber wir haben vor allem das Vertrauen, dass nicht dieser Kreis das entscheiden sollte, sondern dass die Verantwortlichen - dafür gibt es genug -, zum Beispiel das Museum der Stadt Wien, diese Entscheidung treffen sollte. Ich verstehe ehrlich gesagt Ihren Vorwurf nicht - den halte ich auch nicht für redlich -, zu sagen, alle, die heute einer Ausstellung zustimmen, die sie auch nicht kennen, sind quasi die Guten und alle, die dieser Ausstellung, die sie ebenfalls nicht kennen, nicht zustimmen, sind die Schlechten! Das kann ich so nicht akzeptieren! (Beifall bei der ÖVP. - GR Johann Hatzl: So ist es aber!) 

Damit auch in der anderen Causa nichts hängen bleibt: Die DDR war eine schlimme Diktatur, wie wir alle wissen. Es ist klar, dass, wenn eine schlimme Diktatur fällt - genauso wie der Nationalsozialismus anno 1945 -, die dann entstehenden demokratischen Parteien, Menschen, die entweder öffentlich bekennen, etwas falsch gemacht zu haben, oder Menschen, die dann eine andere Überzeugung haben, aufnehmen. Das war in Österreich so, das war klarerweise auch in der DDR so. Daher ist es ganz natürlich, dass es dann solche Funktionäre gibt. In der DDR hat es quasi keine anderen Funktionsträger gegeben, als die in den so genannten Blockparteien. Das mache ich auch niemandem zum Vorwurf, ob er jetzt bei der CDU war oder ob er bei der SPD war oder ob er bei der SED war, nur weil das vielleicht ein bisschen in dem Wirbel untergegangen ist. (GR Heinz Hufnagl: Eine SPD-Ost hat es nicht gegeben!) - Entschuldigung, ja! - Nur damit hier nichts hängen bleibt, das war nicht mein Vorwurf. Das sage ich jetzt ganz klar.

Mein Vorwurf richtet sich gegen die heutige Führungsspitze der PDS. 80 Prozent der Mitglieder der PDS waren SED-Mitglieder. Wenn führende Funktionäre der PDS heute noch die Dinge, die ich Ihnen gesagt habe, wie Mauerfall, Einmarsch der DDR-Truppen zur Niederschlagung des Widerstands des Volkes in Tschechien, Schießbefehl und so weiter und so fort, leugnen, nachdem die Diktatur dort zusammengebrochen ist, und man ernsthaft überlegt, mit diesen politischen Funktionären, mit diesem Schandfleck der Demokratien, nämlich der PDS, eine Regierung gemeinsam in einer der wichtigsten Städte Europas zu machen, dann empfinde ich persönlich das als schändlich! Nichts anderes habe ich hier gesagt! (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr Klubobmann Görg gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR DDr Bernhard Görg (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich bin heute schon einmal am Pult gestanden und habe meine Rede eingeleitet mit dem Hinweis, dass ich diese Rede sine ira et studium, sprich ohne Adrenalinausstoß, mache. Ich stehe zum zweiten Mal hier und jetzt mache ich doch meine Rede cum ira et studium, sprich mit einigem Adrenalinausstoß. Vor allem Sie, Herr GR Hatzl, animieren mich zu diesem Adrenalinausstoß!

Zunächst einmal zu einem Punkt, den Sie angesprochen hatten, wo ich keinen Adrenalinausstoß habe, wo ich nur ein bisschen Ihre Gedankenwelt zurechtrücken möchte: Der Herr Wowereit, der regierende Bürgermeister, der sich großartig für die Ausstellung ausspricht, ist gleichzeitig dabei, eine Koalition mit einer Partei zu bilden, die noch immer leugnet, dass es schändlich ist, dass es den Schießbefehl gegeben hat, die sich nicht vom Schießbefehl distanziert, die dem Einmarsch der Warschauer Truppen in Prag und in der Tschechoslowakei bis jetzt nicht abschwören. Das ist eine Sache. Es ist eine ganz andere Sache - ich werde das leicht beweisen können -, dass Sie gekontert haben, es gibt um Himmels willen Bezirksbürgermeister von der CDU in Berlin, die sich durch eine Stimme der PDS haben wählen lassen. Das ist ein großer Unterschied. Herr Kollege Hatzl, wenn ich mich jetzt erinnere, hat am 27. April die Österreichische Volkspartei für Sie als Landtagspräsident gestimmt, zumindest teilweise. Wir haben deswegen keine Koalition mit Ihnen! (GR Johann Hatzl: Sie haben ein bisschen falsch zitiert!) Das ist ein großer Unterschied, ob ich einfach die Stimmen von jemandem akzeptiere oder ob ich mit allen Konsequenzen eine Koalition mit einer Partei bilde, die den Schießbefehl gutheißt, die den Einmarsch der Warschauer Truppen in der Tschechoslowakei gutheißt. Das ist das Eine. Da habe ich noch keinen Adrenalinausstoß. (Beifall bei der ÖVP.) 
Wo der Adrenalinausstoß bei mir beginnt, Herr GR Hatzl, ist bei Ihrer Unterstellung, dass wir - ich werde es noch einmal begründen, weil wir gute Gründe dafür haben - diesem Antrag der GRÜNEN nicht zustimmen und dass wir von Ihnen in die Reihe derer eingereiht werden, die sagen, man soll endlich die Vergangenheit Vergangenheit sein lassen, es war alles nicht so schlimm, die Leute haben es nicht gewusst et cetera. (GRin Martina Malyar: Das sagt Ihr Koalitionspartner!) Ich sage Ihnen zunächst einmal ganz klar und deutlich, es ist beschämend, dass Sie der Österreichischen Volkspartei so etwas unterstellen! Das ist wirklich beschämend! Nicht, was der Herr Sausgruber sagt, ist beschämend, sondern was Sie hier sagen, ist beschämend! Das muss ich mit allen zu Gebote stehenden Mitteln zurückweisen! 

Herr Kollege Salcher hat hier auch nicht behauptet, wir stimmen deswegen diesem Antrag der GRÜNEN nicht zu, weil nicht gleichzeitig ein Antrag kommt, dass eine große Ausstellung über das Schwarzbuch des Kommunismus gemacht wird. (GR Johann Hatzl: Das hat er sehr wohl gemacht!) Er hat nur gesagt, er wundert sich, dass es in Österreich keine Debatte darüber gegeben hat. Darüber wundere ich mich auch, ohne im geringsten den Holocaust zu leugnen, ohne im geringsten zu leugnen, dass es genügend Anträge der Wehrmacht gegeben haben wird, die wirklich schuldhaft verstrickt gewesen sind, in die durch nichts zu entschuldenden Verbrechen des Nationalsozialismus. Aber er hat nicht gesagt, solange es diese Ausstellung nicht gibt, wird es auch die andere Ausstellung nicht geben! 

Er hat gesagt, Herr Kollege Hatzl, meine Damen und Herren von der Sozialdemokratischen Fraktion und von der grünen Fraktion, es hat schon einmal eine Wehrmachtsausstellung gegeben, die auch von sehr vielen Medien, obwohl sie von manchen abgelehnt worden ist, hochgejubelt worden ist, wie wichtig sie ist et cetera, und sehr kleinlaut mussten die Macher dieser Ausstellung einbekennen, dass sie schwere, historisch wissenschaftliche Fehler begangen haben. Ich glaube, Kollege LUDWIG hat gesagt, sie war von Jan Philip Reemtsma. Nichts anderes habe ich mir von Jan Philip Reemtsma - das ist ein Mann mit Charakter - erwartet, als dass er die Konsequenz gezogen und diese Ausstellung zurückgezogen hat. 

Es ist noch lange nicht dokumentiert, dass diese zweite Ausstellung nicht wieder Fehler hat. Aber das ist in Wirklichkeit nicht unser Argument. Das ist absolut nicht unser Argument. Ich gehe davon aus, dass die zweite Ausstellung - bei jeder Ausstellung gibt es Fehler - keine Fehler mehr beinhalten wird, die es rechtfertigen würden, sie wieder zurückzuziehen (GR Johann Hatzl: Eben!), respektive die es rechtfertigen, zu sagen, das ist Geschichtsfälschung, Geschichtslüge, nur einseitige Schuldzuweisung. Das glaube ich nicht mehr. Trotz allem glaube ich, dass wir moralisch völlig korrekt handeln, wenn wir sagen, es sollte zunächst irgendeine Institution in dieser Stadt, die an sich dafür da ist, dies überprüfen. Das kann das Dokumentationsarchiv sein, das kann ein Museum sein, das können andere Ausstellungsmacher sein, die sagen, sie wollen diese Ausstellung nach Wien bringen. 

Dann wäre die erste Frage, wenn sie das wollen, ob sie das in ihrem Budget und in den Förderungen, die sie von der Stadt bekommen, unterbringen können, aber ich sage nicht ausschließlich, und wenn sie es nicht können, dann darf es nicht gemacht werden. Ich halte es für durchaus denkbar, dass, wenn eine solche Institution kommt und sagt, sie will diese Ausstellung in Wien haben, aber sie das Geld dafür nicht hat, eine Debatte in diesem Saale darüber stattfindet, ob die Stadt Wien ein solches Projekt fördern sollte. Das hielte ich für eine völlig korrekte Vorgangsweise. Aber von vornherein zu sagen, diese Ausstellung muss nach Wien kommen, obwohl es noch keinen Betreiber für diese Ausstellung gibt, das ist das Hauptargument, warum wir diesem Antrag der GRÜNEN nicht zustimmen. Ich sage es noch einmal klar und deutlich! 

Wenn Sie, Herr Kollege Hatzl, es aufrecht erhalten, dass wir uns in die Reihe der Verdränger, Vergesser, Verharmloser, Kleinmacher et cetera einreihen, dann kündige ich Ihnen - mehr Möglichkeiten habe ich nicht - meinen persönlichen Respekt, den ich für Sie bisher gehabt habe, auf! (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Mag STEFAN gemeldet. 

GR Mag Harald STEFAN (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Ich muss mich nicht ereifern und ich muss mich Gott sei Dank nicht aufregen. Trotzdem ist es mir ein Anliegen, dem Herrn Kollegen Hatzl gegenüber zwei Dinge noch richtig zu stellen.

Erstens habe ich nicht gesagt, dass Österreicher gerne in die Wehrmacht eingerückt sind. Ich kann auch nicht beurteilen, wie viele Deutsche an sich gerne in die Wehrmacht eingerückt sind, gerne im Osten gedient haben oder sonst etwas. Ich habe nur festgestellt, dass die Ausstellungsmacher der ersten Ausstellung festgehalten haben, dass 80 Prozent der 18 Millionen dort Beteiligten an Verbrechen beteiligt waren. Unter dieser Aussage waren sicherlich auch sehr viele Österreicher dabei, gewollt oder ungewollt. Diese Aussage halte ich und halten wir für nicht richtig und auch auf Grund der wissenschaftlich teilweise falschen Darstellung der ersten Ausstellung für unhaltbar. Darum geht es nicht, wer dort gerne eingerückt ist, sondern es geht um die Diskreditierung von Menschen. Und darunter sind auch sehr viele Österreicher! (Beifall bei der FPÖ.) 
Was ich ganz absurd gefunden habe, war das Argument, wenn die größte rechtsextreme Demonstration in Berlin stattfindet, müssen die Freiheitlichen sagen, die Ausstellung muss nach Österreich kommen. Genau im Gegenteil, denn es zeigt sich, dass gerade die erste Ausstellung den Boden für diesen Rechtsextremismus bereitet hat (GRin Susanne Jerusalem: Nein! Das ist nicht wahr! - GR Johann Hatzl: Das stimmt doch nicht! - GR Franz Ekkamp: Das ist eine Verdrehung der Tatsachen!), weil es für diesen wirklich einen Aufwind durch die Zurückziehung der ersten Ausstellung gegeben hat, weil diese historisch falsch war und weil man gezeigt hat, dass diese Darstellungen unrichtig waren. (GR Heinz Hufnagl: Also die Ausstellung hat den Rechtsextremismus erst aus der Taufe gehoben? Ihre Aussage ist sensationell!) Warum gibt es plötzlich die größte Demonstration? - Weil die sich unter diesem Gesichtspunkt zusammengefunden und gesehen haben, jetzt haben sie sogar in den Medien Rückenwind bekommen, denn alle mussten zugeben, dass es diese Verbrechen gar nicht gegeben hat. So wird das natürlich interpretiert. 

Daher muss man vorsichtig sein, gerade in diesem Zusammenhang. Deshalb sollten wir uns hier sehr genau anschauen, was diesmal kommt, weil es das erste Mal schief gegangen ist. Daher sollten wir nicht zu einem Schnellschuss starten, sondern im Gegenteil warten, bis wir wirklich wissen, was gemacht wurde. Dann sollten wir erst entscheiden! (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Hundstorfer gemeldet. (GR Heinz Christian Strache: Die Gewerkschaft kommt!)

GR Rudolf Hundstorfer (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Strache, ob es Ihnen Spaß macht oder nicht, die Gewerkschaft kommt oder nicht, ich stehe hier als frei gewählter Mandatar so wie Sie, ganz egal, wo ich meine berufliche und meine persönliche Heimat habe! (Beifall bei der SPÖ.) 

Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Meine Damen und Herren!

Es sei mir gestattet, zur Debatte die Überschrift "Wehret den Anfängen" zu verwenden, denn, meine sehr geehrten Damen und Herren der ÖVP, Sie erlauben mir schon auch festzuhalten, ich finde es demokratiepolitisch von Ihnen sehr bedenklich, ein Fünftel der Berliner Wähler in ein Eck zu stellen, das Sie total ablehnen! (GR Heinz Christian Strache: Das ist doch nicht so!) Ich finde es demokratiepolitisch von Ihnen sehr bedenklich (GR Heinz Christian Strache: Ihnen ist das gar nicht so fremd! - StRin Karin Landauer: Das machen Sie laufend!), eine Partei, deren Schwesternpartei in Brandenburg überhaupt kein Problem hat, mit der PDS zu kooperieren (GR Mag Hilmar Kabas: Das stimmt ja gar nicht!), die in Thüringen überhaupt kein Problem hat, mit der PDS zu kooperieren, zu verteidigen. (StRin Karin Landauer: Ich glaube, du liest die falschen Zeitungen! Es gibt dort keine Koalition!) - Ich weiß nicht, Sie hören nicht zu! (GR Johannes Prochaska: Es gibt keine solche Koalition! Aber der Hatzl hat das schon wörtlich gesagt!) Ihr hört nicht zu! Ich habe hier "kooperieren" gesagt! (GR Dr Matthias Tschirf: Aber was ist in Berlin, im Zentrum des DDR-Terrors? Das ist das Problem! Verteidigen Sie den Schießbefehl?) Ich glaube, die Wortmeldungen zeigen, wie wichtig es ist, sich mit der Vergangenheit zu beschäftigen! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - StR Johann Herzog: Ganz genau!)
Sehr geehrter Herr Dr Tschirf, gar keine Frage, das alte Ost-Berlin, was du meinst, war das Zentrum des DDR-Terrors. Das ist überhaupt keine Frage. (GR Dr Matthias Tschirf: Mit den Gefängnissen, Irrenanstalten und so weiter!) Aber ich glaube mich erinnern zu können, dass wir 1989 eine Wiedervereinigung gefeiert haben. Ich glaube mich erinnern zu können, dass die Österreichische Volkspartei in der ersten Reihe neben Herrn Dr Kohl gestanden ist, um diese Wiedervereinigung mitzufeiern (GR Dr Wilfried Serles: Der Zilk hat die Fahnen am Rathaus aufgezogen!), genauso wie mein Herr Dr Zilk in der erste Reihe daneben gestanden ist. (GR Mag Hilmar Kabas: Der hat sogar die Fahnen hier aufgezogen!) 

Aber ich glaube, man kann heute bei einer demokratisch durchgeführten Wahl für den Senat von Berlin, zwölf Jahre nach der Wiedervereinigung, wo eine Partei, die eine Nachfolgepartei ist, dieser Partei ... (GR Mag Hilmar Kabas: Das ist eine Fortsetzungspartei, keine Nachfolgepartei! Eine Fortsetzungspartei!) 

Ich komme schon zur Fortsetzungspartei. Ich danke Ihnen, Herr Mag Kabas für den Begriff der "Fortsetzungspartei", weil das diskreditiert Sie genauso! (GR Mag Hilmar Kabas: Ehemalige SEDler sagen das!) Sie haben überhaupt kein Problem, sich mit dem Vlaams Blok und mit anderen rechtsextremen Parteien in Niederösterreich im Jahr 2001 zu treffen! Das ist genauso Fortsetzung! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - GR Mag Hilmar Kabas: Sie verteidigen die SED! Das ist eine Schande sondergleichen!)
Herr Mag Kabas, warum ich heute hier stehe, kann ich Ihnen persönlich erklären (GR Mag Hilmar Kabas: Das ist wirklich ein Skandal! Sie verteidigen die SED! Unglaublich ist das!), weil das, was Sie hier tun, heißt, Geschichte zu negieren, heißt ganz einfach, eine Entwicklung zu negieren! (GR Mag Hilmar Kabas: Sie verteidigen das!) 
Sehr geehrter Herr Mag Kabas! Ich hatte einen Vater, der Jahrgang 1908 war. Ich bin ein Spätling. Mein Vater war sieben Jahre bei der deutschen Wehrmacht eingerückt. Mein Vater war davon fünf Jahre in Saloniki. Mein Vater war in der gleichen Einheit wie Herr Dr Waldheim. Ich weiß aus dieser persönlichen Erfahrung, wie wichtig es ist, dass wir Jungen uns für Geschichte interessieren, dass wir Jungen uns dafür interessieren, warum in den Jahren 1937, 1938, 1939, 1940 viele damals junge Österreicher gewisse Dinge getan haben, warum junge Österreicher gewissen Parolen nachgelaufen sind. (GR Kurth-Bodo Blind: Weil es der Renner gesagt hat!) 
Sehen Sie, Herr Blind, das ist Ihr Geschichtsverständnis! (GR Kurth-Bodo Blind: Das hat aber der Renner gesagt! Euer Renner!) Glauben Sie mir, Herr Blind, ich bin kein Verdreher der Geschichte, ich weiß, was Dr Renner gesagt hat! (GR Kurth-Bodo Blind: Dann sagen Sie es!) Ich weiß es! (GR Kurth-Bodo Blind: Dann sagen Sie es aber auch!) Aber eines muss Ihnen auch klar sein, die damalige SPÖ war eine demokratische Partei, die damalige SPÖ war keine reine Führerpartei, so wie Sie das heute bei den Freiheitlichen sind! (GR Mag Hilmar Kabas: Heute sind wir eine Führerinpartei!) Die damalige SPÖ hatte einen Pluralismus, das ist gar keine Frage. 

Warum ich mich heute hier zum Wort gemeldet habe, ist, um auch festzuhalten, wenn man Berlin kritisiert, wenn man Thüringen kritisiert, wenn man Brandenburg kritisiert, dann muss man sich auch gefallen lassen, die Koalition im Inland zu kritisieren (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Genau!), dann muss man sich die Kritik gefallen lassen, mit jemandem zu koalieren! (GR Johannes Prochaska: Ungeheuerlich ist das! Man sollte viel eher den Pöbel von der Donnerstags-Demo kritisieren!) 

Lieber Hannes Prochaska, jeder Zwischenruf zeigt, wie wichtig es für uns alle ist, sich noch intensiver mit unserer Geschichte zu beschäftigen! (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.)
Es ist wichtig, sich damit zu beschäftigen, dass die heutige Österreichische Volkspartei überhaupt kein Problem damit hat, mit einer FPÖ zu koalieren, wo zum Beispiel ein Herr Gorbach Landesstadthalter von Vorarlberg ist, der überhaupt kein Problem hat ... (GR Dr Wilfried Serles: Sie waren mit uns auch schon in der Koalition! - GR Mag Hilmar Kabas: Damals hat es den Haider schon gegeben!) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner (unterbrechend): Meine sehr geehrten Damen und Herren, gewähren Sie dem Sprecher die Möglichkeit, seine Ausführungen fortzuführen.

GR Rudolf Hundstorfer (fortsetzend): Ich kann mich nicht daran erinnern, dass wir mit der FPÖ Vorarlberg des heutigen Zuschnitts eine Koalition hatten. (GR Mag Hilmar Kabas: Lernen Sie die Geschichte Österreichs! Dann werden Sie wissen, dass wir auch eine Koalition miteinander gehabt haben!) Ich kann mich nicht daran erinnern, dass die SPÖ Vorarlberg zur Kenntnis genommen hat, dass jemand Koalitionspartner ist, der meint, es sei am besten, wenn die freien Gewerkschaften abgeschafft wären! Ich kann mich nicht erinnern, dass eine Sozialdemokratie mit einer FPÖ eine Koalition eingegangen wäre, wo ein Herr Mölzer Platz hat, der über eine Zeitschrift, die Ihnen gehört, Treffen der Rechtsextremen in Europa organisiert! (GR Dr Wilfried Serles: Aber mehr Nazis gab es in der Ära Kreisky!) 
Eines zeigt mir die Intensität Ihrer Zwischenrufe, nämlich wie wichtig es ist, sich mit Geschichte zu beschäftigen, wie wichtig es für uns alle wäre, sich mit jenem Teil unserer Geschichte zu beschäftigen, den Sie sehr gern verdrängen! - Danke. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Als nächster Redner ist Herr GR Hatzl gemeldet. (StRin Karin Landauer: Nicht schon wieder!) Ich erteile ihm das Wort. Sie haben noch 9 Minuten Zeit für Ihre Rede. - Bitte.

GR Johann Hatzl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Ach, da bleibt mir noch sehr viel über!

Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Hoher Gemeinderat!

Zuerst noch einmal, Herr GR Stefan, ich werde Sie jetzt enttäuschen, mir fällt zu Ihren Aussagen viel ein, aber aus guten Gründen verschweige ich mich, weil ich hoffe, dass es innerhalb Ihrer Partei doch einige gibt, die nachdenklich sind, und ich möchte Sie in diesem Zusammenhang jetzt nicht stärken, sodass die Diskussion dann möglicherweise nicht stattfinden kann. 

Das Zweite, noch einmal eine kleine Bemerkung zum Kollegen Salcher: Es gibt in Deutschland noch ein zweites Beispiel. Da gibt es viele - auch in der CDU -, die eine Partei, die in Hamburg plötzlich aufgetreten ist, auf Grund der Programmatik und all dessen, was diese Partei von sich gibt, als sehr bedenklich und sehr knapp innerhalb des deutschen Verfassungsbogens bezeichnet haben. (GR Dr Matthias Tschirf: Dort gibt es eine Koalition mit einer liberalen Partei!) Darunter gibt es auch Parteiverantwortliche der CDU. Das hat die CDU nicht gehindert, als die nicht stärkste Partei - so wie im österreichischen Parlament - plötzlich diese Dienste in Anspruch zu nehmen, um den Bürgermeister zu bekommen und dieser Partei Justiz und Inneres praktisch zu überlassen. Das ist eigentlich ein bisschen merkwürdig! (GR Dr Matthias Tschirf: Das war ein schwaches Argument!)

Zum Parteivorsitzenden der Wiener ÖVP: Ich nehme Ihre Klarstellung gerne zur Kenntnis, dass Sie in dieser Frage nicht mit der FPÖ und mit Rechtsradikalen, in der Art der Ablehnung des Antrags, in Verbindung gebracht werden wollen! Das nehme ich gern zur Kenntnis! (GR Dr Wilfried Serles: Das hat er aber nicht gesagt!) Ich halte es für wichtig, dass Sie das nach der Rede Ihres Erstredners klargestellt haben (StR Johann Herzog: Diese Äußerung ist nicht gefallen!), weil dieser Verdacht hat sich sehr stark aufgedrängt. Ich bin trotzdem der Meinung - und die Zukunft wird es zeigen -, dass Ihre Haltung und Ihre Auffassung politisch falsch sind und würde trotzdem meinen, auch wenn es heute vielleicht nicht mehr korrigierbar ist, dass Sie darüber nachdenken, ob Sie hier nicht einen falschen Schritt gesetzt haben. 

Ich möchte aber positiv herausheben, dass ich sehr zufrieden bin, dass Sie namens der Wiener ÖVP angekündigt haben, wenn es einen Ausstellungsbetreiber gibt, der nicht in der Lage ist, zur Gänze die Kosten aufzubringen, dass dann die Zustimmung der ÖVP bei einem allfälligen Antrag im Gemeinderat kein Problem ist. (Beifall bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - GR Gerhard Pfeiffer: Das ist doch unglaublich!)
Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die leidenschaftlich geführte Debatte ist geschlossen. 

Die Berichterstatterin verzichtet auf das Schlusswort. 

Wir kommen nun zur Abstimmung. Ich möchte Sie daran erinnern, dass wir eine getrennte Abstimmung vollziehen. 

Ich beginne mit der Akontozahlung für die Durchführung der Arbeit der Stiftung Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands im Jahr 2002 in der Höhe von 38 254,87 EUR beziehungsweise 526 398,45 S. 

Wer dafür ist, möge die Hand heben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, der Fall. 

Ich komme zum zweiten Punkt. Das ist die Zusatzsubvention für das Jahr 2001 in der Höhe von 250 000 S. 

Wer diesem Betrag zustimmen möchte, möge die Hand heben. - Das ist mehrheitlich, ohne die Freiheitlichen, der Fall. 

Wir kommen zum dritten Punkt, die Subvention an den Verein Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstands für die Betreuung der Gedenkstätte sowie für die Ausstellungsführungen für das Jahr 2002 in der Höhe von 14 534,57 EUR beziehungsweise 200 S. (GR Heinz Hufnagl: 200 000 S!) - Habe ich mich versprochen? (GR Christian Oxonitsch: Sie haben "200 S" gesagt!) Entschuldigen Sie, gemeint waren natürlich 200 000 S. 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist einstimmig der Fall. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt, aber wir haben noch einen Beschlussantrag der GRÜNEN. Sie können sich erinnern, das ist der Antrag betreffend Ausstellung "Verbrechen der Wehrmacht. Dimension des Vernichtungskriegs 1941 bis 1944". 

Ich bitte diejenigen Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen und der ÖVP, angenommen. 

Es gelangt nunmehr die Postnummer 132 (PrZ 286/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft eine Subvention an das Institut für den Donauraum und Mitteleuropa. 

Es hat sich niemand zum Wort gemeldet. 

Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, die Hand zu heben. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, der Fall. 

Ich komme zu den Postnummern 137 (PrZ 282/01-M07) und 138 (PrZ 288/01-M07) der Tagesordnung. Sie betreffen Subventionen an den Verein Link - Verein für weiblichen Spielraum. 

Hier liegen auch keine Wortmeldungen vor. Wir kommen sofort zur Abstimmung. 

Wer diesen Anträgen zustimmen möchte, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mehrheitlich, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, der Fall. 

Es gelangt nunmehr Postnummer 139 (PrZ 205/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft Subventionen für den Bereich des Sprech-, Tanz-, Musik- und Kinder- beziehungsweise Jugendtheaters. 

Auch hier liegt keine Wortmeldung vor. 

Wir kommen daher sofort zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Antrag zustimmen wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist, ohne die Stimmen der Freiheitlichen, mehrheitlich angenommen. 

Wir kommen nun zur Verhandlung der Postnummer 79 (PrZ 239/01-M07) der Tagesordnung. Sie betrifft den 5. Antrag des Wiener Altstadterhaltungsfonds 2001. 

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Klicka, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegendem Geschäftsstück. 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist Herr GR Ellensohn gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR David Ellensohn (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Berichterstatterin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Nach dieser etwas hitzigeren Diskussion ein bisschen etwas Einfacheres: Am 5. November hat der Altstadterhaltungsfonds, in dem die GRÜNEN nach dem Wahlerfolg vom 25. März 2001 erstmals einen Sitz haben, getagt. Dadurch erfahren wir mehr als früher. In dem Geschäftsstück, das jetzt abgestimmt werden soll, stehen nur diejenigen Posten, die vom Altstadterhaltungsfonds befürwortet werden, allerdings nicht, was dort bereits abgelehnt wurde. Auf ein solches Beispiel möchte ich eingehen. 

Das ist übrigens von der Geschäftsordnung her dasselbe Problem, wie bei den vielen Subventionen im Sportbereich, im Kulturbereich et cetera, von denen wir das nicht wissen. Man muss dem immer nachlaufen, denn man erfährt nicht, wer einen Antrag stellt und wer von der SPÖ im Vorfeld ausgeschieden wurde. 

So ist es zum Glück in einem Fall nicht so, im 13. Bezirk, in der Feldmühlgasse 12. Das ist neben der Klimt-Villa, wer sich nicht auskennt. Ich werde nicht lange über die Klimt-Villa sprechen, sondern ich empfehle Ihnen die sehr einfache Webadresse www.klimt.at, wo ganz viele Informationen stehen, was dort alles passiert. Da gibt es eine Bürgerinitiative, die sich um diese Klimt-Villa, um die umliegenden Grundstücke und um die umliegenden Bebauungen kümmert. Und genau das ist das Problem. Die Feldmühlgasse 12 soll laut Abstimmung im Altstadterhaltungsfonds abgerissen werden. 

Das geht in der Reihenfolge so, dass die MA 19 jemanden beauftragt - in diesem Falle Herrn Univ Prof Wehdorn -, ein Gutachten zu schreiben, ob es gerechtfertigt ist, dass investiert wird, dass es erhalten wird oder ob man es abreißen soll. Dieses Gutachten ist offensichtlich nicht so ausgefallen, wie es der Sozialdemokratie gefallen hat. Er wollte nämlich, dass es nicht abgerissen wird. Er kommt im Wesentlichen zu der Schlussfolgerung, dass die Erhaltungswürdigkeit des Objekts Feldmühlgasse 12 gegeben ist. 

In der Sitzung vom 5. November hat er sich das leider anders überlegt. Ich weiß nicht, wer ihn in der Zwischenzeit überzeugen konnte, anders abzustimmen. Er hat dort jedenfalls gemeint, das Gutachten zählt nicht mehr, nunmehr sei er der Meinung, es wäre okay, wenn der Abriss erfolgt. Im Wesentlichen steht in dem Akt, der Ihnen nicht vorliegt, außer Sie haben ihn sich aus dem Altstadterhaltungsfonds geholt, dass schlussendlich die wirtschaftliche Abbruchreife gegeben ist. Darüber steht, es ist erhaltungswürdig et cetera, es ist in einer Schutzzone, es gibt einen Ideenwettbewerb rund um die Klimt-Villa, der im Moment läuft und in den mehrere Grundstücke rund um die Klimt-Villa einbezogen werden.

Während dieser Ideenwettbewerb läuft, soll dort mittendrin etwas abgerissen werden, weil es sich wirtschaftlich nicht lohnt. Dabei geht es dort um einen Betrag von 2,4 Millionen S. Ich brauche Ihnen nicht zu sagen, um wie viel an Steuergeldern Sie jedes Jahr abschleppen lassen, nachdem wir vor kurzem den Beschluss hatten, dass wir lieber die Abschleppgebühren mit subventionieren, statt dieses Geld für Kultur oder für Altstadterhaltung zur Verfügung zu haben. Diese 2,4 Millionen S fehlen offensichtlich, um dem ursprünglichen Gutachten von Herrn Wehdorn Folge leisten zu können.

Am 5. Dezember, exakt einen Monat nach der Sitzung des Altstadterhaltungsfonds, hat es die Sitzung in der Bezirksvertretung Hietzing gegeben. Dort kam es zu einem Vier-Parteien-Antrag. Fünf Parteien sind dort vertreten, es haben also alle Parteien außer der Sozialdemokratie diesen Antrag eingebracht, der sich im Wesentlichen darum kümmert, dass dieser Abriss nicht erfolgen soll. Der Antrag wurde dort einstimmig beschlossen. Das heißt, die gesamte Hietzinger Bezirksvertretung - inklusive der Stimmen der Sozialdemokraten und Sozialdemokratinnen! - hat sich dafür ausgesprochen, dass das Haus in der Feldmühlgasse nicht abgerissen werden soll.

Wir GRÜNE unterstützen die Bezirksvertretung Hietzing in diesem Punkt und ich bringe deswegen folgenden Beschlussantrag ein:

"Der Wiener Gemeinderat unterstützt die Bemühungen der Bezirksvertretung Hietzing und spricht sich ebenfalls gegen einen Abriss des Harter-Hauses in der Feldmühlgasse 12 aus. Die Einbeziehung der Liegenschaft in Überlegungen zur Neugestaltung der Klimt-Villa und ihrer Umgebung soll damit gewährleistet werden."

Ich hoffe, dass es - wie in der Bezirksvertretung Hietzing - auch hier zu einem einstimmigen Beschluss kommt. Ich nehme auf Grund verschiedener Pressemeldungen, die es im Vorfeld gegeben hat, an, dass zumindest drei Fraktionen im Haus diesem Antrag Folge leisten werden. Falls die Sozialdemokratie dem nicht Folge leisten kann, möge sie den sozialdemokratischen Kollegen und Kolleginnen im 13. Bezirk erklären, warum sie falsch liegen.

Wenn einmal einer Zeit findet, möge er mir persönlich erklären, wie es geht, dass zuerst ein Gutachten in Auftrag gegeben wird und dann der Herr, der das Gutachten macht, vom Gegenteil überzeugt wird. Wie macht man es, dass man zuerst das Gutachten in Auftrag gibt und dass dann, wenn es zur Abstimmung kommt, das Gegenteil herauskommt? Es würde mich interessieren, wie die SPÖ das macht. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Die Berichterstatterin hat das Schlusswort.

Berichterstatterin GRin Marianne Klicka: Das Haus Feldmühlgasse 12 liegt zwar in der Nähe der Klimt-Villa, steht jedoch nicht unbedingt in Zusammenhang mit diesem Bereich. Auch der derzeit laufende Ideenwettbewerb der Bundesimmobiliengesellschaft umfasst dieses Haus nicht. Das Haus ist ein privates Haus.

Der Herr Kollege hat eine Summe genannt, in die er schon die erzielbaren Mieterträge und einen möglichen Abzug für die damalige Kanalherstellung eingerechnet hat. Der genaue Sanierungsaufwand beträgt nämlich 6,5 Millionen S. Es wäre unwirtschaftlich - das haben sowohl Herr Architekt Wehdorn als auch, in einem Gutachten, Architekt Dipl Ing Thomas Kutschera festgestellt -, dieses Haus wieder zu sanieren.

Die MA 19 hat aber sehr wohl darauf Bedacht genommen, dass die Schutzzone im Bereich um die Klimt-Villa sehr weit gefasst ist, und hat auch eine Auflage für den Neubau erteilt, nämlich in Bezug auf diesen Bereich, sodass auf das Ensemble, das rund um die Klimt-Villa besteht, auch Rücksicht genommen wird. Ich bin ganz sicher, dass bei einer Neuerrichtung das dort bestehende Ensemble nicht zerstört wird, dass aber all die Sanierungsmaßnahmen, zu deren Durchführung dieser horrende Betrag notwendig wäre, keine optimale Wohnqualität in diesem Haus ergeben würden.

Daher ersuchen wir um Zustimmung zu diesem Akt, in dem eine Förderung des Hauses Feldmühlgasse 12 nicht enthalten ist, sondern dessen Abbruch vorgeschlagen wird.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem Antrag der Berichterstatterin zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Dies ist einstimmig der Fall.

Wir kommen nun zum Beschlussantrag der GRÜNEN, betreffend Rettung des Hauses Feldmühlgasse 12 in Unter St. Veit im 13. Bezirk.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Beschlussantrag zustimmen wollen, die Hand zu erheben. - Bevor ich das Ergebnis bekannt gebe, muss ich die Stimmen auszählen. Würden Sie bitte so freundlich sein und die Hände oben lassen. - Der Antrag hat nicht die erforderliche Mehrheit erreicht und ist abgelehnt.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 94 (PrZ 293/01-M07) der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft das Vorhaben "Ankauf der restituierten Sammlung 'Strauß-Meyszner'".

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Dr Michael LUDWIG, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Mag Heidemarie Unterreiner: Zum Wort ist Frau GRin Cordon gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Waltraud Cecile Cordon (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wenn alles gut geht, gehört die Strauß-Meyszner-Sammlung bald wieder der Stadt Wien. Das freut uns natürlich, auch wenn der Rückkauf (Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Erstmals!) nicht ganz billig ist und damit den Steuerzahler eine beträchtliche Summe kostet.

Ich habe gehört, dies hat ein paar Beteiligte zu der Überlegung veranlasst, dass man es zu einer Versteigerung kommen lassen und dann die paar Autographen zurückkaufen soll, und vielleicht auch jene Möbel, die jetzt im Strauß-Museum fehlen. Es ist ja inzwischen ein sehr dürftiges Museum mit nur ein paar Einrichtungsgegenständen, die uns vor ein paar Jahren Frau Architektin Prohaska verpasst hat und vor denen man sich - wie soll ich sagen? - leicht debil vorkommt: Türchen auf, Bildchen raus, Türchen zu, Bildchen weg. - Aber gut.

Sehr geehrte Damen und Herren! Man hat auch argumentiert, es gehöre sehr viel Plunder zu dieser Sammlung. Das mag sein, aber noch kann niemand mit Sicherheit sagen, was daran wichtig und wertvoll ist - ausgenommen natürlich die Autographen - und was wirklich nur so genannter Plunder ist. Denn diese Sammlung lag seit Jahrzehnten im Archiv und es wurde noch nie eine vollständige musikwissenschaftliche Aufarbeitung durchgeführt. Über Johann Strauß Vater gibt es übrigens noch überhaupt keine Ergebnisse.

Zugegeben, es hat ein paar Ansätze dazu gegeben. Aber ein echt Wienerischer Wettkampf, der dann stattgefunden hat, hat auch nur Halbheiten hervorgebracht. Jetzt gibt es zwei unfertige Ausgaben. Es wurde versprochen, dass eine zum Todesjahr 1999 wirklich fertig wird, aber das hat nicht funktioniert. So kann es durchaus sein, dass die Philharmoniker zum Neujahrskonzert ein paar falsche Noten gespielt haben.

Wir GRÜNE stellen daher den Antrag, dass die Stadt Wien eine Akademiker-Planstelle einrichtet und die Subventionen dafür auf ein paar Jahre hinaus sichert, dass diesem Missstand endlich abgeholfen und eine kontinuierliche Forschung auf dem Gebiet einer Musik durchgeführt werden kann, die Österreichs Ruhm in die ganze Welt hinausgetragen hat und noch immer hinausträgt. Es ist dies übrigens ein Antrag auf Zuweisung.

Johann Strauß Vater und Sohn haben mit ihrer Musik einen Teil österreichischer Geschichte begleitet. Das soll sich nun nicht nur in ein paar mehr oder weniger guten Strauß-Konzerten niederschlagen, sondern auch in einer ernsthaften Befassung und Erforschung des Musikschaffens dieser Familie. Ich könnte mir sogar vorstellen, dass mit dieser Forschung vielleicht auch ein paar Zweifler zum Verstummen gebracht werden und damit einsehen würden, dass Wien gerade für die Familie Strauß und deren Musik die Verpflichtung hat, eine fundierte Forschung einzurichten, die diese Musik über den bisherigen Begriff einer reinen Unterhaltungsmusik hinaus neu bewerten sollte.

Damit würde die Strauß-Sammlung nicht wieder auf Jahrzehnte hinaus in der Schublade verschwinden, sondern sich in durchaus lebendiger Weise in der Wiener Musik wieder finden. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort.

Berichterstatter GR Dr Michael LUDWIG: Selbst wenn die Wiener Philharmoniker vielleicht die eine oder andere Note falsch gespielt haben, haben sie doch immer hervorragend und gut gespielt. Aber Sie haben schon Recht, es kann nie genug geforscht werden.

Es wird sicherlich interessant sein, insbesondere über eine so wichtige Musikerdynastie wie die Dynastie Strauß viel und umfassend zu forschen, wenngleich ich auch anregen und darauf hinweisen möchte, dass schon die bisherigen Einrichtungen der Stadt Wien, die bis dahin die Strauß-Meyszner-Sammlung betreut haben - also die Landesbibliothek und das Historische Museum der Stadt Wien -, sich auch auf Grund diverser Forschungsanlässe bemüht haben, die verschiedensten Dokumente nicht nur in Ausstellungen der Öffentlichkeit zugänglich zu machen, sondern auch wissenschaftlich zu erforschen. Aber selbstverständlich ist es immer gut, wenn noch intensiver und umfassender geforscht wird.

Es gibt auch die Strauß-Gedenkstätte des Historischen Museums in der Praterstraße, die viele Touristen, aber auch viele Wienerinnen und Wiener dazu einlädt, sich mit dieser Stätte, in der ja der Donauwalzer komponiert wurde, und mit der Familie Strauß auseinander zu setzen.

Wir Sozialdemokraten werden deshalb dem Antrag der GRÜNEN auf Zuweisung zustimmen und im Ausschuss über die weitere Vorgangsweise beraten.

Im Übrigen ersuche ich um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Wir kommen nun zur Abstimmung. 

Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte jene Damen und Herren, die diesem Geschäftsstück ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist einstimmig angenommen.

Ich darf nun über den Antrag abstimmen lassen.

Wer für den Antrag der GRÜNEN betreffend Strauß-Forschung und dessen Zuweisung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Auch das ist einstimmig angenommen.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 161 (PrZ 249/01-GGU).

Dazu liegt mir keine Wortmeldung vor.

Ich darf jene Damen und Herren, die dem Tagesordnungspunkt 161 zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand bitten. - Das ist einstimmig ... (Nein-Rufe bei der FPÖ.)
Wer hat zugestimmt? (GR Dr Helmut GÜNTHER: Wir nicht! - Weitere Zwischenrufe bei der FPÖ.) Sie haben aber aufgezeigt, das geben Sie zu. (Ja-Rufe bei der SPÖ und bei den GRÜNEN. - Widerspruch bei der FPÖ.) Freilich, ich habe es selbst gesehen, blind bin ich nicht.

Die Annahme erfolgt also mehrheitlich ohne Stimmen der ÖVP und der FPÖ.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 162 (PrZ 269/01-GGU).

Ich bitte den Berichterstatter, Herrn GR Hufnagl, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatter GR Heinz Hufnagl: Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren des Wiener Gemeinderats!

Drei Jahre hindurch haben sich hochkarätige Experten von außerhalb des Magistrats, aus der Wissenschaft, zusammen mit fachkundigen Beamten und Experten des Rathauses zusammengesetzt und eine Strategische Umweltprüfung betreffend die Wiener Abfallwirtschaft entwickelt.

Der Bericht über diese fundierten, facettenreichen Arbeiten liegt nun vor. 

Ich bitte, diesen Bericht zur Kenntnis zu nehmen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Maresch. Ich erteile es ihm.

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Grundsätzlich ist es so, dass wir die Strategische Umweltprüfung und die Art, wie sie durchgeführt worden ist, begrüßen. Wir finden es ganz wichtig, einmal ein interessantes und für die Stadt Wien wichtiges Thema vorher ausführlich zu diskutieren. Nur haben wir bei dem Ergebnis, das wir heute zur Kenntnis nehmen sollen, einige Probleme damit, eine fix-fertigen Teil darin zu erblicken.

Der erste Kritikpunkt an der Strategischen Umweltprüfung beziehungsweise an dem Ergebnis, das da herausgekommen ist - es ist ja ziemlich dick -, ist, dass es einige Fragen unbeantwortet lässt. Es geht uns darum, dass vorgesehen war, dass die qualifizierte Öffentlichkeit teilnimmt. Dazu gehören etwa Umweltorganisationen, die zum Teil innerhalb der Gemeindegrenzen arbeiten, sozusagen innerhalb des Magistrats, und vom Magistrat abhängig sind, aber es haben auch Unabhängige teilgenommen. Es ist kein einhelliges Ergebnis zu Stande gekommen. Die Ökobüro-Gruppe hat das Ergebnis nicht voll unterstützt, sprich: alle Umweltorganisationen, von Greenpeace bis zu Vier Pfoten, können sich dem Ergebnis nicht anschließen, sondern wollen etwas anderes feststellen; darauf möchte ich später noch zurückkommen.

Unser Kritikpunkt an der SUP ist, dass die Teilhabe von Bürgern und Bürgerinnen grundsätzlich nicht vorgesehen war und auch in der Folge SUP - das heißt, den Standort betreffend - nicht vorgesehen ist. Auf meine Frage, ob das auch kommen wird, hat mir die Frau Stadträtin gesagt: Die Bürger können sich dann an den Obersten Gerichtshof wenden. Das ist meiner Meinung nach nicht die richtige Form von Teilhabe und Bürgerpartizipation. - Das ist der eine Punkt.

Das Zweite ist: Auf hartnäckige Fragen von uns, wo das Milliarden-Ding - es geht in Wirklichkeit um ein Ding im Wert von 4,5 bis 5,5 Milliarden S -, nämlich die dritte Müllverbrennungsanlage, stehen wird, wird hartnäckig geschwiegen. Menschen kolportieren, dass sich der Otti aus Simmering irgendwie wird bemühen müssen, es zu verstehen.

Wir glauben - das sage ich jetzt ganz offen -, sie wird in Simmering stehen, und zwar am Donaukanal, weil man das Wasser für die neue Müllverbrennungsanlage brauchen wird. Dazu gibt es nämlich - daraus kann ich Ihnen später vorlesen - einen Bericht einer Expertenkommission, die bis zum Ende dieses Monats sagen wird - ursprünglich war der 24. Dezember vorgesehen, das wäre ein schönes Weihnachtsgeschenk gewesen; aber nein, jetzt wird es am 19. Dezember so weit sein, dann werden wir es ungefähr wissen -, wo der Müllofen stehen wird. Es ist auch die Rede von einer Dreckschleuder, und manche sprechen vom Sauberbrenner - ganz egal.

Auch ein weiterer Punkt ist unklar geblieben. Es steht zwar im Ergebnis drin, dass der Flötzersteig, eine der bekannten Müll-Dreckschleudern Wiens, zugesperrt werden soll. Aber gleichzeitig gibt es Aussagen in dem Text - insgesamt ungefähr vier, fünf Zentimeter dick sind diese zwei Büchlein -, die zeigen, dass es auch Teilnehmer an dieser SUP gibt, die meinen, der Flötzersteig sollte nicht zugesperrt werden, weil Mann oder Frau ihn noch brauchen wird.

Es ist auch völlig unklar, ob nicht Müll gebraucht wird, der vom Umland zugekauft oder zugeliefert werden muss. In der Studie, die "Festlegung von Eignungszonen" heißt und an der Prof Schmidt sozusagen federführend beteiligt war, steht zum Beispiel ganz am Schluss, dass die "Einbeziehung des Umlandes von Wien in den Überlegungen" wäre. Es kann schon sein, dass das ökonomisch günstig ist, aber wir glauben, man sollte sich von dieser Idee verabschieden.

Ein weiterer wichtiger Punkt, der dabei nicht beleuchtet wurde, ist die Verkehrsbelastung. Dieser Punkt kommt in der SUP so nicht vor, desgleichen die Verschmutzung des Wassers, das dem Donaukanal entnommen werden soll.

Aber unser Hauptvorwurf in der ganzen Angelegenheit ist, dass da ein Betrag von 4,5 bis 5,5 Milliarden S - das wird die Investition in den Müllofen sein - einer ganz geringen Summe von 70 Millionen S, die für die Müllvermeidung ausgegeben werden soll, gegenübersteht. Ich nehme an, dass uns die Frau Stadträtin nachher eine sehr lange Liste darüber vorlesen wird, welche Müllvermeidungsmaßnahmen getroffen werden sollen. Aber es gibt erstens kein Konzept dafür und zweitens sind die 70 Millionen S nicht einmal vorgesehen in dem Budget, das wir vor kurzem verabschiedet haben. Wir haben lange gesucht, aber wir haben es nicht gefunden. Es kann schon sein, dass es irgendwo erfunden wird, aber bis jetzt steht es nicht drin.

Damit sind wir beim Kern der Sache. Müllvermeidung heißt - und da bin ich bei Herrn Prof Vogel aus der SUP, wenn er das sagt -, jede Tonne, die vermieden wird, ist eine vermiedene Tonne auf sehr lange Sicht, das heißt, eine Millioneneinsparung auf viele Jahrzehnte hinaus. Aber es gibt kein Konzept und es gibt keine Gruppe, die das machen soll. Die Mehrheit hier, die SPÖ, hat einen Antrag von uns auf Evaluierung der Maßnahmen zur Müllvermeidung abgelehnt.

Weiters wurde ein Antrag abgelehnt, in dem gefordert wurde, dass Müllvermeidung zum Beispiel bei großen Veranstaltungen verstärkt eingesetzt werden soll und Subventionen nur dann gegeben werden sollen, wenn Müllvermeidung garantiert ist. Auch das wurde abgelehnt. Abgelehnt wurde überdies der Antrag, nicht nur 70 Millionen S für Müllvermeidung zu investieren, sondern 150 Millionen S. Die Frage, die sich dabei stellt, ist, was von der Müllvermeidung übrig bleibt. Wahrscheinlich so wenig, wie jetzt wenige von der Mehrheitsfraktion herinnen sitzen, nämlich ganz wenig! (Widerspruch bei der SPÖ.)
Es gibt eine sehr lange Liste von möglichen Maßnahmen und da haben Sie nicht einmal eine Idee, wann damit begonnen werden soll. "Kreislaufwirtschaft wird groß geschrieben" - bei Ihnen ganz klein, wahrscheinlich mit kleinem k; und bei integrierter Produktion ist gleich so, dass sie überhaupt nicht vorkommt. Es bleiben auch ein paar andere Dinge ungeklärt.

Es gibt einen Vertrag der Stadt Wien - das ist auch im Umweltbericht von vor zwei Jahren nachzulesen -, in dem drinsteht, dass der Filterkuchen nach wie vor in ein Bergwerk, und zwar in ein Salzbergwerk Heilbronn, geliefert wird. Darüber gibt es große Verträge. 0,2 Prozent der gesamten Müllmenge, das sind ungefähr 1 400 Kilogramm jedes Jahr, kommen in dieses Bergwerk. Dieser Filterkuchen ist hochgiftig und wird hoffentlich mit der Bahn transportiert; er hat eine Langlebigkeit, die als "ewig" bezeichnet werden kann. Daher wird er auch ewig beaugapfelt werden müssen. Aber alle Leute behaupten ja - und das kennen wir schon von der Atomwirtschaft -, das ist absolut sicher, in dem Salzstock kann nie etwas passieren, da sei Gott vor, es passiert gar nichts!

Die nächste Sache, die ebenfalls ansteht, sind Stäube, Aschen und Schlacken. Davon gibt es jede Menge, insgesamt sind es rund 30 Prozent des Mülls. Es ist ja nicht so, dass sich der Müll, wenn er verbrannt wird, in Luft auflöst. Das hätten wir gerne, doch Atome bleiben Atome. Sie verändern sich zwar ein bisschen, aber im Wesentlichen bleiben 30 Prozent an Schlacke übrig. Eigentlich sind es genau 27 plus 2,8 Prozent, aber das wird uns die Frau Stadträtin schon noch erklären. Insgesamt sind es 30 Prozent.

Da stellt sich nun die Frage, was mit diesen 30 Prozent geschieht. Dieses Material wird deponiert, und zwar nicht einfach so, sondern es wird mit Zement versetzt, zu Schlackenbeton gemacht und bildet dort Trennwände. Uns will man einreden, das wäre energetisch ganz in Ordnung. Aber dass man auch für die Herstellung von Zement Energie braucht, wird in dem Bericht natürlich verschwiegen. Wichtig ist, dass die Müllöfen entstehen, und ein bisschen haben wir schon davon gehört.

Die Abfallverringerungsgruppe gibt es daher nicht. Es soll eine Monitoring-Gruppe eingerichtet werden, die sich den ganzen Prozess ansieht.

Ein kleineres oder doch eher größeres Problem auch auf EU-Ebene wird es werden, wenn man sich überlegt, wer aller dabei war. Unter anderem gehörte dazu auch die Fernwärme. Die Fernwärme ist eine Firma, die hoffentlich zu 100 Prozent der Stadt Wien gehört, aber sie ist in einer mehrfachen Funktion vorhanden. Erstens ist sie bei der Konzeption der SUP dabei gewesen. Zweitens wird die Fernwärme - so nehme ich stark an - den Ofen errichten. Drittens wird sie ihn betreiben. Daher ergibt sich die Frage, ob es da nicht die eine oder andere Interessenkollision oder -koalition gibt. Meiner Ansicht nach könnte das im Hinblick auf die EU Schwierigkeiten bereiten. Aber die SPÖ wird das schon lösen.

Die allerwichtigste Sache ist Folgende. Wir haben ein bisschen gesucht und dabei einen Bericht aus dem Jahr 1999 gefunden. Jetzt ist sozusagen das der Weisheit letzter Schluss: ganz große Müllverbrennungsanlage in Simmering, 4,5 bis 5,5 Milliarden S, eine Mordstrumm-Investition. Es gibt jedoch einen Bericht aus der Zeit Ihres Vorgängers, der von einer Gesellschaft namens GUA erstellt wurde; diese ist Ihnen sicherlich bekannt, sie war übrigens auch diesmal wieder dabei.

Vor zwei Jahren also wurde unter Ihrem Vorgänger von der MA 22 dieser Bericht erstellt. Darin sind zum Beispiel ganz andere Müllentwicklungszahlen enthalten, als Sie sie jetzt vorbringen. Sie berechnen die Entwicklung des Mülls - und davon gehen Ihre Zahlen aus - von den Sechzigerjahren bis heute. Dort hingegen geht man davon aus, dass die Müllzahlen von 1990 bis 1998 bei weitem nicht so stark gestiegen sind, wie Sie uns weismachen wollen. - Das ist zunächst der erste Teil.

Der zweite Teil ist schon etwas ganz anderes. Es gibt sehr unterschiedliche Bewertungsszenarien. In diesem Papier geht es etwa um eine Müllsplittinganlage. Was das ist, könnte man zwar erklären, aber zu später Stunde möchte ich mich nicht damit beschäftigen. Interessanterweise gibt es dort auch eine Einschätzung über den Bau einer weiteren Müllverbrennungsanlage und diese möchte ich Ihnen gerne vorlesen. Wenn Sie das Papier haben, können Sie es selbst nachlesen, das steht auf Seite 8, und zwar unter dem Titel "Einsatzmöglichkeiten einer mechanischen Aufbereitung für in Wien derzeit deponierte verbrennbare Restabfälle - Endbericht".

In diesem Endbericht steht: "Der Neubau einer weiteren Müllverbrennungsanlage stellt voraussichtlich die teuerste Variante dar" - wohlgemerkt: März 1999! "Neben den Kosten stellt sich hier auch die Frage nach dem Standort." No na - auch heute wieder, obwohl sich die Frau Stadträtin nicht so sicher ist, dass das der wichtigste Punkt ist.

Wir glauben, dass das der Punkt von zentraler Bedeutung ist. Wir haben es schon mit der dritten Steigerungsstufe ausgedrückt gehört: der aller-, aller-, allerwichtigste Punkte. Dieser wird möglicherweise auch spielentscheidend für die nächsten Wahlen sein, zumindest in Simmering oder in Favoriten, aber wir glauben ja, dass Simmering vorgesehen ist.

Dann heißt es weiter: "Wie die Erfahrungen sowie die gegenwärtigen Diskussionen um Neuanlagen in Österreich zeigen, sind derartige Vorhaben auf Grund der umfangreichen Behördenverfahren sowie der zu erwartenden Anrainerproteste nur mit sehr langen Vorlaufzeiten zu realisieren."

In weiterer Folge ist sehr interessant, dass es schon damals heißt: "Bei einer entsprechenden Dimensionierung der Anlage" - 450 000 Tonnen; damals ging man von 150 000 Tonnen aus, jetzt sind es 450 000, mit der Schließung des Flötzersteigs sind es insgesamt mehr als damals; selbst wenn man das bedenkt, steht hier drin: "Bei einer entsprechenden Dimensionierung der Anlage wäre es auch hier denkbar, zur besseren Auslastung der Anlage brennbare Abfälle aus den benachbarten Bundesländern zu akquirieren." Was heißt das? - Das heißt ganz eindeutig: Mülltransporte nach Wien, damit es sich auszahlt!

Auch weitere interessante Dinge werden darin angesprochen. Sie setzen dort auf die Müllsplittinganlage. Unter anderem steht drin, dass der Kessel sowohl in der Spittelau als auch am Flötzersteig kaputt ist und einer Reparatur bedarf. Aber Sie werden uns das auch noch erklären.

Als allerletzten Punkt sage ich noch einmal, was wir von Ihnen verlangen.

Erstens. Wo ist das Konzept zur Vermeidung? - Gibt es nicht!

Zweitens. Die Evaluierung der Vermeidung? - Gibt es nicht!
Drittens. Der Öko-Kauf zum Beispiel, eines Ihrer Flaggschiffe, wurde im Budget reduziert. Also: gibt es nicht!

Was passiert mit den Holzresten und mit dem Holz auf Dauer? - Weiß man nicht!

Unterstützen Sie Mehrweginitiativen und -veranstaltungen? - Nein!

Biogasanlage zu klein dimensioniert - was passiert mit dem Kompost? - Sie reden immer von der Einhausung als der großen technischen Lösung. Da müssen Sie wohl einen Goldesel haben. Diese kostet nämlich ungefähr eine halbe Milliarde für das Kompostwerk sowohl in der Lobau beziehungsweise auch am Schafflerhof.

Daher haben wir in Wirklichkeit drei abgelehnte Anträge der GRÜNEN zur Verbesserung bei der Vermeidung und überhaupt kein Konzept. Aus genau diesen Gründen lehnen wir es ab. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächster ist Herr GR Klucsarits zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihm.

GR Rudolf Klucsarits (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Ein Blick auf die Uhr zeigt mir: Wenn ich mein Konzept von acht Seiten anschaue, werde ich mich nicht gerade beliebt machen, indem ich jetzt genau sage, warum wir gegen den Abfallwirtschaftsplan in der derzeitigen Form sind. Daher werde ich schauen, dass ich mich beliebt mache. (Beifall des GR Godwin Schuster. - GR Paul Zimmermann: Bravo!) Es werden zwei, drei Sätze genügen, um unsere Ablehnung zu dokumentieren. (Beifall bei der ÖVP.)
Der Abfallwirtschaftsplan ist grundsätzlich eine sehr gute Sache. In der Koalition waren insbesondere wir es, die ihn gefordert haben. (GR Godwin Schuster: Das war der erste Satz! - Weitere Zwischenrufe bei der SPÖ.) Kollegin Bayr, haben Sie meinetwegen gelacht? - Nein. (Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Den Abfallwirtschaftsplan haben wir gefordert und er wurde von Experten auch wirklich sehr gut aufbereitet. Aus meiner Sicht sind für unsere Wiener Umwelt der Abfallwirtschaftsplan und das KLiP etwas ganz besonders Wichtiges. Frau Stadträtin, wie haben wir das KLiP verhandelt? - Kollege Hufnagl wird mir da Recht geben: Wir sind über ein Jahr lang politisch zusammengesessen, da haben die Freiheitlichen etwas eingebracht, da haben die GRÜNEN etwas eingebracht, auch die Liberalen haben damals sehr viel eingebracht, und wir haben das KLiP gemeinsam beschlossen. Die Freiheitlichen sind damals umgefallen, aber ich glaube, das tut ihnen heute eh schon Leid. (GR DDr Bernhard Görg: ... sind sie jetzt nicht da!)
Diese politische Meinungsbildung vermisse ich beim Abfallwirtschaftsplan. Es kann nicht sein, dass Sie uns an einem Freitag, wenn Gemeinderat ist, diesen Abfallwirtschaftsplan vorlegen, der so dick ist, und dazusagen, dass er am Montag im Umweltausschuss verhandelt wird. Das kann ganz einfach kein politischer Stil sein! (Beifall bei der ÖVP sowie des GR Mag Rüdiger Maresch.) 
Aber es geht noch weiter. Nach unserem Protest im Umweltausschuss wurde uns gesagt: Es wird ein Hearing geben, bei dem wir mit Fachleuten diskutieren können. - Das Hearing hat so stattgefunden, dass ich einen Abend vorher eine Einladung für nächsten Abend um 18 Uhr bei der MA 22 vorgefunden habe, eine schriftliche Einladung ohne Vorankündigung! Sowohl Kollege Parzer als auch ich hatten bereits fixe Termine, die wir nicht absagen konnten. Ich glaube, das ist zumindest politisch unhöflich. So kann man mit uns nicht umgehen! (Beifall bei der ÖVP.)
Frau Stadträtin! Was mich ganz besonders stört, ist Ihre Ankündigungspolitik. Sie treten vor, Sie beugen sich aus dem Fenster und sagen, eine dritte Müllverbrennungsanlage kommt. Ganz Wien ist verunsichert. Überall, wo man hinkommt, sagt jeder: Hoffentlich nicht bei uns! Warum haben Sie nicht den Mut und sagen: Da kommt die Müllverbrennungsanlage hin, wenn sie notwendig ist? - Das erwarte ich mir von Ihnen! (Beifall bei der ÖVP. - GR Friedrich Strobl: Der dritte Satz!)
Die gleiche Ankündigungspolitik geschieht in Bezug auf den Lärm. Wie viele Wienerinnen und Wiener sind vom Lärm betroffen? Da wird groß eine Pressekonferenz angekündigt, und was ist herausgekommen? - Eine Internet-Seite! Nichts gegen eine Internet-Seite gegen den Lärm. Aber für eine effektive Lärmbekämpfung ist das ganz einfach zu wenig! (Beifall bei der ÖVP. - GR Godwin Schuster: Das ist schon der Satz sechs!)
So ginge es auf diesen acht Seiten weiter, aber ich komme schon zum Schlusssatz. Da wir in die politische Entscheidung nicht eingebunden wurden, können wir diesem für unsere Stadt so wichtigen Schriftstück in der derzeitigen Fassung nicht zustimmen. (Jawohl-Rufe und Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Reinberger zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. (GR Godwin Schuster: Frau Reinberger! Bitte zwei Seiten weniger! - Weitere Zwischenrufe.)
GRin Brigitte Reinberger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Werte Kolleginnen und Kollegen!

Ich möchte nicht ganz in die Wehleidigkeit meines ÖVP-Vorredners einstimmen, obwohl er inhaltlich natürlich Recht hat damit, dass die Art und Weise, wie uns das präsentiert wurde und wie wir mitgestalten konnten, einzigartig ist. Ich hoffe, es bleibt auch für die Zukunft einzigartig.

Ich verkenne nicht, dass die Experten in diesem Fachgremium sich sehr viel Mühe gemacht haben und versucht haben, alle Aspekte unter einen Hut zu bringen, und dass sie auch einiges abgewogen haben. Dennoch ist es sehr schade, dass es darüber keine Diskussion gegeben hat. Wir konnten einige Fragen stellen, aber eine wirkliche Diskussion hat es nicht gegeben. Es hat gleich geheißen: Das ist ein geschnürtes Paket, das man nicht mehr aufschnüren kann. - Damit ist von vornherein klargestellt worden, dass keine Änderungen mehr vorgenommen werden. Aber sowohl aus den Unterlagen, als auch aus den Gesprächen ist hervorgegangen, dass eine Reihe von Fragen offen geblieben oder sogar noch hinzugekommen ist.

Vieles deckt sich inhaltlich mit dem, was meine Vorredner gesagt haben. Das betrifft zunächst den Punkt, dass die Entscheidung darüber gefallen ist: Der Mist muss verbrannt werden. Die Verbrennung steht daher ohnehin fest. Jetzt geht es um Fragen wie diese: Wie hoch ist die zu verbrennende Müllmenge? Wie hoch ist die Verbrennungskapazität? - Dazu hat das Öko-Büro eindeutig gesagt, es sollen zuerst einmal die Vermeidungsmaßnahmen evaluiert werden, bevor man sich darauf festlegt, welche Kapazität eine Verbrennungsanlage haben soll. 

Kollege Maresch hat schon Herrn Prof Vogel zitiert, und auch ich habe mir das aus der Besprechung mitgenommen: Jede vermiedene Tonne erspart für alle Ewigkeit - oder zumindest langfristig, wie Sie gesagt haben - Anlagenkapazität und Geld. Auch das wurde hintangestellt. Daher war die Einigung der Experten keineswegs eindeutig. 

Es sind noch sehr viele Dinge offen. Wie gesagt, es gibt kein Konzept zur Vermeidung. Es gibt auch zum Beispiel noch nicht diese Studie über die Zusammensetzung und das Aufkommen der Baustellenabfälle. Die Baustellenabfälle machen einen nicht unerheblichen Anteil an unserem Müll aus. 

Die nächste Frage betrifft die Art der Verbrennung. Die Kollegen von den GRÜNEN haben gefragt, wieso nicht der Wirbelschichtofen in die Entscheidung mit einbezogen wurde und wieso die Müllverbrennung auf diese Art vor sich gehen soll. Die lapidare Antwort war: Weil es die Fernwärme Wien nicht will. 

Zur Müllverbrennungsanlage Flötzersteig habe ich mir erlaubt zu fragen, wie die Stellungnahme der Fernwärme Wien zu verstehen ist, in der folgender Hinweis enthalten ist: Immerhin hat die Anlage Flötzersteig einen hohen Wert, und man weiß eigentlich nicht, ob es wirklich gescheit und wirtschaftlich vernünftig ist, dort zuzusperren. Auch Herr Dior Skyba hat zu einem Zeitpunkt, zu dem er den Inhalt und das Ergebnis schon gekannt hatte, in einem Interview mit der Presse gesagt, dass er nichts von einer Schließung weiß und auch dagegen ist, dass geschlossen wird.

Die Antwort, die wir in dem Zusammenhang bekommen haben, lautete: Das ist so paktiert. - So steht es aber nicht fest, weil, wie gesagt, diese Stellungnahme der Fernwärme Wien aufrecht ist. Abgesehen davon wird selbst dann, wenn jetzt der Flötzersteig geschlossen werden sollte, der Spitzenlastkessel dort in der Umgebung sein.

Was die Fernwärme Wien selbst anbelangt, fand am gleichen Tag, als unser Fachexpertengespräch abgehalten und dort die Möglichkeit geboten wurde, Fragen zu stellen, eine Bezirksvertretungssitzung im 23. Bezirk statt. Da sagte der dortige Bezirksvorsteher, der sich im Gegensatz zu seinem Kollegen aus Simmering sehr auffällig darüber verschwiegen hat, was einen möglichen Standort anbelangt, etwas sehr Interessantes: Er diskutiert nicht über den Standort, weil das keine politische Entscheidung ist, sondern es wird einen privaten Betreiber geben, und dieser Betreiber wird selbst entscheiden, wo er was hinbaut, und sofern die Flächenwidmung, nämlich eine Industriegebietswidmung, dies zulässt, kann er entscheiden, wo er das tut.

Die Conclusio für mich und meine freiheitlichen Kollegen ist, die Fernwärme Wien will an dem von ihr bevorzugten Standort eine ihr genehme Verbrennungsart und so viel an Kapazität wie möglich, nötigenfalls durch Zukauf von außerhalb, weil man die Anlagen auslasten will. Für mich ist überhaupt nicht sicher - und offensichtlich auch für die grünen Kollegen nicht -, dass der Flötzersteig wirklich zugesperrt wird.

Mir kommt es mit dem Müll genauso vor, wie mit der erneuerbaren Energie. Da trifft WIENSTROM die Entscheidung, daher gibt es keine akzeptablen Förderungen, keine akzeptablen Fördermodalitäten, die man sich für eine Umweltmusterstadt wünschen würde, und daher gibt es in Wien auch kaum etwas im Bereich der erneuerbaren Energie, also Fotovoltaik und so weiter, weil WIENSTROM das ganz einfach nicht mag.

Der nächste Punkt: Es hat in dem Papier geheißen, dass die Autarkie ein Grundsatz ist. Es ist an und für sich etwas Begrüßenswertes und Hochanständiges, wenn man sagt: Jeder soll den Dreck, den er verursacht, auch selbst entsorgen und verarbeiten. Aber die Wiener sind ohnehin belastet - und da wird die Autarkie nicht eingehalten -, indem sie Sondermüll aus ganz Österreich, oder zumindest aus halb Österreich, hier in Wien verbrennen dürfen.

Es wird in dem Papier von Kooperationen gesprochen, aber nur sehr verklausuliert. Ich fürchte - und offensichtlich bin ich nicht die Einzige, die das fürchtet -, die Kooperation ist so gemeint, dass man Müll zukauft, um ihn hier zu verbrennen.

Ich denke aber, es wäre durchaus möglich, auch Kooperationen mit dem Umland zu treffen, die in eine andere Richtung gehen. Es muss zwar nicht unbedingt bis Palermo reichen - so wie Palermo den Mist bis in die Steiermark führt -, aber es mag vielleicht sein, dass mit anderen Entsorgungsmethoden in der näheren oder weiteren Umgebung von Wien - dort, wo vielleicht nicht so viele Menschen wie in einem Ballungszentrum leben - mechanisch-biologische oder sonstige Müllentsorgungsvarianten überlegt werden, gegen die es nicht einen so großen Aufstand wie im Ballungszentrum Wien gibt, woran vielleicht finanziell schwache Regionen interessiert wären, um damit ein Geschäft zu machen, indem sie sagen: Ja, wir sind bereit, Müll aus Wien zu übernehmen.

Schließlich und endlich übernimmt Wien auch Sondermüll von anderen Bundesländern. Diese Kooperation mit dem Umland ist eine Frage, die zwar angeklungen ist, aber es ist keinesfalls klargelegt, was wirklich damit gemeint ist.

Ein weiterer Punkt ist die Substitution des Hausbrands durch die Fernwärme. Das ist natürlich ein positiver Aspekt - und zwar der einzig positive, den ich der Müllverbrennung abgewinnen kann; nur so schlägt sie auch hier positiv an, sonst würde sie wesentlich schlechter abschneiden -, weil dadurch Hausbrand reduziert werden kann. Aber Hausbrand kann ich theoretisch auch anders reduzieren. Ich kann alternative Wärmeerzeugung wählen, genauso wie ich auch die Fernwärme, wenn ich es möchte, über die Alternativschiene laufen lassen kann. Die Klimaschutzkoordinationsstelle prüft derzeit eine solche Maßnahme. Aber auch das wird nicht abgewartet, sondern man hetzt jetzt da hinein und versucht quasi zwanghaft, Müll zu suchen, damit die Fernwärme ein gutes Geschäft macht.

Unserer Meinung nach muss der Schwerpunkt bei der sinnvollen Müllvermeidung liegen, und zwar nicht mit Plakatserien wie unter StR Svihalek, die eigentlich nichts gebracht haben, und auch nicht mit Pfandandrohungen, wie es unter StRin Kossina in der Vergangenheit geschehen ist. Es ist dann Gott sei Dank etwas leiser darum geworden.

Eines kommt in dem Papier ebenfalls vor und wird auch von Experten immer wieder bestätigt: Die Konsumenten ändern dann ihr Verhalten erst recht nicht. Sie schmeißen den Abfall dann erst recht weg und begründen es damit: "Ich zahle ja dafür", nämlich mit dem Pfand. Daher ist das sicherlich nicht unbedingt ein zielführender Aspekt.

Wichtig wären konkrete sinnvolle Maßnahmen. Es gibt auch in dem Papier dazu eine Reihe von Vorschlägen. Ich frage mich, warum man in der Vergangenheit nicht dort wesentlich stärker angesetzt hat und diese Vorschläge intensiver beworben und finanziert hat. Dafür muss natürlich entsprechendes Geld vorhanden sein. Ich stehe dazu - wie ich auch in der Budgetrede gesagt habe -: Wenn es vernünftige Maßnahmen gibt, wird es auch jede Unterstützung der Freiheitlichen geben, um dafür Budgetmittel zu lukrieren.

Es ist auch unserer Meinung nach zuerst zu evaluieren, wie die Vermeidungsmaßnahmen wirken. Es gilt zu klären, was mit dem Bauschutt geschieht und was da noch machbar ist. Es sind sinnvolle Kooperationen mit den Nachbar-Bundesländern einzugehen.

Aus dem Grund, weil das alles offen und ungeklärt ist, werden wir einer 450 000-Tonnen-Anlage keine Zustimmung geben. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Als Nächste ist Frau GRin Bayr zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr.

GRin Petra Bayr (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Um es einmal vorweg klarzustellen: Es geht um die Strategische Umweltprüfung zum Wiener Abfallwirtschaftsplan 2001 und nicht um irgendwelche andere Papiere. Die Lektüre hätte zum Teil nicht schlecht getan, denke ich mir. Ich möchte zunächst prinzipiell etwas zur Ausgangslage sagen.

Erstens - das ist unbestritten -, das Restmüllaufkommen steigt trotz stofflicher Trennung. Zweitens, die beiden thermischen Müllverwertungsanlagen, die wir haben, sind kapazitätsmäßig ziemlich bald am Ende oder stehen recht knapp vor dem Ende. Drittens, wir waren bereits im Jahr 2000 gezwungen, 160 000 Tonnen an Müll zu deponieren. Viertens, ab 1. Jänner 2004 wird es auf Grund von EU-rechtlichen Regelungen nicht mehr erlaubt sein, unbehandelten Müll, wo auch immer, zu deponieren. Fünftens, auch in Zukunft werden wir unseren Dreck nicht fressen können. 

Davon ausgehend ist meiner Ansicht nach ziemlich klar, dass Handlungsbedarf besteht. Ich glaube, dass mit dem Instrument und mit der Methode der Strategischen Umweltprüfung in dem Fall ein durchaus positiver und sehr demokratischer Ansatz gefunden worden ist, mit dem Problem, das wir da haben, umzugehen.

Es zeigt sich auch - meiner Meinung nach ist das ebenfalls unbestritten -, dass es notwendig ist, in der Abfallwirtschaft sehr langfristig zu planen. Palermo ist dafür das beste Beispiel. Den Müll nach Frohnleiten oder wohin auch immer zu exportieren, kann keine Sache sein, die uns gefallen kann. Es kann kein Prinzip für Wien werden, den Müll Tausende Kilometer weit weg zu verschicken. Das ist weder ökologisch sinnvoll, noch ist es nachhaltig, noch ist es klug, und vor allem entspricht es überhaupt nicht der Idee von Wien als Umweltmusterstadt.

Das heißt, wo immer es möglich ist, werden wir darauf schauen, dass wir den Müll am Anfallsort beseitigen. Die SUP trägt dem Rechnung in Form einer planenden, vorsorgenden Abfallwirtschaft und mit einer Entsorgungssicherheit, die weit über das Jahr 2010 hinausgehen wird. Damit wird - und das ist mir besonders wichtig - einerseits Mülltourismus verhindert und zweitens wird damit verhindert, dass es Gewinnmaximierung auf Kosten der Umwelt gibt. Als Sozialdemokraten und ‑demokratinnen sagen wir dazu ganz eindeutig Nein! (Beifall bei der SPÖ.)
Nun möchte ich ein bisschen näher auf das Instrument der Strategischen Umweltprüfung - darauf können wir durchaus stolz sein - an sich eingehen. Wie wir in den letzten Jahren gesehen haben, ist das eine Möglichkeit, Umweltauswirkungen, die relevant sind, schon im Planungsprozess einer Geschichte zu erkennen, und bereits vor dem Genehmigungsverfahren zu prüfen, welche Auswirkungen zu erwarten sein werden, noch bevor Pläne und Programme erstellt werden. Das ist sehr wichtig, und davon profitiert natürlich insbesondere die Umwelt. Aber auch Fragen, wie welche Technologie ist geeignet?, wie groß ist der Bedarf?, welche Kapazität brauche ich?, was ist der geeignete Standort?, können vorher geklärt werden und müssen nicht vor vollendeten Tatsachen ad hoc diskutiert werden, wenn schon irgendwelche Projekte angefangen worden sind.

Wir haben in Wien bereits im Jahr 1999 mit dieser Strategischen Umweltprüfung begonnen. Ich denke, dass Wien damit seiner Rolle als Umweltmusterstadt abermals gerecht geworden ist. Wir haben diese SUP ohne jegliche rechtlichen Verpflichtungen eingeleitet. Bisher - vielleicht wissen das einige - war es nur in einigen skandinavischen Ländern und in Kalifornien "state of the art", eine solche SUP durchzuführen. Zu dem Zeitpunkt, als wir in dem Projekt schon mittendrin waren, hat die europäische Ebene erst begonnen, einmal darüber nachzudenken, ob dies eine Richtlinie werden kann. Mittlerweile ist es eine europäische Richtlinie, und ab Juli 2004 wird das Instrument der Strategischen Umweltprüfung für bestimmte Programme und bestimmte Pläne in der EU verpflichtend anzuwenden sein. Wien ist also eine ganz ordentliche Nasenlänge voraus gewesen. 

Was wurde in dieser SUP untersucht? - Folgende Aspekte waren es, auf die genauer eingegangen worden ist: Wie kann Wien das Abfallproblem an der Wurzel lösen? Welche zusätzlichen Maßnahmen kann es für Abfallvermeidung und stoffliche Verwertung geben? Was alles ist dazu notwendig?

Es wurde untersucht, wie hoch das voraussichtliche Abfallaufkommen bis 2010 sein wird. Da wurde durchaus ein Szenario angenommen, dem eine stärkere Vermeidung und eine noch bessere stoffliche Trennung zu Grunde liegen. Es wurde untersucht, inwieweit in Wien überhaupt ein Bedarf nach weiteren Behandlungsanlagen besteht und welche Behandlungstechnologien für die konkreten Wiener Verhältnisse, die konkrete spezifische Zusammensetzung des hiesigen Mülls sinnvoll sind. Die weitere Frage war dann, über welche Behandlungskapazitäten diese eventuell zu bauende Anlage eigentlich verfügen soll.

Es ist das ein bisschen heruntergemacht worden, und von Seiten des Kollegen Klucsarits ist der Vorwurf gekommen, dass wir von Seiten der Politik jetzt - im Gegensatz zur Erstellung des KLiP - nicht eingebunden waren. SUP ist ein Experten- und Expertinnenverfahren und dementsprechend waren es auch Experten und Expertinnen, die dort ihr Fachwissen eingebracht haben. Ich möchte das überhaupt nicht gering schätzen, das ist eine ganz hervorragende Arbeit.

Es waren einerseits Vertreter der Verwaltung - von der Baudirektion, über MA 22 und MA 48, Umweltministerium und so weiter - beteiligt. Es waren wissenschaftliche Experten und Expertinnen aus den Bereichen der Abfallwirtschaft, der Toxikologie, der Soziologie, der Verfahrenstechnik und noch vieler mehr einbezogen. Es war außerdem - und auch das ist entscheidend für die Qualität dieser SUP - die so genannte qualifizierte Öffentlichkeit eingebunden, angefangen von der Wiener Umweltanwaltschaft bis hin zur Umweltberatung, dem Öko-Büro, dem Österreichischen Ökologieinstitut und dem Umweltdachverband. Sie alle waren einbezogen, und - Kollege Maresch! - das Ergebnis der SUP wurde konsensual erarbeitet. Das ist auch in dem Bericht vollkommen klar nachzulesen, der uns nun zur Kenntnisnahme vorliegt.

Nebstbei möchte ich mich an dieser Stelle sehr herzlich bei allen beteiligten Fachleuten für die wirklich hervorragende Arbeit bedanken. Sie machen uns damit eine Entscheidung, die Wien für viele Jahrzehnte grundlegend betreffen wird, um einiges einfacher. (Beifall bei der SPÖ.)
Diese Vorschläge der Expertinnen und Experten lassen sich in Kürze so zusammenfassen, dass Wien im Bereich der Vermeidung und - jawohl - der stofflichen Verwertung von Abfällen Vorsorgemaßnahmen treffen muss; gar keine Frage. Es müssen Maßnahmen im Bereich der Abfallbehandlungsanlagen und deren Kapazitäten angedacht und ausgebaut werden. Die Vermeidung und die stoffliche Verwertung muss deutlich intensiviert werden. Es wurde dazu eine eigene Abfallvermeidungsgruppe eingerichtet und auch das ist beschrieben.

Weitere Ergebnisse bestehen darin, dass es eine Biogasanlage mit einer Kapazität von 30 000 Tonnen pro Jahr geben soll - ich glaube, die ist noch überhaupt nicht erwähnt worden - und eben eine Müllverbrennungsanlage mit einer Kapazität von 450 000 Tonnen im Jahr. Für diesen ganzen Prozess wird eine Monitoring-Gruppe eingesetzt, die die weiteren Umsetzungsmaßnahmen begleiten und sofort aufschreien soll, wenn sich die Rahmenbedingungen verändern oder wenn irgendetwas nicht passt oder nicht so klappt, wie es ursprünglich ausgemacht war.

Die Bewertungsgrundlagen liegen vor. Die Zahlen, die wir haben, sind im Bericht dokumentiert. Das sind keine Zahlen, die irgendwie aus der Luft gegriffen sind - wie auch vorgeworfen worden ist. Die Frage der Intransparenz geht meiner Ansicht nach ziemlich ins Leere. Aus dem Bericht der SUP, aber auch von dem politischen Bekenntnis her, das wir treffen, geht klar hervor, dass eine der Prioritäten die Abfallvermeidung ist.

Schon bei sehr oberflächlicher Betrachtung des Budgets 2002 spiegelt sich diese Politik dort wider, lieber Rüdiger. Ich bin es jetzt, die dir diese lange Liste an Maßnahmen erzählen wird, die sich drinnen findet. (GR Mag Rüdiger Maresch: Bitte nicht! Keine Einzige noch angefangen! Nur ein bisschen Öko-Business-Plan!) Das stimmt überhaupt nicht. Der Öko-Business-Plan ist etwas, was seit einigen Jahren sehr erfolgreich läuft. Ökopolis und Ökokauf sind ebenfalls Dinge, die sehr erfolgreich laufen. Die Umweltberatung ... (GR Mag Christoph Chorherr: Deutlich gekürzt ...!) Es ist die Frage, woher das Geld kommt. (GR Mag Christoph Chorherr: Ha! Woher das Geld kommt! Von 4 Millionen auf 1 gekürzt!) Es kann ja aus mehreren Ressorts kommen.

Die Umweltberatung ist etwas, was es nicht erst seit kurzem gibt. Die Biotonne ist etwas, was es nicht erst seit kurzem gibt. Es gibt Forschungsarbeiten im Bereich Abfallwirtschaft, Restmüllanalysen, Studien zu Biogastechnologie und dazu, wie man Biodiesel aus Altspeiseöl produzieren kann, Kompostanalysen, Altstoffanalysen, diverse andere Sachen, aber auch - und das ist budgetär ebenfalls ein sehr großer Brocken - die ganze Frage der Informationsarbeit, zum Beispiel jener der Abfallberater, die höchst aktiv sind. Ein weiteres Beispiel sind Werbeeinschaltungen, die die Wienerinnen und Wiener dazu motivieren sollen, Müll zu trennen, Müll zu vermeiden und Müll gut zu verwerten. Oder es gibt zum Beispiel Broschüren, wie jene über den Mistflohmarkt oder den Reparaturführer. Es gibt unheimlich viele Maßnahmen, unheimlich viele Dinge, die genau diesen Aspekt in den Vordergrund stellen.

Bei alldem, was ich jetzt aufgezählt habe, sind nur Dinge zum Tragen gekommen, die budgetär entweder zur MA 22 oder zur MA 48 ressortieren. Es geht um 56 948 160 S. Wir wissen aber alle, dass Abfallvermeidung eine Querschnittsmaterie ist und nicht nur in der MA 22 oder MA 48 stattfindet, sondern zum Beispiel auch im Krankenanstaltenverbund, wo unheimlich viel gemacht werden kann und gemacht wird, oder zum Beispiel in den Bezirken.

Diese Politik und dieses Bekenntnis finden sich im Wiener Budget 2002 wieder. Dort hat sich die Sozialdemokratie auch dazu bekannt und dort ist auf diese Weise das Bekenntnis zur Abfallvermeidung manifest enthalten. (Beifall bei der SPÖ.)
Das ist übrigens nicht ganz so einfach in einer Zeit, in der vom Bund eine durchaus verfehlte Politik zum Beispiel in der Bepfandung von Mehrweggebinden verfolgt wird. Da ist es auch für eine Stadt nicht so leicht, Abfall vermeidend unterwegs zu sein.

Der Abfallwirtschaftsplan wird drei Grundvoraussetzungen gerecht. Er garantiert erstens die bereits angesprochene Entsorgungsautarkie. Das heißt, der Müll wird hier behandelt, wo er anfällt. Wir werden nicht zum Müllexporteur. (Zwischenrufe bei der ÖVP.) Ich nehme mir so viel Zeit, wie ich will, glauben Sie mir das. - Wir werden dadurch auch mittelfristig und langfristig nicht finanziell abhängig werden von irgendwelchen anderen, die unseren Müll dankenswerterweise irgendwie behandeln.

Zum Zweiten geht es um die Frage der Abfallvermeidung, diese habe ich schon genannt. Es wird die Maßnahmen, die es gibt, weiterhin geben, und sie werden noch auszubauen sein. Auch all den Wienerinnen und Wienern, die sehr viel dafür tun, die trennen und "recyceln", sei gedankt.

Zum Dritten ist die Frage der Fernwärmenutzung sehr wichtig. Durch die Wärmeaus-Koppelung und Versorgung weiterer Gebiete mit Fernwärme kommt es im Hausbrand bei Einzelheizungen zu einer Substitution von fossilen Brennstoffen, und damit leisten wir auch einen sehr wichtigen Beitrag zum Klimaschutz.

Es wird heute und morgen beim EU-Gipfeltreffen in Laeken die Frage der Daseinsvorsorge diskutiert. Dazu gehört unter anderem auch die Frage der Müllentsorgung. Es gibt ein klares Bekenntnis von Wien, sich als Kommune um diese Fragen zu kümmern und das nicht irgendjemand anderem zu überlassen. Ich denke, wir haben in dieser Frage wahrlich und wirklich keine oberflächliche Diskussion geführt. (GR Mag Rüdiger Maresch: Oh ja! Genau das habt ihr gemacht!)

Es würde dem Ergebnis und auch der Substanz dieser SUP überhaupt nicht gerecht, wenn jetzt die ganze Frage nur auf die Standortfrage reduziert werden würde. Es geht dabei um viel mehr. (GR Mag Rüdiger Maresch: Und die Vermeidung!) Es wird nächste Woche - und das ist auch bekannt - ein Ergebnis dazu geben, wo mögliche Zonen für diese Anlage sein können.

Trotz alldem führen wir als Sozialdemokratische Partei mit der Vorgangsweise, dass wir die Strategische Umweltprüfung zum Wiener Abfallwirtschaftsgesetz als Grundlage und als politisches Bekenntnis annehmen, den Beweis dafür, dass wir kosteneffizient Müll entsorgen, dass wir darauf achten, dass wir nicht auf unseren Mistbergen sitzen bleiben, und dass wir einen weiteren wichtigen Beitrag zum Klimaschutz leisten. - Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Es liegt mir keine Wortmeldung mehr vor.

Der Herr Berichterstatter hat das Schlusswort. 

Berichterstatter GR Heinz Hufnagl: Meine Damen und Herren! 

Hier nur einige wenige Anmerkungen in der Abfolge, wie die Themen von den Debattenrednern der Opposition angesprochen wurden.

Erstens hat Kollege Maresch gemeint, die kritische Öffentlichkeit war nicht oder unzureichend eingebunden. - Selbst bei zweimaligem kritischem Fragen und Hinterfragen konnte Dr Kroiss, der Vertreter des Öko-Büros, nicht ableugnen, dass er dieses vernetzte, ausgewogene und gut austarierte Vier-Säulen-Paket mitträgt, nämlich Vermeidung und bessere stoffliche Verwertung, entsprechende neue Anlagen wie eine Biogasanlage, wie die thermische Verwertung von biogenen Abfällen und Naturprodukten, aber auch die Notwendigkeit, um Müllexport zu verhindern und Müllimport auszuschließen, in diesem Bericht eine neue Müllverbrennungsanlage darzustellen, und schlussendlich aus diesem SUP-Expertenteam eine Monitoring-Gruppe, die darauf achtet, dass das ausgewogene, vernetzte Paket in den nächsten zehn Jahren auch umgesetzt wird.

Ferner war etwas dabei, Kollege Maresch, was sonst von der Opposition in diesem Gemeinderat mit sehr viel Akribie und Liebe zitiert wird, nämlich die Wiener Umweltanwaltschaft. Diese ist bei allen Oppositionsrednern unter den Tisch gefallen - und warum? - Weil sich die Umweltanwaltschaft, sich von Beginn an in dieser SUP-Gruppe einbringend, ohne Wenn und Aber mit dem Gesamtergebnis und mit diesem 300‑seitigen Expertenkonvolut identifiziert.

Die Wiener Umweltanwaltschaft hat sich - wenn Sie hier Wunschdenken entwickeln, so ist dieses absolut irreal - vorbehaltlos und vollinhaltlich mit dem Endprodukt identifiziert. (GR Mag Rüdiger Maresch: Nein, das stimmt nicht!) Das sollte selbst für die kritischsten Gemeinderäte in diesem Haus eine Beruhigung und eine Leitschnur dafür sein, dass wir diesem Gedankenpaket darüber, wie es mit der Wiener Abfallpolitik, mit der Wiener Abfallbehandlung und ‑entsorgung sinnvoll und verantwortungsbewusst weitergehen kann, beitreten können.

Kollegin Bayr hat es schon gesagt: Wir würden diesem hervorragenden Exposé wirklich Hohn sprechen, wenn wir uns jetzt mit journalistischer Akribie darauf stürzen, wo diese neue Anlage situiert sein wird. Es wird Ausschlussszenarien geben, aus denen hervorgeht, wo sie keinesfalls stehen kann, und es wird Angebote geben, wo sie möglicherweise stehen kann. (GR Mag Rüdiger Maresch: Werter Herr Kollege! Wir beide wissen, dass sie in Simmering stehen wird!) So wie beim Hochhauskonzept wird es hier Empfehlungen geben, Kollege Maresch, und dann wird die Wiener Politik ... (GR Mag Rüdiger Maresch: In Simmering wird sie stehen!) - Ich gratuliere Ihnen zu Ihren seherischen Fähigkeiten. (GR Mag Rüdiger Maresch: Otmar Brix wird ...!)
Dann und nicht eher wird die Wiener Politik zu befinden haben, ob wir diesen Empfehlungen eines verantwortungsvollen, weit blickenden Konzepts Folge leisten. Die Stadtpolitik muss Verantwortung tragen. Die Opposition kann sich immer die Rosinen heraussuchen und sie entsprechend interpretieren, aber wir sind aufgerufen, Wien nicht zur Problemstadt in Sachen Müll werden zu lassen. Dieser Verantwortung kann sich kein seriöser Politiker dieses Hauses entziehen.

Ich bitte daher, guten Gefühls in Einklang mit der Wiener Umweltanwaltschaft den heutigen Bericht zur Kenntnis zu nehmen.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Ein Gegen- oder Abänderungsantrag wurde nicht gestellt.

Ich bitte nun jene Damen und Herren, die dem Geschäftsstück ihre Zustimmung geben, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ohne ÖVP, FPÖ und GRÜNE mehrheitlich angenommen. 

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 165 (PrZ 264/01-GGU).

Ich bitte die Berichterstatterin, Frau GRin Polkorab, die Verhandlung einzuleiten.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt. 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Chorherr. Ich erteile es ihm.

GR Mag Christoph Chorherr (Grüner Klub im Rathaus): Meine Damen und Herren!

Es gibt von uns die Zustimmung zum vorliegenden Akt, in dem es unter anderem um einen Vertrag über die Beförderung gefährlicher Güter geht. Ich möchte und wir möchten aber diesen Akt aus einem wichtigen aktuellen Anlass nützen, um einen Antrag einzubringen, der die Gefahrengut-Transporte und die Verkehrssicherheit grundsätzlich betrifft.

Und erlauben Sie mir trotz fortgeschrittener Stunde einige wenige Bemerkungen.

Es ist insbesondere einmal die FPÖ, die bei vielen Tunneln, insbesondere beim Lainzer Tunnel, nicht müde wird, mit manchmal Warn-, jedoch meist falschen Aussagen, vehement Tunnelsicherheit zu thematisieren. Es gab einige tragische Unfälle in Straßentunnels, die sehr viel Aufmerksamkeit im In- wie im Ausland erregt haben, bis zur Frage, ob man überhaupt noch durch österreichische Tunnels fahren kann. 

Es wurde 1999 nach den Tunnelkatastrophen Mont Blanc und im Tauerntunnel auf Bundesebene eine Verschärfung der Tunnelverordnung erlassen und jetzt auf einmal, vor kurzem, hat die freiheitliche Bundesministerin Forstinger eine neue Tunnelverordnung erlassen. Ist die strenger, geht die verstärkt auf Gefahrentransporte ein?

Meine Damen und Herren, auch wenn es spät ist, man hält es nicht für möglich, es gibt eine neue Tunnelverordnung von der Frau Forstinger, die wesentliche Sicherheitsvorstellungen bei der Beförderung von gefährlichen Gütern deutlich reduziert. 

Ich spare mir jetzt die ganzen Details davon, ich halte es nur für völlig absurd. Sie ist sogar von der Tunnelkommission kritisiert worden, trotzdem ist diese Tunnelverordnung jetzt in Kraft, die insbesondere bei Gefahrentransporten die Gefährdungen in Tunnels deutlich erhöht.

Diesen Antrag bringen wir hier ein und hoffen, dass er hier die Mehrheit finden wird. Ich bin gespannt, was auch die FPÖ hier machen wird, wo es darum geht, dass die Frau Bundesministerin für Verkehr, Innovation und Technologie aufgefordert wird, die aus den Blickwinkeln der Verkehrssicherheit völlig unzureichende Verordnung über Beschränkungen für Beförderungseinheiten mit gefährlichen Gütern bei Befahren von Autobahntunneln zurückzuziehen und eine bessere zu erlassen. Dass so etwas dieser Tage überhaupt möglich ist, zeigt die vollkommene Inkompetenz, die es auf Bundesebene gibt. Mich würde interessieren, was Herr Madejski dazu eigentlich denkt, was da erlassen wurde. (Heiterkeit bei den GRÜNEN und bei der SPÖ.)

Sie kennen den Antrag. Wir haben ihn allen Fraktionen zugeschickt. Da können Sie jetzt was tun. Da könnten Sie zustimmen, am Besten den Antrag nehmen, auch zu später Stunde, hinübereilen zu Frau Forstinger und sagen, Fehler passiert, es passieren Fehler - es gibt halt Ressorts, da passieren sie schon verdächtig häufig diese Fehler -, tun Sie was für die Sicherheit, tun Sie kurz Ihre Polemik gegen den Lainzer Tunnel einstellen und stellen Sie die Verkehrssicherheit her, dort, wo Sie Verantwortung haben.

Ich bringe diesen Antrag ein und ersuche um Zustimmung. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. 

Die Frau Berichterstatterin hat das Schlusswort. Ich erteile es ihr.

Berichterstatterin GRin Rosemarie Polkorab: Zum Beschlussantrag der GRÜNEN schlage ich die Zustimmung vor und möchte aber noch darauf hinweisen, dass Wien in puncto Tunnelsicherheit eine hervorragende Bilanz aufweisen kann, was auch vor kurzem vom Kuratorium für Verkehrssicherheit bestätigt wurde.

Zur Vertragsgenehmigung zwischen der MA 48 und der Firma Santorina ersuche ich um Zustimmung. - Danke.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Ich danke. - Ich komme nun zur Abstimmung. 

Wer dem Antrag der Frau Berichterstatterin zur Postnummer 165 zustimmt, den darf ich um ein Zeichen der Zustimmung bitten. - Das ist einstimmig. Ich danke.

Wer dem Beschlussantrag der GRÜNEN zustimmt, den darf ich um ein Zeichen mit der Hand bitten. (GR Mag Christoph Chorherr: Was ist denn, Madejski!) Das ist mit Mehrheit, ohne ÖVP und ohne FPÖ. (GR Mag Christoph Chorherr: Madejski, Lainzer Tunnel!) Danke.

Wir kommen nun zur Postnummer 167 (PrZ 617/01-GWS). Hier liegt mir keine Wortmeldung vor.

Ich darf bitten, wer der Postnummer 167 zustimmt, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne FPÖ.

Wir kommen zur Postnummer 168 (PrZ 618/01-GWS). Auch da ist niemand zum Wort gemeldet.

Ich darf bitten, wer der Postnummer 168 zustimmt, um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne FPÖ. (GR Dr Helmut GÜNTHER: Ich habe aufgezeigt!) - Also, wie ich zuerst in die Richtung geschaut habe, hast du nicht aufgezeigt. Nun gut, sehe ich schlecht. - Danke, das ist dann einstimmig. Ich entschuldige mich, dass ich gerade Kollegen GÜNTHER nicht sehe.

Wir kommen nun zur Postnummer 169 (PrZ 626/01-GWS). Auch hier gibt es keine Wortmeldung, wobei ich die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Gemeinderatsmitglieder feststelle. Ich danke.

Wer der Postnummer 169 seine Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne GRÜNE. Danke.

Wir kommen nun zur Postnummer 170 (PrZ 627/01-GWS). Auch hier gibt es keine Wortmeldung.

Auch hier müssen mehr als die Hälfte der Gemeinderäte anwesend sein. - Sie sind anwesend. 

Ich darf nun bitten, wer diesem Antrag zustimmt, ein Zeichen mit der Hand zu geben. - Das ist mehrstimmig ohne GRÜNE. 

Wir kommen zur Postnummer 171 (PrZ 631/01-GWS). Auch hier gibt es keine Wortmeldung.

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Postnummer 171 zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Ohne GRÜNE mehrstimmig.

Es gelangt nun die Postnummer 172 (PrZ 639/01-GWS) zur Verhandlung. Ich darf bitten, Frau GRin Klier als Berichterstatterin, die Verhandlung einzuleiten. 

Berichterstatterin GRin Helga Klier: Ich bitte um Zustimmung zu dem Geschäftsstück.

Vorsitzende GRin Josefa Tomsik: Danke. - Zum Wort gemeldet ist Herr Kollege Wolfram. Ich erteile es ihm.

GR Ing Gunther Wolfram (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! 

Also, das ist jetzt nun das zweite Mal, dass ich hier am Rednerpult stehe und es ist auch das zweite Mal, dass es um einen Grundstückskauf für die MA 48 geht. Nicht, dass ich etwas gegen die MA 48 habe, im Gegenteil, sie ist für mich die wichtigste Abteilung, da sie ja für die Sauberkeit unserer Stadt Wien zuständig ist. 

Jedoch, wenn es um Grundstückskäufe von der Stadt Wien für die MA 48 geht, ziehen diese Transaktionen immer etwas Anrüchiges mit sich. 

Nicht genug damit, dass die MA 48 um eine halbe Milliarde S die Gründe der ehemaligen Waagner-Biro in Stadlau vorerst bekommen hat, bahnt sich nun auch in der Leopoldau ein neuerlicher Deal an. (GR Godwin Schuster: Wir haben aber einen tollen Kontrollamtsbericht!) So wurde dieses Grundstück in der Leopoldau im Jahre 1995 in Form einer Dotation von der Stadt Wien an den Wiener Wirtschaftsförderungsfonds übertragen. Der damalige Grundstückspreis, meine Damen und Herren, wurde mit 1 650 S bewertet. 

Also, nicht einmal sechs Jahre später kauft die Stadt Wien vom Wiener Wirtschaftsförderungsfonds denselben Acker um 2 500 S pro Quadratmeter wieder zurück. (GR Harry Kopietz: Das ist ein Okkasionspreis!) Eine beträchtliche Steigerung von 51 Prozent in so kurzer Zeit bedeutet immerhin einen Verlust für die Stadt Wien von guten 4 Millionen S. Diesen Verlust trägt natürlich der Wiener Steuerzahler. Gleichzeitig kommt der Gewinn von den 4 Millionen S dem Wiener Wirtschaftsförderungsfonds zu Gute. Wo ist denn die Gegenleistung vom Wirtschaftsförderungsfonds? - Also, ich habe in den Akten nichts gelesen.

Wissen Sie, meine Damen und Herren, wie man diesen Deal in der Privatwirtschaft bezeichnet? - Spekulationsgeschäft. Als Spekulationsgeschäfte bezeichnet man dies. Da wir Freiheitliche für solche Spekulationsgeschäfte auf Kosten der Wiener Steuerzahler kein Verständnis aufbringen, lehnen wir dieses Geschäftsstück ab. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, danke. - Die Debatte ist geschlossen. 

Frau Berichterstatterin, bitte.

Berichterstatterin GRin Helga Klier: Meine Damen und Herren! 

Es ist natürlich unfair, der MA 48 hier dieses Gesamte unterzujubeln, denn der Grundstückskauf, der hier vorliegt, ist eigentlich dadurch entstanden, dass die MA 45 jenes Grundstück in der Schererstraße gebraucht hat oder braucht, wo derzeit der Mistplatz der MA 48 ist. 

Das heißt, es ist nicht Jux und Tollerei der MA 48, dieses Grundstück einfach aufzugeben und ein neues zu wollen, sondern es ist ein Bedarf, den die MA 45 anmeldet und die MA 48 wechseln muss. 

Dann zu Ihrer Bemerkung, Verkehrswert 1995 1 650 S. Das war der damalige Verkehrswert, der derzeit geschätzte Verkehrswert - und darüber kommen wir nicht hinweg, das hat die MA 40 geschätzt - liegt eben bei 2 600 S und zurückgekauft wird dieses Grundstück um 2 500 S. 

Das heißt: Ich glaube sehr wohl, wenn hier eine Schätzung der MA 40 zu Grunde liegt, kann man keine Unterstellungen irgendwelcher Art machen und ich glaube daher, dass da ein sehr reelles Geschäft läuft ohne irgendwelche Unterstellungen und ich bitte daher um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke schön. - Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 172 in der vorliegenden Fassung ist, ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Mehrheit ohne die Freiheitlichen so angenommen. 

Postnummer 174 (PrZ 628/01-GWS): Sie betrifft den Ankauf von Grundstücken der KatG Leopoldstadt von der GESIBA Gemeinnützige Siedlungs- und Bauaktiengesellschaft, sowie den Verkauf von Grundstücken in den KatGen Leopoldstadt, Meidling, Jedleesee, Kagran, Kaiserebersdorf und Donaufeld an die GESIBA. 

Es liegt keine Wortmeldung mehr vor.

Wer dafür ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mehrstimmig ohne die GRÜNEN so angenommen.

Ich komme auch noch nachträglich zu der Feststellung, dass mehr als die Hälfte der Mitglieder des Hauses anwesend ist.

Postnummer 178 (642/01-GWS). Sie betrifft das Vorhaben Umbau der Arena in Wien 3, Baumgasse 80. 

Herr GR Zimmermann, bitte.

Berichterstatter GR Paul Zimmermann: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Ich ersuche um Zustimmung zum vorliegenden Akt.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke schön. - Ich darf die Debatte eröffnen. Herr GR Strache, bitte.

GR Heinz Christian Strache (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Damen und Herren! 

Wir haben in diesem Akt für das Jahr 2002 einen Sachkredit von 3,4 Millionen S, der für die Arena ausgeschüttet werden soll. Insgesamt sind ja 42,5 Millionen S an Gesamtsanierung vorgesehen. Wir wissen, dass ja nicht nur über diesen Bereich diese Subvention ausgeschüttet wird beim Verein Arena, sondern natürlich auch über den Sozialausschuss jährlich über 3 Milliarden, Entschuldigung, 3 Millionen S. 

Wir wissen aus der Vergangenheit - ich habe zwar die letzten Male mich nicht zu diesem Akt zum Wort gemeldet, und wir haben also ohne Wortmeldung dagegen gestimmt, aber diesmal habe ich mir gedacht, es macht ja auch wieder Freude, zwar kurz und schmerzvoll, aber doch auch etwas dazu zu sagen und anzumerken, denn es sollte ja nicht in Vergessenheit geraten -, was in diesem Verein oder in diesem Bereich des Vereins so alles passiert ist und ich meine, dass es auch notwendig ist, das immer wieder ins Gedächtnis zu rufen und solche Subventionsvergaben sehr wohl scharf und deutlich zu hinterfragen. 

Wir haben die Situation im Verein Arena vor Jahren gehabt, wo mir ja ein Brief auch zugekommen ist, der - und das habe ich hier auch schon einmal behandelt - als ein klarer Beweis einer politischen Weisung an die Polizei zu sehen und zu betrachten war und ich habe damals auch einen Pressedienst dazu gemacht. Ich möchte vielleicht zur Erinnerung festhalten, es handelt sich um ein Schreiben an einen hochrangigen SPÖ-Politiker, der da schreibt, lieber Genosse, und liebevoll hier auch schon erwähnt, in seinem Eingang des Briefs und davon verständigt, dass die Organe des Vereins - Anmerkung, der Arena - einstimmig beschlossen haben, den Überwachungs- und Schnüffeleinsatz der Polizei mit allen Mitteln zu verhindern. Des Weiteren wird in diesem Brief zugegeben, dass die in den Achtzigerjahren zwischen Gertrude Fröhlich Sandner und Karl Blecha und der Arena getroffene Entscheidung, keine Exekutivorgane am politisch autonomen und selbstverwalteten Gelände der Arena einzusetzen (zum Wohle aller Beteiligten), sollte eigentlich durch die problemlose, immerhin 18 Jahre dauernde, also funktionierende Praxis des sich gegenseitig in Frieden leben Lassens Beweis genug für die Richtigkeit der damals getroffenen Entscheidung sein. 

Diesen 18‑jährigen Frieden, steht weiter in diesem Brief, jetzt durch die Provokation, und nichts anderes ist das ja, nämlich Exekutivbeamte am Areal der Arena einzusetzen, aufs Spiel zu setzen, gefährdet nicht nur die Sozial- und Kulturarbeit, die hier geleistet wird, sondern würde auch ein Ende des Autonomie- und Selbstverwaltungsstatus bedeuten. Wir können diese Vorgangsweise so nicht hinnehmen, schreiben sie weiters. 

Wir wissen, dass es diesen Brief gibt, wir wissen, dass es diese Weisung damals gegeben hat, wir wissen, dass sie kein Interesse haben, in diesem Bereich diese Weisung offenbar zurückzunehmen. Es ist ja auch immer wieder vorgekommen in der Vergangenheit, dass die Polizei einschreiten musste auf diesem Areal, daran behindert wurde, gehindert wurde, das Areal zu betreten, mit Tafeln hat man aufgezeigt, Achtung Polizei, mit Pfeifkonzerten hat man die Besucher darauf aufmerksam gemacht, Achtung, ihr müsst also alles, was illegal ist, verstecken, hintanhalten, jetzt könnte es kritisch werden. Wir wissen, dass es in diesem Bereich zu Gewaltexzessen gekommen ist (in diesem Verein!). Ich erinnere an die Situation von mehreren Punks, die ein Mädchen krankenhausreif geschlagen haben, ich erinnere an die Situation, wo es mehrfach zu Drogenmissbrauch in diesem Bereich, auch zu offener Werbung für Drogen in diesem Bereich gekommen ist. Ich erinnere daran, dass es auch zu einem Drogentoten gekommen ist, der dann am Parkplatz abgelegt worden ist. (GR Harry Kopietz: Das auch?) Ich erinnere daran, dass es eine gewaltbereite, linksextreme Szene in diesem Bereich gibt, auch aus dem Bereich der Ebergassinger Terroristen, die sich nachweislich dort aufgehalten haben. 

Wir haben also viele Dinge aufgezeigt in den letzten Jahren, die eigentlich jeden demokratisch denkenden Menschen schon zum Nachdenken anregen sollten, ob das eine Situation ist, die man so zulassen will in dieser Stadt und noch dazu mit öffentlichen Steuermitteln unterstützen will. Und deshalb muss schon auch klar und deutlich das von unserer Seite immer wieder in Frage gestellt werden, weil es soll nicht einfach so zur Normalität werden, wie das in den letzten Jahren auch immer wieder von Ihnen gehandhabt wurde. 

Aber mir ist schon klar, dass Sie damit kein Problem haben, weil Sie ja auch einen Parteifreund in Ihren Reihen haben, oder mehrere Parteifreunde in Ihren Reihen haben, die das Tatblatt unterstützen und subventionieren. (GR Günter Kenesei: Haben wir!) Auch ein Innenminister hat Spenden diesbezüglich abgegeben. (GR Günter Kenesei: Ja!) Wir wissen auch, dass es leider in anderen Vereinen dieser Stadt, wie zum Beispiel dem Verein "Echo", jahrelang Subventionen gegeben hat und gibt von Ihrer Seite. Wir wissen aber auch, dass es, am Beispiel des Vereins "Echo", nach wie vor einen Leiter dieses Vereins gibt, der sich momentan schon in einer schwierigen Situation befindet, weil er unter Verdacht steht, vor 17 Jahren einen Polizeibeamten niedergestochen zu haben. 

Und das ist ein ernster Verdacht, der hier vorhanden ist, und wo ich schon meine, dass man hier auch klar und deutlich sagen sollte (GR Günter Kenesei: Werden wir!), wenn so ein Verdacht besteht und dieser Herr, der sich diesem Verdacht aussetzen muss, und es besteht natürlich die Unschuldsvermutung, Herr Kenesei, keine Frage, aber solange dieser Fall nicht aufgeklärt ist, kann es nicht so sein, dass Sie einfach mit Ihrer Tagesordnung fortfahren und solche Vereine subventionieren. Der Leiter hat natürlich, wenn so ein Verdacht besteht, die Funktion als Leiter zurückzulegen. (StRin Mag Maria Vassilakou: Was kann der Verein dafür?) Aber Sie sind eben in diesen Bereichen in überhaupt keiner Weise sensibel. 

Sie schütten unbedenklich Subventionen an linksextreme Vereine wie "Arena" aus, Sie schütten unbedenklich Subventionen an Vereine wie den Verein "Echo" aus, Sie schütten unbedenklich Subventionen an Vereine wie das "Tatblatt" oder an die Zeitung "Tatblatt" aus und das sind Sachen, die man einfach nicht in Vergessenheit geraten lassen darf und die wir deshalb auch immer wieder ansprechen und Sie damit konfrontieren werden. 

Wir werden diesem Akt selbstverständlich unsere Zustimmung verweigern. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Als nächster Redner ist Herr GR Dr Troch zum Wort gemeldet. - Bitte.

GR Dr Harald Troch (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Herr Berichterstatter! Geschätzte Damen und Herren! 

Ich möchte nur eine kurze Bemerkung zu meinem Vorredner machen. Wenn Unterstellungen wehtäten, dann müssten Sie jetzt brüllen vor Schmerz, Herr Strache. Denn so einfach, wie Sie es sich machen, auf einmal da tief in der Vergangenheit wühlen und abgelutschte Geschichten erzählen, ich glaube, das ist ein bisschen zu fad für unser Hohes Haus hier. In Wien wärmt man ein Gulasch auf, das wird immer besser mit jedem Aufwärmen, aber das sind G’schichteln, die Sie schon seit Jahren vorbringen. Ich habe mir ein paar Ihrer Artikeln angeschaut, darunter auch im Landstraßer Bezirksjournal und da ist überhaupt nichts Neues dabei, und es geht hier doch um eine Subvention, die schon gar nicht für eine Vergangenheit, sondern für die Zukunft vergeben wird, würde ich einmal sagen. 

Ich habe mir trotzdem auch einmal die Lage genauer angeschaut und wollte nicht nur aus der Sicht der Arena Informationen hören, sondern habe heute mit dem Stadthauptmann des Bezirks Landstraße telefoniert, Herrn Mag Dr Zapf, und der ist - im Unterschied zu Ihnen - über die aktuelle Lage informiert und der ist hoch erfreut über die positive Entwicklung, über eine Professionalisierung auch des Arena-Teams, der Veranstalter, und diese positive Entwicklung hält seit zwei bis drei Jahren schon an. Veranstaltungen werden angemeldet, behördliche Genehmigungen eingeholt, Kollaudierungen durchgeführt, gewerberechtliche Bestimmungen eingehalten. Er spricht von fast normalen Verhältnissen und es gibt regelmäßige Kontakte, in denen das eine oder andere Missverständnis, das es noch geben will, gerade in Bereichen, wo es auch zu Jugendveranstaltungen kommt (GR Heinz Christian Strache: Das passt!), auch diskutiert wird.

Das Drogenproblem ist allgemein ernst zu nehmen, aber es ist kein Problem, das es ausschließlich in der Arena gibt. Es gibt ja bekanntlich eine politische Partei, die vor allem Gutscheine für den Konsum der potenziellen Droge Alkohol verteilt (GR Heinz Christian Strache: Alkoholrallye!) und diese Partei, Herr Strache, die kennen Sie sehr, sehr gut, die das macht. (Beifall bei der SPÖ. - GR Heinz Christian Strache: Die SPÖ, da haben Sie Recht!) 

Die Arena ist aus einer Hausbesetzungsbewegung, kann man sagen, entstanden. Daraus hat sich allerdings ein Projekt der Vermittlung und des Schaffens von Kultur entwickelt und diese Institution ist eigentlich aus dem Wiener Kulturleben, der Wiener Jugendszene, einfach gar nicht mehr wegzudenken. Die Arena, das ist ein Kulturprojekt, das heute eigentlich mit dem Begriff Musik schon zu eng gefasst ist, das darüber hinausgewachsen ist, ein Kulturprojekt, das im Jahr 2001 erstmals die Marke von 200 Veranstaltungen pro Jahr überschreiten wird. Die Arena, das ist eine kreative Ideenwerkstatt, natürlich gerade auch im Sinn trendiger Musik, die eben auch gerade in der Arena mitgestaltet, mitentwickelt wurde.

Ich möchte an das legendäre Wolfgang-Ambros-Konzert 1981 erinnern, wo entscheidende Impulse gesetzt wurden, ich möchte aber auch darauf hinweisen, dass Techno, House und Rave ... Ich möchte ein bisschen auch auf die Geschichte eingehen und es würde gerade Ihnen nicht schaden, die Ohren zu spitzen und zuzuhören, dass diese Richtungen House, Techno und Rave den Sprung nach Wien und nach Österreich auch geschafft haben. 

Es ist eine offene Ideenwerkstatt, eine Ideenwerkstatt, wo auch Raum gegeben wird, und da sind wir wieder bei der Gegenwart, es wird Raum gegeben für Theatergruppen und die auch Heimwerkerkurse für Arbeitslose, zum Beispiel, hervorgebracht hat. 

Und da bin ich schon bei einem anderen Aspekt, der mir auch ganz besonders wichtig ist. Die Arena, das ist auch ein soziales Integrationsprojekt. Menschen, die aus verschiedenen Gründen ausgestiegen sind, in ihrem Umfeld nicht mehr mitmachen konnten oder wollten, Menschen, die das Gefühl hatten, nirgendwo mehr hinzupassen, die sind in der Arena wieder motiviert worden mitzumachen. 

Zum Beispiel in einer der zwölf Arbeitsgruppen, die es dort gibt: von Werbung, Tontechnik, Lichttechnik, Gastronomie, Reinigung und so weiter. Diese Menschen, diese Arbeitslosen und Ausgegrenzten, die haben in der Arena wieder Tritt gefasst, Tritt gefasst fürs Leben. Sie haben dort auch das Gefühl, nicht nur für die eigene Existenz zu jobben, sondern sie haben das Gefühl, sie werden dort in der Arena auch gebraucht. 

Die Arena, das ist aber vor allem ein ganz ein zentraler Punkt, das ist ein Raum der Jugend. Ein Freiraum, abseits von Kommerz und ohne Konsumationszwang. Da gibt es zum Beispiel Tontechnikkurse für Kids. Viele können da erstmals ein riesiges Mischpult sehen, es bedienen und damit auch experimentieren lernen. Die Jugendlichen lernen die Musikszene kennen, die Probleme, die es gibt, die Technik, das Improvisieren und können sozusagen auch hinter die Kulissen schauen. 

Für so manchen ist hier schon eine Entwicklung mitgegeben worden für späteres berufliches, auch für ihr professionelles, ihr künstlerisches Weitermachen. 

Was machen in Wien zum Beispiel junge Bands oder noch nicht richtige Bands, sozusagen junge Menschen, die zu Hause in ihren elterlichen Wohnungen die ersten Musikproben hinlegen, dabei den Eltern und den Geschwistern auf die Nerven gehen? - In Wien proben diese Bands auch in der Arena. Es gibt in der Arena neun Probenhallen und die werden abwechselnd von je zwei bis drei primär jugendlichen Bands bespielt. Die Arena, das sind somit auch neue Chancen des kulturellen Erlebens für junge Menschen, eben abseits des Kommerz-Eintopfs. 

Das ist aber auch eine Chance für diese Stadt, mehr künstlerischen Nachwuchs zu fördern und zu entwickeln. 

Die Arena, das ist allerdings auch Dialog. Mehr Dialog als früher mit den Anrainern, um auch zu hohe Dezibel oder zu tiefe Bässe in den Griff zu bekommen. Und auch an dem wird gearbeitet und die ersten Sanierungsmaßnahmen greifen da schon, um die Lärmentwicklung in den Griff zu bekommen. 

Die Arena, das ist allerdings auch ein Modell, an dem sich die politischen Geister scheiden. Vor einem verbalen Rundumschlag kulturpolitischer Gartenzwerge geht hier die Sozialdemokratie sicher nicht in die Knie. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir sagen Ja zur Freiheit der Kunst, wir sagen Ja zur kulturellen Vielfalt in der Stadt und zu einem offenen Kulturklima. Wir sagen Ja zur Jugendkulturszene, sie soll innovativ und selbstbestimmt sein, auch mit den entsprechenden Freiräumen, die es hier für die jungen Menschen geben soll, wir sagen Ja zur Instandsetzung der Arena, und ich wünsche dem Arenateam viel Erfolg zu ihrer zukünftigen Arbeit. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Die Debatte ist geschlossen. 

Herr Berichterstatter, bitte.

Berichterstatter GR Paul Zimmermann: Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Noch ein paar Worte dazu: Eine Gesellschaft, eine moderne Gesellschaft, braucht kritische Menschen, vor allem junge, kritische Menschen. Mir ist schon klar, dass vor allem der FPÖ alle diejenigen, die sie kritisieren, ein Gräuel sind. Das ist mir bewusst, aber nicht nur deswegen ersuche ich um Zustimmung, sondern gerade deswegen, weil wir eine Gesellschaft sind, die derartige junge Menschen, die uns kritisch betrachten, braucht. 

Daher ersuche ich nochmals um Zustimmung. - Danke schön. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 178 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmenmehrheit ohne die Freiheitlichen so angenommen.

Postnummer 2 (PrZ 228/01-GIF) der Tagesordnung. Sie betrifft eine Subvention an den Verein "abzwien Verein zur Förderung von Arbeit, Bildung und Zukunft von Frauen". 

Frau Berichterstatterin, Frau GRin Frauenberger, bitte. (GRin Dr Elisabeth Neck-Schaukowitsch: Die Debattenrednerin Dr Vana ist gestrichen!)

Ist gestrichen die Frau Dr Vana, Entschuldigung, Pardon. Ich nehme alles zurück, aber ich habe es leider auf keiner meiner Listen. 

Somit komme ich zur Abstimmung. 

Wer für die Postnummer 2 in der vorliegenden Fassung ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist einstimmig so zur Kenntnis genommen. - Danke schön.

Ich schlage vor, nachdem ursprünglich vorgesehen war, die Postnummern 5 (PrZ 221/01-GIF), 13 (PrZ 234/01-GIF), 16 (PrZ 218/01-GIF), 17 (PrZ 219/01-GIF), 18 (PrZ 220/01-GIF), 19 (PrZ 224/01-GIF), 20 (PrZ 225/01-GIF), 21 (PrZ 229/01-GIF) und 22 (PrZ 233/01-GIF) gemeinsam zu diskutieren und gemeinsam zu behandeln, keinerlei Wortmeldungen mehr vorliegen, gehe ich jetzt gleich vor in der Abstimmung. 

Postnummer 5: Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit Mehrheit ohne die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 13: Wer dafür ist, bitte ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit Mehrheit ohne die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 16: Mehrheit ohne die Freiheitlichen.

Postnummer 17: Mehrheit ohne die Freiheitlichen.

Postnummer 18: Das gleiche Ergebnis wie bei Postnummer 17.

Postnummer 19: Wie 18.

Postnummer 20: Wiederum ohne die Freiheitlichen, mit Mehrheit. 

Postnummer 21: Das gleiche Ergebnis. (GR Harry Kopietz: Eindeutige Mehrheit!) 

Postnummer 22: Könnte man einstimmig machen. Wollen Sie nicht? - Nein, gut, wiederum ohne die Freiheitlichen. (GR Günter Kenesei: Ohne die Freiheitlichen!) 

Postnummer 15 (PrZ 235/01-GIF): Subvention an den Verein "ZARA - Verein für Zivilcourage und Anti-Rassismus-Arbeit". 

Hier liegt ebenfalls keine Wortmeldung vor. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist wiederum ohne die Freiheitlichen mehrheitlich angenommen.

Darf ich jetzt fragen, bei Postnummer 151 (PrZ 277/01-GSV), Herr Prof Maresch, wollen Sie reden? (GR Mag Rüdiger Maresch: Ja, freilich!) - Gut, Postnummer 151, Plandokument Nr 7454 im 21. Bezirk, KatG Jedlesee.

Herr Berichterstatter, Herr GR Reiter, bitte. 

Berichterstatter GR Günther Reiter: Ich ersuche um Zustimmung zu diesem Plandokument. 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: So, Herr Gemeinderat, aber bitte keine Unterrichtseinheit abhalten (GR Mag Rüdiger Maresch: Eine kleine Unterrichtseinheit!), wir haben nur 20 Minuten Zeit. 

GR Mag Rüdiger Maresch (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine Damen und Herren!

Es gibt ja einen ganz netten G'stättenführer von der Wiener Umweltanwaltschaft. Das ist ein wirklich erhebendes Buch, ganz toll, herausgekommen in der 2. Auflage. Wenn man es so durchblättert, kommt man da unter der Nummer 3, Rudolf-Virchofstraße - Kammelweg zu einer G'stätten, die 5,4 Hektar groß ist und eine der ganz tollen hier ist, eine ziemlich große und wenn man es sich genau überlegt, dann wird die jetzt vom Harry Glück-Bau mehr oder weniger zerstört. Da können wir dieser Sache nicht gerne zustimmen. 

Grundsätzlich ist es so, dass der Bau nach Möglichkeiten der Wohnzufriedenheit irgendwie gebaut wurde, aber trotz alledem, stimmen wir nicht zu, weil - und da möchte ich ein bisschen aus dem G'stättenführer zitieren -: "Die temporäre Nutzung von Baulücken als Freiräume für Kinder und Jugendliche wird mittlerweile von Mehrfachnutzungskoordinatoren der Stadt Wien betrieben und die kann einige Erfolge vorweisen."

Dann gibt es zum Beispiel noch auf der Seite SPÖ-Zukunftsprogramm "100 Projekte für die Zukunft Wiens". Da steht: "Bestehende Grünräume werden abgesichert, Grünflächen werden zu Lebewesen und als Spielwiesen, Lernwiesen, Lesewiesen, Krabbelwiesen intensiver genutzt als bisher."

Die SozialdemokratInnen wollen mehr Grün in graue Gassen und einen Park für jedes Grätzel. Aber genau den Park gibt es dort nur mehr als seltsam kleine grüne Wiese, er ist nämlich einigermaßen kleiner geworden. Deswegen können wir nicht zustimmen. 

Eine Kleinigkeit noch: Im G'stättenführer von 1994 da war es schon drinnen und 2000 auch. Dann steht hier drinnen von der ehemaligen Umweltanwältin: "Sie freut sich, G'stätten nur aufzunehmen, die auch für die Zukunft gesichert sind." 

Ich muss sagen, leider Gottes hat sich Frau Büchl-Krammerstätter geirrt und Sie verbauen die G'stätten. Genau deswegen sind wir gegen diesen Tagesordnungspunkt. - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen.

Herr Berichterstatter, bitte.

Berichterstatter GR Günther Reiter: Ich werde natürlich die Zustimmung empfehlen, das ist keine Frage, wobei das Projekt Wohnzufriedenheit, das hier Gegenstand des Widmungsplans ist, Kollege Maresch, überhaupt nicht zum Tragen gekommen ist. In diesem Projekt sind die städtebaulichen Ziele alle erfüllt und die Wohnzufriedenheit in dieser Gegend ist hervorragend und diese Projekte sind ja auch dazu angetan, das Abwandern nach Niederösterreich hinanzuhalten, das ist keine Frage, und das Projekt ist zugeschnitten auf die Wienerinnen und Wiener, dass sie sich im Grünen wohl fühlen. 

Ich könnte jetzt hier all die positiven Punkte erwähnen, die in diesem Projekt vorhanden sind. Ich erspare es mir wirklich und möchte nur noch sagen, dass auch die Einwände des Fachbeirats zum Tragen gekommen sind und dass im Bezirk bis auf die GRÜNEN alle zugestimmt haben. Darum meine ich, sollten auch wir diesem Widmungsplan zustimmen.

Ich bitte um Zustimmung.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Ich danke. - Wer für die Postnummer 151 ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist mit Stimmenmehrheit ohne die GRÜNEN so angenommen.

Postnummer 152 (PrZ 275/01-GSV), Plandokument Nr 7408 im 16. Bezirk, KatG Ottakring. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls mit Stimmenmehrheit ohne die GRÜNEN so angenommen.

Postnummer 156 (PrZ 269/01-GSV), Plandokument Nr 7416 im 22. Bezirk, KatG Breitenlee. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Das ist ebenfalls ohne die GRÜNEN mit Mehrheit angenommen.

Postnummer 157 (PrZ 274/01-GSV), Plandokument Nr 7415, ebenfalls im 22. Bezirk, KatG Breitenlee. 

Wer dafür ist, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. - Mit Stimmenmehrheit ohne die Freiheitlichen angenommen.

Postnummer 197 (PrZ 233/01-GSV), Plandokument Nr 7291, KatGen Neustift am Walde, Pötzleinsdorf, Währing und Obersievering.

Frau GRin Ramskogler, bitte.

Berichterstatterin GRin Mag Sonja Ramskogler: Ich bitte Sie um Zustimmung zu dem folgenden Poststück.

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Danke. - Die Debatte ist eröffnet. Herr GR Pfeiffer, bitte.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Wenn ich heute schon einmal ganz klar und deutlich gesagt habe, ich freue mich, dass wir die Grinzinggarage errichten können, so muss ich jetzt sagen, bin ich umso trauriger, wenn ich das Plandokument 7291 betrachte. Wir haben hier - und die Mehrheit dieses Hauses wird es vermutlich wieder tun - die Chance vertan, eine ungerechtfertigte Beschneidung privaten Eigentums rückgängig zu machen. Ich weiß es aus meiner Erfahrung im Planungsausschuss, dass gerade in den 1960er und 1970er Jahren mit dem Eigentum der Menschen manchmal sehr willkürlich verfahren wurde. Und Willkür war es auch, die uns der Verfassungsgerichtshof vorgeworfen hat, sicherlich auch im Zusammenhang mit diesen Dingen. Und darum müssen auch in einem Zeitraum von zehn Jahren sämtliche Flächenwidmungspläne neu gemacht werden.

Denn schon im Flächenwidmungsplan aus dem Jahre 1978 waren die im Konsens erbauten Wohnhäuser - ich betone das noch einmal -, im Konsens erbauten Wohnhäuser, in der zweiten Reihe in einigen Gassen im Blockinneren mit "gärtnerisch auszugestaltend" vorgeschrieben. 

Jetzt beruft man sich, dass das schon damals so war und an Stelle den Fehler auszubügeln, schreiben wir ihn weiter fort. Jetzt beruft man sich auf den Begriff der Blockentkernung, den es in der Bauordnung gar nicht gibt, das muss man dazusagen, das ist etwas, was erfunden wurde, als Zielsetzung und das in einem Einfamilienhaus- und Villengebiet, wo sowieso durchgehendes Grün gegeben ist, und zwar ein durchgehendes Grün im Baugebiet. 

Dagegen wurden Tausende illegal errichtete Kleingartenhäuser und Kleingartenwohnhäuser legalisiert. Das allerdings im Grünland, nicht im Bauland. Und in den Zielen der Festsetzung in diesem Plan steht eindeutig drinnen, weit gehende Bestandswidmung. Diese Ziele wurden eigentlich, ja, wurden überhaupt nicht erfüllt. Die Bezirkswünsche werden sowieso ignoriert, obwohl der Bezirk einstimmig diese tatsächliche Schlechterstellung der Liegenschaftseigner aufheben wollte. Zweimal hat auch Ihre Bezirksparteiorganisation, die Bezirksparteiorganisation der Sozialisten, ganz klar und deutlich gesagt, dass das ein Unsinn ist.

Sie verharren in der Festsetzung der Wertminderung, Sie schreiben die Ungleichheit weiter fort und Sie sind auf den Bezirksvorsteher böse, weil der angeblich die Leute aufwiegelt, wenn er sie von diesem Tatbestand informiert. Ich habe diesen Brief da, er ist wirklich kein Anlass und kein Grund, um auf ihn böse zu sein. 

Sie sind weiterhin, muss man damit sagen, eigentumsfeindlich und kümmern sich nicht um die Bedürfnisse der Bürger in dieser Region, die genauso Wiener sind wie jene, denen sie laufend Geschenke machen, wenn es zum Beispiel darum geht, illegale Bauwerke rechtlich zu sanieren.

Ich bringe daher namens meiner Fraktion einen Abänderungsantrag ein, in dem diese Vorgangsweise abgeändert werden soll und eine bestandsorientierte Flächen- und Bebauungsbestimmung laut beiliegender Skizze verordnet werden soll. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer. Herr GR Ing RUDOLPH, bitte schön.

GR Ing Herbert RUDOLPH (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Berichterstatterin! Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Herr Kollege Pfeiffer, ich gebe Ihnen Recht, ich gebe Ihnen absolut Recht mit dem, was Sie hier gesagt haben und daher wird meine Fraktion auch Ihrem Antrag die Zustimmung geben.

Allerdings Ihre Argumentation und der Flächenwidmungsakt bringen mich beinahe in eine ungewohnte, um nicht zu sagen, in eine Verlegenheitssituation, weil ich komme tatsächlich in die Rolle, den amtierenden Planungsstadtrat ein wenig in Schutz nehmen zu müssen, denn das vorliegende Dokument ist ja nicht erst jetzt in dieser Funktionsperiode des Gemeinderats entstanden, sondern dieses Dokument hat ja eine gewisse Vorlaufzeit. Es ist ja so, dass es nicht nur deshalb etwas länger gedauert hat, weil wir uns im Bezirk sehr eingehend und einstimmig - das haben Sie völlig richtig zitiert - damit beschäftigt haben, sondern dieses Dokument hat seinen Geburtstag, kann man sagen, Mitte 1999. 

Mitte 1999 wurde Dipl Ing Deix, der hier als aktführender Beamter ausgewiesen ist, damit beauftragt, sich mit diesem Dokument zu befassen. Er hat das natürlich getan und man kann das natürlich auch gut vergleichen. Wenn man den Gründruck mit dem Rotdruck vergleicht, haben sich auch keine substanziellen Änderungen in diesem Bereich ergeben. Also, tatsächlich ist es so, dass sich schon der frühere Planungsstadtrat auch in diesem Dokument in Wahrheit verwirklicht. (GR Gerhard Pfeiffer: Da irren Sie sich, Herr Kollege!)

Und ich frage mich natürlich schon, Herr Kollege Pfeiffer, Sie waren ja, wenn ich mich richtig erinnere, hier doch in einer Regierungskoalition und wenn Ihnen das hier so ein großes Anliegen ist, könnte man doch eigentlich zu Recht annehmen, dass Sie die Möglichkeit genutzt hätten (GR Gerhard Pfeiffer: Sie irren sich!), in dieser Koalition dafür zu sorgen, dass das hier, was Sie hier völlig zu Recht kritisieren, auch rechtlich saniert wird. 

Allein, Sie haben es nicht getan, oder Sie haben es halt versucht und haben es nicht zu Stande gebracht. Das eine ist so schlecht wie das andere.

Aber in diesem Zusammenhang habe ich auch ein paar Zeilen für Herrn GR Hatzl gefunden. Ein paar Zeilen für Herrn GR Hatzl, die ihm sicherlich sehr gut gefallen werden. Es sind Zeilen aus dem "Standard" vom Mittwoch dieser Woche. 

Es ist eine Aussage des Restitutionsbeauftragten der Gemeinde Wien und da geht es auch um Umwidmungen und um Wertverlust, den man mit Umwidmungen erleben kann, genau das also, was mit diesem Akt passiert, nur ist das in einer viel größeren Dimension passiert, und nehmen Sie sich bitte auch die Kritik Ihres Restitutionsbeauftragten zu Herzen. 

Scholz sagt hier, wortwörtlich bezogen auf die Schafberggründe: "Die Schafberggründe wurden als sündteures Bauland arisiert und nach 1945 als Grünland zurückgegeben. Widmungsänderungen sind zwar nicht unüblich, diese aber geschah zum Nachteil des jüdischen Besitzers. Der Wert hat sich um mehrere 100 Millionen S vermindert. Nach Angaben der Erben hat die Gemeinde Wien dann von ihm Teile des Schafbergs zum Grünlandpreis angekauft und wieder in teures Bauland rückgewidmet." 

Das ist zwar rechtlich in Ordnung, so wie der Akt auch rechtlich in Ordnung ist, entzieht sich allerdings nicht einer moralischen Bewertung, und über die muss man reden. 

Meine Damen und Herren von der Sozialdemokratie! Genau das tun Sie in einem wesentlich kleineren Ausmaß natürlich auch hier mit diesem Aktenstück, dass Sie hier ganz einfach mit Mitteln der Umwidmung Wertverschiebungen herbeiführen. 

Es ist ja ein Privatbesitz, da kümmert es vielleicht nicht so sehr, aber Sie tun es, und das soll Ihnen bewusst sein. Wenn Sie sich schon so historisch verantwortungsbewusst zeigen, dann muss Ihnen ja auch Ihr eigenes Handeln zu denken geben. 

Ich komme aber noch zu einem zweiten Bereich aus dieser Flächenwidmung. Da geht es um die frühere Kinderklinik Glanzing. Da habe ich an Herrn Wohnbaustadtrat Faymann vor nicht allzu langer Zeit einmal eine Anfrage gestellt, wie es denn jetzt weitergeht, mit dieser früheren Kinderklinik in Glanzing, was denn jetzt passieren wird, weil man hat ja diese Kinderklinik Glanzing im Zuge der Einsparungsmaßnahmen der Stadt Wien im Gesundheitswesen aufgelassen und der Gemeinderat hat dann am 24. November 1999 die Liegenschaft um 19,1 Millionen S angekauft. 19,1 Millionen S, sicherlich eine Mezzie, keine Frage. 

Nur, seitdem steht das Haus ungenutzt und Jahr für Jahr muss die Bezirksvertretung 200 000 S investieren, um die gröbsten Bauschäden zu verhindern. Nun ja, wenn man es sich leisten kann, zuerst ein Objekt um 19,1 Millionen S zu kaufen, um es dann einfach stehen zu lassen oder vielleicht damit Spekulation zu treiben, dann ist das eine Form, die mir nicht gefällt und daher habe ich den Herrn Wohnbaustadt gefragt, wie es denn so weitergeht. Und er hat hier eine ganz interessante Antwort gegeben. Er hat gesagt: "Es gibt keine zwingenden Vorgaben für die künftige Nutzung und nach entsprechender Anfrage ist auch von keiner Geschäftsgruppe der Stadt Wien Bedarf an diesem Areal für die städtischen Einrichtungen bekannt gegeben worden. Und daher wird nach entsprechender Änderung der Flächenwidmung" - das ist genau das, was heute hier beschlossen werden soll - "ein Verkauf der Liegenschaft angestrebt." 

Also, um 19,1 Millionen S erworben und jetzt wird man schauen, um wie viel man es verkaufen wird. "Der Käuferkreis wird in Form einer öffentlichen Interessentensuche ermittelt werden und die einlangenden Angebote an Hand von vorher festgelegten Bewertungskriterien beurteilt und so das optimale Angebot ermittelt", schreibt StR Faymann, datiert 27. August 2001. Nun ja. "Nach entsprechender Änderung der Flächenwidmung ein Verkauf angestrebt und dann wird der Bezirk mitwirken können." 

Wie liest sich dasselbe im Flächenwidmungsplan, in dem Akt, der heute zur Beschlussfassung ansteht? - "Das Gebäude der Kinderklinik Glanzing und das Areal des Schwesternwohnheims sind zukünftig einer neuen Nutzung zuzuführen, da der Betrieb eingestellt wurde." Jawohl! "Die Bebauungsbestimmungen sind daher mit der künftigen Nutzung und den Gegebenheiten im Plangebiet abzustimmen. Dies setzt natürlich voraus, dass man weiß, was man mit dieser Liegenschaft tun möchte." 

Das ist in Ordnung, wenn Sie es wissen. Nur, dann sollten Sie es bitte auch sagen und schriftliche Anfragen oder schriftliche Anfragen der Mandatare hier im Haus dann auch dementsprechend beantworten und nicht erst quasi sagen, na ja, wir werden schon einmal schauen, wann wir ehrlich drüber reden müssen, und wenn wir den Preis bekannt geben, müssen wir auch die Käufer bekannt geben. 

Es gibt von der Bezirksvertretung Döbling einen, bislang nicht veränderten, beschlossenen einstimmigen Antrag, was mit der Kinderklinik Glanzing weiter passieren soll. Dieser Beschluss der Bezirksvertretung Döbling - ich darf ihn da wiederholen -, meine Fraktion hat ihn in Döbling eingebracht und ich wiederhole das hier: 

"Die Liegenschaft der ehemaligen Kinderklinik Glanzing möge von der Stadt Wien als Einrichtung zur Kurzzeitunterbringung von schwer- und schwerstbehinderten Kindern und Jugendlichen genützt werden. Des Weiteren mögen Wohnungen zum Zwecke des Betreuten Wohnens für erwachsene behinderte Menschen geschaffen werden." 

Meine Damen und Herren! Wir glauben, dass damit der Liegenschaft und der seinerzeitigen Verwendung der Liegenschaft und all den Möglichkeiten, die diese Liegenschaft bietet, am besten entsprochen werden würde. 

Und ich ersuche in formeller Hinsicht einmal, zuerst diesen Antrag dem GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport zuzuweisen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR Pfeiffer, zu einer tatsächlichen Berichtigung.

GR Gerhard Pfeiffer (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich weiß schon, die Bauordnung ist sehr kompliziert und man kann wahrscheinlich drei Doktorstudien eher machen, als die Bauordnung und ihre Auswirkungen ganz zu durchschauen. Aber laut Bauordnung, Herr Kollege RUDOLPH, hat der Abteilungsleiter die Entscheidung über die Einleitung des Planverfahrens, der Abteilungsleiter der MA 21A in diesem Fall, und er stellt autonom den Antragsvorentwurf (Gründruck). Das ist einmal die Tatsache. Da hat der Stadtrat, der ist da gar nicht der Auftraggeber in dem Fall dieses Verfahrens. Das muss man klar und deutlich sagen. Und der Abteilungsleiter berichtet dann über das Ergebnis des magistratsinternen Begutachtungsverfahrens (Gründruck) dem Stadtrat erstmalig und erstellt danach dann den Antragsentwurf, das ist der erste Rotdruck. 

Es ist also ganz eindeutig so, dass Sie das nicht in dem Fall dem StR Görg in die Schuhe schieben können. Das ist genau in dieser Übergangszeit passiert, wo der Gründruck schon gelaufen ist, wo dann in der weiteren Folge der Rotdruck schon in der neuen Stadtregierung angekommen ist. (GR Franz Ekkamp: Gut bemerkt hier!)

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Herr GR VALENTIN. 

GR Erich VALENTIN (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtags und Gemeinderats): Herr Vorsitzender! Frau Berichterstatterin! 

Zuallererst das, was für mich überraschend ist bei der Debatte: Dass ich zumindest zum Teil Kollegen RUDOLPH dankbar bin für etwas, was er gesagt hat, weil der Aktenlauf dieser Flächenwidmung hat doch etwas sehr Bezeichnendes. In der Zeit - und er hat das richtig ausgeführt -, als der Grün- und der Rotdruck erstellt worden ist und dem Bezirk - das ist der zweite Teil der Wahrheit - zugestellt worden ist, hat der Bezirk nichts an dieser Flächenwidmung gefunden, auch trotz der Berichtigung, die aber erst später gekommen ist, erst als veränderte Mehrheitsverhältnisse auch eine veränderte Verantwortlichkeit im Planungsressort nach sich gezogen haben. Das ist das eine. (GR Gerhard Pfeiffer: Das ist doch wieder falsch!)
Zum Zweiten denke ich mir, Kollege Pfeiffer, auch etwas anderes stimmt nicht. Sie haben gesagt, dass der Bezirk in seiner Stellungnahme nicht berücksichtigt worden ist. Ich nehme an - weil ich Sie als gewissenhaften Abgeordneten kenne -, Sie haben sich genauso gewissenhaft den Akt angesehen, wie ich es getan habe. 

Der Bezirk hat drei Forderungen gestellt. Das eine war das ganzjährige Wohnen in der Anlage Windmühlhöhe, das war aber aus topographischen Gründen nicht möglich. 

Der Bezirk hat gefordert, in der Strehlgasse keinen Fußweg zu widmen, dem hat die Planung zu 100 Prozent Rechnung getragen. Und dann wurden für fünf Örtlichkeiten die Widmung nach dem Bestand eingefordert. 

Dazu muss man eines sagen: Wie Sie selbst erwähnt haben, ist diese Widmung, nämlich die im hinteren Trakt der am Grundstück befindlichen Nebengebäude nicht nach Bestand zu widmen, keine Neuerung der diesjährigen Widmung, das ist eine Widmung, die aus gutem Grund aus dem Jahr 1978 stammt und teilweise aus den 1960er Jahren, weil man auch damals schon entkernen wollte und einen durchgehenden Grünzug schaffen wollte. 

Man muss dazusagen, dass die Flächenwidmung ausreichend aufgelegen ist und dass sich kein Einziger von den Wohnungs- und vor allem von den Grundstückseigentümern zu dieser Frage gemeldet hat. Erst als der Herr Bezirksvorsteher des 19. Bezirks Brieferln versandt hat, mit dem Inhalt, dass bei einer Katastrophe oder bei einer Brandkatastrophe das Gebäude nicht nach Bestand wieder aufgebaut werden könnte, nachdem er gesagt hat, dass ein drohender Wertverlust vor der Tür steht, was nicht stimmen kann, wenn die Widmung seit den 1970er Jahren so ist wie sie jetzt auch vorgeschlagen wird, erst dann hat sich der eine oder andere gemeldet. 

Und Sie kennen genauso gut wie ich die Stellungnahme der Baupolizei und ich denke mir, das hätte man auch ehrlicherweise den Bürgerinnen und Bürgern, die dort ihre Grundstücke haben, sagen müssen, wenn man wirklich fair mit ihnen umgeht. Die Baupolizei ist der Rechtsansicht, und das nicht erst seit heute, dass im Zuge einer Brandkatastrophe in dem Moment, wo ein geringer Teil, selbst ein geringer Teil des Gebäudes noch steht, nach Bestand, nach Konsens noch steht, dieses wieder errichtet werden kann. Also, die Gefahr, dass nach einer Brandkatastrophe dort das nicht errichtet werden könnte, ist in Wirklichkeit aus der Luft gegriffen und auch die Vergangenheit der Praxis der Baupolizei zeigt sehr deutlich, dass anders vorgegangen worden ist, als Sie das oder Ihr Bezirksvorsteher im 19  Bezirk beschlossen haben. (GR Gerhard Pfeiffer: Warum wird anders vorgegangen, das ist doch Unsinn!) Ganz einfach deshalb, weil Planung - und das ist grundsätzlich missverständlich offensichtlich zwischen uns beiden und auch zwischen Ihnen und auch der Sozialdemokratischen Fraktion - etwas ist, was in der Zukunft orientiert ist, und da wird sich die Stadtplanung ja wohl Ideen und Ziel-


setzungen geben können. 

Das heißt nicht, dass man bestehende Rechtssituationen verbietet, das heißt nicht, dass man bestehende Bausubstanz verbietet, aber das heißt, dass man sich in der Zukunft etwas vorstellen kann. Das passiert in Wien 100‑fach, und gerade in dem konkreten Beispiel soll es nicht passieren? 

Mir erscheint das Ganze nach dem Motto, wenn Herr BV Tiller nicht will, dann spielt gar nichts, oder viel Lärm um nichts. Und das ist in der konkreten Situation sicherlich nicht sehr sinnvoll. Deshalb empfehle ich meiner Fraktion, empfehle der Frau Berichterstatterin zum einen den Abänderungsantrag der Österreichischen Volkspartei zur Ablehnung zu empfehlen und gleichzeitig auch den Antrag der Freiheitlichen zur Ablehnung zu empfehlen. - Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Rudolf Hundstorfer: Zum Wort ist niemand mehr gemeldet. Die Debatte ist geschlossen. 

Die Frau Berichterstatterin hat auf ihr Schlusswort verzichtet. 

Wir kommen zur Abstimmung. 

Wer für den Abänderungsantrag der ÖVP ist, den ersuche ich um ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nicht die erforderliche Mehrheit. Er ist somit abgelehnt. 

Wir kommen nun zur Postnummer 197 in der vorliegenden Fassung. Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist mit Mehrheit ohne die Stimmen der ÖVP, FPÖ und GRÜNEN angenommen. 

Ich habe nun zur Abstimmung zu bringen den Beschlussantrag der FPÖ, GRe RUDOLPH, Römer und Strache; betreffend Nachnutzung der Kinderklinik Glanzing. 

Es wird die Zuweisung an den GRA für Bildung, Jugend, Soziales, Information und Sport beantragt. 

Wer dafür ist, ein Zeichen mit der Hand. - Dies ist nicht ausreichend unterstützt und somit abgelehnt. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Somit ist die öffentliche Sitzung beendet. 

(Schluss um 22.53 Uhr.) 

